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des Bundeskanzlers auf die Anfrage der Abge­
ordneten Dr. Erma c o r a  und Genossen 
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schaft auf die Anfrage der AbgeC'rdneten 
B ran d s tätter  und Genossen ( 1257/A.B. zu 
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des Bundesmini"lters für Bauten und Technik 
auf die Anfrage der Abgeordneten Z e i l l i n g e r  
und Genossen (1258/A.B. zu 1278/J) 

des Bundeministers für Verkehr auf die Anfrage 
der Abgeordneten Mel t e r  und Genossen 
(1259/A.B. zu 1246/J) 
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nossen (1 260/A.B. zu I 255/J) 
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der Abgeordneten Dr. Pel ikan und Genossen 
(1 263/A.B. zu 1 3 15/.J) 

Beginn der Sitzung: 10 Uhr 

V o r  s i t z e n  d e :  Präsident Benya, Zweiter Industriestandort. Es wäre daher gegenwärtig 
Präsident Dr. Maleta, Dritter Präsident Probst. wenig sinnvoll, in Donawitz eine Umstellung 

im Verfahren und damit eine Änderung der 
Struktur des Hüttenwerkes durchzuführen. 

Präsident: Die Sitzung ist e r ö f f n e t. 

Die amtlichen Protokolle der 76. Sitzung 
vom 1 9. und 20. Juni sowie 3. und 4. Juli wie 
auch der 77. Sitzung vom 4. Juli 1973 sind 
in der Kanzlei aufgelegen und unbeanständet 
geblieben. 

K r a n k gemeldet ist der Herr Abgeordnete 
Dr. Kohlmaier. 

Fragestunde 

Präsident: Wir gelangen zur Fragestunde. 
Ich beginne jetzt - um 10 Uhr 1 Minute -

mit dem Aufruf der Anfragen. 

Bundeskanzleramt 

Präsident: 1 .  Anfrage : Herr Abgeordneter 
Burger (OVP) an den Herrn Bundeskanzler. 

1154/M 
Welche Stellungnahme als Eigentümervertre­

ter beziehen Sie zu der Auffassung von Gene­
raldirektor Dr. Geist anläßlich der SPO-Stahl­
Enquete am 30. Mai 1973 in Kapfenberg bezüg­
lich. der Standortfrage des Hüttenwerkes Dona­
witz? 

Präsident: Diese Frage wird der Herr Staats­
sekretär Dr. Veselsky beantworten. Bitte , Herr 
Staatssekretär. 

Staatssekretär im Bundeskanzleramt Doktor 
Veselsky: Herr Präsident ! Hohes Haus ! Zur 
Anfrage des Herrn Abgeordneten Burger darf 
ich in Vertretung des Herrn Bundeskanzlers 
wie folgt anworten : 

Die derzeit im Hüttenwerk Donawitz durch­
geführten umfangreichen Investitionen sichern 
auf Grund des daraus zu erwartenden Produk­
tivitätsfortschrittes produktions- und beschäf­
tigungsmäßig diesen wichtigen steirischen 

Andererseits haben heute im Binnenland ge­
legene Hüttenwerke einen wesentlichen 
Standortnachteil gegenüber den sogenannten 
"nassen" I;Iüttenwerken, die an schiffbaren 
Flüssen oder am Meer l iegen, die große 
Transportmengen mit niedrigsten Kosten be­
wältigen und auch in bisher ungewohnter 
Größenordnung produzieren können. 

Diese internationale Entwicklung war auch 
der Grund für die Zusammenfassung der 
österreichischen verstaatlichten Eisen- und 
Stahlindustrie zu einem neuen großen Kon­
zern, der damit die Möglichkeit erhalten soll, 
am ln- und Auslandsmarkt konkurrenzfähig 
zu bleiben. Für die Zukunft wird es aber auch 
im Rahmen dieses Konzerns erforderlich sein, 
die wenigen Möglichkeiten zu prüfen, nach 
denen solche Standortnachteile durch allfällige 
neue Technologien zur Herstellung von Stahl 
überwunden werden können. Wie Sie, Herr 
Abgeordneter Burger, ja selbst auch wissen, 
sind unsere Techniker in diesem Bereich ganz 
bestimmt mit an der Weltspitze zu sehen. 

Generaldirektor Dr. lng. Geist hat in diesem 
Zusammenhang bei der genannten Enquete 
eine der neuen Technologien genannt, nämlich 
die Technologie der Verhüttung von Eisen­
schwamm in Hochleistungslichtbogenöfen, hat 
darauf hingewiesen , daß diese Technologie 
mehr und mehr zu beachten und zu prüfen 
sein wird. 

Die Prüfung einer möglichen künftigen Um­
stellung auf eine neue Technologie sollte da­
her aus der Sicht der Sicherung der bestehen­
den Arbeitsplätze in diesem Raume vorgenom­
men werden - einer Sicherung der Arbeits­
plätze in diesem Raum auf Generationen. 
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Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Burger: Herr Staatssekretär! 
Trotz fortschreitender Investitionen in der 
Hütte Donawitz ist es umso unverständlicher, 
wenn der Generaldirektor Dr. Geist laut 
"Kleiner Zeitung" vom 31. 5. 1 973 folgendes 
aussagt : 

"Franz Geist, Generaldirektor der OIAG und 
Aufsichtsratsvorsitzender des fusionierten 
Stahlkonzerns VOEST-Alpine, hat dieser Tage 
auf der von der steirischen SPO veranstalteten 
Stahl-Enquete in Kapfenberg vorgeschlagen, 
in Donawitz von der traditionellen Technik 
der Stahl erzeugung abzu g ehen und eine neue 
Technologie anzuwenden. Dieses Verfahren 
macht die Hochöfen und die LD-Tiegel über­
flüssigj hochwertiges (ausländisches) Erz wird 
zu Eisenschwamm reduzie rt und in Elektro­
öfen zu Stahl erschmolzen.·· 

Diese Aussage ist unverständlich, wenn man 
die Investitionen und den Fortgang der Inve­
stitionen sieht. Manchmal müßte man die 
Meinung schöpfen, daß diese Investitionen 
umsonst getätigt werden. (Abg. W i e  1 a n d­

n e  r: So hat er es auch nich t gesagtf) 

Merkwürdigerweise äußern sich die sozia­
listischen Betriebsräte zu solchen ungeheuer­
lichen Äußerungen des H errn Dr. Geist über­
haupt nicht. Früher hätten solche Aussagen 
zu einem unmittelbaren Streik geführt. 

Ich frage Sie daher, Herr Staatssekretär: 
Werden Sie dafür Sorge tragen, daß solche 
Äußerungen in Hinkunft unterbleiben, um 
die Belegschaft nicht zu beunruhigen? 

Präsident: Herr Staatssekretär. 

Staatssekretär Dr. Veselsky: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Ich habe die Ausführun­
gen, auf die sich diese Pressemitteilung stützt, 
vor mir, und ich finde in diesem wörtlichen 
Manuskript eigentlich keine Aussage in die­
ser Richtung, sondern den Hinweis, daß neue 
Technologien zu beachten und zu prüfen sind. 

Präsident: Weitere Frage.  Bitte. 

Abgeordneter Burger: Herr Staatssekretär! 
Mit diesen Aussagen des OIAG-Chefs wird 
das langsam gewonnene Vertrauen in den 
Vorstand des neuen Stahlkonzerns erheblich 
untergraben und erschüttert. Es wird daher 
notwendig sein, den Belegschaften sobald 
wie möglich ein umfassendes Unternehmens­
konzept vorzulegen, aus welchem gen au er­
sichtlich ist, in welche Richtung die zukünfti­
gen Investitionen laufen werden. Herr Staats­
sekretär, ich frage Sie : Wann ist mit der Vor­
lage eines solchen Unternehmenskonzeptes zu 
rechnen? 

Präsident: Herr Staatssekretär. 

Staatssekretär Dr. Veselsky: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Es ist Aufgabe des neu 
gegründeten VOEST -Alpine-Montan-Kon­
zerns, nun die Produktionsabgrenzungen fest­
zulegen und zu kanalisieren. Es ist Aufgabe 
der neuen Konzernleitung, dabei Uberschnei­
dungen zu vermeiden und neuen Entwicklun­
gen Rechnung zu tragen . 

Was den Bereich Donawitz anlangt, darf 
hier festgehalten werden, daß das beschlossene 
Investitionsprogramm völlig zur Durchführung 
gelangen wird und d aß damit die in die Zu­
kunft weisenden Weichenstellungen tatsäch­
lich eingehalten werden. 

Präsident: Anfrage 2: Herr Abgeordneter 
Dr. Scrinzi (FPO) an den Herrn Bundeskanzler. 

11 39/M 
Auf Grund welcher Interpretation des Punk­

tes 4 des GehaItsabkommens 1971 werden der­
zeit Verhandlungen über Bezugsforderungen der 
Hochschullehrer abgelehnt? 

Präsident: Diese Anfrage wird Herr Staats­
sekretär Lausecker b eantworten. Bitte, Herr 
Staatssekretär. 

Staatssekretär im Bundeskanzleramt Laus­
ecker: Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes 
Haus ! Sehr geehrter Herr Abgeordneter !  In 
Vertretung des Herrn Bundeskanzlers beehre 
ich mich Ihre Anfrage wie folgt zu beantwor­
ten : 

Zu Beginn dieses J ahres haben die Gewerk­
schaften des öffentlichen Dienstes für ver­
schiedene Bedienstetenkategorien besoldungs­
rechtliche Verbesserungen verlangt. Die Bun­
desregierung führte hierauf mit den einzelnen 
Gewerkschaften Gespräche über die Konkre­
tisierung der bestehenden Gewerkschaftsfor­
derungen, um die Art und den Umfang dieser 
Forderungen näher kennenzulernen. 

Im Zuge dieser G espräche erhoben die 
Hochschullehrer sechs Forderungen. Hievon 
wurden zwei als zum geltenden Gehaltsab­
kommen in Widerspruch stehend angesehen. 
Von den vier anderen wurden drei als sachlich 
gerechtfertigt anerkanntj es sind dies die Neu­
regelung des Kollegiengeldes, die Neugestal­
tung der Prüfungsentgelte und die Anhebung 
der Funktionszulagen für akademische Funk­
tionäre. 

Die beiden dem geltenden Gehaltsabkom­
men widersprechenden Forderungen lauten 
auf Neufestsetzung der Bezüge der Hochschul­
lehrer und Einbeziehung der Hochschullehrer 
in den Bezieherkreis der VerwaItungsdienst­
zulage. 
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Staatssekretär Lausecker 
Die hiefür maßgebliche Bestimmung des 

Gehaltsabkommens vom 2. September 1 97 1 ,  
nämlich der Punkt 4, hat folgenden Wortlaut : 

"Die vier Gewerkschaften des öffentlichen 
Dienstes verpflichten sich, vor dem 1. Jänner 
1975 keine generellen Bezugsforderungen zu 
stellen. Im Jahre 1 975 erhobene generelle 
Bezugsforderungen werden frühestens nach 
dem 3 1 .  Dezember 1 975 in Kraft gesetzt." 

So weit das Zitat aus dem Besoldungsüber­
einkommen. 

Generelle Bezugsforderungen sind Bezugs­
forderungen, die alle Bundesbediensteten be­
treffen, und solche, die eine Bezugserhöhung 
einer Bedienstetengruppe bezwecken und Aus­
wirkungen auf andere Bedienstetengruppen 
erwarten lassen. 

Die Neufestsetzung der Bezüge der Hoch­
schullehrer und die Einbeziehung der Hoch­
schullehrer in den Bezieherkreis der Verwal­
tungsdienstzulage gehören in die zuletzt an­
geführte Forderungskategorie und müssen 
daher als dem geltenden Gehaltsabkommen 
widersprechend abgelehnt werden. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Scrinzi : Herr Staatssekre­
tär ! Vielleicht können Sie dem Herrn Bundes­
kanzler, der, wenn ich nicht irre, im Haus 
anwesend ist, meine jetzige Frage dann noch 
übermitteln, sofern Sie nicht in der Lage sein 
sollten, sie persönlich zu beantworten. 

Von den Vertretern der Hochschulprofesso­
ren und Assistenten, die bei den drei Frak­
tionen des Parlaments vorgesprochen haben, 
wurde unter anderem angeführt, gerade der 
von Ihnen zitierte Punkt 4 des Gehaltsüber­
einkommens sei schon vor der Unterfertigung 
in einem Gespräch dahin gehend interpretiert 
worden, daß "generell" in diesem Zusammen­
hang keineswegs ausschließt, daß anhängige 
Strukturverbesserungen im gesamten Gehalts­
schema für einzelne Gruppen möglich wären. 

Ich frage Sie :  Ist diese Interpretation richtig? 
Und lassen nicht die konkludenten Handlun­
gen, daß man die Verhandler aufgefordert hat, 
Vergleichsunterlagen und so weiter beizu­
schaffen, damit diese fortlaufend mit dem 
Bundeskanzleramt abgestimmt und auf ihre 
Richtigkeit hin überprüft wurden, darauf 
schließen, daß die Hochschullehrer mit dieser 
ihrer Interpretation des Punktes 4 des Gehalts­
übereinkommens vorn September 1911 im 
Recht waren? 

Präsident: Herr Staatssekretär. 

Staatssekretär Lausecker: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Die Bundesregierung als 
ein Teil der vertragschließenden Dienstgeber-

seite - es waren ja die Gebietskörperschaften 
Osterreichs insgesamt, die den Vertrag unter­
schrieben haben - mußte davon ausgehen, 
daß mit der Unterfertigung der Vereinbarung 
vorn 2. September 1 97 1  eine Art Bestandsauf­
nahme erfolgt ist und daß damit - ich darf 
jetzt noch einmal auf meine Erklärung bezüg­
lich der Interpretation der Stillhalteklausel 
verweisen - per Stand vom 2. September 1 97 1  
alle generellen Bezugsforderungen für öffent­
lich Bedienstete oder für eine ganze Gruppe,  
die auch geeignet ist, beispielfolgende Wir­
kungen zu erzeugen, taxativ im Vertrag auf­
geführt sind und daß daher nur jene Fragen, 
die der Vertrag vorsieht, als verhandlungs­
fähig verbleiben. Davon mußte die Bundes­
regierung ausgehen. 

Ich bitte Sie noch einmal, die vorher ge­
gE'bene Definition zur Kenntnis zu nehmen. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Scrinzi: Herr Staatssekre­
tär ! Wenn also diese Ihre Auslegung des 
Punktes 4 zutreffen sollte - ich selber war 
nicht Zeuge dieser Verhandlungen und kann 
mich also hier nur vorerst einmal zwischen 
den bei den widersprechenden Aussagen be­
wegen -, dann darf ich aber doch anführen, 
daß die Bundesregierung ihrerseits in anderen 
Fällen ihre eigene, j etzt von Ihnen wiederum 
gebrachte Interpretation widerlegt hat : Denn 
es ist gar keine Frage, daß die Abgeltung für 
die Bediensteten der Osterreichischen Bundes­
bahn, welche vor kurzem erfolgt ist, aber 
natürlich auch die Bezugsanhebungen der 
Anfangsbezüge der akademischen Dienste 
- ich will das nicht kritisieren, ich stelle das 
jetzt nur im Zusammenhang mit der Frage 
Interpretation fest - ein Abgehen von dieser 
Interpretation bedeuten würden, was ja auch, 
glaube ich, in den Verhandlungen der Ver­
handler mit der Bundesregierung geltend ge­
macht wurde. 

Aber wenn diese Ihre Interpretation richtig 
ist, Herr Staatssekretär, ist es dann zutreffend, 
daß die Gehälter dieser Gruppe, die, wie die 
internationalen Vergleichszahlen ergeben 
haben, erheblich im europäischen Schnitt nadl­
hinken - was nicht nur einkommensmäßige 
Probleme, sondern auch Probleme wie Ab­
wanderung, Abwerbung durch das Ausland 
aufwirft -, die personelle Situation an den 
Hochschulen eher verschärfen? Wenn diese 
Auslegung also zutrifft, dann bedeutet das, 
daß die Bundesregierung entschlossen ist, die 
Bezüge dieser Gehaltsempfängergruppe, die 
zwar eine Minderheit, aber doch, glaube ich, 
eine für uns alle sehr wesentliche Gruppe dar­
stellt, auf rund sechs Jahre einfrieren zu 
lassen. Ist das zutreffend? 
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Präsident: Herr Staatssekretär. 

Staatssekretär Lausecker: Sehr g eehrter 
Herr Abgeordneter! Zu Ihrem Hinweis auf die 
angestellten internationalen Vergleiche er­
la.ube ich mir zu sagen: 

Der Herr Bundeskanzler hat die Gewerk­
schaften des öffentlichen Dienstes eingeladen, 
daß ab Jänner 1974 für die Zeit nach dieser 
Besoldungsvereinbarung die Beratungen und 
Verhandlungen über eine Neugestaltung auf­
genommen werden mögen. Dabei werden 
selbstverständlich auch die bereits vorgenom­
menen Erhebungen internationaler V ergleime 
für den Hochschulsektor - soweit s i e  ergän­
zungsbedürftig sind, nach Ergänzung - ver­
wendet werden. 

Nun zu Ihrem Hinweis auf die Bundesbahn. 
Der Vertrag vom 2. September 1971 ist ein 
Ganzes. Vor Vertragsunterzeichnung hat die 
Gewerkschaft der Eisenbahner zu Protokoll 
gegeben und erklärt, daß sie aus der Verwal­
tungsdienstzulage eine analoge Dienstzulage 
für Eisenbahner ableitet und darübe r  die Ver­
handlungen zu führen wünscht. Diese Forde­
rung ist also v o r  Vertragsunterzeichnung 
und vor der Bestandsaufnahme anhängig ge­
macht worden. 

Ich habe mir schon bei früherer G elegenheit 
darauf hinzuweisen erlaubt, daß beim ersten 
längerfristigen Besoldungsübereinkommen 
von 1967 und 1968 die später, im J ahre 1970, 
durch gesetzgeberische Maßnahmen neu ge­
stalteten Lehrerbezüge durch eine ähnliche 
Erklärung, die nicht ausdrücklich im seiner­
zeitigen Vertragswerk enthalten war ,  ausbe­
dungen wurden und eben im Jahre 1 970 voll­
zogen wurden. 

Die Gewerkschaft der Eisenbahner hat in 
diesem Falle gleichfalls v o r  Vertragsunter­
zeichnung - ich wiederhole das - diese For­
derung angemeldet und sich eine Ableitung 
ausbedungen. Im Sinne dieser Erklärung der 
Gewerkschaft der Eisenbahner wurde später 
dieser Forderung entsprochen. (Abg.  Z e j l­
I j n g e r : Wie viele Geheimprotokolle gibt 
es noch?) 

Präsident: Wir kommen zur Anfrage 3: Herr 
Abgeordneter Josef Schlager (SPO) an den 
Herrn Bundeskanzler. 

1128/M 
Bis wann ist mit dem Baubeginn eines Teiles 

der im Regierungsplan des Bundes für den 
Raum Aichfeld-Murboden vorgesehenen 
750 Wohnungen zu rechnen? 

Präsident: Diese Frage wird Herr Staats­
sekretär Dr. Veselsky beantworten. Bitte, 
Herr Staatssekretär. 

Staatssekretär im Bundeskanzleramt Doktor 
Veselsky: Sehr geehrter Herr Abgeordneter! 
In Vertretung des Herrn Bundeskanzlers 
möchte ich Ihre Anfrage wie folgt beantwor­
ten : 

Das Sonderwohnbauprogramm des Bundes 
für den Raumplanungsbereich Aichfeld-Mur­
boden ist nur eine Komponente eines umfang­
reimen, koordinierten Maßnahmenpaketes für 
die Erreichung der regionalpolitischen Ziel­
setzungen für diesen Raum. Neben der Reali­
sierung des Sonderwohnbauprogramms zäh­
len dazu noch: 

1.  die Förderung der ansässigen und an­
siedlungsbereiten Firmen und somit Schaffung 
von krisensicheren Arbeitsplätzen, 

2. der Bau von berufsbildenden höheren 
Schulen wie der Höheren Technischen Lehr­
anstalt in Zeltweg, der Bundeshandelsakade­
mie und Bundeshandelsschule sowie der Kin­
dergärtnerinnenschule in Judenburg, die Er­
richtung des Schulungszentrums i n  Fohnsdorf 
sowie eine Reihe von Maßnahmen zur Ver­
besserung der Verkehrsinfrastruktur. (Abg. 
Dr. G r u  b e r: Wann ist mit dem Baubeginn 
zu rechnen?) 

Als Standort für die Realisierung der 
1. Etappe des Sonderwohnbauprogramms 
wurde bei der 4. Regionalenquete Aichfeld­
Murboden einvernehmlich mit der Gemeinde 
die Gemeinde Fohnsdorf festgelegt. (Abg. 
Dr. G r u  b e r: Das war nicht  gefragtf) 

Untersuchungen haben nämlich gezeigt, daß 
vor allem in Fohnsdorf die Qualität des Woh­
nungsbestandes rasch verbessert werden muß. 
Des weiteren war zu berücksichtigen, daß 
durch die Errichtung zweier neuer Industrie­
betriebe mit insgesamt 500 Arbeitsplätzen in 
Fohnsdorf mit einer verstärkten Wohnungs­
nachfrage für das Kaderpersonal zu rechnen 
ist. Ich möchte darauf hinweisen, daß es, Herr 
Abgeordneter Gruber, nicht leicht war, die 
technischen Durchführungen hinzubringen. 

Ich darf Ihnen sagen, daß nach Klärung 
dieser technischen Probleme nunmehr im März 
1973 mit der Planung für 150 Wohnungen für 
Fohnsdorf begonnen werden konnte, daß wir 
für September dieses Jahres den Baubeginn 
fixiert haben und daß diese 150 Wohnein­
heiten, die für Fohnsdorf geschaffen werden 
sollen, bedarfsgerechte Wohnungsgrößen brin­
gen werden, die von Einzelraumwohnungen 
mit rund nur 46 m2 bis zu Wohnungen mit 
fünf Räumen und 120 m2 reichen, daß auf 
funktionsgerechte Grundrisse und einen hohen 
qualitativen Wert der Innenausstattung Wert 
gelegt werden wird und daß die Umgebung 
der Wohnhäuser mit Gemeinschaftseinrichtun-
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Staatssekretär Dr.  Veselsky 

gen ausgestattet werden soll. (Abg. Dr. G r u­
be r: Das is t auch wieder nicht gefragtl) Ich 
darf, Herr Abgeordneter Dr. Gruber, folgendes 
als nicht uninteressant betonen, daß nämlich 
die künftigen Mieter bei der Gestaltung ihrer 
Wohnungen ein hohes Mitspracherecht be­
kommen werden. 

Ich glaube, daß sich diese etwas umfassen­
dere Anfragebeantwortung damit erklärt, daß 
hier neue Akzente gesetzt wurden. (Beifall 
bei der SPO.) 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Josef Sdllager: Herr Staats­
sekretär ! Welche Gemeinde ist nach Fohns­
dorf als nächster Standort vorgesehen, und bis 
wann ist mit der Realisierung des Gesamt­
wohnbauprogramms im Raum Aichfeld-Mur­
boden zu rechnen? 

Präsident: Herr Staatssekretär. 

nahme des Programms sehen können, die 
Handlungen von seiten des Bundes unver­
züglich gesetzt wurden! (Beifall bei der SPO.) 

Was nun die Frage, in welchem Maße
· 

das 
Land beiträgt, anlangt, darf ich sagen, daß 
es der Konzeption der Raumplanung Aichfeld­
Murboden entspricht, daß kooperativ vorge­
gangen wird, also von Land und Bund gemein­
sam. Dabei ist der Anteil des Bundes für die 
Finanzierung ein wesentlich höherer : er be­
trägt 70 Prozent gegenüber 10  Prozent des 
Landes ; 20 Prozent werden auf dem Kapital­
markt aufgebracht. 

Präsident: Wir kommen zur 4. Anfrage: 
Herr Abgeordneter Dr. Pelikan (OVP) an den 
Herrn Bundeskanzler. • 

1155/M 

Welche Aufgaben hat das EDV-Subkomitee 
beim Bundeskanzleramt wahrzunehmen? 

Präsident: Diese Frage wird ebenfalls Herr 
Staatssekretär Dr. Veselsky: Herr Abge- Staatssekretär Dr. Veselsky beantworten. 

ordneter !  Im Einvernehmen mit dem Raum- Bitte, Herr Staatssekretär. 
ordnungs- und Wirtschaftsförderungsverband 
Aichfeld-Murboden wurde als nächster Stand­
ort für den Bau von 150 Wohnungen zur 
Realisierung der zweiten Etappe dieses Son­
derwohnbauprogramms des Bundes Zeltweg 
ausgewählt. 

Der gegenwärtige Stand der Vorbereitungen 
ist der, daß nunmehr der genaue Standort zu 
fixieren ist und daß sodann mit der Planungs­
vergabe und mit dem Beginn des Baues ge­
rechnet werden kann. 

Die nächsten Etappen zielen darauf ab, das 
Sonderwohnbauprogramm für die Städte 
Knittelfeld und Judenburg wirksam werden 
zu lassen j für diese beiden Städte stehen etwa 
250 Wohneinheiten zur Diskussion. 

Das gesamte Sonderwohnbauprogramm des 
Bundes wird - ohne den Entscheidungen des 
Hohen Hauses betreffend die Budgetmittel 
vorzugreifen - bis zum Jahre 1976 aller 
Voraussicht nach abgewickelt sein können . 

Staatssekretär Dr. Veselsky: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Die Aufgaben des Sub­
komitees beziehen sich auf folgende Bereiche : 

Planung : Erstellung eines mehrjährigen 
EDV-Planes, Bildung von EDV-Sd1werpunkten, 
Schaffung der Voraussetzung für den entschei­
dungsorientierten Einsatz von EDV-Anlagen 
im Bundesbereich und Erstattung von Vor­
schlägen für ein koordiniertes und rechtlich 
fundiertes Vorgehen bei der beabsichtigten 
Heranziehung von EDV-Anlagen. 

Koordination : Erörterung des Ressortbedar­
fes und Behandlung von Ressortanträgen, 
Hinwirken auf einen Kapazitätsausgleich, 
Hinwirken auf kompatible hardware und soft­
ware, Vereinheitlichung der Ausbildung des 
EDV-Personals, einheitliches Vorgehen gegen­
über Herstellerfirmen, Hinwirken auf eine 
einheitl iche Programmdokumentation des Bun­
des und Behandlung von EDV-Fragen bezie­
hungsweise Problemen, die mehrere Ressorts 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte , Herr betreffen. 

Abgeordneter. Anträge der Ressorts auf Anschaffung von 

Abgeordneter Josef Schlager: Herr Staats- Anlagen, auf Durchführung von EDV-Projek­

sekretär ! In welchem Ausmaß wird sich das ten sind dementsprechend antragsmäßig dem 

Land Steiermark an diesem Sonderwohnbau- Subkomitee zuzuleiten. Das Subkomitee ent­
scheidet darüber in der Regel einstimmig. programm beteiligen? 

Präsident: Herr Staatssekretär. 

Staatssekretär Dr. Veselsky: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! In steirischen Zeitungen 
hat es den Hinweis gegeben :  "Der Bund redet, 
das Land handelt ."  Demgegenüber kann ich 
Ihnen sagen, daß, wie Sie aus der Inangriff-

Wenn keine Stimmeneinhelligkeit vorliegt, 
werden Minderheitsvoten festgehalten. 

Die Aufnahme einer neuen EDV-Anlage in 
den Systemisierungsplan für EDV -Anlagen 
- nunmehr eine Anlage zum Bundesfinanz­
gesetz - erfolgt im Einvernehmen zwischen 
dem Bundesminister für Finanzen und dem 
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Staatssekretär Dr. Veselsky 

Bund eskanzler. Der Bundeskanzler hat admini­
strativ das EDV-Subkomitee beauftragt, für 
ihn diese Agenden wahrzunehmen. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 
Abg eordneter Dr. Pelikan: Herr Staatssekre­

tär! Meinen Informationen zufolge besteht 
trotz dieser langen Liste von Agenden, die 
Sie uns jetzt eben vorgelesen haben, unter 
den Teilnehmern des EDV-Subkomitees Un­
klarhe it über ihren Aufgabenbereich. Das nicht 
zuletzt deshalb, weil dieses Sub komitee noch 
immer keine Geschäftsordnung hat, aus der 
klar e rsichtlich wäre, welche Aufgaben dem 
Komitee an sich zukommen und mit welchen 
wichtigen Entscheidungen es konfrontiert wer­
den muß . 

Während zum Beispiel die Frage, ob ein 
Handlocher für ein Institut einer Hochschule 
angeschafft werden soll, in diesem Subkomitee 
behandelt wird, wird über die Frage von 
Mlilionenaufträgen nicht gesprochen. Meine 
konkrete Frage an Sie, Herr Staatssekretär: 
Warum gibt es für dieses Komitee noch immer 
keine Geschäftsordnung? 

Präsident: Herr Staatssekretär. 
Staatssekretär Dr. Veselsky: Sehr geehrter 

Herr Abgeordneter! Das EDV-Subkomitee ver­
dankt seine Entstehung zwei Entschließungen 
des Nationalrates aus dem Jahre 1966 und den 
darauffolgenden Maßnahmen, die von der 
Bundesregierung ergriffen wurden. Der Auf­
gabenbereich dieses EDV-Subkomitees wurde 
im Jahre 1971, als ich mit der Wahrnehmung 
dieser Agenden von der Bundesregierung be-

werden muß. (Abg. Dr. G r u b e r: Warum 
keine Geschäftsordnung is t, wissen wir noch 
nicht! Das war die Frage!) 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte, Herr 
Abgeordneter. 

Abgeordneter Dr. Pelikan: Herr Staatssekre­
tär I Das EDV -Subkomitee ist eines der vielen 
Komitees , Beiräte, Projektgruppen, Kommis­
sionen und so weiter, die es zurzeit gibt, 
sodaß man fast von einer Kommissionsneurose 
sprechen könnte. Die Ursache dürfte wohl 
darin liegen, daß diese Regierung seinerzeit 
unter dem Motto angetreten ist :  sie will Pro­
b l eme lösen, daß es ihr aber nicht gelungen 
ist ,  eines der wichtigen anstehenden Probleme 
wirklich zu lösen, sondern daß sie nur Sm ein­
lösungen angeboten hat, indem sie Materien 
einem konkreten Komitee, einer Kommission 
und so weiter zugewiesen hat. 

Wir werden morgen hier im Haus das 
M inisteriengesetz behandeln, worin sogar die 
gesetzliche Fundierung für derartige Kommis ­
sionen vorgesehen ist, und es ist zu befürch­
ten, daß sich diese Dinge im Sinne dessen , 
was im in bezug auf Kommissionsneurose 
gesagt habe, noch ausweiten werden. 

I ch möchte konkret an Sie die Frage richten 
- wobei im gestehen muß: ich hätte sie lieber 
an den Herrn Bundeskanzler persönlich ge­
stellt -, ob Sie diesen Stil für zweckvoll 
h a lten. 

Präsident: Herr Staatssekretär. 

traut wurde, erweitert. Staatssekretär Dr. Veselsky: Sehr geehrter 
Unser Problem besteht darin, daß dann, H err Abgeordneter ! Wenn Sie diese Anfrage 

wenn Anträge an das EDV-Subkomitee heran- zum Anlaß einer politischen Kritik nehmen 

getragen werden - und es werden sämtliche und uns dabei den Vorwurf machen, daß die 
Ansch affungen dem EDV-Subkomitee vorge- Regierung Kommissionen eingesetzt hat - in 
legt -, sehr oft schon Präjudizierungen auf diesem Fall das EDV-Subkomitee -, so muß 
Ressortebene vorliegen, die es uns erschweren, ich sagen, daß dieser Vorwurf an die falsche 
entsprechend objektiv Entscheidungen treffen Adresse gerichtet ist, denn dieses EDV-Sub­
zu können. Was ist die Konklusion daraus? komitee wurde noch unter der OVP-Allein­
Daß es notwendig sein wird, entsprechend regierung eingesetzt. Das dazu. 
rechtzeitig die Koordinationsstelle für den Aber das EDV-Subkomitee hat nun unter 
EDV-Einsatz im Bundesbereich, also das EDV- dieser Regierung erste konkrete Arbeitsergeb­
Subkomitee, zu befassen. nisse schon auf den Tisch dieses Hauses ge-

Dieser Schritt soll in diesem Herbst in legt. Id1 darf Sie an die beiden EDV-Berichte 
Zusammenhalt mit der Erstellung des mehr- der  Bundesregierung erinnern, die dem Haus 
j ährigen EDV-Planes der Bundesregierung ge- vorgelegen haben und die zur Kenntnis ge­
tan werden, wo sodann durch Regierungsbe- nommen wurden. Ich darf darauf hinweisen, 
beschluß jene Vorgangsweise festgelegt wer- daß bereits erste und wesentliche Schritte 
den s oll, die eine stärkere Wirksamkeit dieses Zu r  Schwerpunktbildung im EDV-Bereic.h des 
Koordinationsinstruments ermöglicht, wobei B undes getan wurden, daß Schritte zur Ver­
zwei Dinge aufeinander abzustimmen sein einheitlichung der Ausbildung des Personals 
werden : erstens die Ministerverantwortlich- gesetzt wurden und daß die Koordination  
keit, d ie  unberührt bleiben muß und soll, und w esentlich verbessert wurde. Wir haben erst­
zweitens die Koordinationsaufgabe des Bun- I m als - erstmals !  - einen mehrjährigen Uber­
deskanzlers, die ebenfalls wahrgenommen bl ick über das, was auf uns zukommt, und 
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Staatssekretär Dr. Veselsky 

es konnte damit die Wirksamkeit des EDV­
Einsatzes entsprechend den Intentionen der 
Verwaltungsreform verwirklicht werden. 

Bundesministerium für Handel, Gewerbe und 

Industrie 

Präsident: Wir kommen zur 5. Anfrage: Ab­
geordneter Egg (SPO) an den Herrn Bundes­
minister für Handel, Gewerbe und Industrie. 

1153/M 
Ist die Prüfungsanstalt für Kraftfahrzeuge in 

der Lage, nunmehr Prüfungen nach den euro­
päischen Ubereinkommen durchzuführen? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Handel, Gewerbe und 
Industrie Dr. Staribacher: Ja, Herr Abgeord­
neter, die entsprechenden Einrichtungen wur­
den beschafft. (Abg. Dr. G r u b e r : Das ist 
e ine Beantwortung!) 

Präsident: Zusatzfrage. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Herr Abge­
ordneter! Es gibt in Osterreich kein Prüf­
siegel. Sie meinen sicher die Typengenehmi­
gungen. Diese wurden, wenn sie eingereicht 
wurden, natürlich vom Bundesministerium er­
teilt. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Schmidt: Sehr geehrter 
Herr Bundesminister! Ich höre, daß sehr viele 
Moped- und Motorradfahrer die ausländischen 
Erzeugnisse an Sturzhelmen wegen ihrer 
Attraktivität, aber auch wegen ihrer besseren 
Qualität, wie man mir sagte, den inländischen 
vorziehen und gerade diese ausländischen Er­
zeugnisse einem Genehmigungsverfahren, das 
sehr bürokratisch und schleppend gehandhabt 
wird, unterliegen. 

Ich möchte daher fragen : Werden Sie sich 
einschalten, Herr Bundesminister, daß im 
Interesse auch des Schutzes des Lebens im 
Straßenverkehr dieses Genehmigungsverfah­
ren für ausländische Sturzhelme rasch und 

Abgeordneter Egg: Herr Bundesminister! In unbürokratisch vollzogen wird? 
welchen Anstalten sind die Prüfungsorgane 
untergebracht? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: In der Prüf­
anstalt für Kraftfahrzeuge und bezüglich 
Glühlampen im Bundesamt für Eich- und Ver­
messungswesen. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Egg : Herr Bundesminister! 
Anläßlich der Unterzeichnung des Dberein­
kommens im Jahre 1 971 hat Italien den Arti­
kel 10, der das Schiedsgerichtsverfahren bein­
haltet, für sich als nicht verbindlich erklärt. 

Sind trotzdem alle Vorkehrungen getroffen, 
die der Verkehrssicherheit dienend die Prüfun­
gen nach internationalen Kriterien sicher­
stellen? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Staribacber: Selbstver­
ständlich, Herr Abgeordneter. Es sind alle 
Vorkehrungen getroffen, um die Sicherheit 
sicherzustellen. (Abg. Dr. G r u b e T: Bravo!) 

Präsident: 6. Anfrage: Herr Abgeordneter 
Dr. Schmidt (FPO) an den Herrn Bundes­
minister. 

1083/M 

Was wird unternommen werden, um den unbe­
friedigenden Zustand, der gegenwärtig im Zu­
sammenhang mit der Erteilung des österreichi­
schen Prüfsiegels für ausländische Sturzhelme 
besteht, zu beseitigen? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Staribacber: Es gibt 
beim Genehmigungsverfahren für ausländische 
und für inländische Erzeugnisse keinen Unter­
schied. Von den bisher eingereichten 1 3  Typen 
sind 9 von Italien, 2 von Großbritannien und 
2 von Osterreich. Von diesen 13 eingereichten 
Typen wurden 4 genehmigt, bei 8 ist die 
Prüfung abgeschlossen. 

Präsident: Anfrage 7: Herr Abgeordneter 
Dr. Ermacora (OVP) an den Herrn Bundes­
minister. 

1082/M 

Welche Vorkehrungen werden von Ihrem Res­
sort schon jetzt getroffen, um im Budget 1974 
für die wirtschaftliche Bevorratung von Aus­
landsprodukten im Rahmen der umfassenden 
Landesverteidigung die erforderlichen Budget­
mittel zur Verfügung gestellt zu erhalten? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Herr Abge­
ordneter ! Für das Budget 1 974 wurden keine 
Vorkehrungen getroffen, weil mit den Inter­
essenvertretungen noch keine Einigung er­
zielt werden konnte. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte . 

Abgeordneter Dr. Ermacora: Wissen Sie 
bitte, Herr Bundesminister, wieviel an Budget­
mitteln für derartige Auslandsprodukte und für 
deren Bevorratung notwendig wären? 

Präsident: Herr Bundesminister. 
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Bundesministe r  Dr. Staribacher: Hier gibt 
es von meinem Amtsvorgänger mit dem Herrn 
Finanzminister bereits zum damaligen Zeit­
punkt geführte B esprechungen, die deshalb zu 
keinem positiven Ergebnis geführt haben, weil 
die differenten Auffassungen so groß gewesen 
sind. Es handelt sich um Dutzende Millionen, 
und solange nicht klargestellt ist, ob die Be­
vorratung ausschließlich der Bund oder viel­
leicht auch die d avon betroffenen Wirtschafts-
gruppen zu bezahlen haben, kann man natür­
lich keine endgültige Ziffer vorlegen. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. Bitte. 

Beispiel die zirka 20.000 Wracks in Wien 
-. so wird geschätzt - so schnell wie möglich 
abzutransportieren. 

Ich selbst stehe nicht an zu sagen, daß die 
rechtlichen Voraussetzungen, soweit es sich 
um nicht verkehrsbehindernde Wracks han­
delt, noch nicht gegeben sind. Dieses Problem 
möchte ich abe r  j etzt in Angriff nehmen. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter lng. Hobl: Herr Bundesmini­
ster! Sie sagten gerade,  daß Sie die Frage, 
wenn Wracks nicht verkehl1sbehindernd abge­
stellt sind, legistisch in Angriff nehmen wer-

Abgeordneter Dr. Ermacora : Um welche den. 
Auslandsprodukte handelt es sich, die Sie als Wann ist d amit zu rechnen, daß Sie die 
federführender Minister in der wirtschaftlichen entsprechende Novelle hier im Hause ein-
Landesverteidigung bevorraten müßten? bringen? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Es handelt 
sich dabei natürlich primär um Rohstoffe. 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Staribacher : Die 4. Stra-
ßenverkehrsordnungsnovelle - das ist jene 

Präsident: Anfrage 8 :  Herr Abgeordneter Novelle, die Sie, Herr Abgeordneter, mei­

Ing. Hobl (SPO) an den Herrn Bundesminister. nen - war schon im Jahre 1972 in der 

1 1 69/M 
Besteht eine rechtliche Möglichkeit, die StVO 

dahin gehend abzuändern, daß Autowracks ohne 
Autonummern abgeschlepPt werden, ohne daß 
Ersatzansprüche gestellt werden können? 

Präsident: Bitte,  Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Sehr geehr­
ter Herr Abgeordneter ! Diese Möglichkeit ist 
in der j etzigen Straßenverkehrsordnung ge­
geben. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Ing. Hobl: Herr Bundesmini­
ster! Sie ist natürlich gegeben, wenn der Ver­
kehr erheblich b e einträchtigt wird oder offen­
kundig ist, daß sich ein Fahrzeugbesitzer des 
Fahrzeuges entledigen will. 

Nun ist die Praxis die, daß sich zahlreiche 
Bürger immer wieder darüber beschweren, 
daß von den gesetzlichen Möglichkeiten nicht 
entsprechend Gebrauch gemacht wird. 

Sind Sie bereit - die Vollziehung liegt 
in dieser Sache j a  nicht bei Ihnen - , den 
Landesregierungen höflichst mitzuteilen (Abg. 
H a  h n: Immer höflich!), sie mögen auf die 
Behörden einwirken, daß die Wracks, die den 
Verkehr erheblich behindern, rasch entfernt 
werden? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Soviel mir 
von den Landesregierungen mitgeteilt wurde, 
sind sie daran brennendst interessiert, zum 

Begutachtung und ist jetzt mit so vielen 
Änderungswünschen zurückgekommen, daß ich 
mich entschlo ssen habe, damit neuerlich in 
die Begutachtung zu gehen. Im Herbst 1973 
wird das der F all sein. Unmittelbar nach dieser 
zweiten Begutachtung werde ich dann eine 
Regierungsvorlage dem Hohen Haus zuleiten. 

Bundesministerium für Gesundheit und 
Umweltschutz 

Präsident: Anfrage 9 :  Frau Abgeordnete 
Dr. Marga Hubinek (OVP) an die Frau 
Bundesministe r  für Gesundheit und Umwelt­
schutz. 

1 141/M 

Wurde die am österreichischen Umweltschutz­
tag am 25. Juni dieses Jahres angekündigte 
Verfassungsänderung, die dem Bund Länder­
kompetenzen in Fragen des Umweltschutzes 
überantwortet, mit den Landesregierungen (oder 
Landeshauptleuten) abgesprochen? 

Präsident: Bitte, Frau Minister. 

Bundesminister für Gesundheit und Um­
weltschutz Dr. lngrid Leodolter: Sehr geehrter 
Herr Präsident I Hohes Haus! Nein, Frau Abge­
ordnete. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordnete Dr. Marga Hubinek : Frau 
Minister! Sie haben in einem ORF-Interview 
am 25 . Juni angekündigt, daß Sie einen Ent­
wurf ausarbeiten lassen, wo Ihrem Ministe­
rium eine umfassende Bundeskompetenz in 
Fragen des Umweltschutzes zugemessen wird. 
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Dr. Marga Hubinek 

Wenn es sich nicht nur um eine Alibi­
erklärung gehandelt hat, sondern wenn Sie 
ernstlich daran interessiert sind, diese um­
fassenden Kompetenzen zu erhalten, wäre es 
doch taktisch klüger gewesen, vorher mit den 
Bundesländern, die heute entscheidende Kom­
petenzen in diesen Fragen haben, zu ver­
handeln. 

Ich darf Sie fragen : Ist es Ihnen nun wirk­
lich ernst, hier eine Kompetenzverschiebung 
mit den Bundesländern zu erreichen? Wenn 
j a, warum reden Sie nicht zuerst mit den 
Betroffenen? 

Präsident: Frau Bundesminister. 

Wenn wir uns als Beispiel die Schweiz 
nehmen, die als eine sehr solide Demokratie 
und keineswegs als ein sehr fortschrittliches 
Land gilt, wo auch der Föderalismus eine 
große Rolle spielt (Abg. Dr. M u s  s i 1: Also 
bitte! - Zwischenrufe bei der OVP: Die wer­
den eine Freude haben! - Abg. Doktor 
S c  h w i m m e  I: Der neue Außenminis ter! 
Wir werden den Kirchschläger fragen! - der 
P r ä  s i d e n  t gibt das Glockenzeichen), dann 
ist im Jahre 1 969 die Kompetenz für Umwelt­
schutz dem Bund übergeben worden, und zwar 
mit der sehr gewaltigen Mehrheit von 
92 ,9 Prozent. 

Wenn wir bedenken, daß wir im inter-
Bundesminister Dr. Ingrid Leodolter: Frau nationalen Verkehr doch nur schwer mit 

Abgeordnete ! Es ist mir absolut ernst, und neuen Umweltschutzgesetzen handeln und 
wir sind in Vorbereitung eines solchen Ge- hantieren können, so wird sicherlich das Be­
setzes. Es handelt sich aber um eine Frage dürfnis nach einer solchen Verlagerung immer 
der Reihenfolge und der Taktierung. Ich stehe größer werden. Wenn das der Fall ist, dann 
auf dem Standpunkt, daß ein so umfassendes, wird es auch die Möglichkeit geben, einen 
wichtiges und schwieriges Problem breit dis- solchen Umweltschutzfonds zu gründen. (Bei­
kutiert werden soll und daß die Diskussion fall bei der SPO.) Dann wird es auch möglich 
nicht früh genug beginnen kann. Mit dieser sein, dort einen Ausgleich für die Härten des 
Erklärung wollte ich die Diskussion über das Verursacherprinzips zu finden, die ja sicher-
Problem einleiten. lieh gegeben sind. Das hat uns eben bewogen, 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. Bitte. den Gedanken dieses Ausgleidlsfonds in 
unsere Uberlegungen einzubeziehf'.n. 

Abgeordnete Dr. Marga Hubinek: Abge-
sehen davon, daß Ihre Haltung psychologisch 
sicherlich umstritten ist, weil man zunächst 
die Betroffenen verärgert, wenn man eine 
Grundsatzerklärung abgibt, ohne mit ihnen 
verhandelt zu haben, scheinen Sie hier andere 
Vorstellungen zu haben. 

Meine zweite Frage : Frau Minister! Sie 
haben auch einen Ausgleichsfonds angekün­
digt, der durch jene Gebühren gespeist wird, 
die von umweltfeindlichen Anlagen einge­
hoben werden. 

Wie wollen Sie die Gebühren an einen 
Fonds, der vom normalen Staatsbudget unab­
hängig ist, einheben, wenn Sie wieder die 
Lander übergehen? Wie stellen Sie sich diese 
Einhebung der Gebühren vor? 

Präsident : Frau Bundesminister. 

Aber, Frau Abgeordnete, es ist selbstver­
ständlich, daß vor der Versendung eines sol­
chen Entwurfes der unmittelbare Kontakt mit 
den Ländern, mit den einzelnen Ressorts und 
mit dem Verfassungsdienst des Bundeskanzler­
amtes hergestellt wird. 

Präsident: Anfrage 1 0 :  Herr Abgeordneter 
Dr. Scrinzi (FPO) an die Frau Bundesminister. 

1073/M 
Welche konkrete Unterstützung wird der 

"Osterreichischen Gesellschaft für multiple Skle­
rose" zu teil? 

Präsident: Bitte, Frau Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Ingrid Leodolter: Herr 
Abgeordneter ! Im Jahr 1 972 sind 30.000 S auf 
Wunsch der Osterreichischen Gesellschaft für 
multiple Sklerose dieser Gesellschaft gegeben 
worden. Bundesminister Dr. Ingrid Leodolter: Frau 

Abgeordnete I Wie Sie sich erinnern werden, 
haben mich schon vor eindreiviertel Jahren Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte, Herr Ab-

bei der Fernsehdiskussion die Leute gefragt, geordneter. 

wann ich ein Gesetz über den Umweltschutz Abgeordneter Dr. Scrinzi: Frau Bundesmini­
einbringen werde. Damals gab es noch gar ster ! Ist Ihrem Ressort bekannt, wie viele 
kein Ministerium. behandlungsbedürftige Fälle multipler Skle­

Das ist ein sehr weites Anliegen. Wie Sie 
ja wissen, liegt primär die Kompetenz für alle 
nichtgeordneten Tatbestände bei den Ländern. 
Es hat sich schon manchmal ergeben, daß 
aus Gründen der Bundesverantwortung eine 
Kompetenz dann zum Bund verlagert wurde. 

rose wir in Osterreich etwa haben? 

Präsident: Frau Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Ingrid Leodolter: Herr 
Abgeordneter ! Ich kenne die Not der an 
multipler Sklerose Leidenden. Auch ich bin 
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Bundesminister Dr. Ingrid Leodolter 

voll des Mitleids. Es ist im Jahr 1913 an 
mich kein Subventions ansuchen gerichtet wor­
den. (Abg. F a c h l e u t n e r : Das is t doch 
keine Antwort!) 

Präsident: Eine weitere Frage. 

Abgeordneter Dr. Scrinzi : Frau Bundesmini­
ster! Wenn meine Informationen richtig sind, 
dann sind es derzeit über 2000 erfaBte Fälle, 
aber die Dunkelziffer soll ja relativ groß sein. 

Glauben Sie, daß ein Betrag von 30.000 S 
zur Errichtung eines Behandlungszentrums ge­
nügt? Darum geht es ja, weil, wie Sie ja  als 
zuständige Fachärztin wissen, gerade diese 
Sorte chronisch Kranker zwischen neurologi­
schen, internen und Altersstationen hin- und 
hergeschoben wird und vielfach überhaupt 
nicht mehr aufgenommen werden kann. Glau­
ben Sie also, daß man mit einem Betrag von 
30.000 S wirklich etwas zur Behebung der hier 
akuten Notlage beitragen kann, und sind Sie 
bereit, hier einen größeren Betrag zu inve­
stieren? 

Präsident: Frau Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Ingrid Leodolter: Herr 
Abgeordneter! Wenn ein begründetes An­
suchen an mich herangetragen wird, bin ich 
selbstverständlich bereit, m i ch  hier einzuschal­
ten. Es wird sich dann zeigen , welche Wünsche 
die Osterreichische Gesellschaft für multiple 
Sklerose hat. 

Ich verstehe diese Belange sehr gut. Ich 
weiß auch, daß es etwa 2000 Fälle gibt, und 
ich bin gerne bereit, mich dort auch zu ver­
wenden. 

Präsident: Anfrage 1 1 :  Herr Abgeordneter 
Dr. Bauer (OVP) an die Frau Bundesminister. 

1152/M 
Haben Sie im Konflikt zwischen Kassen und 

Zahnbehandlern, von dem der überwiegende 
Teil der österreichischen Bevölkerung betroffen 
ist, vermittelt? 

Präsident: Bitte, Frau Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Ingrid Leodolter: Herr 
Abgeordneter Dr. Bauer ! N ein, ich habe mich 
nicht eingeschaltet. 

Präsident: Herr Dr. Bauer. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Bauer : Frau Bundesmini­
ster! Bevor ich mir erlaube,  die erste Zusatz­
frage zu stellen, möchte ich mir als Abge­
ordneter des österreichischen Parlaments eine 
Bemerkung Ihnen gegenübe r  gestatten. Jeder 
Minister, der hier auf der Regierungsbank 
sitzt, versteht mehr oder w eniger etwas von 
seinem Ressort. Das ist e ine Tatsache, die 
ich festhalten möchte. Daß Sie, Frau Bundes­
minister, von Politik nicht viel und von 

Außenpolitik überhaupt nichts verstehen, 
möchte ich Ihnen als e ines der jüngsten Mit­
glieder des Außenpolitischen Ausschusses hier 
ins Gesicht sagen. (Beifall bei der OVP. -
Lebhafter Widerspruch bei der SPO.) 

Präsident: Herr Abgeordneter! Sie haben 
zur Frage zwei Zusatzfragen. Bitte, diese zur 
Frage zu stellen. 

Abgeordneter Dr. Bauer (fortsetzend) : Frau 
Bundesminister ! Ich füh l e  mich als Demokrat 
verpflichtet, bevor ich diese Zusatzfrage stelle 
. . . (Zwischenrufe bei der SPO.) 

Präsident: Herr Abgeordneter! Sie haben zur 
Frage zwei Zusatzfragen zu stellen. Ich bitte 
Sie, diese Fragen zu stellen. 

Abgeordneter Dr. Bauer (fortsetzend) : Ich 
werde diese Zusatzfrage jetzt sofort stellen, 
Herr Präsident. Ich bin der  felsenfesten Uber­
zeugung, daß die Frau Bundesminister von 
Volksgesundheit einiges versteht, von unse­
ren Beziehungen zur Schweiz versteht sie 
sicher nichts. (Ruf bei der SPtJ: Das geht ihn 
doch nichts an! - Weitere Zwischenrufe bei 
der SPO.) 

Präsident: Herr Abgeordneter! Ich ersuche 
Sie noch einmal. 

Abgeordneter Dr. Bauer: Ich möchte Sie 
daher fragen, Frau Bundesminister, da sich 
mit dieser Bemerkung s icher noch der Herr 
Außenminister beschäftigen wird und sicher 
beschäftigt werden wird, ob Sie im Zusam­
menhang mit meiner Frage, die Sie sehr kurz 
mit Nein beantwortet haben, vielleicht des­
halb nicht in der Lage sind, hier zu ver­
handeln, weil die jetzige Kompetenzaufteilung 
Ihnen das überhaupt nicht erlaubt, es Ihnen 
aber offenbar erlaubt, sich hier über die 
Schweiz zu äußern. (Ruf bei der SPO: Wo 
ist die Frage?) 

Präsident: Frau Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Ingrid Leodolter: Ich 
darf vielleicht zuerst zu einer Richtigstellung 
kommen. Ich habe gemeint, daß die Schweiz 
föderalistisch ist, und wollte das damit aus­
drücken. Falls das mißverstanden worden ist, 
so bitte ich, das zur Kenntnis zu nehmen. 

Darf ich nun zur Beantwortung der Frage 
kommen. (Anhaltende Unruhe.) Zunächst ist 
es richtig, daß die Angelegenheiten der ver­
traglichen Beziehungen zwischen den Zahn­
behandlern und den Trägern der Sozialver­
sicherungen nicht in den Aufgabenbereich 
meines Bundesministeriums fallen. DaB ich 
aber trotzdem an einem guten Verhältnis und 
einem Kontrakt zwischen den beiden sehr 
interessiert bin, ist vom Gesichtspunkt der 
Volksgesundheit aus selbstverständlich .  
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Präsident: Eine zweite Zusatzfrage. 
Abgeordneter Dr. Bauer: Darf ich, Herr 

Präsident , mir die zweite Zusatzfrage er­
lauben. Frau Bundesminister !  Sie haben hier 
eine Erklärung abgegeben. Was Ihnen passiert 
ist, kann geschehen, aber es sollte nicht von 
der Regierungsbank her p assieren. 

Sind Sie der Meinung, daß in einem Land , 
in dem 95 Prozent der Einwohner kranken­
versichert sind, Gesundheitspolitik betr.ieben 
werden kann, ohne eine Zuständigkeit in den 
Fragen der Krankenversicherungspolitik zu 
haben? (Abg. H a  a s: Er glaub t, er ist in 
Klosterneuburg, der Herr Dr. Bauer!) 

Präsident: Frau Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Ingrid Leodolter: Herr 
Abgeordneter! Die Frage ist, wie Sie j a  
wissen, oft diskutiert worden. Von meinem 
Ressort her wird alles unternommen, um der 
Volksgesundheit gerecht zu werden. Wenn 

Präsident: Frau Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Ingrid Leodolter: Die 
Schwierigkeiten bestehen darin, daß diese Zu­
sammenstellung nicht nur eine Summe der 
einzelnen Schädigungen sein kann, sondern 
daß es durch zweierlei Schädigungen nicht nur 
zur Summe kommt, sondern zu einer Potenzie­
rung. Wenn ich das erklären darf: Es ist die 
Lärmbelästigung und die Belästigung oder die 
Schädigung durch eine zu große Schwefel­
dioxydmenge in der Luft nicht nur die Summe 
der bei den Schädigungen, sondern eine ver­
stärkte Belästigung und Schädigung. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordnete Hanna Hager: Frau Minister! 
Wann können wir mit einem Luftgütekatalog 
rechnen? 

Präsident: Frau Bundesminister. 

einer der Vertragspartner sich an mich wenden Bundesminister Dr. Ingrid Leodolter: Frau 
würde, würde ich mich selbstverständlich ein- Abgeordnete ! Wenn wir die nötigen Einzel­
schalten. Andererseits ist mir auch noch keine ergebnisse haben, die aber über eine gewisse 
Beschwerde bezüglich eines Nichtfunktionie- Zeit hinweg gemessen und erfaßt werden 
rens der Behandlung zugekommen. Auch dann müssen, weil es sonst zu Verzerrungen kommt. 
würde ich mich selbstverständlich in den Kon- Wir brauchen also nicht nur eine beachtliche 
flikt einschalten. Summe von Einzelmessungen, sondern wir 

Präsident: Frage 1 2 :  Frau Abgeordnete brauchen auch die Messungen über eine 
Hanna Hager (SPO) an die Frau Bundesmini- längere Zeit hinweg, denn sonst kann man 

ster. daruus keine Durchschnittszahlen erheben. 
Das ist schwierig, weil das natürlich wissen-

1112/M schaftliche Ergebnisse sind und man zu kon-
Wie weit sind die Bemühun�en Ihres Ressorts kreten Zahlen kommen möchte. 

zur Erstellung eines gesamtösterreichischen Luft­
gütekatalogs gediehen? 

Präsident: Bitte, Frau Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Ingrid Leodolter: Frau 
Abgeordnete ! Wir sind daran, diesen Umwelt­
schutzkatalog zusammenzustellen, und zwar 
werden einheitliche Meß- und Auswertungs­
methoden erarbeitet. Gerade das ist ein sehr 
schönes Musterbeispiel für den kooperativen 
Bundesstaat : die Organisation und die Kosten 
für diese Messungen werden nämlich partner­
schaftlich vom Bund und von den Ländern 
bestritten. Es gibt also keine kleinlichen 
Kompetenzdiskussionen, und alle Ergebnisse 
werden allen Beteiligten zuteil. Es hat sich 
bewährt, daß wir uns vom Ministerium um 
die Beschaffung der großen und teuren Geräte 
kümmern und die Gesamtauswertung über­
nehmen, um so einen Luftgütekatalog zu er­
arbeiten, während die Länder die großflächige 
Uberwachung mit den Tausenden kleinen Ge­
räten besorgen. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordnete Hanna Hager : Frau Bundes­
minister l Welche Schwierigkeiten gibt es bei 
der Erstellung des Luftgütekataloges? 

Präsident: Anfrage 1 3 :  Frau Abgeordnete 
Helga Wieser (OVP) an die Frau Bundes-
minister. 

1160/M 
Welche Maßnahmen werden Sie ergreifen, um 

den Zuzug von vor a llem jungen Ärzten in 
die ländlichen Gegenden zu fördern, wo doch 
in vielen Landbezirken Osterreichs zur größeren 
Belastung auch noch ein höheres Durchschnitts­
alter der Ärzteschaft hinzukommt? 

Präsident: Bitte, Frau Minister. 

Bundesminister Dr. Ingrid Leodolter: Frau 
Abgeordnete ! Vor allem muß festgehalten 
werden, daß die Sorgepflicht für eine aus­
reichende ärztliche Versorgung primär bei den 
Gemeinden und Ländern liegt. Die Tendenz 
der Ärzte, sich vor allem in Ballungszentren 
anzusiedeln, ist in allen Ländern und Staaten 
gegeben. Natürlich liegt mir von meinem 
Ressort und vom Gesichtspunkt der Volks­
gesundheit aus sehr daran, die ärztliche Ver­
sorgung in den Landgebieten wesentlich zu 
verstärken. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 
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Abgeordnete Helga Wiesel: Frau Bundes­
minister! Aus Ihrer Antwort konnte idl ent­
nehmen, daß Ihnen zwar etwas daran liegt, 
daß das Landarztproblem behoben wird, aber 
Sie haben bis jetzt leider noch nichts unter­
nommen. 

Außerdem kommt dazu, daß die Alters­
struktur der Landärzte erschreckend ist und 
daß wahrscheinlich in nächster Zeit dieses 
Problem noch etwas größer werden wird. 

Im ländlichen Raum stehen der Bevölkerung 
nur halb so viele Ärzte zur Verfügung als 
im städtischen Bereich. Ich möchte Sie daher 
fragen : Welche Gebiete Osterreichs sind ärzte­
mäßig unterversorgt? 

Präsident: Frau Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Ingrid Leodolter: Frau 
Abgeordnete! Ich möchte nicht sagen, daß vom 
Ressort nichts geschehen ist. WÜ haben die 
Arbeitsbedingungen der Ärzte durch Einrich­
tungen erleichtert, die sicherlich dazu führen, 
daß sich Ärzte zum Beruf des praktischen 

Bundesminister Dr. Ingrid Leodoiter : Frau 
Abgeordnete!  Aus dem Stegreif zu s agen, wo 
praktische Ärzte fehlen, ist sehr schwer. Ich 
könnte schon Gebiete nennen, aber ich möchte 
das nicht so einfach ohne genaue Zahlen tun. 

Den Facharztmangel zu beheben ist viel 
einfacher, und zwar deshalb, weil wir in der 
nächsten Zeit - das sollte mit der Novelle 
zum Krankenanstaltengesetz geschehe n  - viel 
mehr Fachabteilungen für Fachärzte haben 
werden, in denen dann auch wieder Jungärzte 
ausgebildet werden sollen. Ich denke da be­
sonders an die Frauen- und Kinderärzte, an 
denen es uns besonders mangelt. 

Schwieriger ist das Problem des praktischen 
Arztes. Auch hier haben wir konkrete Vor­
stellungen hinsichtlich einer Aufwertung des 
praktischen Arztes zu einem Allgemeinarzt. 
Wir wollen das Prestige d ieses Arztes, den 
wir unbedingt brauchen, heben. D a für wird 
auch eine bessere Versorgung an Kranken­
anstalten keine Lösung sein, weil bekanntlich 
die Ärzte aus den Kranken anstalten keine 

Arztes entschließen. Visiten machen ; deshalb brauchen wir den 

Insbesondere möchte ich hier den Funk- praktischen Arzt. Um die Aufwertung dieses 

dienst erwähnen, wofür wir schon über 7 Mil­
lionen Schilling vergeben haben; dieser führt 
ja nicht nur zu einer besseren Versorgung der 
Bevölkerung, weil man den Arzt da leichter 
rufen kann, sondern auch dazu, daß der Arzt, 
wenn er auf Visite ist, immer abberufen wer­
den kann, wodurch ihm unnötige Wege erspart 
werden. 

Weiters haben wir uns mit diesem Problem 
s chon sehr eingehend bes chäftigt und haben 
durch Lehrpraxen - wie Sie vielleicht auch 
schon gehört haben - versucht, Ärzten diesen 
Beruf schmackhaft zu machen und ihnen zu 
zeigen, wie befriedigend die Tätigkeit des 
Landarztes ist. Je früher wir zu einem Er­
kennen dieser Befriedigung kommen, umso 
eher werden sich Ärzte für diesen Beruf ent­
s cheiden . (Beifall bei der SPO.) 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

praktischen Arztes werde ich immer s ehr be-
müht sein. 

Bundesministerium für Finanzen 

Präsident : Anfrage 1 4 :  Herr Abgeordneter 
Stohs (OVP) an den Herrn Bundesminister tür 
Finanzen. 

1075/M 
Ist es richtig, daß für Schülerbeförderungen 

nach den Bestimmungen des Familienlastenaus­
gleichsgesetzes vom 9. Juli 1972 die Eltern von 
Schülern aus entlegenen Bergparzellen nicht in 
den Genuß der Schulfahrtbeihilfe im Gelegen­
heitsverkehr kommen, wenn nicht mindestens 
sechs bis sieben Schüler das Verkehrsmittel, in 
diesem Fall einen Kleinbus, benützen? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Finanzen Dr. Androsch: 
Sehr geehrter Herr Abgeordneter ! Gemäß 

Abgeordnete Helga Wieser : Frau Bundes- § 30 f Abs. 3 lit. a des Familienlastenaus­

minister ! Sie haben mir zwar meine F rage g
.
�eich

.
sg.esetzes 1 �?7 !st de

.
r Bundesmini�ter 

nicht beantwortet - ich fragte Sie, welche fur Fmanz�n er�acht�gt, mIt Verk�hrsun Ler­

Gebiete Osterreichs ärztlich unterversorgt nehmen, dIe Schuler Im Gel:genheItsvel�k�hr 

sind -, aber ich hoffe daß ich das vielleicht I zur und von der Schule befordern, Ver Lrage 

einmal in einer schriftlichen Antwort von abzuschließen, wonach der Bund die Beför-

Ihnen erfahren kann. derungskosten übernimmt. 

Ein weiteres großes Problem ist, daß vor 
allem im ländlichen Raum die Fachärzte w 
knapp sind. 

Haben Sie konkrete Vorstellungen, wie man 
d iesen Facharztmangel beheben könnte? 

Präsident: Frau Bundesminister. 

Ein Kleinbus mit a cht Sitzplätzen kann von 
insgesamt 14 Schülern unter 1 5 Jahren benützt 
werden. Auf eine hinreichende Auslastung der 
Fahrzeuge ist von den Finanzdienststellen bei 
Vertragsabschluß Bedacht zu nehmen. Sie v'lird 
im Regelfall mit etwa der halben Vollaus­
lastung angenommen. Ergeben sich hieraus 
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Bundesminister Dr. Androsm 

j edoch im Einzelfall im Hinblick auf beson­
dere örtliche Verhältnise Härten - zum Bei­
spiel durch einen langen oder gefährlichen 
Anmarschweg bis zur Haltestelle eines öffent­
lichen Verkehrsmittels oder zum Sammelplatz 
eines Schülerbusses im Gelegenheitsver­
kehr - und ist der Einsatz eines Fahrzeuges 
im Hinblick auf die Schülerzahl überhaupt 
noch vertretbar und infolge der Wegverhält­
nisse möglich, so wurde bisher im allgemeinen 
ein Vertrag abgeschlossen. 

Es ist aber kostenmäßig unvertretbar, 
kleinste Gruppen von Kindern unmittelbar 
vom Wohnhaus abholen zu lassen. Die Her­
anbringung einzelner Kinder aus extrem ent­
legenen Berggebieten zu den Haltestellen oder 
Sammelplätzen der Schülerbusse muß aus 
Zweckmäßigkeitsgründen den Eltern oder 
Erziehungsberechtigten vorbehalten bleiben. 
Sollte dieser Anmarschweg mehr als drei 
Kilometer betragen, steht neben einer allfälli­
gen Schülerfreifahrt auch Schulfahrtbeihilfe zu, 
die nicht zuletzt auch für derart extreme Fälle 
geschaffen worden ist. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

sie tür diese Fahrt benützen müssen, zu ver­
güten. Ich glaube, daß das, wenn wir schon 
Schülerfreifahrten haben, eine gerechte Rege­
lung wäre. In den meisten Bauernhöfen stehen 
solche Jeeps für die abgelegenen Bergstraßen 
zur Verfügung. Wenn ihnen das vergütet 
würde, wäre ihnen sicherlich mehr geholfen 
als mit dieser Beihilfe, die Sie gewähren. 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Androsch: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter!  Ich habe nicht von der 
Verlängerung gesprochen, sondern von der 
ursprünglichen, erstmaligen Beschlußfassung. 

Was die Frage selbst betrifft, so geht es 
darum, daß durch diese Variante die in der 
Novellierung neugeschaffene Schulfahrtbei­
hilfe Berücksichtigung findet. 

Präsident: Die Fragestunde ist beendet. 

Einlauf und Zuweisung 

Präsident: Die seit der letzten Haussitzung 
eingelangten Anfragebeantwortungen wurden 
den Anfragestellern übermittelt. 

Abgeordneter Slohs : Sehr geehrter Diese Anfragebeantwortungen wurden auch 

Herr Bundesminister! Glauben Sie nicht, daß vervielfältigt und an alle Abgeordneten ver­

es aus sozialen Gründen berechtigt wäre , 
gerade den Schulkindern, die einen weiten 
Weg haben, die Möglichkeit zu geben, daß 
sie mit Autos zur Schule gebracht werden 
können? Halten Sie es für zwingend not­
wendig, daß nur Kleinbusse gewerblicher 
Unternehmer benützt werden dürfen? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

teilt. 

Ich ersuche die Frau Schriftführer, Abgeord­
nete Herta Winkler, um die Verlesung des 
Einlaufes. 

Schriftführerin Herta Winkler: Von der Bun­
desregierung sind folgende Regierungsvor­
lagen eingelangt : 

Ubereinkommen über die Hohe See (820 der 
Bundesminister Dr. Androsch:  Ich darf zu- Beilagen) ; 

nächst in Erinnerung rufen, daß die Schüler­
freifahrten vor zwei Jahren gegen Ihre Stim­
men beschlossen wurden. Man hat in der Zwi­
schenzeit Erfahrungen gesammelt und hat 
diese bei der Novellierung und unbefristeten 
Verlängerung berücksichtigt. Wir meinen, daß 
jetzt ein ausgewogenes System von Unter­
stützung, das auch den von Ihnen angeführten 
Gedanken entspricht, geschaffen worden ist. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Stohs : Erstens möchte ich 
feststellen, daß wir nicht dagegen gestimmt 
haben. (Rufe bei der SPtJ: 0 ja!) Zweitens 
haben Sie bereits gesagt, daß es den Eltern 
überlassen bleibt, die Schüler zur Schule zu 
bringen. 

Da möchte ich Sie, Herr Bundesminister 
fragen, ob Sie es nicht für zweckmäßig und 
gerechtfertigt halten würden, diesen Eltern, 
meistens Vertreter des Bauernstandes, die in 
abgelegenen Bezirken wohnen, den Jeep, den 

Ubereinkommen betreffend die Prüfung und 
Bezeichnung von Edelmetallgegenständen 
(832 der Beilagen) i 

Bundesgesetz, mit dem das Gesetz über Ge­
sellschaften mit beschränkter Haftung geän­
dert wird (845 der Beilagen) ; 

Bundesgesetz, mit dem das Einführungs­
gesetz zur Zivilprozeßordnung, die Zivilpro­
zeßordnung, die Strafprozeßordnung, das 
Jugendgerichtsgesetz, das Verwaltungs­
gerichtshofgesetz und das Allgemeine Verwal­
tungsverfahrensgesetz zur Regelung der Ver­
fahrenshilfe geändert werden (Verfahrens­
hilfegesetz) (846 der Beilagen) i 

Bundesgesetz, mit dem die Rechtsanwalts­
ordnung geändert wird (847 der Beilagen) ; 

Bundesgesetz über den Notariatstarif (Nota­
riatstarifgesetz) (848 der Beilagen) i 

Bundesgesetz, mit dem das Lohnpfändungs­
gesetz geändert wird (849 der Beilagen) ; 
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Schriitführerin 

Bundesgesetz über die Anpassung von Bun­
desgesetzen an das Strafgesetzbuch (Straf­
rechtsanpassungsgesetz) (850 der Beilagen) i 

Bundesgesetz über die Neuordnung der per­
sönlichen Rechtswirkungen der Ehe (851 der 
Beilagen) ; 

Bundesgesetz über die Änderung mietrecht­
licher Vorsduiften und über Mietzinsbeihilfen 
(852 der Beilagen) . 

Präsident: Danke. 

rärischen Landesverteidigung Osterreichs eine 
Debatte abzuführen. Das bedeutet, diese An­
frage als dringlich zu behandeln. 

Da dieser Dringlichkeitsantrag von 20 Abge­
ordneten unterstützt ist, ist ihm ohne weiteres 
stattzugeben. Ich werde die Beantwortung die­
ser dringlichen Anfrage an den Schluß der 
Sitzung, jedoch nicht über die fünfte Nachmit­
tagsstunde hinaus, verlegen. 

1 .  Punkt: Erklärungen des Bundeskanzlers und 
Ich werde die von der Frau Schriftführer des Bundesministers für Finanzen über die 

soeben als eingelangt bekanntgegebenen Re- wirtschaitliche Lage 
gierungsvorlagen gemäß § 4 1  Abs. 4 der 

Präsident: Wir gehen in die Tagesordnung 
Geschäftsordnung in der nächsten Sitzung zu- ein und gelangen zum Punkt 1 :  Erklärungen 
weisen. des Bundeskanzlers und des Bundesministers 

Den eingelangten Bericht des Bundesmini­
sters für Finanzen gemäß § 2 Abs. 2 des All­
gemeinen Teiles des Systemisierungsplanes 
der Datenverarbeitungsanlagen des Bundes für 
das Jahr 1 972 (Anlage zum Bundesvoranschlag 
1 972) (IH-98 der Beilagen) weise ich 

dem Finanz- und Budgetausschuß zu. 

Ergänzung der Tagesordnung 

Präsident: Es ist mir der Vorschlag zuge­
kommen, die heutige Tagesordnung gemäß 
§ 38 Abs. 5 der Geschäftsordnung unter gleich­
zeitiger Abstandnahme von der 24stündigen 
Auflagefrist wie folgt zu ergänzen : 

Bericht des Verfassungsausschusses über 
den Antrag 88/A (II-27 1 2  der Beilagen) der 
Abgeordneten Anneliese Albrecht und Genos­
sen b etreffend Änderung des Preisbestim­
mungs gesetzes 1 972, BGBl. NI. 27 1 (865 der 
Beilagen) . 

Ich bitte jene Damen und Herren, die die­
sem Vorschlag zustimmen, sich von den Sit­
zen zu erheben. - Das ist e i n  s t i m  m i g 
a n g e n  0 m m e n.  

Damit ist  die erforderliche Zweidrittelmehr­
heit ge ge ben. 

Die Tagesordnung ist daher um diesen 
Punkt unter gleichzeitiger Abstandnahme von 
der 24stündigen Auflagefrist des Ausschuß­
berichtes ergänzt. 

Ankündigung einer dringlichen Anfrage 

für Finanzen über die wirtschaftliche Lage. 

Ich erteile zunächst dem Herrn Bundeskanz­
ler das Wort. 

Bundeskanzler DI. Kreisky: Herr Präsident ! 
Hohes Haus l Anläßlich der letzten wirtschafts­
politischen Aussprache im Bundeskanzleramt 
stellte der Chef des Wirtschaftsforschungs­
institutes, Professor Seidl, fest, daß sich das 
Wirtschaftsforschungsinstitut veranlaßt gese­
hen hat, eine Revision seiner Konjunkturpro­
gnose für das laufende Jahr vorzunehmen. Es 
wurde die Wachstumsprognose für das Jahr 
1 973 auf 6 Prozent heraufgesetzt. Osterreich 
befindet sich nach wie vor im Spitzenfeld der 
europäischen OECD-Mitgliedstaaten und hält 
d amit diese Position seit 1970. Dieses hohe 
Wirtschaftswachstum ist ohne Zweifel die 
wesentliche Voraussetzung dafür, daß Oster­
reich in absehbarer Zeit die Chance hat, die 
führenden Industrienationen Europas zu er­
reichen. 

Die Wirtschaftsforscher erwarten - das 
wurde in der gleichen Aussprache festge­
stellt - einen kräftigen Anstieg des privaten 
Konsums und vertreten auch die Auffassung, 
daß es auf Grund der zu erwartenden Lohn­
und Gehaltsentwicklung sowie der Entwick­
lung der Masseneinkommen zu einer kräftigen 
Zunahme der Sparquote kommen wird. Der 
Optimismus der letzten Prognosen wird durch 
den j üngsten Investitionstest vollauf bestä­
tigt. 

Wenn also das Bild der Wirtschaftslage 
positiv beurteilt wird, so sollen die Schatten, 
die auf die wirtschaftliche Prosperität unseres 

Präsident: Es ist mir der Vorschlag zuge- Landes fallen, keineswegs ignoriert werden . 
kommen,  gemäß § 73 des Geschäftsordnungs- Hier  ist es vor allem die Entwicklung auf dem 
gesetze s  über die in der heutigen Sitzung ein- Preissektor, die die Bundesregierung veran­
gebrachte Anfrage der Abgeordneten Tödling laßt hat, der Stabilitätspolitik besondere Be­
und G enossen an den Herrn Bundeskanzler achtung zu schenken ; und es gebührt ihr der­
und an den Herrn Bundesminister für Landes- zeit höchste Priorität. Es schien Ende des Jah­
verteidigung betreffend die Situation der mili- res 1 972, vor dem ersten Stabilitätsabkommen 

511 
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Bundeskanzler Dr. Kreisky 

und auch im Hinblick auf die psychologischen 
Folgen der Mehrwertsteuer, wie wenn sich 
außerdem die Preisentwicklung in Osterreich 
in unerfreulicher Weise von der in den ande­
ren OECD-Staaten unterscheiden würde. 

Nun hat am 28. Juni 1973 in Brüssel eine 
Tagung der Finanz- und Wirtschaftsminister 
der Staaten der Europäischen Gemeinschaften 
stattgefunden, bei der die Preissituation in 
Europa den Gegenstand der Verhandlungen 
darstellte. In dieser Sitzung mußte vor allem 
die Feststellung getroffen werden, daß die 
Ergebnisse der bisherigen Inflationsbekämp­
fungsmaßnahmen der Staaten der Euro­
päischen Gemeinschaften enttäuschend gewe­
sen sind. Die Inflationsrate, so wurde fest­
gestellt, werde in den einzelnen Staaten heuer 
zwischen 7,5 und 1 0 ,6 Prozent liegen und damit 
rund doppelt so hoch sein wie ursprünglich 
angenommen. Einhelligkeit bestand darüber, 
daß die Inflationsbekämpfungsmaßnahmen in 
allen Staaten der Europäischen Gemeinschaf­
ten konzentriert und konzertiert fortgesetzt 
werden müssen. 

Wenn uns auch diese Entwicklung, ich sagte 
schon, alles eher als erfreulich sCheint, so be­
weist sie, daß bei den Haupthandelspartnern 
Osterreichs die gleiChen Kräfte wirksam sind. 

Darf ich dem Hohen Hause in diesem Zu­
sammenhang mitteilen, daß die heute bekannt­
gewordene Indexzahl für den Monat Juni 
7,2 Prozent beträgt und damit um 0,9 Prozent 
niedriger ist als dieselbe Vergleichsziffer 
für den Vorrnonat. (Beifall bei der SPO. -
Zwischenrufe bei der OVP.) 

Damit sind j ene Prognosen, wodurch Oster­
reich in das Spitzenfeld der Inflation geraten 
werde und dort bleiben werde, jedenfalls was 
die letzten Zahlen betrifft, niCht zutreffend. 

Ich kann Ihnen auch im Vergleich dazu die 
bisher bekannten Zahlen aus einigen euro­
p äischen Ländern sagen : In Osterreich also 
7,2 Prozent, in der Schweiz 8,2 Prozent, für 
die Bundesrepublik wird für Juni . . , (Rufe 
bei der OVP: Für Juni? - Abg. Doktor 
K o r  e n: Nein, Aprill) für die Bundesrepublik 
laut Schätzung 7,6 bis 7,8 Prozent, Belgien 
7 ,5  Prozent, die Niederlande 8 Prozent. Es 
gibt in anderen Staaten Preissteigerungsraten, 
die leider noch höher sind als die in Oster­
reich, so in Italien auf Grund der jüngst ver­
fügbaren Ziffern 1 1 , 1  Prozent, in Frankreich 
7 ,2  Prozent, in Großbritannien 9,5 Prozent, 
in Belgien 7 ,5 Prozent - die seinerzeitigen 
Ziffern -, Schweden 6,6 Prozent - es liegt 
also unter dem Durchschnitt der europ äischen 
Staaten -, Finnland 8,5 Prozent, Japan 
9 ,4  Prozent . 

Diese Zusammenhänge sind j a  in Wirklich­
keit durchaus einleuchtend für j eden, der sich 
um eine objektive Beurteilung der Lage be­
müht. Denn wer kann denn annehmen, daß 
in einern Wirtschaftsraum von 300 Millionen, 
wie er gegenwärtig im Entstehen begriffen 
ist, der außerdem mit dem der Vereinigten 
Staaten, Kanadas und Japans eng verbunden 
ist, bei einem derartig hohen Stand der inter­
nationalen Arbeitsteilung, sich ein Land von 
kaum 8 Millionen Einwohnern, mitten in 
Europa gelegen, so gegenüber der allgemeinen 
Entwicklung absichern kann, daß alle Ein­
flüsse von außen unwirksam sind. Ich will 
damit aber keineswegs behaupten, daß niCht 
die eine oder die andere Maßnahme der 
Bundesregierung verbesserungswürdig wäre 
oder mit noch größerer Härte hätte durch­
gesetzt werden müssen. 

Es ist in diesem Zusammenhang erwähnens­
wert, daß ich vor einiger Zeit zusammen mit 
dem Herrn Finanzminister 12 österreichische 
Okonomen zu einer langen Aussprache einge­
laden habe, Okonomen, die sich persönlich 
den versChiedensten in Osterreich existieren­
den politisChen Richtungen verbunden fühlen 
und die ziemlich einhellig die Auffassung ver­
traten, daß aus Gründen der Stabilität höhere 
Aufwertungssätze, als sie bisher praktiziert 
wurden, notwendig wären . Manche unter 
ihnen vertraten sogar den Standpunkt, daß 
man bei der nächsten sich bietenden Gelegen­
heit die Aufwertungsdifferenzen gegenüber 
der Bundesrepublik Deutschland von mehr als 
10 Prozent, die im Lauf der letzten Jahre ent­
standen sind, autonom nachvollziehen müßte. 
Sie sind also der Meinung gewesen, daß die 
von uns vorgeschlagenen und durchpraktizier­
ten Aufwertungssätze zu niedrig gewesen 
wären . 

Hohes Haus ! In diesem Zusammenhang 
kann auch die Krise des amerikanischen 
Dollars nicht unerwähnt bleiben. Ihr Ausmaß 
kann daran erkannt werden, daß noch vor 
zwei Jahren der Kurs des US-Dollar bei rund 
26 Schilling lag und Montag, den 9. Juli 1 973, 
bei weniger als 17 S gelegen ist. Der Devisen­
mittelkurs von gestern betrug 16 ,83 S. Es ist 
noch gar nicht lange her, daß das handels­
politische Problem Europas "Dollargap" hieß, 
das heißt, daß es in Europa insgesamt ein 
Dollardefizit gegenüber den Vereinigten 
Staaten gab. 

Im Zusammenhang mit dieser Währungs­
krise gibt es auch eine weltweite Spekulation, 
der man bisher, wie sich zeigt, nicht Herr 
werden konnte. Im Gefolge dieser Spekulation 
kommt es offenbar auch aus spekulativen 
Gründen zu einer exorbitanten Steigerung der 
Rohstoffpreise. 
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Alle diese Erscheinungen dürfen nicht 
ignoriert werden . Sie können sehr leicht Kon­
sequenzen haben , die ich hier im einzelnen 
nicht ausführen will, j edenfalls könnten sie 
eine äußerst negative Auswirkung auf die 
internationale wirtschaftliche Entwicklung 
haben. Im "Economist" vorn 23. Juni 1973 
stand sogar zu lese n  - ich übersetze : 

"Wenn eimal e in Prozeß des Abrutschens 
beginnt, könnte er rasch seine eigene 
Schwungkraft entwickeln. Das ist der Grund, 
warum der Gedanke an eine weltweite De­
pression wie eine Gewitterwolke am Horizont 
steht." 

Hohes Haus ! Deshalb glauben wir auch, 
daß die Konjunkturlage in Osterreich kein 
Anlaß zu einer Prosperitätseuphorie sein darf. 

Gewiß, der Sta a t  von heute hat andere und 
effizientere Möglichkeiten, auf die wirtschaft­
liche Entwicklung einzuwirken, als das in der 
Vergangenheit - etwa in den frühen dreißiger 
Jahren - der Fall gewesen ist. Damals 
- 1937 - betrug zum Beispiel der Anteil 
der Ausgaben des Bundes am Bruttonational­
produkt 19 ,6 Prozent, er betrug 1972 27,0 Pro­
zent. 

Für die Wirtschaftspolitik der Bundesregie­
rung muß daher die Maxime "Bereit sein ist 
alles" gelten. D ementsprechend räumt die 
Bundesregierung erstens der wirtschaftlichen 
Stabilität und zweitens der Vollbeschäftigung 
höchsten Rang ein. (Beifall bei der SPO.) 

Die Hauptanli e gen der Regierungspartei, 
wie sie in ihrem Wirtschaftsprogramm vorn 
Jahr 1 968 postuliert wurden, konnten der 
Realisierung zugeführt werden. 

Es gibt in Osterreich die Vollbeschäftigung. 
Wir haben einen Rekordstand von 2,6 Mil­
lionen Beschäftigten erreicht ; von ihnen sind 
übrigens über e ine Viertelmillion Gast­
arbeiter. Interessant in diesem Zusammen­
h ang ist auch, daß im Jahre 1 969 etwa im 
Burgenland, das hier am schlechtesten lag, 
noch die j ährliche Arbeitslosenrate 9 ,2 betrug, 
im Jahre 1972 jedoch nur mehr 5 Prozent. 

Das zweite Postulat in diesem Programm 
war die Steigerung des Wirtschaftswachstums. 
Darauf habe ich b ereits eingangs meiner Aus­
führungen verwie s en. Die hohen Investitions­
raten der österreichischen Wirtschaft - sie 
betrug im Jahr 1 972 3 1 ,3 Prozent ; das hat 
sogar den sowjet ischen Ministerpräsidenten 
Kossygin sehr stark beeindruckt - deuten 
eine ununterbrochene Strukturverbesserung 
an . Außerdem finden diese Strukturverbesse­
rungen ihren Niederschlag in einer verbesser­
ten Zusammensetzung unseres Außenhandels, 

der durch die beträchtliche Erhöhung des 
Fertigwarenanteils gekennzeichnet ist. So 
stieg etwa der Anteil der Fertigprodukte an 
der gesamten österreichischen Ausfuhr von 
1969 mit 58,7 Prozent 1 972 auf 63,9 Prozent. 

Im Zusammenhang mit der Strukturpolitik 
möchte ich exemplarisch auf Entwicklungen 
der letzten Zeit hinweisen ; so auf den Prozeß 
der Verschmelzung der Eisen- und Stahlindu­
strie, der sich nahezu friktionsfrei vollzieht; 
und es war gut, daß dieser Prozeß nicht nur 
in voller Ube r einstimmung mit dem Gesetzes­
auftrag erfüllt wurde, sondern sich auch im 
Windschatten der seit längerer Zeit prognosti­
zierten weltwe iten Prosperität vollzieht. 

Die Buntmetall-Lösung liegt in ihren Kon­
turen fest, ebenso die Zusammenführung der 
Schiffswerften, und die entsprechenden Ge­
setzesvorlagen werden demnächst dem Begut­
achtungsverfahren zugeführt werden können. 

Aber auch außerhalb des verstaatlichten 
Sektors hat es interessante und in der Welt­
wirtschaft bemerkte Entwicklungen gegeben. 
Ich möchte in diesem Zusammenhang auf die 
Errichtung eine r  Holding, deren Mehrheit im 
österreichischen Besitz sein wird, aufmerksam 
machen, in welche die Majorität der Aktien 
von Semperit, Wien, und von Kleber­
Colombes, Paris ,  eingebracht werden wird : 
eine Gruppierung auf dem Reifen- und Gummi­
sektor von internationaler wirtschaftlicher und 
industrieIler B edeutung. Die Errichtung einer 
gemeinsamen Lastkraftwagen-Reifenfabrik in 
Osterreich ist in diesem Zusammenhang vor­
gesehen. 

Was die österreichische Bankenentwicklung 
betrifft, möchte ich darauf aufmerksam 
machen, daß d i e  österreichischen Banken ins­
gesamt an ungefähr 1 50 internationalen Emis­
sionen als "Underwriter" beteiligt waren. An 
dieser Tatsach e  sieht man die günstige Ent­
wicklung des österreichischen Kreditapparates 
auf den internationalen Finanzierungsplätzen 
und wie sehr dessen Ansehen international 
in den letzten Jahren gewachsen ist. 

In diesem Zusammenhang soll auch darauf 
hingewiesen werden, daß neben den schon 
bestehenden Niederlassungen ausländischer 
Banken in Wien gegenwärtig ein französisches 
Institut im Begriff ist, sich hier zu etablieren, 
und mit der Sowjetunion ebenfalls eine Ver­
einbarung betreffend die Gründung einer 
Bankniederlassung in Wien getroffen wurde. 

Das Programm der Regierungspartei postu­
lierte auch die Herbeiführung einer realen 
Einkommensverbesserung. Sie betrug, auf das 
Pro-Kopf-Einkommen berechnet, 1970 3 ,6 ,  1 97 1  
8,2 und 1 972 3 , 5  Prozent, wobei ich noch ein-
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mal betonen möchte, daß es sich hier um reale 
Einkommenssteigerungen handelt. (Beifall bei 
der SPO.) 

Schließlich fällt in die Berid1tsperiode auch 
die De Facto-Eingliederung Osterreichs in den 
eu ropäischen In tegr a tionsp rozeß. 

In Erfüllung der Regierungserklärung 1 970 
verfolgt die Bundesregierung eine aktive 
Raumordnungspolitik, deren Ziel es ist, die 
räumlichen Voraussetzungen für annähernd 
gleiche Erwerbs- und Lebensbedingungen für 
die Bevölkerung in allen Siedlungsgebieten 
des Landes zu schaffen. 

Dem bundesstaatlichen Aufbau Osterreichs 
und der Tatsache Rechnung tragend, daß 
raumrelevante Kompetenzen nicht nur beim 
Bund, sondern auch bei den Ländern und Ge­
meinden liegen, wurde die Osterreichische 
Raumordnungskonferenz ins Leben gerufen. 
Hier wirken im Sinne des kooperativen 
Bundesstaates Bund und Länder, aber auch 
die Gemeinden und Interessenvertretungen 
bei der Erstellung des Osterreichischen Raum­
ordnungskonzeptes sowie bei der Bewältigung 
aktueller raumordnungspolitischer Probleme 
zusammen. 

Zwischen den Raumordnungsträgern wurde 
dahingehend Ubereinstimmung erzielt, Fra­
gen der Förderung der Grenzgebiete, des 
Donauausbaus und nunmehr auch der Berg­
gebiete vorrangig zu behandeln. 

Bei der 3. Sitzung der Osterreichischen 
Raumordnungskonferenz am 16 .  Mai 1 972 
unterbreitete ich den Vorschlag, daß die 
Träger der Raumordnungspolitik auf Grund 
der wirtschaftlichen und sozialen Probleme in 
den grenznahen Gebieten sowie aus staats­
politischen Gründen der Entwicklung dieser 
Gebiete eine besondere Priorität einräumen 
mögen. 

Bei der Realisierung von Entwicklungsrnaß­
nahmen des Bundes wird folgende regional­
politische Zielsetzung verfolgt : 

Anhebung des Entwicklungsstandes im Be­
reich der allgemeinen Lebens- und Einkom­
mensbedingungen auf das durchschnittliche 
Niveau in Osterreich, bei möglichst gleich­
bleibender Zahl der aktiven Bevölkerung. 

Abgrenzung konkreter Förderungsgebiete 
für Industrie, Fremdenverkehr und Landwirt­
schaft nach einheitlichen Kriterien, 

Vereinbarung von allgemeinen Grundsätzen 
für die Entwicklung der Grenzgebiete. 

Mit dem Bundesland Niederösterreich wur­
den die Verhandlungen bereits aufgenommen. 
In der nächsten Sitzung, die am 1 2. Juli 1973 
stattfinden wird und an der die zuständigen 
Minister, Landeshauptmann Maurer und die 
Landeshauptmann-Stellvertreter Czettel und 
Ludwig teilnehmen werden, werden die grund­
sätzlichen regionalpolitischen gemeinsamen 
Ziele wie auch ganz konkrete Maßnahmen 
besprochen werden. 

Hiebei ist vor allem anzuführen, daß die 
Bundesregierung mit der Schaffung eines 
ERP-Sonderprogramms im Wirtschaftsjahr 
1 973/74 mit einem Kreditvolumen von 200 Mil­
lionen Schilling zu besonders günstigen Be­
dingungen einen bedeutenden Beitrag zur 
Förderung industrieller Investitionen in den 
Grenzgebieten leistet. 

Durch die für die frühen achtziger Jahre zu 
erwartende Fertigstellung des Rhein-Main­
Donau-Kanals wird der Atlantik mit dem 
Schwarzen Meer durch eine Großschiffahrts­
straße verbunden sein, wozu Osterreich durch 
den Ausbau der Donau zur Energiegewinnung 
und Verbesserung der Schiffahrtsverhältnisse 
seinen Beitrag schon heute leisten muß. Die 
Chancen, die sich hier für die gesamte Wirt­
schaft Osterreichs eröffnen, gilt es abzuwägen 
gegenüber der Forderung nach Schutz der 
Natur und nach Sicherung der Erholungs­
räume. 

Es gilt vor allem, folgende Konfliktbereiche 
zu lösen : 

Nutzung der gegenwärtigen und künftig 
verbesserten Standortsituation im Donauraum 
für Industrie und Gewerbe im Gegensatz zu 

Schutz der Umwelt und Landschaft als Vor­
aussetzung für Erholung und Fremdenverkehr 
sowie zur Erhaltung und Wiederherstellung 
des ökologischen Gleichgewichts und 

Ausgleich des regionalen Strukturgefälles , 
vor allem hinsichtlich der Grenzgebiete gegen­
über der eS SR und Ungarn. 

Ein konkretes Entwicklungsprogramm des 
Bundes für die Grenzgebiete ist in Ausarbei­
tung, wobei die einzelnen Maßnahmen des 
Bundes mit jenen der betroffenen Bundes­
länder abzustimmen sind. Das Schwergewicht 
der Arbeiten im Unterausschuß der Oster­
reichischen Raumordnungskonferenz liegt auf 
folgenden Punkten : 

Im Rahmen der Problemlösungen ist daher 
der bi- und multilateralen Kooperation mit 
den Nachbarländern beziehungsweise An­
rainerstaaten der Donau sowie dem Prinzip 
der internationalen Arbeitsteilung eine er­
höhte Bedeutung beizumessen . 

Mit der Gesamtproblematik beschäftigt sich 
seit Herbst 1972 ein Unterausschuß der Oster­
reichischen Raumordnungskonferenz, der be-

78. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)20 von 152

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP - 78.  Sitzung - 10. Juli 1 973 742 1  

Bundeskanzler Dr. Kreisky 

kanntlieh neben dem Bund die Länder, Ge­
meinden und die Interessenvertretungen an­
gehören. 

Ein Unterausschuß dieser Konferenz befaßt 
sich audl mit der Abgrenzung des Berggebietes 
sowie mit der Ausarbeitung von Grundsätzen 
für die wirtschaftliche, soziale und kulturelle 
Entwicklung in diesen G ebieten ; hiebei sind 
insbesondere die Fragen der Landwirtschaft, 
der Industrie und des G ewerbes sowie des 
Fremdenverkehrs, der Erhaltung und des 
Schutzes der Landschaft, des Wasserhaus­
haltes,  der Energiegewinnung sowie des son­
stigen Infrastrukturausbaues zu behandeln. 

Hohes Haus ! In der Region Aichfeld-Mur­
boden wird erstmals in Osterreich ein Projekt 
der aktiven Raumplanung im Zusammenwir­
ken von Bund, dem Land Steiermark und den 
betroffenen Gemeinden realisiert. Dieser 
Planungsbereich betrifft in s einem weitesten 
Umfang ein Gebiet, in dem 90 .000 Menschen 
wohnen. 

Planung versteht sich hiebei als Rahmen­
planung, bei der primäres Augenmerk auf die 
Verbesserung der Infrastruktur gerichtet wird 
- eine Planung, die der privaten Initiative, 
wie ich schon einmal sagte, maximalen Spiel­
raum beläßt. 

Durch das vom Bund p räsentierte Maß­
nahmenpaket sollen folgende Ziele erreicht 
werden : 

Schaffung zukufl.ftssicherer Arbeitsplätze, 

Eindämmung der Abwanderung von Men­
schen aus diesem Raum, 

Verbesserung der Wohn- und Verkehrsver­
hältnisse, 

gesicherte wirtschaftliche Z ukunft für die in 
dieser Region Lebenden. 

Die Kosten für das umfassende Maßnahmen­
paket des Bundes betragen 1 ,8 Milliarden 
Schilling. Wesentliche Ergebnisse liegen be­
reits vor. Es bauen große und kleinere Firmen 
umweltfreundliche Betriebe  mit großen 
Wachs tumschancen, und insgesamt sind etwa 
1 800 Arbeitsplätze, auch Frauenarbe�tsplätze 
hier geschaffen worden. 

Mit Baubeginn von 1 50 Wohnungen in 
Fohnsdorf im Herbst 1 973 wird die Realisie­
rung des Sonderwohnbauprogramms des Bun­
des im Ausmaß von 750 Wohnungen in An­
griff genommen. 

Ich bitte Sie, meine Damen und Herren , 
um Verständnis dafür, daß ich mich auch 
einem zweiten, mir zugeordneten Kompetenz­
bereich etwas ausführlicher zuwende ; es ist 
das der Bereich der sogenannten verstaat­
lichten Industrie.  

Die addierten Umsätze der Unternehmun­
gen, die direkt oder i ndirekt im Eigentum 
der zu 1 00 Prozent dem Staat gehörenden 
Osterreichischen Industrieverwaltungs AG 
stehen, wuchsen von 1 971  auf 1 972 auf 
54,3 Milliarden Schilling und lagen damit um 
1 0  Prozent höher als im Vorjahr. 

Mit 1 6,3 Milliarden Schilling entfielen auf 
die Exporte der verstaatlichten Industrie 
18 ,2 Prozent des ö sterreichischen Gesamt­
exportes. Die Besch äftigtenzahl in der ver­
staatlichten Industrie blieb trotz höherer Um­
sätze mit rund 1 04 . 000 Arbeitern und Ange­
stellten in den letzten J a hren nahezu unver­
ändert. 

Die Investitionstätigkeit der verstaatlichten 
Industrie erlebte im Jahre 1 972 eine erheb­
liche Steigerung. Die Bruttoanlagenzugänge 
einschließlich der Finanzanlagen stiegen von 
5,5 Milliarden Schilling auf 7,2 Milliarden 
Schilling und damit um mehr als 30 Prozeat. 
Eine besondere Intensivierung der Investi­
ti onstätigkeit verzeichnete die Eisen- und 
Stahlindustrie, nämlich e i n  Plus von 47,9 Pro­
zent. 

Durch die seit 1 97 1  anhaltenden Investi­
tionssteigerungen in der verstaatlichten Indu­
strie wird, wie schon erwähnt, eine bedeu­
tende Strukturverbesserung erreicht und die 
internationale Konkurrenzfähigkeit gesichert 
und weiter ausgebaut. In Anbetracht des Um­
standes, daß in diesem Z eitraum die Investi­
ti onsauote der österreichischen Unternehmun­
gen Über der vergleichbarer ausländischer 
Konzerne und Unternehmungen liegt, kann 
damit gerechnet werden, daß nach Abschluß 
dieses Investitionsprogramms der größte Teil 
der österreichischen Grund�toffindustrie die 
Europareife erreicht haben wird. (Beifall bei 
eier SPO.) 

Durch die Entwicklungen im Bereich der 
internationalen Politik eröffnen sich gerade in 
jüngster Zeit für die österreichische vVirt­
schaft völlig neue Perspektiven. Die Jahre 
nach dem Staatsvertrag vom 1 5 .  Mai 1 955 
waren noch sehr stark durc..lJ. die typischen 
Merkmale des Kalten Krieges geprägt. Heute 
hat es bei vorsichtigem Optimismus den An­
schein, daß als Folge der intensiven Ent­
spannungsbemühungen, vor allem der Ver­
einiaten Staaten von Amerika, der Sowj et­
unia"n, wobei auch die Politik Frankreichs, der 
Bundesrepublik Deutschland und Großbritan­
niens ihre Bedeutung gehabt haben, unser 
Kontinent allmählich Merkmale eines echten 
Friedenszustandes aufweist. Dabei muß aller­
dings auch der Hoffnung Ausdruck gegeben 
werden, daß mit der Entspannung in den 
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internationalen Beziehungen auch ein ent­
sprechender innerer Liberalisierungsprozeß 
einhergeht. 

Wir meinten vorher, daß sich aus der sich 
verändernden internationalen Lage neue Mög­
lichkeiten für die österreichische Wirtschaft 
eröffnen. Davon konnten siCh die Mitglieder 
der österreichischen Delegationen, die mich 
auf meinen Reisen nach Budapest und War­
schau begleiteten, überzeugen. Diese Tendenz 
trat aber besonders deutlich anläßlich des 
Besuches des Ministerpräsidenten Alexej 
Kossygin zutage. 

War es in Zeiten politischer Unruhe und 
Ungewißheit logisch, dem kurzfristigen 
Warenverkehr den Vorzug zu geben und mit 
den Staaten Osteuropas auf einen j ährlichen 
Ausgleich des Handelsverkehrs hinzuarbeiten, 
so bieten sich uns heute längerfristige Aspekte 
dar, die zu einer Verlagerung der Schwer­
punkte in unserem gegenseitigen wirtschaft­
lichen Verkehr führen werden. Die Gespräche 
anläßlich der Anwesenheit des sowjetischen 
Ministerpräsidenten Kossygin haben das 
deutlich gezeigt. 

politischen Zielsetzungen der Bundesregierung 
insbesondere in der Struktur- und Regional­
politik unter Berücksichtigung des Umwelt­
schutzes und konjunkturpolitischer Gesichts­
punkte in effizienterer Weise zu erreichen. 

Der Kreis der wirtschaftsfördernden Finan­
zierungseinrichtungen umfaßt folgende Insti­
tutionen - es lohnt sich vielleicht, sie einmal 
in ihrer Gesamtheit hier anzuführen -: An 
der Spitze steht der ERP-Fonds j es folgen 
der Forschungsförderungsfonds der gewerb­
lichen Wirtschaft, der Wasserwirtschaftsfonds, 
die Arbeitsmarktförderung, der Exportfonds. 

Haftungs- und Zinsstützungseinrichtungen : 
Entwicklungs- und Erneuerungsfonds Ges. 
m. b. H.,  BURGES (Stamm-BURGES) , Fremden­
verkehrs-Sonderkreditaktion, Komfortzimmer­
aktion, Gewerbestrukturverbesserungsgesetz, 
Fremdenverkehrs-Hausaktion des Bundesmini­
steriums für Handel, Gewerbe und Industrie 
Gemeinsame Kleingewerbekreditaktion, Zins� 
stützung beim Bundeskanzleramt, Export­
risikog aran tien, Agrarin vesti tionskredite. 

Andere Kreditaktionen : Refinanzierungsver­
fahren I und H, Exportwechselkredite, Start-

Hohes Haus ! Ich will in diesem Zusammen- hilfekredite. 

Aufschließungs- und Investitionsbanken (mit 
langfristigen ERP-Krediten von Eigenkapital­
charakter) : Dazu gehören die Osterreichische 
Investitions-Kredit AG und die Osterreichische 
Kommunalkredit AG. Hier geht es insgesamt 
um viele Milliarden Schilling. 

hang auch erwähnen, daß ich das Gefühl hatte, 
daß Ministerpräsident Kossygin von der Ent­
wicklung, die die österreichische Wirtschaft 
in den letzten 13 Jahren, die seit seinem 
letzten Besuch vergangen waren, stark beein­
druckt gewesen ist. Die Leistungsfähigkeit der 
österreichischen Wirtschaft qualifiziert sie im 
höchsten Maße als den Partner langfristiger Die angeführten Förderungseinrichtungen 

wirtschaftlicher Beziehungen. Es geht, was bleiben kompetenzmäßig und in ihren Auf­

zum Beispiel Polen und die Sowjetunion be- gaben unverändert, jedoch wird das Bundes­
trifft, um Projekte in der Größenordnung von I kanzleramt a

.
uf Grund

. 
s�iner Koord�nations­

mehreren Milliarden Schilling, j edenfalls um I 
kompetenz eme KoordmlerungsfunktIon aus­

Transaktionen von einer Größenordnung, wie übe?, �i� zu einer Vereinfachung und 
sie noch vor Jahren von der österreichischen RatIonalISIerung der Fondstätigkeit führen 

Wirtschaft nicht hätten bewältigt werden kön- wird. 

nen. 

Schon allein aus diesem Grunde ist die 
österreichische Bundesregierung im höchsten 
Maße daran interessiert, daß jene Kredit­
beschränkungsmaßnahmen, die aus Gründen 
der Stabilitätspolitik gegenwärtig in Kraft 
sind, nicht einen Tag länger in Kraft bleiben 
als nötig. 

Hohes Haus ! Darf ich an dieser Stelle ein­
fügen, daß ich heute im Ministerrat vorge­
schlagen habe, eine enge Kooperation zwi­
schen den verschiedenen auf Bundesebene be­
stehenden wirtschaftsfördernden Finanzie­
rungseinrichtungen, soweit ihre Investitions­
förderung betroffen ist, herbeizuführen. Zweck 
einer solchen Koordinierung der Investitions­
einrichtungen wird es sein, die wirtschafts-

Hohes Haus ! Ich kann diesen Bericht nicht 
ohne die Feststellung beenden, daß die Wirt­
schaft in einem Staat, der der allgemeinen 
Wohlfahrt dient, kein Selbstzweck sein darf. 
So wenig wir ernste Warnungen über die 
notwendigen Grenzen des Wirtschaftswachs­
tums in den Wind schlagen wollen - sie 
scheinen uns im höchsten Maße begründet -, 
so muß doch mit dem Sinn für die ridltigen 
gesellsChaftlichen Proportionen versucht wer­
den, ein hohes Wirtschaftswachstum in Ein­
klang zu bringen mit der Herbeiführung 
besserer Lebensbedingungen für die Men­
schen. Die Schaffung guter Lebensbedingungen 
aber schließt auch in sich die notwendige 
Verbesserung der Einkommensverhältnisse 
der großen Gesellschaftsgruppen und das 
Recht der im Produktionsprozeß Stehenden, 
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da es doch um ihre materielle Existenz geht, Diese wirtschaftliche Entwicklung ist das 
sich in der Wirtschaft ein motiviertes Maß Ergebnis 
an Mitbestimmung zu sichern. (Anhaltender 
B eifall bei der SPO.) 

des Fleißes und des Leistun gswillens 
unserer Bevölkerung und der in unse rer Wirt­

Präsident: Ich erteile nunmehr dem Herrn schaft tätigen Gastarbeiter ebenso 
Bundesminister für Finanzen Dr. Androsch das 
Wort. Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Finanzen Dr. Androsch: 
Herr Präsident! Hohes Haus! Das Andauern 
der Hochkonjunktur und die Fortsetzung der 
kräftigen Aufwärtsentwicklung sind die 
wesentlichen Merkmale der österreichischen 
Wirtschaft zur Jahresmitte 1973. 

Osterreich setzt damit den längsten und 
kräftigsten Wirtschaftsaufschwung in der Ge­
schichte der Republik fort. 

Mit einer realen Wachstumsrate von 
6,4 Prozent nahm Osterreich im Jahre 1 972 
unter den europäischen Industriestaaten den 
ersten Rang ein. Auch 1973 wird OsterreiCh 
mit einer prognostizierten Wachstumsrate von 
real rund 6 Prozent wieder im europäischen 
Spitzenfeld liegen. 

Die Zahl der Beschäftigten erreichte 2,5 Mil-
lionen im DurChsChnitt des Jahres 1 972 und 
mit mehr als 2,6 Millionen im Mai dieses 
Jahres neue Höchstmarken. 

Die Masseneinkommen stiegen 1 972 um 
1 2,3 Prozent. 

Die Bruttoanlageinvestitionen erreichten 
1 972 rund 150 Milliarden Schilling und stiegen 
damit um 24,5 Prozent gegenüber 197 1 .  Die 
industriellen Investitionen betrugen 23,5 Mil­
liarden Schilling ; ein vorher nie gekanntes 
Ausmaß. Die Investitionsneigung wird 1 973 
außerordentlich hoch bleiben. Den Prognosen 
zufolge wird allein die Industrie rund 27 Mil­
l iarden SChilling investieren; das entspriCht 
gegenüber 1 972 einer Steigerung um mehr als 
1 3  Prozent. 

Die ExportwirtsChaft erreichte Zuwachsraten 
von 13,6 Prozent im Jahr 1972 und 16 , 1  Prozent 
in den ersten fünf Monaten des laufenden 
Jahres. Diese hohen Werte konnten trotz 
des mehrwertsteuerbedingten Wegfalls der 
Exportrückvergütung und trotz der währungs­
politischen Entscheidungen erreicht werden .  

Die Arbeitsproduktivität erfuhr 1 972  eine 
weitere Verbesserung. So wuchs die Industrie­
produktion pro Beschäftigten um 5,1 Prozent 
gegenÜber 4,7 Prozent im Jahre 1 97 1 .  

Die Spareinlagen nahmen im DurChschnitt 
des Jahres 1 972 um 12 , 1 Prozent zu und lagen 
im Mai 1 973 um 1 4 , 1  Prozent höher als im 
Mai 1 972. Der Spareinlagenstand belief sich 
Ende Mai 1 973 auf rund 180 Milliarden S chil­
l ing. 

wie der Dynamik und des Anpassungs­
willens unserer Unternehmungen; 

der an den gesamtwirtschaftlichen Notwen­
digkeiten orientierten Zusammenarbeit der 
Wirtschaftspartner ebenso 

wie der den stabilitäts-, wachstums- und 
besChäftigungspolitischen Erfordernissen ent­
sprechenden wirtschaftspolitischen Maßnah­
men der Bundesregierung. (Beifall bei der 
SpO.) 

Hohes Haus ! Mit dieser Entwicklun g  konnte 
aber auch der historische Leistungs- und 
Wohlstandsrückstand gegenüber den west­
europäischen Industriestaaten weiter abge­
baut und die Leistungskraft der ö sterreichi­
schen Wirtschaft neuerlich gefestigt werden. 

Das Arrangement mit den Europäischen 
GemeinsChaften eröffnet neue Chancen und 
Möglichkeiten, diesen Prozeß fortzusetzen. Um 
die damit verbundenen Umstellungs- und An­
passungssChwierigkeiten zu erleichtern, hat 
die Bundesregierung eine Reihe von Förde­
rungs- und Unterstützungsmaßnahmen be­
schlossen. Damit wurden die Voraussetzungen 
geschaffen, um 

der Industrie und den gewerblichen Betrie­
ben Ausbau und Rationalisierung zu ermög­
lichen ; 

dem Fremdenverkehr den Prozeß der Quali­
tätsverbesserung zu erleichtern ; 

der Exportwirtschaft den Ausbau bestehen­
der und die Erschließung neuer Absatzmärkte 
zu sichern und 

die Landwirtschaft in ihrem schwierigen 
Prozeß der Umstrukturierung zu unterstützen. 

Die Einzelheiten dieser wirtschaftsfördern­
den Maßnahmen wollen Sie bitten den Unter­
lagen auf den Seiten 64 bis 72 entnehmen. 

Hohes Haus ! Die zunehmende Integration 
hat zu einer starken Verflechtung der west­
lichen Volkswirtschaften geführt. 

Bei allen Vorteilen, die wir dieser liberali­
sierung im Hinblick auf die Entwicklung der 
internationalen Arbeitsteilung zuerkennen 
müssen, ist dennoch nicht von der Hand zu 
weisen, daß ihr auch bedeutende Elemente der 
Instabilität innewohnen. 

Liberalisierung und Integration bewirken in 
vieler Hinsicht einen gewissen Gleichklang 
der konjunkturellen Entwicklungen. Bedeutet 
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das für das einzelne Land wohl eine größere 
Chance, an internation alen Konjunkturauf­
schwüngen teilzuhaben, so steht dem gegen­
über, daß es sich den internationalen Preis­
auftriebsbewegungen immer weniger zu ent­
ziehen vermag. 

In einem System des freizügigen Güter-, 
Leistungs- und Kapitalaustausches finden aber 
auch die von Land zu Land unterschiedlichen 
Ausstattungen mit natürlichen Ressourcen , die 
unterschiedlichen wirtschaftspolitischen Priori­
täten und die unterschiedlichen Produktivitäts­
fortschritte ihren Niederschlag darin , daß die 
Richtigkeit der Austauschverhältnisse der be­
troffenen Währungen zueinander in immer 
kürzer werdenden zeitlichen Abständen in 
Zweifel gezogen wird. Der latente Auf- oder 
Abwertungsdruck, dem die Währungen somit 
ausgesetzt sind, ist auf diese Umstände zu­
rüd,-zuführen und wird durch spekulative 
Dispositionen noch verstärkt. Die Ursache liegt 
vor allem darin, daß bisher der handels­
politischen Verflechtung nicht auch die mone­
täre und wirtsc..�aftspolitische gleichermaßen 
gefolgt ist. 

Steigende Preise für Rohstoffe und Energie­
träger, der Preisübertragungsmechanismus, 
dem insbesondere kleinere und außenwirt­
schaftlich orientierte Länder ausgesetzt sind, 
und die Unruhe im internationalen Devisen­
geschehen stellen die bedeutendsten Ursachen 
des weltweiten Preisauftriebes dar. Zusammen 
mit den Auftriebskräften, die sich in jeder 
Volkswirtschaft im Zustand der Hochkonjunk­
tm ergeben, konfrontieren sie gegenwärtig die 
Wirtschaftspolitik mit ihrer wichtigsten Auf­
gabe. 

Dies bedeutet , daß auch 1972 der Schwer­
punkt der wirtschaftspolitischen Maßnahmen 
in Osterreich auf der Bekämpfung des Preis­
auftriebes und der Abwehr der von den inter­
nationalen Währungsunruhen ausgehenden 
Störungen l iegen mußte. 

Das Ergebnis ist zwar erfreulich, aber nicht 
zufriedenstellend : 

Mit einer durchschnittlichen Preissteige­
rungsrate von 6,3 Prozent lag Osterreich im 
vergangenen Jahr im Mittelfeld der euro­
päischen Staaten und wird diese Position auch 
im heurigen Jahr erreichen. 

Die internationalen Währungsunruhen 
konnten von Osterreich weitgehend abgehal­
ten, und gegenüber unseren wichtigsten Han­
deIspartnern konnten weitgehend stabile 
Wechselkurse gesichert werden. 

sein, die die internationale Währungssituation 
mit sich bringt. In Osterreich sind alle Vor­
kehrungen getroffen worden, unserem Land 
die währungspolitische Ruhe zu sichern. (Bei­
fall bei der SPO.) Dabei ist unter Beachtung 
unserer gesamtwirtschaftlichen Erfordernisse 
das währungspolitische Bemühen darauf ge­
richtet, destabilisierende Einflüsse des inter­
nationalen Währungsgesmehens abzuwehren 
und zu unseren widltigsten Handelspartnern 
möglichst geordnete Kursverhältnisse zu er­
halten. 

Hohes Haus ! Der stabi litätspolitische Vor­
gang in den wirtschaftspolitischen Entschei­
dungen der Bundesregierung hat im Herbst 
des vergangenen Jahres zu einem zwischen 
dem Bund, den Ländern und Gemeinden, der 
Notenbank, dem Kreditapparat und den Wirt­
schaftspartnern akkordierten Maßnahmen­
paket geführt. \Vie bei allen früheren stabili­
tätspolitischen Bemühungen kommt dabei der 
Budgetpolitik des Bundes auch im Rahmen 
dieser Maßnahmen besondere Bedeutung zu. 

Der stabilitätsorientierte Vollzug des 
Budgets 1972 ist durch folg(;!nde Daten ge­
kennzeichnet : 

Das Bruttodefizit wurde im Vollzug auf 
7 ,7 Milliarden Schilling gegenüber 9 ,4 Mil­
liarden Schilling im Bundesvoranschlag 1 972 
gesenkt. Unter Berücksichtigung der 1972 er­
folgten Schuldenzahlungen im Ausmaß von 
6,2 Milliarden Schilling beläuft sich das Netto­
defizit d aher auf 1 ,5 Milliarden Schilling. 

Bereinigt man die Ausgabenseite und die 
Einnahmenseite um im Inland nicht nachfrage­
wirksame Transaktionen, so gelangt man im 
Gegensatz zu einem präliminierten inlands­
wirksamen Defizit von 1 ,85 Milliarden Schil­
ling zu einem inlandswirksamen Einnahmen­
überschuß von rund 2 Milliarden Schilling. 
Eine Saldendrehung, die den restriktiven Voll­
zug des Budgets deutlich werden läßt. 

Außerdem wurden vorzeitige Schulden­
tilgungen im Ausmaß von rund 900 Millionen 
Schilling, Rückl'agenzuführungen im Ausmaß 
von 1 , 1  Milliarden Schilling und Reserve­
bildungen beim Familienlastenausgleichsfonds 
und der Arbeitslosenversicherung von rund 
1 ,3 Milliarden Schilling vorgenommen. 

Mit diesem Budgetvollzug wurde die Konti­
nuität der seit 1970 praktizierten Budgetpolitik 
unterstrichen. Welche Bedeutung dabei neben 
der Konsolidierung der Staatsfinanzen der 
Stabilitätspolitik eingeräumt wurde, zeigt eine 
Gegenüberstellung der Gesamtausgaben und 

Trotz günstiger Konjunktur müssen wir uns der Bruttodefizite auf der einen und des 
auch im laufenden Jahr der Gefahr bewußt Bruttonationalprodukts auf der anderen Seite . 

78. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)24 von 152

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP - 78.  Sitzung - 1 0 .  Juli 1973 7425 

Bundesminister Dr. Androsch 

Während das Bruttonationalprodukt von 
1969 b i s  1 972 um rund 44 Prozent stieg, wuchs 
der Rahmen der Gesamtausgaben des Bundes­
budgets nur um 37 Prozent an. Durch das ab­
gebremste Wachstum der Bundesausgaben 
sank d e s s en Anteil am Bruttonationalprodukt 
laufend von 28, 1  Prozent im Jahr 1969 auf 
26,8 Prozent im Jahr 1972 ab. Diese Entwick­
lung wird 1973 durch die Weiterführung der 
stabilitäts orientierten Budgetpolitik fortge-
setzt. 

weiter g elingen, das vVohlstandsgefälle abzu­
bauen und den Aufholprozeß gegenüber den 
westlichen Industriestaaten ohne weitere Ge­
fährdung unserer Umweltbedingungen fortzu­
setzen. (Beifall bei der SPO.) 

D i e  Verbesserung der Arbeits - ,  Freizeit- und 
Erholungsmöglichkeiten, die Aufgaben der 
R aum- und Umweltplanung sowie die Bewälti­
gung der Verkehrsprobleme müssen damit in 
engem Zusammenhang gesehen werden. Die 
Frage nach der Qualität des Lebens ist eine 

Die Senkung des Bruttodefizits im Budget- harte ökonomische Herausforderung ! 
vollzug durch vorzeitige Staatsschuldentilgun- Die Lösung und Bewältigung der dabei an­
gen hatte eine Verminderung des Anteils des fallenden Probleme ist eng mit der Frage der 
Bruttodefizits am Bruttonationalprodukt seit Finanzierung verbunden. Da diese Finanzie-
1969 von 2,2 Prozent auf 1 ,6 Prozent im Jahr I rung nur aus dem von der gesamten Wirt-
1 972 zum Ergebnis .  I sCt�aft erarbeiteten volkswirtschaftlichen Er-

Stabilitäts orientiertes Verhalten ist gleich- trag �ufg�brac�t werden kann, folgt logisch, 

b ' t d · t ' H · ' E· cl ·· daß d I e  Fmanzlerungskraft durdl das gesamt-ca eu en ml oer mnanme von ms Han- . . . . d kungen. Das gilt auch für die öffentliche Hand. vnrtsch aftl1che VJachstum bedmgt WH . 

Die soeb e n  dargelegten Zahlen zeigen, daß Strukturpolitik und insbes ondere Infra­
sie bereit war und ist, sich Einschränkungen struktu rpolitik setzen daher die Sicherstellung 
aufzuerlegen. eines ausreichenden Wirtschaftswachstums 

Man muß sich aber auch darüber im klaren 
sein, daß die Einengung des Finanzierungs­
spielraumes der öffentlichen Haushalte den 
wachsenden Anforderungen, die an sie gestellt 
werden , entgegensteht. Das wünschenswerte 
Tempo im Ausbau aller für die Verbesserung 
der Lebensqualität dringlichen G emeinschafts­
einrichtungen wird d adurch gebremst und die 
Finanzierung der Umweltinvestitionen gefiihr­
det. 

Zu Recht geben die Umweltfolgen einer aus­
schließlich an der Quantität orientierten 
Wachstumspolitik zunehmend Anlaß zu Kritik. 
Lärm, Luft- und "Vasserverschmutzung, das in 
den städtis chen Ballungsgebieten nahezu uner­
trägliche Ausmaß der Motorisierung, die Zer­
störung der Freizeit- und Erholungsmöglich­
keiten und dergleichen mehr lassen ZVleifel 
an den Vorteilen des wirtschaftlichen V/achs-
turns aufkommen. 

voraus . Mehr noch :  Maßnahmen der Konjunk-
turp olitik und der Vollbeschäftigungspolitik 
stehen zu Maßnahmen der Infrastrukturpolitik 
nicht in einem gegensätzlichen, sondern in 
einem komplementären Verhältnis. Mit Hilfe 
einer - unter Bedachtnahme des Stabilitäts­
erfordernisses - auf Vvachstum ausgerichte­
ten K onj unkturpolitik müssen die Erträge er­
wirtsch aftet werden, die den weiteren Ausbau 
der Infrastruktur finanziell ermöglichen. 

Hohes Haus ! Die europäische, die umwelt­
gestaltende und die gesellschaftspolitische 
Herausforderung unserer Vvirtschaft verlangt 
auch in Zukunft einen optimalen Spailnungs­
ausgle i ch zwischen stabilitätspolitischem Er­
fordernis,  gesicherter Vollbeschäftigung und 
qualitativem Wachstum. Mehr noch als bisher 
müssen sich die wirtschaftspolitischen Ent­
scheidungen über die Notwendigkeit des 
Tages hinaus an den Anforderungen der Zu­
kunft o rientieren. Das gilt auch für die unter­

Die radikalsten Kritiker der Industriegesell-

I 
n�hmensp olitischen Entscheidungen in den B e­

schaft behaupten, daß es zwisdlen der Qualität tneben uns eres Landes. 
des Lebens und dem Wachstum eine umge- Die österreichisdle Wirtschaft hat ihre 
kehrte Re l ation gebe, daß also d as sicherste Leistungs- und Anpassungsfähigkeit mehrfach 
Mittel zur Maximierung der Lebensqualität bewiesen. Dies berechtigt zur Hoffnung, daß 
die Verringerung des Wachstums auf ein auch i n  Zukunft die großen Chancen genützt 
Mindestmaß sei. Selbst das sogenannte I".Jull- werden. Die Vvirtschaftsp olitik der Bundes­
wachstum wird als gültige Alternative 1Oro- regierung wird in ihrer Budget-, Vlährungs­
pagi ert. und Strukturpolitik bemüht sein, die dafür 

Derartig e  Simplifizierungen können für die 
österreichisdle Wirtschaftspolitik keine Gül­
ti gkeit h aben. Nicht in der Verlangsamung 
d.es Wirtsch aftswachstums, sondern in seiner 
qualitativen Ausrichtung l iegt die wirtschafts­
politische Zielsetzung. Es muß uns dabei auch 

bestmöglichen Rahmenbedingungen zu schaf­
fen. (Anhaltender Beifall bei der SPO.) 

Präsident: Zu einem Antrag zur Gesdläfts­
behandlung hat sich der Herr Abgeordnete 
Robert Weisz zum Wort gemeldet. Ich erteile 
es ihm. 
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Abgeordneter Robert Weisz (SPO) : Herr 
Präsident! Ich stelle den Antrag, über die 
Erklärungen des Herrn Bundeskanzlers und 
des Herrn Finanzministers über die wirtschaft­
liche Lage jetzt anschließend eine Debatte ab­
zuführen. 

Präsident: Sie haben den Antrag gehört. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem 
Antrag auf sofortige Durchführung einer De­
batte über die beiden Erklärungen ihre Zu­
stimmung erteilen, sich von den Sitzen zu 
erheben. - E i n  s t i m  m i g a n  g e n 0 m­
m e n. 

Wir gehen in die Debatte ein. Zum Wort 
gemeldet hat sich der Abgeordnete Ing. Sallin­
ger. 

Abgeordneter Ing. Sallinger (OVP) : Herr 
Präsident ! Hohes Haus ! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren!  Der Herr Bundeskanzler 
und der Herr Finanzminister haben heute 
wieder Erklärungen über die Wirtschaftspoli­
tik der Bundesregierung abgegeben. 

Auf der einen Seite hört man von der 
Leistungsfähigkeit der österreichischen Wirt­
schaft. Der Herr Finanzminister anerkennt den 
Fleiß und den Leistungswillen der österrei­
chischen Bevölkerung, er lobt die Dynamik 
der Unternehmer und auch die Zusammen­
arbeit der Sozialpartner, er bringt Zahlen und 
Rekordergebnisse von Beschäftigung und von 
Wachstum, und manchmal wird das auch 
international bestätigt. (Präsident Dok tor 
M a l  e t a  übernimmt den Vorsitz.) 

Ich würde mich freuen, wenn das immer so 
wäre. 

Auf der anderen Seite aber sind entweder 
die mangelnde Disziplin, wenn man von den 
Preisen redet, oder die langsame beziehungs­
weise überhaupt fehlende Anpassungsfähig­
keit der Wirtschaft, wenn man von Integration 
redet, angeprangert. Immer aber versucht man, 
nur eine Seite in diesem Spiel vieler Kräfte 
um eine stabilisierende Wirtschaftspolitik ver­
antwortlich zu machen, und das ist dann "die 
Wirtschaft" . 

Die seit einigen Jahren schon zur Gewohn­
heit gewordenen wirtschaftlichen Erfolge wer­
den allerdings mehr und mehr von Entwick­
lungen begleitet, die zur ernsten Sorge Anlaß 
geben. 

Problem Nummer eins ist und bleibt der 
zunehmende und beschleunigte Preisauftrieb. 
Trotz aller Versuche, die Inflation einzudäm­
men, ist in der Stabilisierungspolitik bis jetzt 
kein Erfolg abzusehen. Besonders bedenklich 
ist in diesem Zusammenhang, daß die Regie­
rung dieses Problem vielleicht immer noch 

zuwenig ernst nimmt. Auch heute wurden ver­
schiedene Maßnahmen aufgezählt, die ni mt 
ausreichend sind und dom als ein Stabilisie­
rungserfolg verkauft werden sollen. 

Auch der Herr Finanzminister will das 
Budgetkonzept für das Jahr 1 974, das die 
höchste Ausgabensteigerung aufweist - im 
habe das bereits im Kammertag gesagt -, 
ernstlich als einen Beitrag der Bundesregie­
rung anpreisen. In Wahrheit wird aber die 
Nachfrage weiter angeheizt, und die Uber­
forderung in sachlichen und in personellen 
Produktionskapazitäten hält unvermindert an. 
Diese Ubernachfrage verursacht bereits ein 
zunehmendes Leistungsdefizit. Das Institut für 
Wirtschaftsforschung rechnet bereits mit einem 
Leistungsbilanzabgang von 7 Milliarden Schil­
ling. 

Meine Damen und Herren ! In dieser Situa­
tion findet es die Regierung für zweckmäßig, 
daß Osterreich aus stabilitätspolitischen Grün­
den als einziges europäisches Land mit der 
D-Mark-Aufwertung mitgeht, und wertet den 
Schilling um 4,8 Prozent auf. Auf Grund der 
Zahlungsbilanzentwicklung, die b isher für 
Paritätenänderungen als wichtigstes Kriterium 
gegolten hat, wäre eine derartig hohe Auf­
wertung sicherlich nicht notwendig gewesen . 
(Zustimmung bei der OVP.) 

Ich halte es daher für eine bedenkliche 
Politik - und ich habe das auch im soge­
nannten Währungsgipfel gesagt -, aus kurz­
fristigen stabilitätspolitischen Uberlegungen 
einschneidende Wechselkurs änderungen vor­
zunehmen, noch dazu in einer Zeit, in der die 
Leistungsbilanz wachsende Defizite aufweist 
und es nicht abzusehen ist, wie der Nach­
frageüberhang im Inland überhaupt unter 
Kontrolle gehalten werden kann. Eine solche 
Politik birgt die Gefahr in sich, daß wir in 
unseren Integrationsbemühungen um Jahre 
zurückgeworfen werden, daß wir Export­
märkte verlieren , in denen wir bereits Fuß 
gefaßt haben. Ich möchte hier gerade aus 
meiner Erfahrung durch die vielen Außen­
stützpunkte, die wir haben, sagen, wie schwie­
rig es ist und wieviel Mühe es kostet, auf 
den Weltmärkten überhaupt Fuß zu fassen. 
Es wäre sehr unangenehm, würden wir hier 
Einbußen erleiden. 

Aber auch der unverminderte Preis- und 
Kostenauftrieb führt schließlich zu einem 
strukturellen Leistungsbilanzdefizit. Dies hätte 
aber unausweichliche Folgen, ich möchte 
sagen, schwerwiegende Folgen für die Wirt­
schaft, für ihr Wachstum und auch für die 
Beschäftigung. Hier möchte ich besonders 
darauf hinweisen, daß ein Verlust von Export­
märkten sicherlich auch Auswirkungen auf 
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jene Betriebe hätte, die sich im besonderen 
mit dem Export beschäftigen und Exportwaren 
erzeugen. 

Die Wirtschaft hätte sich mit einer gering­
fügigen Aufwertung abfinden können, wenn 
damit ein eindeutig e r  Gewinn für die Stabili­
sierung zu erwarten gewesen wäre. Meine 
Damen und Herren ! D as ist aber leider nicht 
der Fall. Die Wechselkurspolitik ist eben nicht 
geeignet, als Instrument für die Konjunktur­
politik zu wirken. Das hat auch der Beirat 
für Wirtschafts- und Sozialfragen bei seinem 
Gutachten über den Preis- und Kostenauftrieb 
im vorigen Jahr schon zum Ausdruck gebracht. 

Wenn man die Wechselkurspolitik als Stabi­
lisierungsmaßnahme verwenden oder einset­
zen will , muß zuerst alles bezüglich der Preis­
auftriebstendenzen im Inland gemacht werden. 
Dazu gehört vor allem auch die Budgetpolitik. 
Wenn dies nicht der  Fall ist, dann wirkt die 
Wechselkurspolitik beziehungsweise die 
Schillingaufwertung zu einseitig, und zwar zu 
Lasten der Exportwirtschaft und zu Lasten 
des österreichischen Fremdenverkehrs. 

Man darf sich auch keine Wunderwirkung 
gE'genüber der Abwanderung von Arbeits­
kräften aus den westlichen Bundesländern er­
warten. Durch die Wechselkurspolitik können 
wir keine Europalöhne hervorzaubern ; das 
wäre nur durch eine Produktivitätssteigerung 
möglich, die uns dann erlaubt, höhere Real­
löhne zu zahlen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren ! 
Neben der Exportwirtschaft ist auch der Frem­
denverkehr besonders hart betroffen. Wenn 
wir in den letzten Tagen die Zeitungen ge­
lesen haben, dann s ehen wir, daß aus allen 
Bundesländern diese Nachrichten kommen. 
Mit diesem Problem muß man sich ernstlich 
befassen. 

Nach den erheblichen Kostensteigerungen 
durch die Einführung der Mehrwertsteuer und 
auch durch den gerade in diesem Bereich be­
sonders hohen Lohnauftrieb führt die Auf­
wertung nun dazu, d aß der österreichische 
Fremdenverkehr gegenüber den anderen 
Fremdenverkehrsländ ern in einen starken 
Konkurrenzdruck kommt. Ich habe bei dem 
Gespräch im Bundeskanzleramt als Beispiel 
eine Flasche Wein angeführt. Wenn man als 
Ausgangspreis für eine Flasche Wein 70 S 
annimmt, so ist in der Schweiz der Abgabe­
preis dann 80,50 S, und in Osterreich beträgt 
er 1 19 ,53 S. Dieser Unterschied wird zum Bei­
spiel sicherlich auch mit eine Ursache sein, 
daß die Fremden zum Teil nicht in Osterreich 

Meine Damen und Herren ! Erstmals kam es 
auch dazu, daß es  in der Nationalbank keinen 
Konsens gab . Auch der Generalrat wurde 
nicht einberufen. In diesem Zusammenhang 
möchte ich darauf hinweisen, daß im General­
rat alle jene G ruppen - die Sozialpartner -
vertreten sind, die wirklich an der Lösung des 
Problems interessiert sind. Hier hätte es eine 
Meinungsbildung geben müssen. 

Es ist so, daß man manchmal mit der 
Unglaubwürdigkeit der Wirtschaft argumen­
tiert, daß man s agt, die Wirtschaft sei gegen 
alles und jedes, die Wirtschaft verneine nun 
alles. Sicherlich ist die Wirtschaft zurück­
haltender als alle j ene, die fordern und damit 
experimentieren, weil es die Wirtschaft ist, 
die das Risiko kennt, weil es auch die Wirt­
schaft ist, die die v ersteckten oder verdeckten 
und auch die offenen Schwierigkeiten kennt. 

Meine Damen und Herren ! Ich komme auf 
die Kreditbremse, auf die Kreditrestriktionen 
zu sprechen, die gerade die Wirtschaft am 
allerhärtesten treffen, und da im besonderen 
die kleinen und mittleren Betriebe. Auf Grund 
dieser Aufwertung muß nun die Betriebs­
finanzierung neu gemacht werden, sie muß 
über den Haufen geworfen werden, weil es 
bei der Aufwertung und bei den Kredit­
restriktionen neue Möglichkeiten geben muß, 
die Betriebe finanziell wieder in Schwung 
zu bekommen. Dazu kommt noch, wenn man 
zu den Banken geht, daß eben kein Geld da 
ist. Davon sind die Klein- und Mittelbetriebe 
besonders betroffen. Auf dem Sektor der 
öffentlichen Hand hat man sich das Geld 
geholt. Wir haben in der letzten Zeit erst 
wieder von Anleihen gehört. Die großen Be­
triebe kann mari n icht zurückhaltend behan­
deln, weil sie weiterarbeiten müssen und weil 
die Investitionen fortlaufen müssen. Die mitt­
leren Betriebe bleiben dann übrig. Die Wirt­
schaft spürt somit die Kreditbremse am aller­
härtesten. 

Es sind aber auch innerbetriebliche Schwie-
rigkeiten, die wir haben. Von diesen Schwie­
rigkeiten wird viel zuwenig gesprochen. Es 
geht um die innerbetrieblichen Lohnerhöhun­
gen, die ebenfalls erarbeitet werden müssen 
und die dann im Preis nicht aufscheinen dür-
fen. Sie treten viel öfter ein und sie sind viel 
höher, als man je annehmen kann. Wir wer­
den daher in Zukunft darangehen müssen, 
diese innerbetrieblichen Schwierigkeiten der 
Bevölkerung mehr vor Augen zu führen und 
sie noch mehr transparent zu machen. (Zu­
stimmung bei der OVP.) 

Ich möchte hier noch ein Ersuchen an die 
bleiben, sondern es vorziehen, anderswo in Vertreter der Arbeiterkammer und des Ge­
Europa ihren Urlaub zu verbringen. werkschaftsbundes aussprechen. Wenn wir in 
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den Preisunterausschuß gehen, wenn unsere 
Betriebe wirklich alles aufdecken und mit 
ihren Unterlagen kommen, dann werden sie 
oft in einer Art behandelt, wie man das bei 
einer freiwilligen Organisation nicht zur 
Kenntnis nehmen kann. Man geht dort mit den 
Unternehmern um, als wären sie dorthin be­
st.ellt worden und zu einem Befehlsempfang 
gekommen. 

Das ist in Zukunft von uns nicht mehr zu 
tolerieren, und ich bitte, das abzustellen. Ich 
möchte die Gelegenheit immer wieder wahr­
nehmen und sagen : Wenn unsere Betriebe 
schon freiwillig kommen, dann soll man sie 
auch so behandeln, wie das unter erwachsenen 
Menschen überhaupt üblich und notwendig 
ist ! (Beifall bei der OVP.) 

Meine Damen und Herren ! Ich komme noch 
einmal auf die Sozialpartnergespräche zurück :  
Wir haben von der Aufwertung der D-Mark 
gehört, und ich habe versucht, am Samstag 
vormittag noch ein Gespräch zu führen. Dieses 
Gespräch ist auch abgeführt worden. 
Wir haben unseren Standpunkt gesagt. Aber 
es ist eigentlich zu keiner echten Diskussion 
darüber gekommen, wie man sich auf der 
Ebene der Sozialpartner einigen könnte. 

So war es dann auch im Bundeskanzleramt 
am Montag. Das waren meiner Meinung nach 
keine echten Verhandlungen, denn wir konn­
ten nur unsere Argumente vorbringen und 
mußten dann, ohne daß auf die Probleme 
ti efer eingegangen worden wäre, hören, daß 
diese Aufwertung schon beschlossen gewesen 
ist. Das war meiner Meinung nach nicht jener 
Geist der Sozialpartnerschaft, der so viele 
Erfolge gebracht hat. Das war auch kein 
Gespräch,  das war keine echte Diskussion. 

Wenn wir diese Sozialpartnerschaft, die ich 
immer bej aht habe, weiterführen wollen, dann 
müssen wir wieder zu dem Geist kommen, der 
von allem Anfang an dabei geherrsdlt hat. 
Auch beim j etzigen Kräfteverhältnis im Par­
lament, meine sehr geehrten Damen und Her­
ren, sollte es doch möglich sein , konstruktiv 
m itzureden. Denn wenn man miteinander 
leben will oder miteinander leben muß, dann 
muß man auch j ederzeit miteinander reden 
können, dann müssen auch die Argumente des 
anderen angehört werden und eben mit ein­
gebaut werden. (Beifall bei der OVP.) 

Hohes Haus ! Statt eine wirksame Dämpfung 
der Inlandsnachfrage, vor allem aber der Nach­
frage bei der öffentlichen Hand anzustreben, 
sucht die Regierung immer mehr Zuflucht in 
den Preisdirigismus. Sie erfindet immer mehr 
Ad-hoc-Maßnahmen und will das ohnehin 
schon mehr als reichhaltige preispolitische 
Instrumentarium noch weiter ausbauen. Be-

reHs heute besteht ein Nebeneinander von 
freien Vereinbarungen, dirigistischen Maß­
nahmen und wettbewerbsregelnden Bestim­
mungen, die manchmal gegeneinander wirken. 
Wenn die Schaffung neuer preispolitischer 
Gremien und Instrumente im gleichen Tempo 
weiterginge wie bisher, würde es bald keinem 
Unternehmer mehr möglich sein, den Preis 
für eine Ware anzuschreiben, ohne gegen ein 
Gesetz oder gegen eine Vereinbarung oder 
gegen irgendeine andere Vorschrift zu ver­
stoßen. Wir haben j etzt schon verschiedene 
Vorschläge und Abänderungen für ein künfti­
ges Preisbestimmungsgesetz erhalten. 

Meine Damen und Herren ! Allein daraus 
können Sie schon ersehen, wie schwierig, ja  
wie geradezu unmöglich es ist, mit der Preis­
polizei zu stabilisieren. Hier geht es der 
Sozialistischen Partei darum, die Vorschläge, 
an die sie größtenteils selber nicht glaubt, in 
die Offentlichkeit zu bringen. \Nenn dann die 
Osterreichische Volkspartei ablehnt - und da 
gibt man wieder der Wirtschaft die Schuld -, 
dann sagt man, daß die OVP bei der Inflations­
bekämpfung nicht mitarbeiten und nicht mit­
helfen will. Das ist sehr oft und lange genug 
auf verschiedenen Ebenen praktiziert worden. 
Ich glaube aber, daß das j etzt schon zu durch­
sichtig und zu transparent geworden ist. 

Außerdem, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, sehe ich es schon kommen, daß wir in 
Zukunft nicht mehr von den Unternehmern, 
sondern von einem Hausjuristen die Preis­
findung bekommen werden. Neben dem 
Steuerberater werden die Betriebe nun bald 
auch einen Preisberater brauchen ; es wird also 
ein neuer Berufsstand entstehen. In der stabi­
litätspolititschen Wirksamkeit dürfte sich die­
ses System langsam allerdings selbst ad a1:;­
surdum führen. 

Meine Damen und Herren ! Ich möchte hier 
nicht mißverstanden werden : Wir stehen 
immer noch dazu, die Weitergabe von Zoll­
senkungen und einer eventuellen Mehrwert­
steuersenkung rechtlich abzusichern. Viel darf 
man sich davon ja nicht versprechen, weil auch 
bei einer lückenlosen Weitergabe von Zoll­
senkungen nicht viel herauskommen wird. 
Angesichts einer massiven Lohnwelle - wir 
wissen die Höhe noch nicht - und einer 
weltweiten Preissteigerung bei Rohstoffen, die 
bis zu 200 und mehr Prozent geht, fallen 
Zollrestriktionen oder Reduktionen nicht sehr 
ins Gewicht. 

Ich begrüße es daher, daß man jetzt daran­
geht - einem Vorsd1lag, den die Wirtschaft 
schon vor langer Zeit gemacht hat -, ein 
Preisgesetz auszuarbeiten, das die bestehen­
den Widersprüche beseitigt und Unklarheiten 
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Dem Wirtschaftsbericht der Bundesregie­
rung fehlt weiter jene Zuversicht, die Herrn 
Dr. Kreisky bisher eigen war. 

beziehungsweise Rechtsunsic�erheiten aus­
merzt. Die Wirtschaft ist bereit, an einer 
neuen Preiskonzeption mitzua rbeiten, wenn 
ein modernes, einer marktwirtschaftlichen 
Ordnung entsprechendes Konzept angestrebt Diesem heutigen Wirtschaftsbericht kann 

wird. man nicht entnehmen, daß er die bestehenden 
Schwierigkeiten so objektiv s childert, wie sie 

Hohes Haus ! Neben dem zunehmenden derzeit auf dem Gebiet der Wirtschaft in 
Preis- und Kostenauftrieb ist es aber vor Osterreich gegeben sind. 
allem die unsichere Zukunft des Weltwäh-
rungssystems, das mir echte Sorge bereitet 
und auch die Wirtschaft mit Sorge erfüllt. 
Bisher konnte die österreichische Wirtschaft 
die beträchtlichen Preisparitätsverschiebungen 
mit großer Anstrengung, aber auch mit großen 
Opfern und Verlusten verkraften. Ob das 
weiterhin der Fall sein wird, wird die Zukunft 
zeigen, denn die Belastbarkeit der Wirtschaft 
ist sicherlich nicht unbegrenzt. (B eifall bei der 
OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Peter. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Peter (FPO) : Herr Präsi­
dent! Meine Damen und Herren ! Würde man 
den Wirtschaftsbericht des Herrn Bundes­
kanzlers mit j enen Maßstäben messen, welche 
die seinerzeitige sozialistische Opposition 
gegenüber der OVP-Alleinregierung in den 
Jahren 1 966 bis 1970 angewendet hat, dann 
ließe sich das Urteil in dem S atz zusammen­
fassen : Dr. Kreisky ist auf den Klaus gekom­
men. Warum? Weil mit fortschreitendem 
Machtabbau des damaligen Bundeskanzlers 
Dr. Klaus von seiner Seite bei ähnlichen An­
lässen gleiche Töne angeschlagen wurden, wie 
sie heute Herr Bundeskanzler Dr. Kreisky 
anklingen ließ. 

In erster Linie ging es im Wirtschaftsbe­
richt des Herrn Bundeskanzlers um Vergleiche 
mit Ländern, in denen eine n och größere 
Teuerung obwaltet und in denen die Infla­
tionsrate noch größer ist als in Osterreich. 
Und dann klang unterschwellig die Tendenz 
im Wirtschaftsbericht des Herrn Bundeskanz­
lers an, daß es uns eigentlich noch nie so gut 
gegangen ist, wie es augenblicklich der Fall 
ist. 

Aber man soll dem Wirtschaftsbericht, den 
heute Bundeskanzler Dr. Kreisky erstattet hat, 
doch etwas tiefer auf den Grund gehen und 
um eine sehr objektive Wertung bemüht sein. 
Tut man das, so zeigt sich, daß der heutige 
Wirtschaftsbericht des Herrn Bundeskanzlers 
Töne einer Selbsterkenntnis anklingen läßt, 
d ie allerdings nicht zu überzeugen vermögen. 

Meiner Meinung nach fehlt im vVirtschafts­
bericht des Herrn Dr. Kreisky jene Selbst­
besinnung, die in dieser Situation notwendig 
wäre. 

Zu unserem Bedauern skizzierte der heute 
abgegebene Wirtschaftsbericht des Herrn 
Bundeskanzlers kein objektives Bild der Lage 
der österreichisdlen Wirtschaft. 

Diese Erklärung rühmt vielmehr Dr. Kreisky 
dort über Gebühr, wo es sicher Positives zu 
berichten gibt. 

Dieser Wirtschafts bericht retuschiert die 
Schatten, mit denen der Bundeskanzler dort in 
seiner ihm eigenen Art arbe itet, wo sich die 
Schatten in harten und sehr besorgniserregen­
den Konturen zeigen. 

Diesen Wirtschaftsbericht dürfen wir zwei­
felsohne auch als den Schlußpunkt der Bundes­
regierung in der Frühjahrssession des Natio­
nalrates und sicher auch, ohne eine Fehl­
interpretation zu begehen, als den Auftakt der 
politischen Herbstarbeit der Regierungsmehr­
heit bezeichnen. 

So vorzugehen ist zweifelsohne das Recht 
einer Alleinregierung, sicher auch das Recht 
einer sozialistischen Alleinregierung. Es ist 
aber ebenso das parlamentarische Recht der 
freiheitlichen Opposition, dazu den erforder­
lichen Kontrapunkt zu setzen. 

Dieser Wirtschaftsbericht der Bundesregie­
rung, der heute vom Herrn Bundeskanzler und 
vom Bundesminister für Finanzen erstattet 
wurde, hat zweifelsohne eine Vorgeschichte, 
eine Vorgeschichte, die im Zusammenhang 
mit dem Wunsch und dem Bedürfnis der 
sozialistischen Mehrheit steht, die Budget­
debatte zu reformieren und zu straffen, wor­
über es bereits Diskussionen in den zurück­
liegenden Jahren gegeben hat. 

Es ist gegen dieses Bedürfnis der Bundes­
regi erung und der sozialistischen Mehrheit 
durchaus nichts einzuwenden , die Budget­
debatte in Zukunft konzentrierter zu gestalten 
und zu straffen. Das bedeutet in erster Lini e 
einen Vorteil für die Regierungsmehrheit und 
einen Nachteil für die Oppositionsparteien. 
Bei Wahrung der Ausgewogenheit eines sol­
chen Vorgehens läßt sich auf parlamentari­
scher Ebene zweifelsohne unvoreingenommen 
diskutieren. 

"'!ir Freiheitlichen - ich unterstreiche es 
von diesem Platz aus zum x-ten Male - sind 
bereit, die sachliche Diskussion über die Re-
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form der Budgetdebatte zu führen. Wir haben 
Verständnis für den Zeitgewinn, um den es der 
Regierungsmehrheit zweifelsohne geht, und 
wir haben ebenso Verständnis für eine Ein­
sparung von Plenarsitzungstagen während der 
Budgetdebatte. Somit sind wir einverstanden 
mit einer solchen grundsätzlichen Absicht ! 

Aber, Herr Klubobmann Weisz, i ch  bin 
namens der freiheitlichen Abgeordneten durch­
aus nicht einverstanden mit der Vorgangs­
weise der Bundesregierung anläßlich der Er­
stattung des ersten Wirtschaftsberichtes an 
den Nationalrat. Warum? Weil wir seit mehr 
als einem Jahr die Diskussionsbereitschaft 
und Gesprächsgrundlage von freiheitlicher 
Seite zur Reform der Budgetdebatte ange­
boten haben. Seit mehr als Jahresfrist findet 
es die Regierungsmehrheit nicht der Mühe 
wert, dieses Diskussionsangebot zu prüfen 
beziehungsweise sich dazu zu äußern. Nun 
setzt uns die sozialistische Mehrheit am vor­
letzten Tag der Frühjahrssession des National­
rates zwei sicher sehr gewichtige Erklärungen, 
die des Bundeskanzlers und die des Bundes­
ministers für Finanzen, vor und weiß genau : 
Will die freiheitliche Opposition oder wollen 
beide Oppositionsparteien nicht Akte eines 
zeitlichen Mutwillens setzen, dann gibt es 
einfach keine ausreichende, umfassende, 
seriöse und sachliche Diskussion dieses Wirt­
schaftsberidltes der Bundesregierung. 

Hier urgiere ich, Herr Klubobmann Weisz, 
neuerdings das Anliegen der Freiheitlichen 
und erhebe unser Ceterum censeo dahin­
gehend, daß die sozialistische Mehrheit nicht 
nur in verbaler Hinsicht, sondern auch in 
bezug auf Taten dem Prinzip der Waffen­
gleichheit zwischen Regierung einerseits und 
Opposition andererseits endlich entsprechen 
soll. (Beifall bei deI FPO.) 

Soll die Budgetdebatte nach dem Wunsch 
und im Sinne der sozialistischen Mehrheit 
reformiert werden, dann gewinnt die Bundes­
regierung, dann gewinnt die sozialistische 
Mehrheit im Rahmen der Budgetdebatte eine 
Sitzungswoche im Plenum, weil die freiheit­
liche Opposition, vielleidlt nach parlamen­
tarischen Verhandlungen beide Oppositions­
parteien, im Falle einer solchen Reform auf 
eine Sitzungswoche während der Budget­
debatte verzichten würden. Aber das erfordert 
eine konkrete Gegenleistung: Das erfordert die 
Anerkennung der Waffengleichheit für die 
beiden Oppositonsparteien durch die SPO­
Mehrheit. Nach unserer Vorstellung - ich 
habe hier nur für die freiheitlichen Abge­
ordneten zu sprechen - etwa dahin gehend, 
daß nicht am Ende, nicht am vorletzten Tag 
der Frühj ahrssession, sondern am Beginn der 

Frühj ahrssession, spätestens Anfang Juni 
allen der Wirtschafts bericht durch die Bundes­
regierung erstattet wird, um den Oppositions­
parteien die Möglichkeit zu geben, darüber 
zwei bis drei Tage eine umfassende Debatte 
zu führen. 

Aber man gebe sich von seiten der Regie­
rungsmehrheit keiner Illusion hin, daß die 
freiheitlichen Abgeordneten sich etwa mit 
Brosamen abspeisen lassen, wie sie uns heute 
durch die Bundesregierung und durch die 
sozialistische Regierungsmehrheit präsentiert 
wurden. Wenn wir in der Herbstsession in 
parlamentarische Verhandlungen eintreten, 
dann ist der Zeitpunkt gekommen, eine re­
formierte Budgetdebatte frühestens im Herbst 
1 974 anläßlich der Beratungen über das Bun­
desfinanzgesetz 1975 zu führen. 

Morgen steht das Ministeriengesetz auf der 
Tagesordnung, morgen soll darüber eine 
seriöse Debatte geführt werden. Herr Klub­
obmann Weisz, wie soll über den Wirtschafts­
bericht unter Einschluß der umfangreichen 
Anlagen, die uns der Herr Bundesminister für 
Finanzen gestern unterbreitet hat, eine seriöse 
Debatte geführt werden? Ich bekenne offen 
ein : Ich habe heute nacht die Erklärung des 
Herrn Bundeskanzlers und die des Bundes­
ministers für Finanzen studiert, die Nacht 
reichte aber nicht aus, die Beilagen, die uns 
der Bundesminister für Finanzen überantwor­
tet hat, einer genauen Prüfung zu unterziehen. 
Daher bin ich heute auch nur in der Lage, 
eine bedingte Stellungnahme für meine Per­
son zu jenen Erklärungen abzugeben, die vor­
her von der Bundesregierung erstattet worden 
sind. (Abg. Z e i  1 1  i n g e I: 1 84 Sei ten!) 

Herr Bundeskanzler! Sie sind bisher mit 
einem großen Maß an politischem Finger­
spitzengefühl ausgestattet gewesen. Bei der 
Wahl des Zeitpunktes für diesen Wirtschafts­
bericht haben Sie alles andere als politisches 
Fingerspitzengefühl bewiesen. Eines aber 
haben Sie sicher bewiesen : Unverständnis 
gegenüber den berechtigten Anliegen der par­
lamentarischen Opposition. (Beifall bei der 
FPO.) 

Herr Klubobmann Weisz! Soll diese Sache 
ins Gleichgewicht gebracht werden, habe ich 
namens der freiheitlichen Abgeordneten fol­
genden Vorschlag mit der Bitte zu erstatten, 
ihn sachlich zu prüfen : 

Am Beginn der Herbstsession mögen Ver­
handlungen .auf parlamentarischer Ebene zwi­
schen allen drei Fraktionen des Nationalrates 
mit dem Ziel aufgenommen werden, eine Re­
form der Budgetdebatte anzustreben. Inwie­
weit dann diese parlamentarischen Verhand-
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lungen aller drei Fraktionen zum Einbau die­
ses Problems in das Geschäftsordnungskomi tee 
führen, bleibt vorerst abzuwarten. 

Diese parlamentarischen Verhandlung e n  
aller drei Fraktionen sollen dem Ziel zuge­
ordnet sein, den Wirtschaftsbericht der Bun­
desregierung am Beginn der Frühjahrssession 
dem Nationalrat zu erstatten und, wie schon 
zum Ausdruck gebracht, eine zwei- bis drei­
tägige Debatte darüber sicherzustellen. Unter 
diesen Voraussetzungen sind wir Freihe i t­
lichen bereit, einer gerafften und gestrafften 
Budgetdebatte im aufgezeigten Sinn unsere 
Zustimmung zu geben, denn Waffengleichheit 
muß es in der parlamentarischen Demokrat i e  
zwischen Regierung einerseits und Opposition 
andererseits geben. (Beifall bei der FPO.) 

Herr Bundesminister für Finanzen! Ihrem 
Bericht und Ihrer Erklärung wird sich in erster 
Linie mein Fraktionskollege Dr. Broesigke 
zuwenden. Ich möchte daher nur einige kurze 
wesentliche charakteristische Merkmale her­
ausgreifen. 

Sie haben Ihre Erklärung mit großem Selbst­
bewußtsein abgegeben. Diesem Selbstbewußt­
sein lag ein ebenso hohes Maß an Zweck­
optimismus zugrunde. Es fehlte mir aber i n  
Ihrer Erklärung die Sorgfalt des redlichen 
Kaufmannes, der das Risiko überlegt, abwägt 
und bewußt kalkulieren muß. Die Risikorech­
nung war in Ihrem Wirtschaftsbericht leider 
n icht enthalten. 

Ich bin daher heute im Gegensatz zu unse­
rem vorletzten Gedankenaustausch weitaus 
zurückhaltender, weil ich, wie gesagt, nicht 
in der Lage war, den Inhalt Ihres Berichtes 
umfassend und ausreichend zu prüfen. 

Daher soll auch die heutige Stellungnahm e  
eine weitaus zurückhaltendere sein als an­
läßlich Ihrer letzten Erklärung. Daher ist d i e  
Frage für mich heute nicht beantwortbar, ob 
der Inhalt Ihrer Erklärung auch den Eindruck 
vermittelt, daß der Mensch mit der ihm ge­
stellten Aufgabe reift und wächst. 

Ich kann auch Ihren Optimismus nicht teilen, 
d er auf Seite 3 Ihres Berichtes zutage tri t t ,  
wenn Sie dort das Ergebnis der wirtschaft­
lichen Entwicklung zusammenfassen. Hier  
s cheint mir  doch auf dem Weg Osterreichs 
zum Markt der 300 Millionen in Europa eine 
zu globale Beurteilung der Problematik vor­
genommen worden zu sein. Denn eines glaube 
ich, steht heute für uns alle unverrückbar im 

R aum, die betrübliche Tatsache, daß der Weg 
Osterreichs zu den europäischen Gemeinschaf­
ten, zum Markt der 300 Millionen Menschen i n  
e rster Linie zu Lasten des Unternehmers geht ,  
weil er einem großen Ausmaß an Risiko aus-

gesetzt ist. Tritt ein wirtschaftlicher Rück­
schlag ein, dann kann zwar dem Arbeit­
nehmer der Nachteil widerfahren, daß er sei­
nen Arbeitsplatz im Betrieb A verliert. Er ist 
aber angesichts der obwaltenden Konjunktur 
in der überwiegenden Mehrheit der Fälle in 
der Lage, im Betrieb B einen neuen Arbeits­
platz zu erhalten. Idl schließe nicht aus und 
werte nicht gering, was es für einen Arbeit­
nehmer bedeutet, einen Wohnsitzwechsel  vor­
nehmen zu müssen, was es bedeutet, e twa ein 
Pendlerschicksal auf sich nehmen zu müssen, 
was es bedeutet, im Betriebsort A ein Eigen­
heim errichtet zu haben, das noch eine Reihe 
von Belastungen aufweist, und andererseits 
sich an einem anderen Arbeitsort ein neues 
Domizil suchen zu müssen. Diese Probleme will 
ich bei der freiheitlichen Beurteilung durchaus 
nicht gering zu Buche schlagen. 

Aber es kann ein Bundeskanzler und eine 
Bundesregierung bei einem Wirtschaftsbericht 
auch nicht über jene Probleme hinweggehen, 
die sich für den Unternehmer auf dem Weg zu 
den europäischen Gemeinschaften ergeben. 
Wer als Unternehmer auf dem Weg zu den 
europäischen Gemeinschaften den Konkurrenz­
kampf nicht zu bestehen vermag, erliegt,  geht 
zugrunde und hat das Schicksal des Zusam­
menbruches seines Betriebes zu tragen. Er 
bleibt als Unternehmer auf diesem für Oster­
reich unerläßlich notwendigen Weg gnadenlos 
auf der Strecke. 

Diese Problematik muß bei der Abgabe eines 
Wirtschaftsberichtes durch die Bunde sregie­
rung aufgezeigt werden, am besten durch ein 
Wort, das Churchill geprägt hat, wenn er 
sagte : "Es gibt Leute, die halten den Unter­
nehmer für einen räudigen Wolf, den man 
totschlagen müßte ; andere meinen, der Unter­
nehmer sei eine Kuh, die man ununterbrochen 
melken könnej  nur wenige sehen in ihm ein 
Pferd, das den Karren zieht." Und an dieses 
Pferd also, die Zugkraft, die den Karren zieht, 
sei im Rahmen dieses Wirtschaftsberichtes 
von den freiheitlichen Abgeordneten erinnert, 
an jenen Unternehmer, der ein hohes Maß an 
Risiko auf sich nimmt, um im Zeichen der 
Kreditrestriktionen seiner Investitionsaufgabe 
nachkommen zu können, um dabei auch wett­
bewerbsfähig und konkurrenzfähig zu bleiben. 
(Beifall bei der FPO.) 

Ich wiederhole, Herr Bundesminister für 
Finanzen, neuerdings ein freiheitliches An­
liegen und eine freiheitl iche Bitte. Wir haben 
das bereits mehrmals getan. Wir verlangen 
neuerdings die Förderung jener österreichi­
schen Exporte, die eine große Wertschöpfung 
erzielen. Die Förderung dieses Exportbereiches 
erscheint uns Freiheitlichen vollinhaltlich ge­
rechtfertigt. 
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Herr Bundesminister ! Sie haben von uns 
Freiheitlichen im Zusammenhang mit voran­
gegangenen Aufwertungsdebatten und bei der 
letzten Aufwertungsdebatte keine Schwarz­
Weiß-Malerei erlebt. vVir werden uns als 
freiheitliche Opposition in Fragen der Wäh­
rungspolitik und der Währungs stabilität stets 
der Aufgabe bewußt sein, daß es hier den 
größtmöglichen Konsens zwisd1en Regierung 
einerseits und Oppositionsparteien anderer­
seits geben muß. Gerade deswegen ersuchen 
wir neuerdings um Prüfung der Frage, inwie­
weit eine differenzierte und qualitative För­
derung dieser Exportvorhaben möglich ist. 

Bereit sein ist alles, Herr Bundeskanzler. 
Dieser Pfadfindergrundsatz mag auch in der 
Politik seine Berechtigung haben, aber wofür 
will diese sozialistische Alleinregierung bereit 
sein? Erstens , nam ihren eigenen Erklärungen, 
für die Sicherstellung der wirtschaftlichen 
Stabilität und zweitens für die Aufrechterhal­
tung der Vollbeschäftigung. 

Der zweiten Rangordnung ist die sozialisti­
sche Alleinregierung bei objektiver Wertung 
bis j etzt gerecht geworden. Ich bezweifle aber, 
Herr Bundeskanzler, daß Sie in Ihrer prak­
tischen Politik der wirtschaftlichen Stabilität 
bisher, so wie Sie es formulierten, höchste 

Hier sei auch daran erinnert, daß die öster- Rangordnung eingeräumt haben. Ich bin viel­

reichischen Exportunternehmer diese Export- mehr der Meinung, daß die Stabilitätspolitik 

steigerung.- auf 1 6 , 1  Prozent in den ersten fünf im Prioritätenkatalog der sozialistismen 

Monaten des Jahres 1 973 nur deswegen er- Alleinregierung eher nicht aufscheint bezie­

reichen konnten, weil sie in ihrer Initiative hungsweise dort auf der untersten Stufe 

nicht erlahmt sind und weil sie bereit sind, rangiert. 

unter weitaus unwägbareren Voraussetzungen Ich habe Ihnen nicht den Vorwurf zu machen, 
al s bisher das sich daraus ergebende Risiko Herr Bundeskanzler, daß Sie in Ihrem Wirt­
auf sich zu nehmen und zu tragen. So sind schaftsbericht nicht die Wahrheit gesagt hät­
eben die Unternehmer nimt nur in die Zeit ten. Ich unterstelle Ihnen keine Unwahrheit, 
der Unwägbarkeiten und des Risikos hinein- aber ich halte sehr wohl fest, daß Sie in 
gestellt, sondern sind ein Teil j enes Quer- Ihrem Wirtschaftsbericht gegenüber den Na­
schnittes unserer Zeit, den ein Betrieb nun tionalrat halbe Wahrheiten vertreten haben 
einmal darstellt - um hier ein Wort von und daß ich es nicht für richtig erachte, wesent­
Heinrich Nordhoff zu zitieren. Wir Freiheit- liehe Wirlschaftsbereiche in diesem Bericht 
lichen achten die Betriebsgemeinschaft, eine nicht zu erwähnen. Ich kritisiere, daß vor 
Gemeinschaft von Unternehmern und Eigen- allem in diesem Wirtschaftsbericht die Un­
tümern auf der einen, von Mitarbeitern und tätigkeit der sozialistischen Alleinregierung 
Arbeitnehmern auf der anderen Seite. auf dem Gebiet der Wirtschaft, der Stabilitäts-

politik und nicht zuletzt auf dem Gebiet der 
Es ist vom freiheitlichen Standpunkt voll- Strukturpolitik unter den Tisch gefallen ist. 

inhaltlich anerkannt worden und wird weiter- Das von der Bundesregierung Versäumte ist 
hin anerkannt werden, daß die überwiegende daher von der freiheitlichen Opposition nach­
Mehrheit der Manager in den verstaatlichten zuholen. 
Unternehmungen ihrer Aufgabe im besten 
Maße gerernt wird. Wir haben das des öfteren 
nachhaltig unterstrichen. 

Greifen wir jenen Teil Ihres Berimtes her­
aus, der die Hauptanliegen der Regierungspar­
tei postuliert, wie sie im Vvirtschaftsprogramm 

Aber, Herr Bundeskanzler, wäre es nicht an- der Sozialistischen Partei aus dem Jahre 1 968 

g ebracht, gerade bei kommenden Staatsbe- nach Ihrer Formulierung aufscheinen ! Herr 
suchen, die sich wie die jüngsten Begegnungen Bundeskanzler, Sie haben die Rangordnung 
so erfolgreich gestaltet haben, nicht nur für der Probleme in Ihrem Bericht nicht mit Ziffern 
eine ausreichende Präsenz der Vertreter der versehen. Bei mir soll es auch nur eine Reihen­
verstaatlichten Unternehmen in der Delega- folge der Aufzählung sein, wenn es im Wirt­
tion zu sorgen, sondern auch für eine An- schaftsbericht des Herrn Bundeskanzlers 
reicherung der Präsenz von Vertretern der heiß t :  
Privatwirtschaft. Erstens : Vollbeschäftigung. 

Das ist eine Anregung, die im vom freiheit- Zweitens : Steigerung des Wirtschaftswachs-

li chen Standpunkt aus erstatten möchte und turns . 

um deren Prüfung ich bitte . Drittens : Verschmelzung innerhalb der 

Nun zu jenem Pfadfindergrundsatz in der 
Erklärung des Herrn Bundeskanzlers, der da 
lautet : "Für die Wirtschaftspolitik der Bundes­
regierung muß die Maxime ,bereit sein ist 
alles' gelten. ' ·  

Eisen- und Stahlindustrie. 

Viertens : Buntmetallösung. Sie liegt in ihren 
Konturen fest, sagte der Herr Bundeskanzler. 

Hier darf ich die Aufzählung unterbrechen, 
weil ich mich vor allem an die oberösterrei-
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chischen Abgeordneten der Osterreimischen 
Volkspartei wenden möchte, gerade weil der 
Herr Bundeskanzler formuliert hat, die Bunt­
metallösung auf der Divisiongrundlage liege 
bereits in den Konturen fest. Im glaube, daß 
man diese Formulierung ausdehnen und sagen 
kann : Der Vorstand der OIAG hat dieses 
Modell der Buntmetallösung bereits besmlos­
sen, und d e r  Aufsidüsrat der OIAG wird die 
Besdllußfassung darüber - wenn ich richtig 
informiert b in - am 24. Juli dieses Jahres 
vornehmen. 

Sehr wohl beschäftigte sich ein Sdlwerpunkt 
Ihres B eridltes mit den verstaatlidlten Unter­
nehmungen , wogegen wir Freiheitlichen 
durchaus nidüs einzuwenden haben, um ja  
n i  mt  m ißverstanden zu werden. Wir haben 
sogar sehr viel Verständnis dafür, daß Sie in 
Ihrer Eigenschaft als Chef der verstaatlichten 
Unternehmungen diesen Bereich schwerpunkt­
mäßig in Ihrem Wirtschaftsbericht behandel­
ten. Aber wenn der Bundeskanzler einen Wirt­
srnaftsbericht erstattet, dann erwarten wir 
Freiheitlimen, daß in diesem Wirtschaftsbe­
rirnt Handel und Gewerbe genauso aufsmei­
nen wie die mittelständisrne Wirtschaft und 

Ich richte an die Abgeordneten der Oster­
reimismen Volkspartei die Frage : Sind Sie 
mit dem beschlossenen Buntmetall-Modell ein- diese ebenso 'aufsmeint wie die Privatwirt­

sdlaft und Privatindustrie Osterreichs. (Beifall verstanden - was ich begrüßen würde -? 
Wenn ja,  warum hat die OVP-Oberösterreich 
dann den Richtungswandel und die Richtungs­
änderung gegenüber j ener Haltung vorge­
nommen, die ihr Landesparteiobmann und 
Landeshauptmann Wenzl bisher eingenommen 
hat, der j a  die beschlossene Form der Bunt­
metallösung bis zur Stunde in Grund und 
Boden verdammt hat? 

bei der FPO.) 

Nach diesem neunten Punkt erfolgte der 
Höhenflug des Herrn Bundeskanzlers zum 
Rhein-Main-Donau-Kanal, um dann mit dem 
54-Milliarden-Umsatz der verstaatlichten Un­
ternehmungen im Jahre 1 972 auszuklingen. 

Noch e inmal sei unterstrichen, Herr Bundes­
kanzler : Ein Wirtschaftsberirnt der Bundes-

Ich fahre fort in meiner Aufzählung. regierung ohne Handel und Gewerbe, ohne 
Fünftens : Herbeiführung einer realen Ein- mittelständische Wirtschaft und ohne Privat-

kommensverbesserung. industrie ist narn Ansimt der Freiheitlichen 

Sechstens : Aktive Raumordnungspolitik. 

Siebentens : Osterreimische Raumordnungs­
konferenz. 

Achtens :  Förderung der Fragen der Grenz­
gebiete, des Donauraumes und der Berg­
gebiete. 

Neuntens : Ein Entwicklungsprogramm für 
die Grenzgebiete ist in Ausarbeitung, sagte 
der Herr Bundeskanzler. Hier appellieren wir 
Freiheitlichen an die Bundesregierung, dieses 
Entwicklungsprogramm für die österreidli­
sehen Grenzgebiete dem Nationalrat und der 
Offentlichkeit umgehend vorzulegen. Bis jetzt 
gibt es nämlich nur Vorstellungen aus soziali­
stischen R aumordnungskonferenzen, die man 
nicht als die Auffassung der Bundesregierung 
bezeichnen kann. 

kein Wirtschaftsberimt der Bundesregierung. 

Die im Wirtschafts bericht zum Ausdruck ge­
brachte und den Tatsachen entsprechende 
halbe Wahrheit deckt also jene Versäumnisse 
zu, die nun einmal von Seite der sozialisti­
schen Alleinregierung auf dem Gebiet der 
Wirtschaftspolitik vorliegen .  Versäumnisse 
auf dem Gebiet der Strukturpolitik und Ver­
säumnisse auf dem Gebiet der Investitions­
politik l iegen ebenso vor. 

Anstatt hier entsprernende Leistungen der 
österreichischen Wirtschaft anzuerkennen, hat 
die sozialistische Alleinregierung die öster­
reichische Wirtschaft mit dem hemmenden 
Instrument der Kreditrestriktionen bedacht, 
wie Sie, Herr Bundeskanzler, ja selbst darauf 
eingingen : 

"Schon allein aus diesem Grunde ist die 
österreichisdle Bundesregierung im hörnsten 
Maße daran interessiert, daß jene Kreditbe­
srnränkungsmaßnahmen, die aus Gründen der 
Stabilitätspolitik gegenwärtig in Kraft sind, 
nicht e inen Tag länger in Kraft bleiben als 
nötig." 

Welcher Zeitpunkt schwebt der Bundes­
Herr Bundeskanzler ! Haben Sie übersehen, regierung für die Aufhebung dieser Maßnah­

daß Ihr W irtschaftsbericht nirnt ein Wort über men vor? Auch dazu sollte sich unseres Er­
Handel und Gewerbe, nirnt ein Wort über die achtens die Bundesregierung äußern. 

Nach diesem neunten Punkt im Wirtschafts­
bericht des Herrn Bundeskanzlers kommt die 
große Bruchlinie. Da tritt die große Lücke in 
seinem Berirnt zutage, und da offenbaren sich 
auch jene Versäumnisse, denen sich meines 
Erachtens die sozialistische Alleinregierung 
auf dem Gebiet der Wirtschaftspolitik schuldig 
gemacht hat. 

mittelständische Wirtschaft und kaum ein 
Wort über die Privatindustrie Osterreichs ent­
hält? 

Aber für jenen Rüffel an die Wirtschaft, 
Herr Bundeskanzler, in Ihrem Wirtschaftsbe-

5 1 2  
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richt habe ich kein Verständnis, wenn Sie es Hermann Josef Abs einmal formulierte, 
ausführten : 

"Ich kann diesen Bericht nicht ohne die 
Feststellung beenden, daß die Wirtschaft in 
einem Staat, der  der allgemeinen Wohlfahrt 
dient, kein Selbstzweck sein darf:' 

Dieser Erwähnung, Herr Bundeskanzler, 
hätte es in der Situation gar nirnt bedurft, in 
der Teile der österreichisrnen Wirtschaft an­
,gesirnts der währungspolitischen Probleme 
schwer zu ringen haben. 

An dieser Stelle hätten Sie vielmehr wenn 
schon nicht einen Dank, so dorn eine Aner­
kennung an die österreichisrne Wirtschaft zum 
Ausdruck bringen müssen, an die private und 
an die verstaatlichte, eine umfassende Aner­
kennung für die Leistungen der Gesamtwirt­
schaft in dieser unermeßlirn schwierigen Zeit. 

wenn er meinte : "Geben Sie mir eine gute 
Regierung, die eine gute Politik marnt und 
wir haben eine gesunde Börse:'  So einfarn 
liegen die Dinge heute angesichts der wäh­
rungspolitischen Schwierigkeiten sicher nicht. 

Aber sehr wohl darf man die Frage auf­
werfen, ob eine Regierung gut ist, die nicht 
den Mut aufbringt, notwendige, wenn auch 
unpopuläre Maßnahmen zu setzen. 

Ist eine Regierung gut, die dauernd nur 
populäre Maßnahmen setzt? 

Ist eine Regierung gut, die sich laufend in 
der Gesrnenke- und Verteilungspolitik er­
geht? 

Ist eine Regierung gut, die das Wegwerf­
schulbuch als oberstes Erziehungsmittel' hand­
habt? 

Vom Gesirntspunkt der Freiheitlichen aus Ist eine Regierung gut, die Sparsamkeit 
wäre im Rahmen eines Wirtschaftsberichtes predigt und einer ausgeprägten Ausgaben­
auch ein Dank an die Arbeitnehmer am Platze politik huldigt? 
gewesen, denn sie sind nach unserer Ansicht 
ein Teil der österreichischen Wirtschaft, näm­
lich j ener Teil ,  der das Arbeitskapital dar­
stellt. (Beifall bei deI FPO.) 

Ist eine Regierung gut, die sich längst auf 
der Durststrecke befindet und so tut, als gäbe 
es diese nicht? 

Von einer so ausgeprägten Persönlichkeit Ich habe nicht die Absicht, diese offenen 

wie dem Herrn Bundeskanzler Dr. Kreisky Fragen von diesem Pult aus zu beantworten. 

wird kein Politiker Demut erwarten. Bei Gott Bei diesen offenen Fragen geht es darum, wie  

nicht ! Aber etwas mehr Bescheidenheit darf die Antwort von der Familie Osterreicher 

man wohl verlangen und nicht eine so selbst- erteilt werden wird. 

bewußte Haltung, wie sie heute im Wirt- Nirnt wir Freiheitlichen, sondern j ene 
schaftsbericht zum Ausdruck gebracht wurde. 4 0  Prozent der österreichischen Wähler wer-

den am 2 1 . Oktober dieses Jahres jene offenen 
Aber dieses vorgetäusrnte Selbstbewußt- Fragen beantworten, die ich Ihnen, Herr Bun-

sein mußte j a  für andere Dinge herhalten. deskanzler, j etzt gestellt habe. 
Der 1 .  März 1 970 war der erste eindrucks­

volle Tag des Erfolges in der ÄJöa Dr. Bruno 
Kreisky. Der 1 0 . Oktober 1971  war der noch 
eindrucksvollere Erfolgstag, ein Meilenstein 
auf dem Weg der Politik des j etzigen Bundes­
kanzlers . 

Aber j etzt, Herr Bundeskanzler, ist j ene 
Zeit zu Ende, in der Ihr politischer Erfolg alle 
Argumente ersetzt hat. In der zweiten Hälfte 
dieser XIII. Gesetzgebungsperiode werden Sie 
die Durststrecke der Argumente zu bewältigen 
haben. Auf dieser Durststrecke der Argumente 
werden wir Freiheitlichen fair, aber nachhaltig 
all das urgieren, was Sie bis j etzt dem Natio­
nalrat und der österreichischen Offentlidlkeit 
vorenthalten haben. 

Folgende Frage wäre an den Herrn Bundes­
minister für Finanzen zu richten : Sehen Sie die 
Möglichkeit eines Ausscheldens Osterreichs 
aus dem Geleitzug der Inflation? Kann man 
zur Erreichung dieses Zieles noch mehr tun, 
als bisher getan wurde, und zwar von allen 
Beteiligten? Ich will nicht so weit gehen, wie 

Dieser 2 1 .  Oktober, Herr BundeskJanzler, 
wird eine entscheidende Zwischenbilanz auf 
dem Weg der Durststrecke der sozialistischen 
Alleinregierung darstellen. 

Sie, Herr Bundeskanzler, waren es, der die 
Landtagswahlen in Oberösterreich am 2 1 .  Ok­
tober dieses J ahres zu einer Testwahl erklärt 
hat. 

Und Sie, Herr Bundeskanzler, waren es, der 
die so zur Testwahl erklärte Landtagswahl in 
Oberösterreich nunmehr durch die jüngsten 
Wiener Ereignisse zu "Gratz"-Festspielen in 
der Bundesh.auptstadt umfunktioniert hat. 

Aber am 2 1 .  Oktober dieses Jahres wird 
nicht die freundliche, ja sympathische Fassade 
des Bürgermeisters Gratz zur Diskussion ste­
hen ,  sondern das funktionsunfähige System 
der Sozialistischen Partei in der Bundeshaupt­
stadt ! 

Aber nicht nur dieses funktionsunfähige 
sozialistische System in Wi en wird von den 
Wählern auf den Prüfstand zu nehmen sein, 
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sondern auch die Politik der sozialistischen 
Alleinregierung, die sich maßgeblich auf das 
Verschenken und Verteilen stützt, also jene 
Politik der sozialistischen Alleinregierung, 
die bis heute nicht den Mut aufgebracht hat, 
notwendige, wenn auch nicht immer populäre 
Maßnahmen zu treffen. (Beifall bei der FPO.) 

Präsident Dr. Malela: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Brich Hofstetter. Im er­
teile es ihm. 

Abgeordneter Erich Hoistetter (SPO) : Herr 
Präsident! Hohes Haus ! Nachdem der Herr 
Abgeordnete Peter darauf hingewiesen hat, 
wie schlecht oder wie nichtssagend die Wirt­
schaftspolitik ist, die die derzeitige Bundes­
regi erung und damit auch verantwortlich die 
sozialistische Fr,aktion dieses Hauses treibt, 
gestatten Sie mir, daß ich mich in der heutigen 
Debatte nicht nur mit den unbestreitbaren 
wirtschaftlichen Erfolgen der Bundesregierung, 
wie aus den Berichten hervorgegangen ist, die 
in den letzten Monaten erreicht wurden, be­
schäftige, sondern daß ich auch etwas zurück­
blickend die Situation der österreichischen 
Wirtschaft und vor a llem der darin tätigen 
Arbeitnehmer seit M itte der sechziger Jahre 
überblicke. Diesen Zeitpunkt habe ich gewählt, 
weil es jene Jahre waren, als nach allgemein 
herrschender Auffassung die österreichische 
Wirtschaft sich in einer schwierigen Struktur­
krise befand. 

Ic.h darf Sie, meine Damen und Herren, 
daran erinnern, daß sich der Osterreichische 
Gewerkschaftsbund bei seinem im September 
1967 abgehaltenen Bundeskongreß mit den 
Wachstumsproblemen der österreichischen 
Wirtschaft befaßt und beschlossen hat, ein 
sehr umfassendes Wirtschaftsprogramm vor­
zulegen. 

Dieses Wirtschaftsprogramm ging von einer 
Analyse der Situation aus, wobei festgestellt 
wurde, daß die österreichische Wirtschaft nach 
einer Periode des raschen Wirtschaftswachs­
tums vom Ende des zweiten Weltkrieges bis 
Anfang der sechziger J ahre nunmehr in eine 
Phase sehr geringen Wirtschaftswachstums 
geraten sei. 

Als Hauptursache für diese Entwicklung 
wurden ungünstige Strukturen sowohl in der 
Verteilung der Produktivkraft zwischen den 
drei großen Sektoren der Wirtschaft, also 
auch zwischen Landwirtschaft, Güterproduk­
tion und Dienstleistungen, als auch einer ver­
hältnismäßig ungünstigen Struktur innerhalb 
der Industrie selbst festgestellt. 

Als Folge dieser Strukturschwächen waren 
sowohl die Beschäftigtenzahlen als auch das 
Investitionsvolurcen der Industrie im Rück­
gang begriffen. 

Angesichts der großen Bedeutung, die ge­
rade der Industri e  für das Wirtschaftswachs­
tum eines modernen Staates zukommt, mußte 
sich diese ungünstige Entwicklung auf die 
gesamte Wirtschaft auswirken. Demgemäß 
enthielt das vom Bundeskongreß des OGB 
im Jahre 1967 beschlossene Programm vor 
allem Vorschläge zur Verbesserung der öster­
reichischen Wirtschaftsstruktur, wobei der 
Stärkung der Industrie ein gewisser Vorrang 
eingeräumt wurde. 

Wir im OGB konnten dann doch mit einer 
gewissen Genugtuung feststellen, daß kurz 
nach unserem Bundeskongreß beide großen 

politischen Parteien dieses Landes begonnen 
haben, der von uns aufgezeigten Problematik 
erhöhtes Interesse zuzuwenden. Ich darf hier 
an die Entstehung des Koren-Planes erinnern, 
der leider dann so grundlegend verändert 
wurde, daß aus dem Plan nicht viel heraus­
gekommen ist. 

Darf ich aber bei dieser Gelegenheit an ein 
anderes, inzwischen bei manchen von Ihnen 
in Vergessenheit geratenes Ereignis erinnern : 
Anfang 1968 hat der Präsident des Osterrei­
chischen Gewerkschaftsbundes , Nationalrats­
abgeordneter Anton Benya, auf einem Seminar 
der Oesterreichischen Nationalbank die For­
derung erhoben, daß es in Osterreich möglich 
sein müsse, ein Wirtschaftswachstum von re,al 
5 bis 5,5 Prozent p ro Jahr im mittelfristigen 
Durchschnitt zu erreichen . Von dieser Erkennt­
nis ausgehend, hat Präsident Benya damals 
erklärt, daß das Nichterreichen einer solchen 
Wachstumsrate vor allem ein Versäumnis der 
Unternehroerschaft und der Regierung sein 
würde. Die Gewerkschaften könnten es aber 
nicht hinnehmen, daß Wachstumsverluste, die 
auf das Verhalten der Unternehmer und ihrer 
Parteien zurückzuführen seien, zu Lasten der 
Arbeitnehmer gingen. Er hat daher angekün­
digt, daß die Gewerkschaften bei kommenden 
Lohnforderungen diese von unserer Seite 

berechnete mögliche Wachstumsrate in Rech­
nung stellen würden. 

Es ist nicht uninteressant, wenn man heute 
die Kommentare liest, die der damaligen Rede 
unseres Gewerkschaftspräsidenten folgten. 
Die Forderung nam einer durchschnittlich 
5 bis 5,5prozentigen realen Wachstumsr,ate 
wurde vorerst von allen Kommentatoren auf 
bürgerlicher Seite als völlige Illusion hinge­
stellt. 

Wenn ich Sie heute mit diesem Rückblick 
konfrontiert habe,  so vor allem deshalb, weil 
ich die inzwischen eingetretene Entwic;dung 
mit den damaligen pessimistischen Progn osen, 
die vor allem seitens der Unternehmerorgani­
sationen und der OVP vorgetragen wurden, 
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vergleichen will . Mir geht es darum, Ihnen 
aufzuzeigen, daß die von Ihnen so heftig 
kritisierte Wirtschaftspolitik der derzeitigen 
Bundesregierung es immerhin zuwege ge­
bracht hat, daß jene Forderungen, die wir 
Mitte der sechziger J ahre aufstellten und die 
seitens der avp damals als p arteipolitische 
taktische Manöver gewertet wurden, deren Er­
füllung eine Unmöglichkeit sei, nunmehr doch 
erfüllt worden sind und daß die Wirtschafts­
p olitik einer Regierung, die Forderungen im 
Interesse der Gesamtwirtschaft erfüllt, von 
der die damalige OVP behauptet hat, sie 
seien unerfüllbar, unrealistisch und nur p artei­
taktisch, wohl nicht so schlecht sein kann, wie 
Sie heute tun. 

Wie ist also die Entwicklung seither weiter­
gegangen? Fangen wir vielleicht bei der 
Strukturpolitik, von der heute schon die Rede 
war, an: Der Anteil der Güterproduktion an 
unserer Wertschöpfung, der in den sechziger 
Jahren laufend zurückgegangen war, steigt 
seither wieder laufend an. Hauptmotor ist 
dabei die Entwicklung in der österreichischen 
Industrie, die einen Aufschwung genommen 
hat, den vielleicht nicht einmal unsere kühne­
ren Prognostiker für möglich gehalten hätten. 
(Abg. Dr. M u s s i l: Ich schon!) Ich weiß, 
Herr Generalsekretär, Sie immer ! 

Dieser Aufschwung manifestiert sich nicht 
nur in den Produktionsziffern, sondern ebenso 
in den Exportleistungen, den Beschäftigten­
zahlen und vor allem auch in den Investitio­
nen. Innerhalb der Industrie selbst ist es 
zu einer deutlichen Umschichtung der Pro­
duktivkraft zu den wachstumsträchtigeren 
Sektoren, Branchen und Produkten gekommen. 

noch vor wenigen Jahren für vollkommen 
unmöglich gehalten hätte. So ist es uns ge­
lungen, j ede strukturelle Arbeitslosigkeit zu 
vermeiden, selbst die Saisonarbeitslosigkeit, 
vor allem in den Wintermonaten - die Herren 
Abgeordneten des Salzburger Wahlkreises 
wissen ganz gut, was das im Gebiet Lungau 
bedeutet hat -, konnte beseitigt werden. Die 
vorhandenen stillen Reserven in gewissen 
Gebieten unseres Landes konnten, wie sich 
herausgestellt hat, weitgehendst ausgeschöpft 
werden. Vor allem aber die Beseitigung der 
Winterarbeitslosigkeit muß als einer der 
größten Erfolge in der Wirtschaftspolitik be­
zeichnet werden. Sie werden verstehen, daß 
gerade wir als Gewerkschafter diesen Erfolg 
besonders zu würdigen bereit sind. (Zustim­
mung bei der SPo.) 

Die Lage auf dem Arbeitsmarkt w.ar aller­
dings so günstig, daß in den letzten Jahren 
eine immer größere Zahl ausländischer Ar­
beitskräfte in unserem Land Beschäftigung 
gefunden hat. Das hat sicherlich viele Vor­
teile gebracht. 

Aber, und das soll hier gar nicht verschwie­
gen werden, die so rasch gestiegene Zahl 
ausländischer Arbeitnehmer hat uns auch neue 
Probleme gebracht : Von Max Frisch stammt 
das Wort, daß man Arbeitskräfte gerufen hat, 
und dann sind Menschen gekommen ; Men­
schen, deren Aufenthalt in unserem Lande 
einen Ausbau unserer Infrastruktureinrichtung 
erfordert, mit dem wir vielleicht nicht gerech­
net haben. Am augenfälligsten ist dies am 
Sektor der Wohnungen, aber dasselbe gilt 
natürlich auch für Schulen und so weiter. 

Unter diesen Umständen müssen wir uns 
Diese Verbesserung der österreichischen in Osterreich um zweierlei bemühen : Einer­

Wirtschaftsstruktur hat es uns auch möglich seits wird es notwendig sein, durch eine Viel­
gemacht, wesentlich höhere Wachstumsraten zahl gezielter Maßnahmen eine bessere Ein­
zu erreichen. Seit 1 969 haben wir nicht nur gliederung der ausländischen Arbeitskräfte in 
mittelfristig gesehen das von Präsident Benya unserem Land zu erreichen. Andererseits wer-
1 968 aufgestellte Wachstumsziel im Durch- den wir uns aber auch ernsthaft überlegen 
schnitt gehalten, sondern sogar J ahr für Jahr müssen, wo die Grenzen für eine Ausländer­
regelmäßig übertroffen. Auch für das heurige beschäftigung liegen, und ob es in jedem ein­
Jahr erwartet das Institut für Wirtschaftsfor- zeinen Fall wirklich notwendig und vernünftig 
schung nunmehr ein reales Wirtschaftswachs- ist, Produktionen im Inland aufrecht zu er­
turn von 6 Prozent. Es ist wohl nicht notwen- halten, die so gut wie ausschließlich auf der 
dig, Ihnen, meine Herren Abgeordneten des Beschäftigung ausländischer Arbeitskräfte be­
Parlaments, nunmehr eine lange Erklärung ruhen. 
darüber abzugeben, welche Folgen dieses 
Wirtschaftswachstum für uns alle gehabt hat : 
Es liegt mir nur daran zu erinnern, daß der 
Lebensstandard der österreichischen Bevölke­
rung entsprechend diesem Wirtschaftswachs­
tum in einer so kurzen Zeitperiode noch nie 
eine so große absolute Steigerung erfahren hat. 
Mit dem kräftigeren Wirtschaftswachstum 
wurde auch ein Grad der Vollbeschäftigung mit 
2,6 Millionen Beschäftigten erreicht, den man 

Es ist heute eines der ernstesten Probleme 
in ganz Europa, ob es besser ist, die Arbeits­
kräfte zu den Arbeitsplätzen zu bringen, oder 
ob es nicht manchmal vernünftiger wäre, die 
Arbeitsplätze zu den Arbeitskräften zu be-
wegen. 

Festhalten möchte ich aber auch noch, daß 
sich inzwischen auf Grund der Erfahrungen 
der letzten Jahre eine These bewahrheitet hat, 
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die besagt, daß es leichter ist, in Zeiten einer 
Vollbeschäftigung und einer Hochkonjunktur 
notwendige Strukturanpassungen vorzuneh­
men, als dies in Zeiten eines Wirtschaftsrück­
schlages wäre. 

Anders ausgedrückt: Die Meinung, es müsse 
den Betrieben und den Arbeitnehmern schlecht 
gehen, damit man ohne allzu große Wider­
stände Umschichtungen in der Wirtschafts­
struktur vornehmen könne, hat s i ch  nirgends 
bewährt. Die Meinung, daß sich solche Um­
schichtungen gerade in Zeiten der Hochkon­
junktur, wenn der einzelne Arbeitnehmer 
nicht fürchten muß, bei Verlust e ines Arbeits­
platzes keinen anderen mehr zu finden, be­
sonders reibungslos lösen lassen, hat sich 
gerade für Osterreich zumindest in den letzten 
Jahren als richtig herausgestellt.  So ist für 
uns die Erhaltung der Vollbeschäftigung eine 
Grundvoraussetzung für jede wirkungsvolle 
Wirtschaftspolitik. 

Es wäre nur zu hoffen, daß alle Vertreter 
der Unternehmer und der ihnen nahestehen­
den politischen Parteien diese Auffassung 
ebenso teilen würden, wie es ganz eindeutig 
die Sozialistische Partei und die  derzeitige 
Regierung tut. 

Hohes Haus ! Alle diese Erfolge in den 
letzten Jahren sind nur deswegen möglich 
gewesen, weil wir die Rezession, von der alle 
anderen Länder Europas in den Jahren 1 970 

bis 1 972 in mehr oder weniger starkem Aus­
maß getroffen waren, in Osterrei ch  nicht mit­
gemacht haben . Das ist schon deswegen be­
merkenswert, weil es die allgemein aner­
kannte bisherige Theorie war, daß es für ein 
so kleines Land wie Osterreich absolut unmög­
lich sei, sich von Konjunkturschwankungen 
im übrigen Europa zu absentieren. Daß uns 
dies zumindest in den abgelaufenen Jahren 
doch gelungen ist, und zwar i m  positiven 
Sinn, war sicherlich kein Zufall .  Es war eben 
das Ergebnis einer sehr zielbewußten Wirt­
schaftspolitik der derzeitigen Bundesregierung. 
(Beifall bei der SPO.) 

Jawohl, meine Damen und Herren von der 
OVP, man kann es sich eben nicht so leicht 
machen, wie Sie es manchmal tun, und ganz 
einfach erklären, das Auslassen der Konjunk­
tur in Osterreich sei das Ergebnis einer Reihe 
von Sonderfaktoren, auf die d ie  Regierung 
gar keinen Einfluß gehabt hätte. 

Lesen Sie bitte zum Beispiel n ach, was die 
Wochenschrift "Die Industrie" dazu geschrie­
ben hat. Sie erklärt hier sehr wohl, daß die 
Regierung für einzelne - nach Ansicht der 
"Industrie" - Fehler der Wirtschaftspolitik 
verantwortlich sei. Nun, aber so e infach ist die 
Sache nicht : Alles nämlich, was in der Wirt-

schaftspolitik nicht nach Wunsch geht, ist ein 
Versäumnis - Ihrer Meinung nach - der 
Regierung ; alles, was viel besser geht, als man 
es sich selbst manchmal zu wünschen gewagt 
hätte , ist das Ergebnis von S onderfaktoren. 
Diese Demagogie, diese Auslegung, hat Ihnen 
bisher niemand abgenommen und wird Ihnen 
auch in Zukunft niemand abnehmen. 

Allerdings wollen auch wir n i cht der sidler­
lich großen Versuchung unterliegen, nur die 
Erfolge der Wirtschaftspolitik zu sehen und 
die Schwierigkeiten ganz einfach zu 
ignorieren. Wir haben die Struktur der öster­
reichischen Wirtschaft entscheidend ver­
bessert, was nicht heißen soll , daß wir nun 
die Hände in den Schoß legen können. Die 
Wirtschaftsstruktur eines Landes muß nämlich 
ununterbrochen an die technologische und 
wirtschaftliche Entwicklung in der ganzen 
Welt angepaßt werden. Wir haben die Voll­
beschäftigung erreicht und gesich ert, was nicht 
heißen soll, daß man nirnt weiterhin dauernd 
wams am sein muß, um auf j edes Nachlassen 
in der Beschäftigungssituation rasch reagieren 
zu können. Wir haben den Lebensstandard 
der österreichischen Bevölkerung überdurch­
schnittlich, und zwar sowohl im Vergleich mit 
unserer bisherigen Entwicklung als auch im 
Vergleich mit dem Ausland, steigern können. 
Wir sind dem Ziel eines europäischen Lohn­
niveaus und Lebensstandards damit einen 
Schritt näher gekommen ; was nicht heißen 
soll, daß wir auf die endgültige Erreichung 
dieses Zieles etwa verzichten können oder 
sollten. 

Wir haben heute eine der härtesten Wäh­
rungen der Welt. Ich werde keine Währungs­
debatte neu beginnen, wie es am Anfang der 
Diskussion ja der Fall war. Aber ich möchte 
betonen, daß aurn eine h arte Währung bei 
mangelnder Achtsamkeit wieder zu einer 
schwächeren Währung werden kann. Es gilt 
also,  auf all den Gebieten, auf denen wir 
unbestreitbare Erfolge haben, weiterhin wach­
sam zu sein. Es gilt aber auch das derzeit 
srnwierigste Problem zu lösen, ein Problem, 
wo man nicht ganz so erfolgreich war : das 
Problem der PreisentwickJung. 

Nun könnte ich es mir gerade als Gewerk­
smafter besonders bequem machen und am 
Beispiel der Preise, die j a  letzten Endes in den 
allermeisten Fällen nicht von der Regierung, 
sondern dom von den Unternehmern auf 
Grund der verschiedenen Kostenerhöhungen 
- Rohstoffe festgelegt werden, eine 
Tirade gegen die Unternehmerschaft vom 
Stapel lassen. Doch wie Sie hoffentlich schon 
gemerkt haben, geht es mir bei meinen Aus­
führungen um eine sachliche und nüchterne 
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Analyse der Situation. Lassen Sie mich also 
festhalten : Die Preise steigen in Osterreich 
in den letzten eineinhalb Jahren wesentlich 
stärker, als wir es von früheren Zeit­
abschnitten gewohnt waren. 

Wir müssen aber einige Tatsachen zur 
Kenntnis nehmen: erstens daß die Preise in 
ganz Europa, und zwar in einem noch nie 
dagewesenen Gleichmaß, ebenso stark steigen 
wie in unserem Land. In letzter Zeit gehören 
wir sogar trotz Einführung der Mehrwert­
steuer wieder zu den Ländern mit einem 
verhältnismäßig geringen Preisauftrieb. 

Darf ich hier nur am Rande eine Bemerkung 
machen. Es gilt ja nicht nur der Abgabepreis , 
weil der Herr Präsident Sallinger wieder von 
den Kosten einer Flasche Wein gesprochen 
hat. Es gilt ja auch der Einstandspreis. Wenn 
ein Einstandspreis 16 oder 18 S beträgt, und 
dann 300 bis 500 Prozent Gewinn auf­
geschlagen werden (Abg. S t a u  d i n g e r : Im 
Moulin Rouge !) , dann ist das doch eine Ver­
zerrung der Tatsachen ! Nicht nur im Moulin 
Rouge -'- bitte gehen Sie in Ihre Fremden­
verkehrsorte, wo ein Viertel offener Wein, 
eingekauft in Zwei-liter-Flaschen um 16 S, 
einen Verkaufspreis von 24 S hat. Herr Kol­
lege Staudinger! Gerade Sie wissen das auch 
sehr gut. (Beifall bei der SPO.) 

Ich verweise Sie hiebei auch auf die Aus­
führungen der OECD über die Preis­
steigerungen der letzten vier Monate in den 
einzelnen Ländern Europas. Diesen Vergleich 
mit dem Ausland führe ich nicht zuletzt des­
wegen an, weil er uns zeigt, daß kein anderes 
Land in Europa irgendeine Methode gefunden 
hätte, der allgemeinen Entwicklung zu ent­
gehen. 

Für uns ist im Augenblick, zumindest vom 
Standpunkt unserer internationalen Wett­
bewerbsfähigkeit die Situation sogar etwas 
günstiger als in der zweiten Hälfte der sech­
ziger Jahre. Damals hatten wir zwar wesent­
lich geringere Preissteigerungsraten, als dies 
gegenwärtig der Fall ist, unsere Preise stiegen 
aber stärker als in j enen Ländern, mit denen 
wir hauptsächlich Handel betrieben haben. 
Unsere internationale Wettbewerbsfähigkeit 
hat sich daher damals eher verschlechtert. 
Nunmehr haben wir wesentlich höhere Preis­
steigerungsraten, wir liegen aber mit diesen 
unter jenen unserer wichtigsten Handels­
partner. Unsere Wettbewerbsfähigkeit hat sich 
also von dieser Seite her gesehen nicht ver­
schlechtert ; so stiegen die Exporte von 
1 3 ,6 Prozent im Jahre 1 912 auf 1 6, 1  Prozent 
in den ersten fünf Monaten dieses J ahres 
trotz verschiedenster getroffener Maßnahmen, 
wie Mehrwertsteuer et cetera. 

Dennoch müssen wir uns bemühen, einer­
seits die Preissteigerungsraten in unserem 
ei genen Lande zu dämpfen und andererseits, 
da dies eine Vorbedingung für einen mittel­
fristigen Erfolg dieser Dämpfungsbemühungen 
sein dürfte, die anderen Länder Europas zu 
einer ähnlichen Politik zu veranlassen. Um 
beides ist die Bundesregierung offensichtlich 
bemüht. Ich erinnere an die Stab ilisierungs­
maßnahmen vom Herbst des Vorj ahres, und 
ich verweise auf die Stabilisierungsmaßnah­
men, die nunmehr ergriffen worden sind. 

Gleichzeitig möchte ich auch darauf hinwei­
sen, daß in allen Industriestaaten die außer­
ordentlichen Bemühungen Osterreichs um eine 
Koordinierung der Preispolitik aller OECD­
Länder im Rahmen der Beratungen der OE CD 
in Paris hervorgehoben werden. Hier hat 
unser Land mit Recht die Initiative ergriffen, 
und es ist nur zu hoffen, daß auch die grö­
ßeren Industrieländer Europas möglichst bald 
bereit sein werden, über ihre bisherigen Reden 
hinaus auch tatsächlich an konkreten Maß­
nahmen mitzuwirken. (Abg. Dr. M u s  s i 1 :  
Unrühmlich war das!) J a, auf Ihrer Seite mit 
der Preisgeschichte, Herr Generalsekretär ! 

Allerdings will ich auch unsere Ent­
täuschung darüber nicht verhehlen , daß Sie, 
meine Damen und Herren von der OVP, nicht 
bereit sind, konkrete Maßnahmen, die wir 
im Zusammenhang mit dem Preis­
bestimmungsgesetz vorgeschlagen haben, zu 
unterstützen. (Beifall bei der SPO.) 

Natürlich ist es einfacher, von der Regierung 
Maßnahmen auf dem Gebiet der Preis­
dämpfung zu verlangen und ihr aber gleich­
zeitig administrative Möglichkeiten zu ver­
wehren . 

Man komme nicht wieder, daß es nicht 
Parallelfälle gibt. Es gibt sie in England, Herr 
Generalsekretär, es gibt sie in Schweden, es 
gibt sie in den USA, überall dort, wo ebenfalls 
eine inflationistische Entwicklung vorhanden 
ist und man natürlich auch entsprechend ad­
ministrative Maßnahmen setzen muß , um auf 
diesem Sektor entgegenzuwirken, wenn es 
Gruppen gibt, die diese Situation rücksichtslos 
für ihre eigenen Interessen ausnützen. 
(Zwischenrufe.) Ich will nicht sagen in Oster­
reich. Es gibt einzelne Undisziplinierte, die das 
eben tun . 

Sie verlangen in der j etzigen Situation kon­
krete Fälle? Auf dem DienstIeistungssektor, 
dem Reparatursektor, in einzelnen Gebieten 
der Möbelindustrie, die sich nicht hält. Ich 
könnte Ihnen viele, viele solche Beispiele auf­
zeigen. Wo bleibt die Zustimmung zur Anwen-
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d ung des § 3 a, den wir als Gewerkschafter  
immer wieder gefordert haben, um Disziplin 
zu erreichen? (Weitere Zwischenrufe.) 

Ich habe durchaus Verständnis dafür, meine 
D amen und Herren von der Oppositionspartei ,  
daß in der jetzigen Situation der Preis­
steigerungen, die einen mit einem weinenden 
und die anderen mit einem lachenden Auge zu­
s ehen; mit einem weinenden Auge deswegen, 
weil es letzten Endes auch den Vertretern 
der Arbeitgeberorganisationen nicht gleich­
gültig sein kann, ob unser Land mit Preis­
steigerungen fertig wird, mit einem lachenden 
Auge deswegen, weil natürlich solche Preis­
steigerungen der Regierung Schwierigkeiten 
bereiten. Dennoch enttäuscht es mich imm e r  
wieder, daß die OVP sich nicht dazu aufraffen 
k ann, in dieser Frage eine zumindest ein 
w enig staatsmännische Haltung an den Tag 
zu legen, so wie wir das immer gemacht 
haben. Ich stehe nicht an zu sagen, daß Sie die 
H offnung hegen, durch solch kurzsichtiges 
Verhalten wieder an die Regierung zu 
kommen. (Beifall bei der SPO.) 

Bei dieser Gelegenheit möchte ich auch noch 
auf einen Umstand hinweisen: Schauen S i e  
s i ch  einmal die Statistiken über die Entwick­
lung der Verteilung des Volkseinkommens 
an. Sie werden dabei die Feststellung machen, 
daß es zu einer erheblichen Ausweitung des 
G ewinnanteiles in den letzten Jahren ge­
kommen ist ; das ist  eindeutig. Das können 
Sie sich anschauen. Die gesamten Erfolge  
unserer bisherigen Wirtschaftspolitik in  die­
sem Lande beruhen aber nach Ansicht viele r  
F achleute, nicht nur österreichischer, doch 
d arauf, daß eine gewisse soziale Symmetrie 
stets eingehalten worden ist. Mir ist klar, 
d aß viele verantwortungsbewußte Herren auf 
Unternehmerseite diese Gefahr erkennen und 
auch richtig einschätzen. Es wäre nur gut,  
w enn diese Erkenntnis etwas weiter ver­
breitet wäre. 

Damit komme ich schon zum anderen 
aktuellen wirtschaftspolitischen Problem, das 
uns besonders am Herzen liegt : zu den Lohn­
und Gehaltsverhandlungen. Es liegt mir natür­
lich fern, in diesem Haus über Lohnverhand­
lungen zu polemisieren. Dazu ist hier wahrlich 
n i cht der Platz. Ich möchte nur darauf hin­
weisen , daß die österreichischen Gewerk­
schaften von seiten leitender Herren der OVP, 
al lerdings von verschiedenen Bünden, hier 
zwei völlig konträre Vorwürfe einzustecken 
haben : einerseits den Vorwurf, um einer 
Schonung der Regierung willen bei den Lohn­
f orderungen viel zu sehr zurückzuhalten, 
andererseits den Vorwurf, mit einer verant­
wortungslosen Lohnpolitik die Industrie und 

die Wirtschaft zu gefährden. Der einzelne Poli­
tiker, der Vorwürfe vereint vorbringt, aller­
dings zu verschiedenen Zeitpunkten, ist der 
Führer der großen Oppositionspartei selbst. 
Aus der Verschiedenartigkeit der Vorwürfe 
mag man aber ersehen, daß die Gewerkschafter 
so wie in der Vergangenheit sich weiterhin 
bemühen, einen der Wirtschaftsentwicklung 
gemäßen Mittelkurs zu steuern, wenn auch 
einige kleinere, aber umso lautstärkere Grup­
pen in letzter Zeit hier aus der Reihe getanzt 
sind. Damit es keine Irrtümer gibt: ich meine 
die parteipolitisch inspirierten Aktionen. In 
letzter Zeit werden die verschiedensten 
Lösungsvorschläge gebracht. Auf dem G ebiet 
der Lohnpolitik wird die Lohnleitlinie 
et cetera angeboten. Daß diese Vorschläge 
jedoch nicht nur von den Gewerkschaftern 
abgelehnt werden, sondern auch bei den 
Arbeitgeberorganisationen auf einiges Miß­
trauen stoßen, ist bestimmt kein Zufall. 

Im übrigen sei dazu noch festgestellt, daß 
das Preisauftriebsproblem nicht allein auf 
nationaler Ebene gelöst werden kann. Es war 
Professor Dr. Tichy, der erklärte, man habe 
noch nicht das Rezept gefunden, welches die 
Konjunktur, die Vollbeschäftigung und die 
Expansion gleichzeitig mit der Inflations­
tendenz in Einklang bringt. Wer heute eine 
Lösung für das internationale und weltweite 
Problem der Inflation anzubieten imstande ist, 
wäre wirklich reif für den Nobelpreis für 
Wirtschaftswissenschaften. Allein mir scheint, 
daß auch in diesem Hause niemand sitzt ,  der 
sich auf diese Art den Nobelpreis erwerben 
wird, denn die Verhältnisse, die in der Umwelt 
vor sich gehen, bestimmen auch die Entwick­
lung hier. 

Wir werden uns also weiterhin bemühen 
müssen, mit Maßnahmen, die nicht einen ab­
soluten Erfolg versprechen, Teilerfolge zu er­
ringen. 

Auf vielen Sektoren der Wirtschaftspolitik 
sind wir ausnehmend erfolgreich gewesen. Auf 
dem Preissektor waren wir nicht weniger 
erfolgreich als die anderen Länder Europas . 
(Abg. S a n  d m e  i e r: Hinauf!) Insgesamt ge­
sehen gehört Osterreich gerade deswegen zu 
den Ländern, die von anderen Staaten als 
gutes Beispiel angesehen und gepriesen 
werden. Und das sollten wir auch bedenken, 
meine Damen und Herren ! Man soll doch 
nicht immer ins eigene Nest machen. (Heiter­
kei t bei der OVP.) Man soll doch die Lei­
stungen, die vom Ausland in Gesprächen an­
erkannt werden, ebenfalls würdigen. 

Das sollte man bedenken, wenn man einen 
Rückblick auf die Wirtschafts entwicklung in 
den letzten Jahren macht. Die Entwicklung 
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zeigt den richtigen Weg. Wir sind überzeugt, 
daß wir die Probleme, die an uns herantreten, 
meistern werden. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
hat sich der Abgeordnete Sandmeier. Ich 
erteile es ihm. 

Wirtschafts- und Finanzexperten, Vorwürfe, 
daß die Regierung in Fragen der Wirtschafts­
p olitik nicht genügend oder gar falsche Maß­
nahmen gesetzt hat, beziehungsweise es wird 
ihr vorgeworfen, daß sie in wirtschaftspoliti­
schen Fragen so gut wie weggetreten ist. 

Abgeordneter Sandmeier (OVP) : Herr Präs i- Obwohl die Regierung alle Instrumente, die 

dent! Meine Damen und Herren l Mein Vor- sie verlangte, in der Hand hat, ist es ihr 

redner, der Sprecher der Regierungspartei ,  nicht gelungen, den Preis auftrieb einzu­

Abgeordneter Hofstetter, hat wieder einmal dämmen. Mit den Stimmen der Osterreichi­
die Einmaligkeit der wirtschaftlichen Situation schen Volkspartei wurden beschlossen : das 

Osterreichs beschworen und dabei aber fol- Preisregelungsgesetz, das Preistreibereigesetz 

gendes zu sagen vergessen: Diese Einmalig- und das Preisbestimmungsgesetz. Schließlich 

keit geht zum geringsten Teil auf das Konto wurde, allerdings viel zu spät, ein Stabilisie­

dieser Regierung - sie hat genug Fehler rungsabkommen besd110ssen. 

gemacht -, sondern ist in einer ungeheuren Weiters fiel der Durchschnittswertindex der 
Leistung sowohl der Unternehmer als auch Einfuhr im Jahre 1 972 um 0,3 Prozent, wäh­
der Arbeitnehmer in diesem Staate begründet. rend unser Verbraucherpreisindex um 6,3 Pro-
(Beifall bei der OVP.) zent gestiegen ist. 

Neben den enormen Leistungen der Arbeit- Es liegt also, meine Damen und Herren, 
nehmer konnte zum Teil nur dadurch, daß nicht an den fehlenden Instrumenten oder nur 
Tausende Handels- und Gewerbetreibende be- an der internationalen Entwicklung, sondern 
reit sind, 60 bis 70 Stunden in der Woche an der falschen Wirtschaftspolitik der Regie­
zu arbeiten, dieses hohe Maß an wirtschaft- rung. (Lebhafte Zustimmung bei der OVP.) 
licher Kraft gehalten werden. (Neuerlicher Bei­
falJ bei der OVP.) 

60 bis 70 Stunden Arbeitszeit sind aber 
auch keine Seltenheit am Bauernhof. Die 
Bundesregierung vergißt allerdings allzu oft, 
daß auch der Bauernstand Bestandteil der 
Gesamtwirtschaft unseres Landes ist. (Beifall 
bei der OVP.) Hier möchte ich den Herrn 
Bundeskanzler fragen, wo denn solche Uber­
legungen in seinem Wirtschaftsbericht ihren 
Niederschlag gefunden haben. 

Wenn man nämlich den Berichten des Herrn 

Ein Instrument der Konjunktursteuerung ist 
das Budget. Ich sehe ab vom völlig falschen 
Budgetvollzug des Jahres 1 972. Hier hat der 
Herr Finanzminister in seinem Bericht 
wiederum den Versuch gestartet, zu beweisen, 
das Budget 1 972 konjunkturgerecht vollzogen 
zu haben. Da muß ich ihm vorwerfen, daß 
hier wieder nur Halbwahrheiten enthalten 
sind. Wenn es zum Beispiel darin heißt, er 
hätte von den Mehreinnahmen, die im Jahre 
1 972 erzielt wurden, auch Rücklagen im Aus­
maß von 1 , 1  Milliarden Schilling gemacht, 
dann muß ich ihm den zweiten Teil der Vlahr-Bundeskanzlers und des Herrn Finanzmini -
heit vorhalten : daß er mehr als 1 , 1 Milliarden sters aufmerksam gefolgt ist, dann kommt man 

zu dem Schluß , daß dabei offensichtlich der Schilling Rücklagen aufgelöst hat. Das hebt 

Versuch unternommen wurde, mit einer Infla-
tion von Erklärungen, mit dem Erfinden neuer 
Ausdrücke und mit der Präsentation vieler 
Zahlen von ihrem Versagen in den Grund­
fragen der Wirtschaftspolitik, von der Ent­
wertung unseres Schillings, abzulenken. 

Eine einzige Schönfärberei von A bis Z. 
Mit viel Eigenlob wird darin versucht, den 
Eindruck einer erfolgreichen Stabilisierungs­
bemühung der Regierung hervorzurufen. Es 
fehlt eigentlich nur noch der Antrag der 
Regierungspartei, von einer Diskussion Ab­
stand zu nehmen, weil ja alles ohnedies in 
bester Ordnung sei. 

Natürlich ist es einer Regierung nicht ange­
nehm, wenn sie sich innerhalb und außerhalb 
des Parlaments Vorwürfe gefallen lassen muß, 
hier im Parlament von den Abgeordneten, 
außerhalb des Parlaments von führenden 

sich, Herr Finanzminister, eben auf. 

Es waren immerhin einige Milliarden Schil­
ling, die Sie zusätzlich als Ausgaben wiederum 
ausgegeben haben, und diese Milliarden Schil­
ling waren es letztlich, die sehr wesentlich 
zur Preissteigerung des Jahres 1 972 beige­
tragen haben. 

Eine Analyse des Budgets 1 973 ergibt, daß 
es einen eindeutig belebenden und keinen 
d ämpfenden Charakter hat .  Die Belebung ist 
angesichts der konjunkturellen Lage und des 
überaus starken Preisauftriebes einfach un­
verständlich. 

Das Budget wurde - das ist bedauerlich -
nicht im Sinne einer Preisstabilisierung er­
stellt. Der bekannte Wirtschaftsexperte Pro­
fessor Knapp hat Ihnen vorgehalten, daß es 
wohl kaum eine Post im Budget 1 973 gibt, 
die nicht konjunkturwidrig erstellt wurde. Das 
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ist ein harter Vorwurf. Herr Bundesminister! 
Ich nehme an. daß Sie so viel Wertschätzung 
für Professor Knapp haben. daß Sie ihm das 
auch glauben. (Bundesminister Doktor 
A n  d r 0 s c  h: Zitieren Sie das, bit te!) 

Wenn auch heute der Herr Bundeskanzler 
und der Herr Finanzminister versuchen, die 
Stabilität in den Vordergrund zu stellen, so 
hat im Budget 1 973 nach wie vor die 
Expansionspolitik absoluten Vorrang. Die 
Konzipierung des Budgets 1 973 steht also in 
krassem Widerspruch zu den Erklärungen des 
Herrn Bundeskanzlers und des Herrn Finanz­
ministers in den Wirtschaftsberichten, die sie 
uns heute vorgelegt haben. 

Ich habe schon erwähnt, daß im Jahre 1972 

der größte Teil der Mehreingänge wieder für 
zusätzliche Budgetausgaben herangezogen 
wurde. was sich konjunkturpolitisch ganz 
schlecht ausgewirkt hat. Deshalb möchte ich 
heute einen Entschließungsantrag mit folgen­
dem Wortlaut einbringen : 

Es ist immerhin möglich. daß die Ablehnung 
von \Vün schen die nächste Wahl beeinflußt, 
aber man sollte sich vor der Ubernahme einer 
Regierungsverantwortung doch darüber im 
klaren s ein, daß Regieren kein Honiglecken 
ist. (Abg. W i e l a n d n e r: Das habl ihr er­
fahren!) Letztlich gefährdet die Teuerung die 
Grundlagen unserer Wirtschaft, während sich 
ein klares Nein zu übertriebenen Ausgaben 
höchstens parteipolitisch auswirken kann. 

Vor uns liegen also zwei Wirtschafts­
berichte mit Anlagen im Ausmaß von ins­
gesamt 209 Seiten. Wieder einmal berauschen 
sich der Herr Bundeskanzler und der Herr 
Finanzminister an Worten und Zahlen. Sie 
vermeiden allerdings j eden Blick hinter diese 
Wort- und Zahlenfassade. Der unvoreinge­
nommene Blick hinter diese Fassade zeigt je­
doch, wie es im Leben vieler Osterreicher 
wirklich aussieht. Aber diese Fakten kann 
man in einen Wirtschaftsbericht, der letztlich 
Lob für die Regierung einbringen soll, j a  
nicht aufnehmen. 

E n t s c h I  i e ß u n g s a n  t r a g  Ich w erde mich jetzt bemühen, Ihnen einige 

der Abg e ordneten Sandmeier und Genossen Gruppen zu nennen, die tatsächlich hinter 

betreffend inflationsbedingte Mehreinnah- dieser schönen Fassade sind, die aber in die­

men des Budgets. sem Wirtschaftsbericht mit keinem Wort er­

Der Nati onalrat wolle beschließen : 

Der Bundesminister für Finanzen wird 
aufgefordert. inflationsbedingte Mehrein­
nahmen des Budgets in größerem Umfang 
stillzulege n  beziehungsweise zur Rückzah­
lung von Auslandsschulden zu verwenden 
und nicht wie bisher überwiegend zur 
Finanzierung zusätzlicher Budgetausgaben 
heranzuzi ehen.  (Abg. W i e  I o n  d n e r: 

Schulden, die ihr gemacht habtl) 

Herr Abgeordneter Wielandner ! Sie haben 
recht : Es wurden auCh. vorzeitig Schulden zu­
rückgezahlt.  es gingen aber über 6 Milliarden 
Schilling mehr ein, und der Betrag, der sich 
auf vorzeitige Schuldenrückzahlungen beläuft, 
macht lediglich 900 Millionen Schilling aus. 
Also ich glaube,  man hätte hier Besseres 
getan, hätte man die Mehreinnahmen zum 
Teil stillgelegt und hätte man diese Mittel 
nicht wiede r  ausgegeben. 

Man will aber eben nicht wahrhaben, daß 
die ständige und übertriebene Expansion 
ebenso große Nachteile bringt wie eine sicher­
lich übertrieben sparsame und extrem vorsich­
tige Wirtschaftspolitik. 

Die Verantwortung der Regierung für diese 
Budgetexpansionspolitik ist immer dieselbe : 
Man könne wichtige Ausgaben nicht zurück­
stellen . Dies ist der Ausfluß einer Gefällig­
keitsdemokratie, die es eben allen recht 
machen will .  

wähnt sind. 

Es gibt viele Leidtragende dieser unge­
konnten. um nicht zu sagen, sorglosen Wirt­
sdlaftspolitik. Es sind auf jeden Fall die 
Familien mit Kindern. Man hat oft das Gefühl, 
daß es der Regierung gar nicht recht ist und 
daß es n i cht erwünscht ist, über die wirtschaft­
liche S ituation der Familien überhaupt zu 
sprechen : Warum spricht man denn überhaupt 
darüber, geht es uns allen nicht ohnedies gut? 

Sicher hat es den Anschein. es geht uns 
allen gut. Man braucht ja letztlich nur auf 
die Straßen zu gehen : Da findet man lauter 
gut gekleidete Menschen. Und wenn Sie heute 
Zeitungen lesen, können Sie vermerken, daß 
Zehntausende Osterreicher einen Urlaub an­
getreten haben. Es gibt Urlaubsangebote : 
Photosafari in Tansania, Urlaub am Roten 
Meer. Was wollen wir also, meine Damen 
und Herren, noch mehr? Es geht uns allen gut! 

Aber ist das nicht eine Scheinwelt? Geht 
es wirklich allen gut. oder schaut es nur so 
aus? Ja,  meine Damen und Herren, für eine 
Gruppe schaut es wirklich nur so aus. Die 
Offentlichkeit übersieht das, vielleicht aus 
Oberfläch lichkeit oder auch nur deshalb, weil 
siCh. einer, der satt ist. der alles hat, was 
sein Herz begehrt, nicht vorstellen kann, daß 
ein anderer vieles nicht hat. was er nicht 
entbehren könnte. Diese Gruppe habe ich ge­
nannt : Es sind die Familien. Besonders die 
Familien mit kleinem Einkommen und die 
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kjnderreichen sind es, die noch im Schatten 
leben und im Schatten stehen. Bei dieser 
Gruppe wirkt sich die verfehlte Wirtschafts­
und Steuerpolitik der sozialistischen Regie­
rung besonders kraß aus. Dort wirkt sich 
eben die Teuerung so oftmal aus, als Köpfe 
in der Familie sind. 

Besonders tragisch ist die Situation bei 
einem niedrigen Einkommen. Da muß ich 
fra gen : Wenn dem wirklich so ist, warum 
hört man dann eigentlich in der Offentlichkeit 
nichts davon oder nur wenig ?  

Eine Untersuchung des Instituts für Demo­
skopie in Deutschland hat unter anderem er­
geben, daß vielfach Familien mit mehreren 
Kindern deswegen, weil sie mehrere Kinder 
haben, öffentlich nicht als "bedürftig" oder 
"sozial benachteiligt" gelten wollen. 

Gewerkschaft gibt es auch keine für diese 
Gruppe, und die dafür zuständige staatliche 
Stelle, die Frau Familienstaatssekretär KarI, 
hat in dieser Richtung bisher leider nichts 
unternommen. 

Betrug nämlich im Jahre 1 968 die Kosten­
deckung durch die Beihilfen nod1 23 Prozent, 
so ist diese Deckung in der Zeit der sozialisti­
schen Regierung bis Ende 1972 bereits auf 
1 8  Prozent gesunken. Die Tatsache, daß durch 
diese finanzielle Schlechterstellung und durch 
den von der Regierung mitverschuldeten Geld­
wertverfall gerade junge Familien betroffen 
werden, die sogar laut IFES - es dürfte be­
kannt sein, daß das das sozialistische Blecha­
Institut ist - knapp an beziehungsweise 
bereits unter der vom IFES festgelegten 
Armutsgrenze leben müssen, stört den Herrn 
Bundeskanzler anscheinend nicht. Familien 
sind offensichtlich kein Bestandteil einer 
sozialistischen Gesellschaftsordnung. Außer­
dem hat das von Bundeskanzler Kreisky dan­
kenswerterweise eingerichtete Staatssekreta­
riat für Familienfragen durch die Frau Staats­

vom 1 .  Jänner 1 913 mit seiner Pension nicht 
mehr so viel kaufen wie im Jänner 1 972.  
Während der Pensionistenindex im Jänner 
1 912 1 29,7 Prozent betragen hat, belief er sich 
im Februar 1 913 auf 1 4 1 ,3 Prozent, was eine 
Erhöhung um 8,94 Prozent, also rund 9 Prozent 
bedeutet. Damit ist die neunprozentige 
Pensionserhöhung vom 1. Jänner 1913 prak­
tism verbraumt. Da die nächste Pensions­
erhöhung erst mit 1 .  Jänner 1914 durchgeführt 
wird, geht die weitere Teuerung bis zum 
Jahresende zu Lasten der Substanz der Pen­
sionen. Eine Änderung des Anpassungsfaktors 
soll erst zum 1 .  Jänner 1975 kommen. Die 
Pensionisten haben Pech, daß die nächste 
Nationalratswahl erst 1 975 ist. Dort erst 
braucht man wieder ihre Stimmen, daher 
müssen sie eben so lange auf eine Verbesse­
rung warten und weiter im Smatten leben. 
Man kann jenem Journalisten nur remt geben, 
wenn er in diesem Zusammenhang - es ist 
ein sehr hartes Wort, das er gesagt hat -
von einer "erbärmlichen Politik" spricht. (Bei­
fall bei der OVP.) 

Eine weitere Gruppe hinter dieser Fassade 
spürt sehr hart die Auswirkungen dieser 
inflationistischen Wirtschaftspolitik der Regie­
rung : Das sind die Sparer. Man kann es nicht 
oft genug erwähnen, ich weiß, daß man das 
nicht gerne hört, aber es ist ein Betrug, wenn 
Hunderttausenden von Menschen in einem 
einzigen Jahr - im Jahre 1 972 - die Spar­
guthaben um brutto 12 Milliarden Sdülling 
entwertet werden. Dies trifft vor allem auch 
Arbeitnehmer. Und da sagt man immer noch, 
man betreibe Arbeitnehmerpolitik. Ich mömte 
sagen, daß der schlafende Koloß Gewerkschaft 
vor dieser Wirtschaftspolitik der Regierung 
bereits resigniert hat. Denn wo bleibt die 
Kritik der größten Arbeitnehmerorganisation, 
des OGB, an der zutiefst unsozialen Wirt­
schaftspolitik der sozialistischen Regierung? 
(Zustimmung bei der OVP.) 

sekretär Karl mit ihrer Erklärung, daß die Wenn man die Statistik anschaut - sie 
Männer ihren Frauen im Haushalt helfen ist  im Buch der Arbeiterkammer "Wirtschafts­
sollen, doch wohl übergenug familienpolitische und sozialstatistisches Taschenbuch für 1973" 
Initiative gezeigt. enthalten -, muß man feststellen, daß es im 

Jahre 1 972 die geringste Erhöhung der jähr-
Eine weitere Gruppe, die hinter dieser lichen realen Arbeitnehmerdurchschnittsein-

Fassade steht und die das Unsoziale dieser kommen seit zehn Jahren gegeben hat : Das 
Wirtschaftspolitik ganz besonders zu spüren sind 3,5 Prozent. 
bekommt, sind unsere alten Mitbürger, die 
Pensionisten, die Rentner. Die erste Welle 
- die Mehrwertsteuer - ließ die Teuerung 
für die Pensionisten auf 8,4 Prozent hinauf­
schnellen. Strom, Gas, Bier wurden im Mai 
teurer. Im Juni folgten Benzin, im Juli die 
Rundfunkgebühren. 

Und was nicht im Wirtschaftsbericht er­
wähnt ist, ist die Tatsache - auch etwas, das 
hinter dieser Fassade steht -, daß Osterreich 
heute zu den Staaten mit der höchsten Steuer­
belastung zählt .  

Durch die Steuerprogression sichert sich der 
Ein Pensionist konnte sich im März 1 973 Finanzminister zudem einen steigenden An­

trotz der neunprozentigen Pensions erhöhung teil an den wachsenden Masseneinkommen . 
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Da sollte man doch meinen, der Staat müßte das Erfinden neuer Ausdrücke, wie zum Bei­
aus diesem Riesensteuertopf alle wichtigen spiel "relative St'abilität" , das Problem, um 
Ausgaben decken können. Wer das glaubt, das es gep.t, gelöst zu haben. 
ist in die sozialistische Budgetpolitik nicht 
eingeweiht. 

Nachdem der Staat den Großteil seiner Ein­
nahmen für immer neue Aufgaben, die er an 
sich reißt, großzügig verplant hat, kommt er 
plötzlich darauf, daß für wirklich Vordring­
liches zuwenig übrigbleibt. Statt aber jetzt an 
anderer Stelle zu sparen, soll einfach der 
Steuerzahler neuerdings geschröpft werden 
und dem womöglich auch noch freudig zu­
stimmen : Ist dir deine Gesundheit wichtig?, 
fragt man ihn etwa, und eröffnet ihm kalt­
schnäuzig : Dann zahl gefälligst dafür! j zum 
Beispiel einen Gesundheitsschilling, oder wie 
immer man das nennen mag. 

Das nächste Mal wird man vielleicht fragen, 
ob wir gerne atmen, und schon könnte man 
vielleicht einen Baumschilling einführen und 
kassieren. Es würde einen nicht wundern, 
wenn der so phantasiebegabte Herr Bundes­
kanzler nach der Devise :  Fit, zahl mit l, einen 
Wegschilling für das Spazierengehen vorschla­
gen würde. 

Ein großer Staatsmann hat einmal gesagt: 
"Alles, was die Sozialisten vom Geld verste­
hen, ist die Tatsache, daß sie es von anderen 
haben wollen." Ich glaube, daß er die Dinge 
ganz richtig gesehen hat. (Zwischenruf des 
Abg. W i e  1 a n d n e  r .  - Abg. W i 1 1  e: Sand­
meier, jetzt kannst du abtreten!) Ihretwegen 
werde ich das nicht tun, Herr Abgeordneter 
Wille ! Das Interesse, das Ihre Partei an den 
\Virtschaftsberichten zeigt, ist daran zu sehen, 
daß hier vier Leute sitzen, dort fünf und dort 
wieder sechs. Da muß man wirklidl sagen : 
Das Interesse an Ihrem Wirtschafts bericht ist 
"unendlich groß" 1  (Beifall und Zwischenrufe 
bei der OVP.) 

Herr Abgeordneter Wille!  Wenn Sie sagen, 
ich kann abtreten, s o  bestätigt mir das, daß 
ich richtig gesprochen habe, denn wenn ich 
etwas gesagt hätte, was Sie gerne hören, lie­
ßen Sie mich sicherlich noch hier stehen ! Aber 
ich darf Ihnen sagen : Den Ge�allen werde ich 
Ihnen wirklich nicht tun. (Zwischenruf des 
Abg. W i 1 1  e.) 

Professor Nemsch ak hat in seiner letzten 
großen wirtschaftspolitischen Rede zum Jah­
reswechsel auf die großen Gefahren der In­
flation hingewiesen, da sich nicht alle sozialen 
Schichten gleich gut und gleich schlecht vor der 
Geldentwertung schützen können. Es ist daher 
unverständlich, wie bei uns der Kaufkraftver­

lus t des Schillings noch immer verniedlicht 
werden kann. Iv1an glaubt offensichtlich, durch 

Gleichzeitig mit den starken Preissteigerun­
gen kam es in den letzten zwei Jahren in 
Ost erreich zu einer extremen Entwicklung des 
Geldvolumens und zu einer enormen Steige­
rung des Kreditvolumens. So stieg im vergan­
genen Jahr der Geldumlauf um 23, 1 Prozent 
und das Kreditvolumen um 21 Prozent. 

Diese starke Ausweitung, die bereits im 
OECD-Bericht für die Periode 1 97011 1 kriti­
siert wurde, hatte zur Folge, daß das Geld­
angebot im abgelaufenen Jahr stärker wuchs 
als in irgendeinem J ahr der sechziger Jahre. 

Durch diese verstärkte inflationäre Entwick­
kung erleben wir eine soziale Desintegration 
unserer Bevölkerung, wenn sich ein Teil durch 
Sachvermögen vor der Inflation schützen 
kann, ein anderer, größerer Teil aber an nomi­
nelle Zahlungen und Einkommen gebunden 
ist. 

Und das ist das Teuflische an der Geldent­
wertung, nämlich ihre Eigendynamik: Verliert 
die Bevölkerung e i nmal das Vertrauen in den 
Geldwert und somit in die jeweilige Wirt­
schaftspolitik, so kommt es zu einer Flucht in 
die Sachwerte. Es werden dann Dinge gekauft, 
die entweder gar nicht oder nicht unmittelbar 
benötigt werden. 

Diese Tendenz konnte nicht nur Ende 1 972 

beobachtet werden, als ein einzigartiger Weih­
nachtsboom die G eschäfte ausräumte, sondern 
auch in den Folgemonaten hielt die Kauflust 
unvermindert an. 

Und der Effekt?  Es erhöht sich die Umlauf­
geschwindigkeit und damit de facto das Volu­
men des Geldes, und es tritt eine inflations­
verstärkende Wirkung auf. Das ist das Ergeb­
nis einer Wirtschaftspolitik, zu der die Bevöl­
kerung eben kein Vertliauen hat. 

Offensichtlich hat die Regierung auf das 
"Verdauen" der konjunkturell schlecht plazier­
ten Einführung der  Mehrwertsteuer sowie auf 
die Einhaltung des Stabilisierungsabkommens 
spekuliert. Eine Lohn- und Preisrunde ist damit 
jedoch nur aufgeschoben. 

Der sozialistische Wirtschaftsexperte Ausch 
meint : 

"Die Wahrheit ist, daß die Dberforderung 
des Sozialproduktes unter anderem durch jene 
Lohn- und Gehaltserhöhungen ausgelöst wird, 
die beträchtlich über die reale Wertschöpfung 
der Wirtschaft hinausgehen." 

Die Lohn- und Gehaltsempfänger argumen­
tieren wieder, daß die mehr als 8prozentige 
Inflationsrate ihr Einkommen ständig kleiner 
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werden läßt, daß Lohnrunden und Gehaltsfor­
derungen daher nur den tatsächlichen Kauf­
kraftverlust aufsaugen können. Womit eigent­
lich der Kreis geschlossen wäre. 

Insgesamt zeigt sich also, daß die Fahrt zur 
Europareife Osterreichs durch diese soziali­
stische Regierung zu einer solchen auf der 
Inflations-Uberholspur geraten ist. (Beifall bei 
der OVP.) Da nützen auch schöne Worte des 
Bundeskanzlers im Bericht nichts , wenn er von 
der Europareife spricht und die Regierungs­
fraktion pflichtgemäß applaudiert. 

Leider muß man feststellen , daß die Regie­
rung weiterhin nicht gewillt ist, selbst einen 
Beitrag zur Stabilitätspolitik zu leisten. Im 
Rahmen einer von allen getragenen Stabili­
tätspolitik müßte die Regierung meines Er­
achtens drei Punkte erfüllen : 

1 .  Di e Regierung muß selbst Stabilitätspoli­
tik betreiben, denn Stabilitätspolitik fängt zu 
Hause an. Das heißt konkret : keine Erhöhung 
von Tarifen und öffentlichen Preisen und keine 
Erhöhung von Abgaben und Steuern, konjunk­
turgerechte Budgeterstellung und konjunktur­
gerechter Vollzug des Budgets. 

2. Mehrjährige Finanzplanung im Rahmen 
einer verbindlichen mehrjährigen Budgetpla­
nung mit Setzung von Schwerpunkten. Dies 
deswegen, weil die wirtschafts- und gesell­
schaftspolitische Situation dringend einer Ver­
sachlichung und Ernüchterung bedarf. Eine 
mehrjährige Finanzplanung, wie sie heute in 
einer Reihe von westlichen Staaten praktiziert 
wird, zum Beispiel auch in der Schweiz, bedeu­
tet eine zukunftsorientierte und vollständige 
Zusammenstellung der voraussichtlichen Aus­
gaben und der zu deren Deckung vorgesehe­
nen Einnahmen der öffentlichen Körperschaft. 

3. Genauer Finanzplan für einzelne Regie­
rungsvorhaben. Die veröffentlichten Vor­
schläge zum Budget 1 974 zeigen jedoch genau 
in die falsche Richtung. Die angekündigte Drei­
teilung des Budgets ist doch nur ein Trick, um 
ein konjunkturgerechtes Grundbudget vortäu­
schen zu können ! Die sogenannte Stabilisie­
rungsquote, deren Ausgaben jeweils vom 
Parlament zu beschließen sein werden, ver­
lagert das Problem der konjunkturgerechten 
Bugetpolitik auf die parteipolitische und 
wahltaktische Ebene. Damit betreiben Sie, 
Herr Finanzminister, ein Schwarzer-Peter­
Spiel , aber keine Stabilitätspolitik. 

Notwendig und einzig sinnvoll wäre eine 
verbindliche Finanzplanung, so wie Sie das 
seinerzeit auch im sozialistischen Wirtschafts­
programm gefordert haben. Ja,  ich sage "sei­
nerzeit" , denn heute hat dieses Progmmm 
bestenfalls Musealwert. 

Abschließend, meine Damen und Herren, 
möchte ich feststellen, daß wohl ein Bericht 
mit vielen schönen Worten und Zahlen vorge­
legt wurde.  Die Auswirkungen der sozialisti­
schen Wirtschaftspolitik auf verschiedene Be­
völkerungsgruppen wurden j edoCh niCht auf­
gezeigt. Deshalb werden wir nicht müde wer­
den, die negativen Auswirkungen immer wie­
der aufzuzeigen und darauf hinzuweisen, daß 
Ihre vielen Worte und Zahlen nur eine sChöne 
Fassade sind, hinter der sich ganz ,andere Tat­
sachen verstecken. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Der Entschließungs­
antrag der Abgeordneten Sandmeier und Ge­
nossen ist genügend unterstützt und steht 
daher mit in Verhandlung. 

Zum Wort gemeldet ist der Abgeordnete 
Dr. Broesigke. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Broesigke (FPO) : Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren ! In der 
Erklärung des Herrn Bundesministers für Fi­
nanzen heißt es auf der letzten Seite : "Mehr 
noch als bisher müssen sidl die wirtschafts­
politischen Entscheidungen über die Notwen­
digkeit des Tages hinaus an den Anforderun­
gen der Zukunft orientieren." 

An dieser Formulierung stören uns Frei­
hei tliche nur die Worte r Ials bisher" , weil 
wir doch den Eindruck gewonnen haben, als 
ob die wirtschaftspolitischen Entscheidungen 
der Bundesregierung bisher nur Entscheidun­
gen gewesen wären, die unter dem Eindruck 
einer bestimmten gegebenen Situation und 
nicht weitblickend im Hinblick auf zukünftige 
Erfordernisse getroffen worden wären. So 
zeigt auch der heutige Bericht einen gewissen 
Gegensatz zwischen dem, was der Herr Bun­
deskanzler, und dem, was der Herr Bundes­
minister für Finanzen feststellt. 

Der Herr Bundeskanzler führte in seinem 
Bericht aus - und man kann ihm diesbezüg­
lich durchaus recht geben -, daß die Konjunk­
turlage in Osterreich kein Anlaß zu einer 
Prosperitätseuphorie sein darf. Aber gerade 
mit dieser Prosperitätseuphorie begann der Be­
richt des Herrn Bundesministers für Finanzen, 
wenn hier rühmend hervorgehoben wurde, 
w ie hoch die Wachstumsrate gewesen sei,  wie 
die Zahl der Beschäftigten gestiegen sei und 
dergleidlen, alles Daten, die, wenn sie kritik­
los in einen Bericht aufgenommen werden, 
natürlic.h eine Art von Prosperitätseuphorie 
widerspiegeln. 

Wenn ich mit der Wachstumsrate beginnen 
darf : Sicherlich wäre es falsch, wenn man sich 
jenen anschließen würde, die wirtsdlaftliches 
Wachstum überhaupt ablehnen. Denn die 
wirtschaftliche Entwicklung läßt sich nun ein-
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mal nicht zurückdrehen, und es ist einem 
modernen Industriestaat nicht möglich, 
inmitten von anderen Industriestaaten auf 
'Wachstum zu verzichten. 

Der Redner der Sozialistischen Partei, Herr 
Erich Hofstetter, hat mit Recht die F rage aufge­
worfen, ob es nicht Grenzen des Wachstums 
gibt und ob es nicht ein ungesundes Wachs­
tum gibt. Der Bericht des Herrn Bundesmini­
sters für Finanzen läßt nun j ede Meinungs­
äußerung dazu vermissen, wo für Osterreich 
die Grenzen des Wachstums liegen, ob sie 
errei.cht, ob sie noch angestrebt werden müs­
sen oder ob sie vielleicht schon gar über­
schritten sind. 

Denn wenn unter diesen 2,6 Millionen Be­
schäftigten in Osterreich fast 1 0  Prozent aus­
ländische Arbeitskräfte sind - m i t  allen Pro­
blemen, die damit zusammenhängen -, so 
muß man sich schon die Frage vorlegen, ob es 
noch eine gesunde Entwicklung ist, die aus­
ländische Arbeitskräfte in diesem Maße für 
Osterreich erforderlich macht, oder ob nicht 
viele Probleme, die heute bestehen, eben 
darin liegen, daß es zu viel Wachstum gibt, 
daß es hier eine Art von Wachstumsfetischis­
mus gibt, der da glaubt, daß die höchste Pro­
zentzahl, die hier erreicht wird, auch zugleich 
die beste ist, und zwar ohne Rücksicht auf die 
negativen Erscheinungen, die d amit verbun­
den sind, ein Wachstumsfetischismus der von 
Vollbeschäftigung spricht, aber nicht sieht, daß 
es in der Tat j a  schon eine Uberbeschäftigung 
ist, eine Uberbeschäftigung mit den damit zu­
sammenhängenden negativen B egleiterschei­
nungen, die keineswegs geeignet sind, zu 
jener vielgerühmten Qualität des Lebens bei­
zutragen, von der immer wieder so viel die 
Rede ist. 

Wenn auf diese Weise der Bericht, zumin­
dest zum Teil, den wirklichen Problemen aus­
weicht, so muß nur schlagwortartig eines ge­
nannt werden, das für die österreichische Wirt­
schaft in den kommenden J ahren von immer 
größerer Bedeutung sein wird : Das ist das 
Energieproblem. Kein Wort in diesem Bericht 
über die wirtschaftliche Lage betreffend das 
Energieproblem, obwohl wir alle wissen, daß 
die Energieknappheit eine Frage ist, die alle 
Industrieländer der Welt in immer steigende­
rem Maß beschäftigt. 

Nun zu einigen Einzelfragen. 

Wir sind uns der Tatsache bewußt, daß 
das Währungsproblem eine Schwierigkeit dar­
stellt, die uns in Zukunft in immer stärkerem 
Maße beschäftigen wird. Ich glaube nicht, daß 
es richtig ist, wenn der Bericht des Herrn 
Bundesministers für Finanzen den Eindruck. 
erweckt, als ob die Währungsprobleme die 

Ursache für den Preisauftrieb im Inland wären, 
und umgekehrt wieder das Gerede entsteht 
von der härtesten Währung d er Welt, die 
Osterreich habe, und den Garantien,  die damit 
zumindest emotionell als gegeben angenom­
men werden. Dieser vom Bericht behauptete 
Zusammenhang ist sicherlich nicht gegeben. 

Aber eines ist schon richtig, und das ist die 
Tatsache, daß sich die Problematik in Zukunft 
immer mehr zuspitzt, die Problematik, die 
darin besteht, daß die Änderung der Parität 
bewirkt, daß der Import teurer w ird und daß, 
wenn man aber umgekehrt die eigene Parität 
erhöht, der Export und der Fremdenverkehr 
benachteiligt werden. Beides völlig richtig, 
und beides bildet eine Schere, die sich immer 
bedrohlicher auftut. 

Was ist nach den letzten Ereignissen auf 
diesem Gebiet zu tun, wenn etwa noch eine 
Aufwertung der D-Mark kommt? Was soll 
in einem solchen Fall geschehen? Das sind ja  
die wirklichen Probleme, vor  denen die Wirt­
schaft Osterreichs steht und die eine verant­
wortungsvolle Wirtschaftspolitik berücksich­
tigen, für die sie zumindest eine Lösung suchen 
sollte. Auch dazu vermissen wir im Bericht 
Konkretes. 

Schließlich weiters die Budgetpolitik. Der 
Herr Bundesminister für Finanzen verweist in 
seinem Bericht darauf, daß es im Herbst des 
vergangenen Jahres zu einem Ubereinkommen 
zwischen Bund, Ländern und Gemeinden ge­
kommen ist, um die Stabilisierung zu errei­
chen beziehungsweise die Stabilität des Schil­
lings zu erhalten. 

Dieses Ubereinkommen ist in einem Zeit­
punkt geschlossen worden , da die Länder ihre 
Tarife alle schon gründlich erhöht hatten. Ich 
will das Beispiel der Stadt Wien aufzeigen, 
die mit Wirkung vom 1 .  Jul i  1 972 - offenbar 
zur Wahrung der Stabilität - nachstehende 
Tariferhöhungen vorgenommen hat : Friedhofs­
gebühren um 33,7 Prozent, M!arkt- und 
Schlachthausgebühren und Wasserbezugs­
gebühren um 55 Prozent, Kanalgebühren um 
66 Prozent, Müllabfuhrgebühren um 14 Pro­
zent, weiters Erhöhungen der Preise für 
Strom und Gas. Lauter Preiserhöhungen, 
die so beträchtlich sind, daß ich mir gar nicht 
vorstellen kann, was gesagt würde, würde 
ein privater Unternehmer derartige Preis er­
höhungen durchführen. (Zus timmung bei der 
FPO.) Wir sehen also, daß hier die Länder 
sehr tätig waren, nicht aber auf dem Gebiet 
der Stabilisierung! 

Es ist vielleicht gerecht, wenn man in die­
sem Zusammenhang hinzufügt, daß die er­
wähnten Tariferhöhungen der Stadt Wien , mit 
Ausnahme der Tariferhöhung für den Nacht-

78. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 45 von 152

www.parlament.gv.at



7446 Nationalrat XIII. GP - 78. Sitzung - 10 .  Juli 1 973 

Dr. Broesigke 

strom, von Sozialisten und OVP, die im Wie- hin nicht gehalten haben beziehungsweise von 
ner Rathaus eine Koalition - verschämt vornherein schon erklärt haben, sich nicht 
Kooperation genannt - haben, gemeinsam daran halten zu wollen. 
beschlossen wurden. Ich glaube, daß das fest- Abschließend darf ich vielleicht auf eine 
gestellt werden muß, damit hier nicht falsche 
Auffassungen bestehen bleiben. 

Nun aber zur Budgetpolitik des Bundes. 
Wenn man sich die Ziffern ansieht - und das 
wurde heute schon gesagt -, die vom Budget 
für 1974 bekannt sind, so muß man doch zu 
dem Ergebnis kommen, daß zumindest eine 
sehr beträchtliche Budgetausweitung auf einen 
Umfang vorgesehen ist, wie ihn das Budget 
dieses Staates nie hatte. Es ist, glaube ich, 
unbestreitbar, daß für die Stabilität nidlt nur 
die Frage des inlandswirksamen Defizits, son­
dern die Frage der Ausweitung überhaupt eine 
Rolle spielt. Man kann daher sdlOn heute be­
fürchten, daß die Budgetpolitik des Bundes in 
puneto Stabilität keineswegs mit dem überein­
stimmt, was der Herr Bundesminister für Fi­
nanzen heute als Ansichten und Ziele der Bun­
desregierung bekanntgegeben h at. 

Dazu kommt noch die "schöne Sache" mit 
dem stabilitätsorientierten Vollzug des Bud­
gets. Darunter stellt man sich vielleicht vor, 
daß das Bundesministerium für Finanzen 
beziehungsweise die gesamte Bundesregierung 
nach Beschlußfassung über das Budget Maß­
nahmen sucht und Maßnahmen trifft, um beim 
Vollzug Mehrausgaben und überhaupt Ent­
wicklungen zu vermeiden, die die Stabilität 
gefährden könnten. (Präsident P r o  b s t über­

nimm t den Vorsitz.) 

In Wirklichkeit ist es aber so, daß ein Mehr­
eingang an Steuern stattfindet. Das ist kein 
Wunder, weil sich bei steigendem Kaufkraft­
verlust die indirekten Steuern, ganz besonders 
aber auch die direkten Steuern erhöhen, denn 
es gibt die "segensreiche" Einrichtung der Pro­
gression. Das bringt es mit sich, daß die Ein­
nahmen viel größer sind, als sie ursprünglich 
bei Beschlußfassung über das Budget geschätzt 
wurden. Das ist in Wirklichkeit kein Budget­
vollzug, also ein aktives Handeln auf diesem 
Gebiet, sondern eine Entwicklung, . die sich 
eben ergibt . 

Auch die Bindung bestimmter Ausgaben 
- sollte sich der Herr Bundesminister darauf 
berufen - ist eine ziemlich wirkungslose Maß­
nahme. 

Auf der positiven Seite möchte ich im 
Gegens atz zu meinem Vorredner hervorheben, 

daß ich das System der Stabilisierungsquote 
für wirksamer halte als das bisherige System , 

bei dem zuerst ein Budget beschlossen und 
dann gewisse Kredite gebunden wurden, 
woran sich dann die beteiligten Minister ohne-

Formulierung des Herrn Bundeskanzlers 
zurückkommen. Er hat den bekannten Spruch 
gesagt : "Bereit sein ist lalles !" 

Ich darf eine andere Frage daran knüpfen als 
Partei obmann Peter: Ist nun eigentlich die 
österreichisehe Bundesregierung bereit für be­
stimmte Schwierigkeiten, die in Zukunft ent­
stehen könnten? Hat sie in den fetten Jahren, 
wie es der Konjunkturtheorie entspricht, jene 
Reserven angesammeJ t, die sie befähigen, in 
mageren Jahren durch Ausgeben dieser Reser­
ven die Wirtschaft entsprechend anzukurbeln? 
Oder ist es nicht vielmehr so, wenn man die 
berühmte Lehre vom "Deficit spending" des 
Lord Keynes zugrunde legt, daß das Defizit 
sehr gut gelungen ist, daß aber das Sammeln 
von Uberschüssen in Konjunkturjahren , das 
ja zum Gesamtsystem dazu gehört , völlig miß­
lungen ist? Wofür und für welchen Fall ist 
die österreidlische Wirtschaftspolitik bereit 
und gerüstet? Und weiters : Wofür ist der 
Staat überhaupt gerüstet? Ist er gerüstet für 
die Energieprobleme der Zukunft? Ist er ge­
rüstet, um di eses Land zu verteidigen? Ist er 
gerüstet für den Fall irgendeiner wirtschaft­
lichen Krise? 

Nach diesen Berichten und nach der bisheri­
gen Entwicklung müssen wir diese Fragen lei­
der verneinen. (Beifall bei der FPO.) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist der 
Herr Abgeordnete Wille. Er hat das Wort. 

Abgeordneter Wille (SPO) : Herr Präsident ! 
Hohes Haus ! Ich möchte am Beginn meiner 

Ausführungen eine tatsächliche Berichtigung 
zur Rede des Abgeordneten Peter anbringen : 
Uns sind die Illusionen im Laufe der letzten 
20 Jahre vergangen, sodaß wir im Unterneh­
mer weder eine Kuh noch ein ziehendes Pferd 
sehen, sondern den Arbeiter, der seine Mit­
arbeiter ja ebenso bezeichnet. 

Das möchte ich deswegen sagen, weil mei­
ner Meinung nach die Legendenbildung weder 
in der einen noch in der anderen Richtung zu 
Recht besteht, und wir sollten aus diesem 
Grunde nicht Dank und Anerkennung erbit­
ten, wo zwischen den Zeilen überall Dank 
und Anerkennung der Bundesregierung an das 
österreichische Volk sichtbar war. 

Es ging darum, dem Hohen Haus einen 
Wirtschafts bericht zu erstatten, und es ging 
nicht darum, dem Osterreicher politisch zu 
dokumentieren, wie dankbar wir sind, weil 
diese Darstel lung sehr leicht mißverständlich 
aufzufassen gewesen wäre. (Abg. P e t e I : VVie 
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Wille 
oft danken Sie einem Minister, Herr Wille? 
- Weitere Zwischenrufe.) Ich werde das aum 
noch tun, denn ich finde es heute sehr ange­
bI,acht. Diese beiden Regierungserklärungen 
- wenn Sie so wollen - werde ich mir sehr 
gut aufheben, denn im bin fest davon über­
zeugt, daß sie ein Zeugnis hoher Leistungs­
fähi gkeit auch dieser Bundesregierung sind. 
(Beifall bei der SPO.) 

Leider hat es aber der Abgeordnete Peter 
n icht unterlassen,  in der Frage der Betrach­
tungsweise der Stabilisierungspolitik in die 
Fußstapfen der OVP-Opposition zu steigen. 
(Abg. P e t  e r: Das ist eine maßlose Ubertrei­
bung, mein Herr! - Hei terkei t.) Das ist eine 
außergewöhnlich bedauerliche Angelegenheit, 
wie  wir noch sehen werden. 

Präsident Sallinger, der ja insgesamt ver­
sucht hat, eine ziemlich realistische Betrach­
tung der wirtschaftlichen Entwicklung zu 
geben, und der halt auch mehr Dank verlangt 
hat, ist aber letztlich dann doch zu der Er­
k enntnis gekommen, daß ihn insgesamt an die­
ser Wirtschaftspolitik der Bundesregierung 
nur eines stört : das ist die Teuerung. Soviel 
darüber auch schon gesagt worden ist, i ch 
werde versuchen, meine Meinung davon dar­
zulegen und dabei auch dem Abgeordneten 
Sandmeier zu sagen, wo die Kritik des Oster­
reichischen Gewerkschaftsbundes in sachlicher 
Auseinandersetzung bei derartigen Problemen 
wirklich liegen kann. Es ist nämlich in einer 
Demokratie einfach unzulässig, einerseits von 
der Schattenseite zu reden, in der gewisse 
Gruppen von Menschen immer noch leben, 
und andererseits bei ganz wesentlichen steuer­
lichen Veränderungen, beispielsweise zugun­
sten der Familie ,  zugunsten der Kinderreichen 
einfach dagegen zu sein und die Regierungs­
vorschläge als nivellierend abzul ehnen . Wir 
h aben es noch sehr gut in Erinnerung, wie 
sich die OVP anläßlich der Steuerreform zu 
dieser Regelung verhalten hat 

VI enn man dann noch dazu übergeht und 
die Regierung verdächtigt, für alles und für 
j edes einfach Steuern erfinden zu wollen, unter 
anderem auch dafür, daß man atmet, dann 
k ann man nur sagen, daß derartige Luftsteuer­

erfinder wie der Abgeordnete Sandmeier - ich 
möchte das in aller Ruhe sagen - zu den 
Demolierern j eder demokratischen Wahrheit 
g ehören. (Beifall bei der SPO.) 

Wir werden uns immer wieder vergegen­

in diesem Hohen Haus auf einem ernsten 
Niveau erfolgen. 

Nun zur Sache selbst :  Der Bundeskanzler 
und der Finanzminister haben darauf hinge­
wiesen - ich möchte die Zahlen nicht wieder­
h olen -, daß Osterreich, gerade was die Teue­
rung betrifft, im europäischen Mittelfeld und, 
was das Wachstum betrifft, seit Jahren i m  
europäischen Spitzenfeld liegt. (Abg. Dok tor 
G r u b e  r: Sagen Sie das den Böhler-Arbei­
tern, Herr Wille!) Das sagen wir unter ande­
rem auch den Böhler-Arbeitern. Das s teht 
aber hier nicht zur Verhandlung, sonst würde 
ich Sie bitten, daß Sie gelegentlich bei derarti­
gen Verhandlungen mit dabei sind, Abgeord­
neter Gruber. (Abg. Dr. G r u b e  r: Das gehört 
alles zur wirtschaftlichen Lage! - Zwischen­
ruf des Abg. Dr. M u s  s i 1. - Bundeskanzler 
Dr. K r  e i s  k y: Wird gleich teurer werden, 
Generalsekre tör Mussil!) 

Darf ich Ihnen s,agen, daß die Löhne bei 
Böhler in diesem Jahr voraussichtlich bereits 
um 20 Prozent ansteigen werden und daß dort 
trotzdem gestreikt wird, weil man zusätzlich 
zu dieser Erhöhung noch eine 4prozentige 
Lohnerhöhung haben will . 

Wenn Sie davon reden, daß wir alle die 
Kraft zum Maß brauchen, dann würde ich Sie 
sehr bitten, Abgeordneter Gruber: Kümmern 
Sie sich bitte um andere Probleme, um Pro­
bleme, die Sie überschauen können. (Beifall 
bei der SPO. - Zwischenruf8 bei der OVP. -
Bundeskanzler Dr. K r  e i s  k y: 20 Prozent  is t 
viel, Herr Generalsekretär!) 

Nun aber zur Preissituation selbst. In einer 
Reihe von Publikationen wird zu wiederhol ten 
Malen darauf hingewiesen, daß die Urlaubs­
mark in Osterreich 1 ,23 Mark ausmacht, und 
ebenso, daß die Lohnmark in Osterreich rund 
23 Prozent höher ist als in der Bundesrepu­
blik. 

Das Wirtschaftsforschungsinstitut Vlies­
baden hat jahrelang eine Reihe von Unter­
suchungen darüber angestellt, welche Diffe­
renz zwischen Wechselkurs und Kaufkraftpari­
tät besteht, und hat in der letzten Unter­
suchung neuerlich darauf hingewiesen, daß 
ganz generell der Schilling um 15 Prozent im 
Verhältnis zur D-Mark unterbewertet ist, im 
Verhältnis zum Schweizer Franken um 
27 Prozent, und ähnlich ist die Verzerrung 
gegenüber Italien . 

wärtigen müssen, daß das ,  was hier gesagt Ich meine, wir haben uns alle zur Integra­
wird, ja draußen gehört wird und daß man tion bekannt, und diese Integration wird alle 

draußen erwartet, daß der Abgeordnete ernst- 1 age vollständiger. Die Integration der 

genommen wird. Und wenn der Abgeordnete Märkte von zirka 300 Millionen Menschen 
ernstgenommen werden soll ,  d ann muß man wird in vor,aussichtlich fünf Jahren geradezu 

durn erwarten, daß die Aus ei n a n d ersetzungen I vol lständig sein. 

78. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 47 von 152

www.parlament.gv.at



7448 Nationalrat XIII. GP - 78. Sitzlmg - 1 0. Juli 1 973 

Wille 

Nun aber von einem kleinen Land zu erwar­
ten, daß es überhaupt in der Lage wäre, eine 
autonome Stabilitätspolitik zu betreiben, ist 
einfach eine Illusion. (Abg. Dr. W i t h a I  m: 
Denken Sie an den Wal11kampf 1 970!) 

Herr Abgeordneter Withalm! Ich frage Sie : 
Was würde passieren, stünde der österreichi­
sche Schilling in dieser europäischen Wirklich­
keit still? Sie haben gehört, die Teuerung be­
trägt in Europa 8 Prozent. Was wäre, stünde 
der österreichische Schilling still? (Abg. Dok­
tor W i t h a I  m: Das müssen Sie den Minister 
Staribacher fragen, ob er jetzt zu dem steht, 
was er 1970 gesagt hatl) 

Aber Sie sind doch Abgeordneter! Sie wer­
den doch eine Antwort auf diese Frage haben l 
(Zwischenrufe bei der avp.) Sie verweisen 
mich an eine Aussage, die irgendwann von 
irgend jemand anderem dazu ergangen ist. 
(Abg. Dr. W i t ll a l m: Nicht irgendwann! 
1 970!) 

Ich kann Ihnen nur sagen, daß Ausverkauf 
die Folge wäre und unausweichlich Defizite 
unserer Betriebe in gigantischen Größen vor­
handen wären. Und wenn wir nicht endlich 
die Kraft haben, das einzusehen und dem 
Osterreicher auch klar und deutlich zu erklä­
ren, dann werden wir unserem Lande und 
unserer Wirtschaft nichts Gutes tun. 

Wäre ich nämlich auch so ein Zyniker wie 
Sie, Herr Abgeordneter Gruber, dann wäre ich 
in die Betriebe gegangen und hätte gesagt :  
Schaut's euch doch den Gruber an ,  dem ist 
alles zu wenig, wir unterstützen, was immer 
ihr verlangt ! (Abg. Dr. W i t h a I m: Das 
haben Sie bis 1 970 ge tan!) So einfach wie Sie 
kann man es sich ja nur machen, wenn man 
weit vom Schuß ist. (Abg. Dr. W i t h a l m: 
Genauso haben Sie es gemacht von 1966 bis 
1970!) 

Ich werde auf diese Ihre Frage noch zurück­
kommen, wenn ich die Äußerungen des Kol­
legen Blenk behandle. (Zwischenrufe bei der 
avp.) Es ist nämlich eindeutig so, daß die 
Teuerung jedem kleinen Land aufgezwungen 
wird . 

Selbst wenn der Finanzminister bereit wäre, 
die Ausgaben in einem Ausmaß zu drosseln, 
daß die Stabilität dadurch in unserem Lande 
größer wäre als in den Nachbarländern, wären 
wir nicht in der Lage, die Währungsparitäten 
aufrechtzuerhalten. Während Sie demonstriert 
haben, daß in Osterreich die letzte Aufwer­
tung zu hoch ist, haben bei uns Wissenschaft­
ler demonstriert, daß wir unabhängig von die­
sen stabilitätspolitischen Uberlegungen die 
Aufwertung verlangen sollen, weil wir eben 
alle wissen, daß dieses Problem des Ausver-

kaufs, dieses Problem der zu geringen G e­
winne und dieses Problem der Arbeitsmärkte 
in den grenznahen Gebieten vorhanden ist. 

Abgeordneter Mock - und ich möchte d as 
ebenso in Ruhe sagen, ich möchte nicht, daß 
es bei dieser Diskussion zu Differenzen kommt, 
die nicht notwendig sind, aber ich glaube, 
daß eine Diskussion, wie ich sie jetzt 
wiederholen werde, einfach unerträglich 
ist, wenn wir alle glaubwürdig blei­
ben wollen - erklärte anläßlich der Diskus­
sion um die Aufwertung von dieser Stelle aus : 
"In Caorle wird der Osterreicher nun drei 
Wochen lang 4,8 Prozent profitieren, und dann 
kommt er nach Osterreich zurück und findet 
einen um 8 Prozent abgewerteten Schilling 
vor." Abgeordneter Mock. hat verschwiegen, 
daß die Teuerung in Italien 9 Prozent und in 
ganz Europa 8 Prozent beträgt, sodaß sidl 
diese Teuerung in Osterreidl doch ,ausgleicht. 

Wenn man also hergeht und in einer so 
simplifizierenden Weise (Abg. Dr. G r u b e  r: 
. . .  wie Sie das jetzt tun!) die wirtschaftlichen 
Probleme in der Offentlichkeit verzerrt und die 
ganze Politik unglaubwürdig macht, dann soll 
man sich nidlt wundern, wenn heute oder 
m orgen die Betriebe darunter leiden werden. 
(Zwischenruf des Abg. Dr. G r u b e  r.) Kollege 
Gruber !  Haben Sie irgendwelche Schwierig­
keiten? (Abg. Dr. G r u b e r: Ihre Politik ist 
unglaubwürdig! Daran liegt ja das Ganze!) 
Sagen Sie doch konkret, in welchen Ausfüh­
rungen ; ich bin gerne bereit, darauf einzu­
gehen. (Abg. Dr. W i t h a I  m: Das werden wir 
auch noch tun!) 

Abgeordneter Blenk - und da möchte ich 
auf Ihre Ausführungen zurückkommen, Herr 
Abgeordneter Dr. Withalm - hat die Mei­
nung vertreten, ebenfalls bei der Währungs­
debatte, daß die Gewerkschaften vor einigen 
Jahren j a  beinahe auf die Barrikaden gestie­
gen wären. (Abg. Dr. W i t h a I  m: Nicht  bei­
nahe!) Sie sind auf die Barrikaden gestiegen , 
sagen Sie. Stimm t das? (Abg. Dr. W i t h a l m: 
Na sicher!) Ich würde Sie bitten, zu sagen, wo 
und wann. (Abg. Dr. W i t h a I  m:  Erinnern 
Sie sich! U1brich! Da sitzt er ja!) Ich bitte Sie, 
zu sagen, wo und wann ! - Sehen Sie, Herr 
Abgeordneter Withalm, wie schwierig es ist, 
wenn Sie klar und eindeutig eine Antwort 
geben sollen. 

Droso lächerlicher wirkt es nun, wenn auf 
der einen Seite der Generalsekretär der Bun­
deswirtschaftskammer (Abg. Dr. M u s  s i 1:  
Den lassen Sie in Ruhe! Ich warne Sie!) - ich 
werde in freundlichen Worten auf Sie zurück­
kommen ! - oder heute der Präsident der 
Bundeswirtschaftskammer Befürchtungen aus­
spricht, daß die kommende Lohnrunde nach 
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zirka 15,  1 6  Monaten zu stark ausfallen könnte, 
und gleichzeitig einer, der von der Bundes­
wirtschaftskammer abgedeckt wird, wie der 
Abgeordnete Blenk - wir sind ja hier nicht 
im luftleeren Raum tätig -, zur Erkenntnis 
kommt, die G ewerkschaften wären zu dieser 
Bundesregierung in einer Nibelungentreue 
ver(langen. 

Und j etzt werde ich Ihnen ein Geständnis 
machen: Der Bundeskanzler wird gar nicht 
wissen, was wir verlangen. Der Bundeskanzler 
wird gar nicht gefragt werden, was wir ver­
langen (Hei terkeit bei der OVP - Abg. Dok­
tor G r u b e  r :  So geht es ihm!), denn unsere 
Vertragspartner, die Vertreter der Fachver­
bände der Industrie, sitzen am Bauernmarkt 1 3  
und nicht in der Bundesregierung. (Beifall bei 
der SPtJ. - Abg. G r a f: Glauben Sie das 
selbst, was Sie jetz t sagen?) Herr Präsident 
Graf! (Abg. G r a  f: Glauben Sie das wirklich?) 
Herr Präsident Graf! Ich habe hier nichts zu 
glauben. (Abg. G r a f: Ah, das is t etwas ande­
res!) Ich habe hier etwas zu wissen, da ich 
seit Jahren mit diesem Problem befaßt bin. 
Ich kann mir nämlich Sterndeutereien dabei 
nicht leisten. (Abg. Dr. K e i m e 1:  Herr Wille! 
1m ERP-Berichl der Regierung steht auf 
Seite 4, die Lohnrunde wird zu Auftriebsten­
denzen führen!) 

Herr Dr. Keimei ! Was regt Sie denn da so 
auf, wenn das  in irgendeinem Bericht steht? 
(Abg. Dr. K e i m e 1: Sie sagen, Sie sind so ein 
Hellseher! Das schreibt die Regierung!) Sie 
müssen das j a  schließlich auf Grund eigener 
Erfahrungen wissen. (Abg. Dr. W i t h a I m: 
Herr Wille! Wären Sie 1966 bis 1970 auch zu 
Böhler gefahren, wie Sie es ;etzt getan haben?) 
Soll ich Ihne n  beweisen, daß wir immer die­
selbe Haltung eingenommen haben? Natürlich! 

Ich kann Ihnen zu diesem Fall abschließend 
nur eines sagen (Abg. Dr. W i t h a l m : Bewei­
sen Sie mir das zuers t/), daß uns von allen Sei­
ten , von allen Seiten unserer Vertragspartner, 
größte Objektivität im Zusammenhang mit 
diesen politis chen Auseinandersetzungen be­
stätigt worden i st. Wir werden bei den künf­
tigen Lohnverhandlungen zweifellos nicht ein­
fach aus Gutmütigkeit die Unternehmungen 
vor irgendwelchen Lohnerhöhungen bewah­
ren j aber wir werden die Teuerung und wir 
werden das Wachstum in ein richtiges Ver­
hältnis zu setzen wissen. (Beifall bei der SPtJ.) 

Ich würde bitten, daß das der Abgeordnete 
Blenk endlich zur Kenntnis nimmt. Ansonsten 
sollte er ein Seminar der Bundeswirtschafts­
kammer besuchen, damit er endlich weiß, was 
in Wien vereinbart worden i st, wenn sich das 
bis Vorarlberg nicht durchgesprochen hat. 
(Zwischenruf des Abg. Dr. K e i m e 1.) Ich muß 

schauen, daß ich jetzt etwas weiterkomme. 
Ich bin zu näheren privaten Diskussionen im 
Anschluß d aran sehr gerne bereit. 

Was ich bis jetzt sagen wollte, ist - und 
damit möchte ich alle diese Mißverständnisse 
ausräumen -: Es kann kein kleines Land 
geben ohne die angepaßte Teuerung. Wenn 
die Teuerung in Europa 8 Prozent beträgt, 
dann ist s i e  zwangsläufig in den kleinen Län­
dern in der gleichen Größenordnung zu ver­
treten. Eine andere Möglichkeit gibt es nicht. 
(Abg. Dr. K e i m e 1:  1 ,2 Prozent kommen von 
außen, sagt das Wirtschattsforschungsinstitutl) 

Herr Abgeordneter Dr. Keimei ! Es ist völlig 
uninteressant, ob eine größere oder kleinere 
Außenhandelsverflechtung besteht. Sie beträgt 
heute bereits mehr als ein Drittel. (Abg. Dok­
tor K e i m e 1: Aber im Index sind es 1 ,2 Pro­
zen tl) Die Außenhandelsverflechtung beträgt 
mehr als ein Drittel. Es ist <laher nicht inter­
essant, wie  stark der Einfluß der Teuerung ist, 
sondern es ist darauf Rücksicht zu nehmen, 
daß der Schilling, der unterbewertet ist, nicht 
noch mehr unterbewertet wird. Eine geringere 
Teuerung in Osterreich müßte dazu führen, 
daß der Schilling bei der nächsten Gelegenheit 
stärker aufgewertet wird, laIs das vorgesehen 
ist. 

Aber d a s  sind doch Dinge, über die man in 
Ruhe und s achlich reden kann. Ich weiß nicht, 
warum Sie ausgerechnet von diesem Problem 
leben wollen .  (Abg. Dr. K e i m e 1: Sie ver­
wechseln ja Außenparität mit Index!) Eine 
Opposition lebt doch davon, daß ihr etwas ein­
fällt, aber nicht davon, daß s ie  auf Halbwahr­
heiten und Unwahrheiten ewig herumreitet. 
(Beifall bei der SPtJ. - Abg. Dr. K e i m e  1: 
Wie soll man mit Ihnen reden, wenn Sie 
Außenpari tät  mit Index verwechseln?) 

Wohin e inzelne Länder kommen, die absolut 
nicht zur Kenntnis nehmen wollen, daß nun 
gewisse Verknappungen und Teuerungen da 
sind, die nicht aufzuhalten sind, zeigt sich an 
zwei Beispielen in einer geradezu karikaturen­
haften Weise. Die Vereinigten Staaten, das 
mit Abstand reichste Land dieser Erde, wollen 
dazu übergehen, die Höchstgeschwindigkeit 
bei Personenkraftwagen von 1 00 Kilometer 
auf 90 Kilometer zu reduzieren, um der Ener­
giekrise beikommen zu können. Und die 
Schweizer, die Vertreter des klassischen Lan­
des der Liberalen und des klassischen Landes 
der Stabil ität, beginnen nun plötzlich, staat­
liche Verordnungen herauszugeben, um drei 
Rappen Preiserhöhung bei Benzin zu verhin­
dern. (Abg.  Dr. K e j m e 1: Und Ihre Regierung 
hat die Pkw-Sondersteuer aufgehoben!) 

Herr Abgeordneter Keimel ! Ich muß Ihnen 
sagen : Es ist eine Lächerlichkeit, einem der-

5 1 3 
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artigen Energieproblem mit einer staatlichen 
Verordnung, die Benzinpreise dürfen nicht um 
drei Rappen erhöht werden, begegnen zu wol­
len. (Abg. Dr. K e i m e  1:  Diese Regierung hat 
die Pkw-Sondersteuer aufgehoben!) Sie müß­
ten das ja einsehen! Sie erzwingen ja immer 
wieder von den Regierungen dirigistische Ein­
griffe, weil Ihnen zu diesem Problem nichts 
einfällt! (Bei/all bei der SPO. - Abg. Doktor 
K e i m e 1 :  Wer hat die Pkw-Sondersteuer auf­
gehoben? - Abg. Dr. W i t h a I  m :  Herr Wille! 
Das war in der "rückständigen Schweiz", wie 
Frau Leodolter heute gesagt hatf) 

Und nun zum heutigen Tag. Die Zwiespäl­
tigkeit der großen Oppositionspartei wird an 
einem Tag sidltbar. Da hat heute der Abge­
ordnete Sandmeier, völlig bemüht um den 
Staatshaushalt und völlig bemüht um die Sta­
bilität, einen Antrag eingebradlt, in dem er 
verlangt, daß im Budget in größerem Umfange 
Mehreinnahmen stillgelegt werden. Ebenso 
heute wird ein Entschließungsantrag einge­
bracht, mit dem die Punkte 6 und 7 des Stabi­
lisierungsprogramms der OVP verwirklicht 
werden sollen. Man verlangt nämlich die An­
hebung der Familienbeihilfe und die Umwand­
lung der Zuschußrenten in die Bauernpension. 

Wie sagte der Abgeordnete Sandmeier? 
"Gefälligkeitsdemokratie" . Als die OVP dieses 
Stabilisierungsprogramm mit den sieben Punk­
ten vorgelegt hat, ist ermittelt worden, daß 
die Erfüllung dieser sieben Punkte zirka 
6,5 Milliarden Schilling kosten würde. 

Unter diesen Bedingungen ist es schwierig, 
durch eine sachliche Diskussion zu vernünf­
tigen Ergebnissen kommen zu wollen. Wir 
wollen aber diese sachliche Diskussion und 
bitten Sie, endlich auf diesen Boden einer 
nüchternen Auseinandersetzung zurückzukeh­
ren. 

Nun einige Worte noch zum Wachstum. 
Mein Vorredner, Herr Abgeordneter Broe­
sigke, hat auf die Grenzen des Wachstums 
hingewiesen und die Frage gestellt: Ja brau­
chen wir denn 200.000 bis 250.000 Gastarbei­
ter in Osterreidl? Ist das nicht schon Uber­
beschäftigung an Stelle der Vollbeschäftigung ?  
Wird hier nicht ein Wachstumsfetischismus 
sichtbar, der im Grunde genommen die Lebens­
qualität zerstört? (Abg. DI. W j t h a l m: Siehe 
Rede des Finanzministers/) 

Wir müßten ihm recht geben, wüßten wir 
nicht, daß im Europa der siebziger Jahre zirka 
20 Millionen Gastarbeiter von den industriel­
len Ballungszentren angezogen werden und 
dadurch natürlich für die österreichischen 
Unternehmungen das enorme Problem des 
Arbeitskräftemangels viel drückender wirkt 
als für die anderen europäischen Länder. (Abg. 

Dt. W i t h a l m: Wo sind diese 20 Millionen?) 
20 Millionen Gastarbeiter werden in den sieb­
ziger Jahren prognostiziert. (Ruf bei der O VP: 
Wo?) In den europäischen Ländern. (Zwischen­
ruf.) J a, das ist unvorstellbar. 

Natürlich ist nicht nur die Teuerung ein 
Problem, das im Geleitzug auftritt, sondern 
auch die Frage der Gastarbeiter. Die Gewerk­
schaften würden mit voller Sympathie - im 
habe das hier schon einmal gesagt - alles für 
unsere Gastarbeiter tun; aber alles für die 
Gastarbeiter tun heißt, in ihren Ländern inve­
stieren und sie nicht abziehen. Das kann man 
als kleines Land nicht allein. Ich weiß mich 
wiederum mit dem Abgeordneten Mussil in 
dieser Frage eines Sinnes. Sie sehen, wie leicht 
es ist, sich zumindest mit einem Teil der OVP, 
und zwar mit einem nicht unwesentlichen Teil, 
zu einigen. (Abg. G I  a f: Das war so ziemlich 
das Geschei tes te, was Sie in der letzten halben 
Stunde gesagt haben!) Das möchte im aber 
nicht nur Ihnen überlassen. (Abg. G r a f: Das 
ist halt meine Meinung!) Natürlich, die sollen 
Sie ja auch zum Ausdruck bringen. (Beifall 
bei der OVP.) 

Zweifellos ist für viele Probleme, die wir 
heute im Zusammenhang mit dem Wachstum 
und mit der Teuerung vorfinden, das unge­
zügelte Wachstum schuld, wie es bisher kaum 
in irgend einem Lande definiert worden ist. 
Da demonstrieren heute in verschiedenen Län­
dern die Menschen gegen eine Bank, weil sie 
ein Kaffeehaus haben wollen ; andere demon­
strieren für die natürlichen Flüsse, weil sie 
gegen ein Kraftwerk sind, und andere demon­
strieren für die Ruhe und die Reinheit der 
Natur und sind gegen die Errichtung neuer 
Pisten für unseren Flugverkehr. 

Unsere Aufgabe wird es aber nicht sein 
können - das hat sowohl der Finanzminister 
wie aum der Herr Bundeskanzler zum Aus­
druck gebracht -, nur für das eine oder nur 
für das andere zu sein, weil wir das Wachs­
tum brauchen, wenn wir unsere Konkurrenz­
fähigkeit erhalten wollen. 

Es sollte aus diesem Grunde mit großem 
Respekt vermerkt werden, daß die Investi­
tionsquote in Osterreich im vergangenen Jahr 
erstmalig die 30 Prozent-Grenze überschritten 
hat und daß wir natürlich mit diesen enormen 
Mitteln drauf und dran sind, unsere Unter­
nehmungen auszubauen und sie für die kom­
mende Konkurrenz besser zu rüsten. Mangeln­
des Wachstum hieße ja mangelnde Konkur­
renzfähigkeit. Das heißt aber nicht, daß wir 
uns zu irgendeinem Wachstum bekennen 
könnten, das nicht auf die Bedürfnisse Rück­
sicht nimmt, die uns heute von der tJkologie 
aufgezwungen werden. 
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Der Herr Bundeskanzler hat zudem aber 
auch darauf hingewiesen , daß neben einer 
ganzen Reihe von flankierenden Maßnahmen, 
von Maßnahmen, die die allgemeine Wachs­
tumsatmosphäre begüns tigen, die großen 
Reorganisationsmaßnahmen in wimtigen 
Zweigen der österreichischen Industrie in die 
Wege geleitet worden sind. Nicht nur in der 
staatlichen Industrie, sondern auch in anderen 
Bereichen, in Bereichen der Privatindustrie wie 
der Papierindustrie oder der chemischen Indu­
strie. 

Wir verweisen allerdings in diesem Zusam­
menhang mit Stolz auf d i e  Reorganisation der 
Stahlindustrie, weil dadurch 80.000 Arbeits­
plätze für die Zukunft gesichert worden sind. 
Wir verweisen ebenso mit  Stolz auf die eben 
laufenden Bemühungen, die Nicht-Eisen­
Metallindustrie zu reorganisieren und die 
übrigen Bereiche, wie die Werften, einer Reor­
ganisation zu unterwerfen. 

Insgesamt muß man folgendes sagen, und 
das würde ich das Hohe Haus bitten, doch zu 
berüdtsidltigen: Vor einem Jahr sind hier die 
EWG-Verträge diskutiert worden, und nach. 
zehnjährigem Bemühen hat Osterreich die 
EWG-Verträge bekommen .  Wir haben mit 
Jänner dieses Jahres die größte Reorganisa­
tion, die Osterreichs Industrie j e  zu bewäl­
tigen hatte, zu bewältigen begonnen : die Reor­
ganisation der Stahlindustrie. Wir haben mit 
der Einführung der Mehrwertsteuer eine der 
größten steuerlichen Veränderungen bewäl­
tigt, die heute denkbar sind. Während andere 
wirtschaftlich und ökonomisch sehr starke 
Länder, wie unter anderem die Schweiz, wegen 
der Teuerung die Einführung der Mehrwert­
steuer verschoben haben (Zwischenrufe des 
Abg. Dr. M u s  s i 1), verzeidmen sie heute eine 
größere Teuerung als Osterreich. Selbst so 
unruhige und kritische Menschen wie der Ab­
geordnete Mussil werden heute feststellen 
müssen, daß die Einführung der Mehrwert­
steuer nach einem halben J ahr von der öster­
reichischen Wirtschaft v e rkraftet worden ist. 
Das sollten wir alles berücksichtigen. Während 
Sie fünf Jahre lang die österreich.ische Wirt­
schaft in Ungewißheit leben ließen, weil Sie 
die Mehrwertsteuer immer wieder angekün­
digt haben, und während Sie die österreichi­
sch.e Wirtschaft zehn Jahre lang in Ungewiß­
heit leben ließen, weil Sie  zehn Jahre lang die 
EWG-Verträge immer wieder angekündigt 
haben, sind diese schwierigen Probleme in 
einem Jahr geregelt worden. (Abg. Doktor 
Z i t t m  0 y r: Aber wie?) 

Ich glaube also, man soll nicht einfach über 
diese Probleme wie über einen großen Blu­
mengarten gehen und den Misthaufen such.en, 

sondern man soll anerkennen, wo es anzuer­
kennen gilt. Wir haben es in den Auseinander­
setzungen in den Betrieben immer so gehalten, 
wie wir es auch. hier halten wollen; das heißt, 
wir wollen kritisieren, wo es notwendig ist, 
aber wir sollen auch. anerkennen, wo eine An­
erkennung fällig ist. Es ist aus diesem Grund 
selbstverständlich, d aß diese positive wirt­
schaftliche Entwidtl\lng, die ja von der Oppo­
sition niCht in Frage gestellt worden ist, auf 
die Leistungskraft und den Leistungwillen der 
Osterreicher zurückzuführen ist. 

Aber es ist auch dieser Bundesregierung 
dafür zu danken, daß sie so tatkräftig diese 
großen Probleme, die ich. aufgezeigt habe, 
angegangen und gelöst und nicht nur geredet 
hat. In diesem Sinne gilt unser ganzer Dank 
unserer Bundesregierung. (Beifall bei der 
SPO.) 

Präsident Probst: Der näChste Redner ist 
Herr Dipl.-Ing. Dr. Zittmayr. 

Abgeordneter Dipl .-Ing. Dr. Zittmayr (OVP) : 
Herr Präsident! Hohes Haus I Meine sehr ge­
ehrten Damen und Herren I Ich glaube, es ist 
doch notwendig, bevor ich auf meine eigent­
lichen Ausführungen e ingehe, noch ganz kurz 
einige Dinge zu den Ausführungen meines 
Vorredners zu sagen. 

Abgeordneter Wille hat den Herrn Abge­
ordneten Sandmeier als  einen Demolierer der 
Demokratie hingestell t .  Ich glaube, daß diese 
Behauptung auf gar keinen Fall angezeigt und 
richtig ist, denn wenn man wirklich berechtigte 
Kritik vorbringt, dann ist das noch lange nicht 
ein Demolieren der Demokratie. (Beifall bei 
der avp.) 

Dem Herrn Abgeordneten Gruber hat er 
empfohlen, sich mit Dingen zu beschäftigen, 
die er überschauen kann. Das heißt also, er 
hat ihm vorgeworfen, er kenne sidt. hier zu 
wenig aus. Ich möchte dazu sagen, Herr Abge­
ordneter Wille, daß siCh der Herr Abgeordnete 
Gruber audt. mit diesen Dingen sehr eingehend 
befaßt hat und auf j ed en Fall nicht auf sich 
sitzen zu lassen brauCht, von Ihnen hier kri­
tisiert zu werden. (Beifall bei der OVP.) 

Im möch.te zwar nicht in die Debatte hin­
sichtlich der Auseinandersetzungen in den 
Böhler-Werken eingreifen, aber eines, glaube 
ich., darf man hier sagen, nämlich daß die 
hohen Forderungen, die dort gestellt werden, 
wie Sie gesagt haben, 20 Prozent und 4 Pro­
zent dazu, Forderungen sind, die sidt. aus der 
Wirtschaftspolitik der vergangenen drei Jahre 
ergeben, weil eben die  Kosten der Lebens­
haltung so gestiegen s ind, daß man so hohe 
Forderungen stellen muß. 
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Noch etwas möchte ich zum Herrn Abgeord­
neten Wille sagen. "Einer Opposition soll 
etwas einfallen."  Auch das haben Sie hier 
besonders betont. 

Ich darf im Zusammenhang mit dem heu­
tigen Bericht des Herrn Bundeskanzlers und 
des Herrn Finanzministers feststellen, daß wir 
von der Osterreichischen Volkspartei in den 
abgelaufenen Jahren eine Reihe von Anregun­
gen, Empfehlungen und Vorschlägen gegeben 
ha ben, wie man dieses ungezügelte Wachstum, 
wie man diese Preisauftriebe in Grenzen 
halten könnte. 

Nur, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, noch beim Budgetvoranschlag, bei der 
ersten Lesung des Budgets für das Jahr 1 973 

hat man ja nicht einmal von Stabilisierung 
reden dürfen. Sie haben damals behauptet, 
die österreichische Bundesregierung stabili­
siere ununterbrochen. - Nur ist sie damit auf 
7 bis 8 Prozent Teuerung gekommen. - Erst 
vier Wochen später haben Sie plötzlich über 
Nacht ein Stabilisierungsprogramm vorgelegt. 
Vorher haben Sie davon überhaupt nidlts 
wissen wollen. 

Bereits vor zwei Jahren, am 7 .  und 8. Juli 
1 97 1 ,  wurde gen au an dieser Stelle von 
unserer Seite mit Besorgnis auf die Entwick­
lung der Baukosten hingewiesen. Damals 
haben Sie festgestellt: "Das verstehen Sie 
nicht ! "  Der Herr Bautenminister Moser hat 
gefragt : "Was sollen wir denn machen?", als 
wir empfohlen haben, zu koordinieren und 
etwas zu unternehmen, damit die Baukosten 
nicht explodieren. Und heute tun Sie so, als 
ob Sie die ganzen drei Jahre wirklich Wirt­
schaftspolitik und Stabilisierungspolitik be­
trieben hätten. 

Ich darf aber nun zu meinen Ausführungen 
kommen und mich etwas stärker mit einem 
Sektor der Wirtschaft befassen, der heute 
noch wenig erwähnt wurde. Es ist das die 
Landwirtschaft. 

Es ist kennzeichnend für diesen Bericht 
des Herrn Bundeskanzlers, daß in seinem Be­
richt das Wort "Landwirtschaft" überhaupt 
nicht erwähnt wird. Im Bericht des Herrn 
Finanzministers sind eInIge nichtssagende 
Passagen darüber enthalten, und auch den 
Unterlagen ist darüber nichts Wesentliches 
zu entnehmen. Das zeigt ja schon, welche 
Bedeutung diese Bundesregierung einem- so 
wichtigen Sektor der österreichischen Wirt­
schaft wie der Land- und Forstwirtschaft bei­
mißt. 

Ich möchte daher ganz kurz zurückblenden, 
denn man hat heute so den Eindruck, als ob 
alles in bester Ordnung wäre und als ob diese 

Regierung in den abgelaufenen drei Jahren 
wirklich alles getan hätte, damit wir einen 
so hohen Stand der wirtsdlaftlichen Entwick­
lung erreichen. 

Ich darf in erster Linie darauf hinweisen, 
daß gerade das Problem der Preisentwicklung, 
wie es ja heute sdlon angezogen wurde, für 
die österreichische Land- und Forstwirtschaft 
mit besonderen Sdlwierigkeiten verbunden 
war. Wenn wir uns kurz in Erinnerung rufen : 
Der Verbraucherpreisindex war - das Jahr 
1 966 mit 100 Punkten angenommen - im 
April 1 970 1 1 3,4 Punkte und im Mai 1 973 

1 36 Punkte. Das heißt mit anderen Worten : 
in den vier Jahren vorher 1 3 ,4 Punkte, in den 
drei Jahren Regierung Kreisky 22,6 Index­
punkte mehr. 

Und diese Teuerung ist eben die Ursache 
dafür, Herr Abgeordneter Wille, daß die 
Lebenshaltungskosten der gesamten Bevöl­
kerung enorm gestiegen sind und daß daher 
klarerweise auch die Arbeitnehmer ent­
sprechende Forderungen stellen, ihre Ein­
kommen, Löhne und Gehälter nachzuziehen. 

Die Land- und Forstwirtschaft ist von einer 
solchen allgemeinen Preissteigerung deshalb 
besonders betroffen, weil sie einen Großteil 
an Produkten produziert, die der amtlichen 
Preisregelung unterliegen, die also nicht ohne 
weiteres im Preis nachgezogen werden 
können. 

Ich darf, glaube ich, das hier doch noch ein­
mal feststellen, weil heute der Eindruck er­
weckt wird, -als ob wir in Europa von Ländern 
mit hohen Preissteigerungen umgeben wären, 
und das wäre nicht die Schuld irgend einer 
Bundesregierung oder irgendeines Ministers 
oder irgendeiner Institution. 

Wir dürfen, glaube ich, heute hier fest­
stellen, daß die auslösenden Momente dafür 
1 97 1  und 1 972 die massiven Erhöhungen von 
Preisen, Tarifen und Gebühren waren, beson­
ders Dieselöl, bereits am 1. Jänner 1 97 1  um 
70 Grosrnen im Preis erhöht, dann Bahn, 
Benzin, Strom, Zigaretten und so weiter. Das 
sind also die auslösenden Momente gewesen. 

Außerdem eine ungezügelte Verteilungs­
politik, die zusätzliche Kaufkraft in die Wirt­
schaft gepumpt und damit die riesigen Teu­
erungen eigentlich ausgelöst hat. 

Ich darf dem Herrn Abgeordneten Wille 
auch noch sagen, daß auch die Schweiz viel­
leicht momentan eine große Steigerungsrate 
zu verzeirnnen hat. Entscheidend ist aber, wie 
lange diese Preissteigerungen dauern, ob sie 
sich durch Jahre hinziehen oder ob es sich um 
eine kurzfristige Entwicklung handelt. 
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Aber, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, der Bericht des Instituts für Wirt­
schaftsforschung weist aus und s agt aus, daß 
wir ja nicht am Ende dieser Entwicklung 
stehen, so wie es im optimistischen Bericht 
der Bundesregierung heute zu vernehmen ist, 
sondern daß wir im Herbst 1973 mit weiteren 
massiven Steigerungen rechnen müssen und 
daß die Preisentwicklung nicht im ersten 
Quartal des heurigen Jahres gebremst wird, 
wie es in diesem Bericht dargestellt wird. 

Das Wirtschaftsforschungsinstitut, an und 
für sich eine objektive Stelle, die also auch 
eher der Regierung hilft, hat j edenfaHs aus­
g ewiesen, daß es anders verlaufen wird, Herr 
Bundeskanzler, als in Ihrem Bericht s teht. Sie 
schreiben nämlich, daß es jetzt bes ser wird 
mit der Preissteigerung, und das Wirtschafts­
forschungsinstitut schreibt richtigerweise, daß 
es im Herbst schlechter wird, weil ja auch 
e i ne riesige Lohnwelle über das Land gehen 
wird und damit s elbstverständli ch keine Preis­
senkung, sondern eher eine Preissteigerung 
ausgelöst wird. 

Dazu kommt, Herr Bundeskanzler,  daß Sie 
es meisterhaft verstanden haben, die Auswir­
kungen der Mehrwertsteuer auf einige Monate 
und Jahre hinaus zu verteilen, damit die plötz­
liche Auswirkung nicht so kraß ist. Aber im 
Grunde genommen kommen die ' durch diese 
Regierungspolitik verursadlten Teuerungen 
auf die österreichische Bevölkerung zu, und 
die österreichische Bevölkerung muß das be­
zahlen. 

Nun, ich darf noch auf etwas hinweisen. Ich 
h abe schon erwähnt, vor zwei J ahren, gerade 
im Juli 1 97 1  . . .  (Abg. Dr. K r  e i s  k y: Ge­
treidepreissteigerung!) 

Herr Bundeskanzler! Auf diese B emerkung 
komme ich noch zurück, denn diese Minimal­
anpassung, bei der Sie uns zuerst 50 Prozent 
bei der Preisentlastung im Zuge der Ein­
führung der Mehrwertsteuer weggenommen 
haben, ist mehr als bescheiden, und das nach 
einj ährigem Warten und nach einj ähriger Aus­
einandersetzung. Das ist also wirklich kein 
Grund, das besonders anzuführen. 

Eines ist kla r :  Bereits vor zwei Jahren 
h aben wir darauf hingewiesen, d aß man 
gerade auf dem Sektor der B aupreise etwas 
tun müsse. Ich h abe schon erwähnt, daß das 
der Herr Bautenminister damals abgelehnt und 
hier keine Möglichkeit gesehen hat.  jetzt ist 
die Sache die, daß wir von 1 970 bis 1973 
eine BaUkostenindexsteigerung um 50 Prozent 
h aben, und zwar laut Bericht des Wirtschafts­
forschungsinstitutes. 

Das heißt mit anderen Worten :  Man hat 
gerade auf diesem so wichtigen Sektor auf 
unsere Ratschläge nicht gehört, man hat sie 
in den Wind geschlagen und wundert sich 
heute, wenn die Mieten und Baupreise davon­
laufen. 

Ich möchte hier noch einige andere Punkte 
erwähnen, die die Land- und Forstwirtschaft 
in den abgelaufenen Jahren besonders be­
troffen haben. Es ist also neben dieser all­
gemeinen Preissteigerung der Lebenshaltungs­
kosten und der Baupreissteigerung besonders 
die Steigerung auf dem Sektor wichtiger Be­
triebsmittel und Investitionsgüter der Land­
wirtschaft maßgebend dafür gewesen, daß sich 

die Einkommen der in der Land- und Forst­
wirtschaft tätigen Menschen nicht so erhöhen 
konnten, wie es anderen Berufsgruppen in 

Osterreich gelungen ist. (Abg. P a n  s i: Das ist 
eine Unwahrhei t! Wer hat die 1 5  Prozent netto 
erhalten?) 

Herr Abgeordneter Pansi !  Sie s agen immer 
nur die halben Wahrheiten. Sie müßten das 
Jahr 1 970 mit dem Jahr 1 972 vergleichen und 
nicht mit dem sehr schwachen J ahr 197 1 ,  des­
wegen können Sie solche Riesenprozentsätze 
ausweisen. Das ist ja das Falsche an diesen 
Berichten, daß man die Statistik in einer Form 
mißbraucht, wi e sie einem p aßt, nur damit der 
Bericht sehr optimistisch ist. (Beifall bei der 
OVP.) 

Ich komme auf diese Dinge noch zurück, 
möchte aber hier feststellen : Besonders wurde 
die Landwirtschaft in diesen drei Jahren von 
der hohen Steigerung der Maschinenkosten um 
zirka 25 bis 35 Prozent und von der Steigerung 
des Handelsdüngerpreises um 35 bis 40 Prozent 
betroffen. Das Dieselöl ist bis j etzt um rund 
40 Prozen\ im Preis gestiegen und wird näch­
stes J ahr um weitere 5 Groschen steigen. 

Das sind nur einige der Punkte auf dem 
Sektor wichtiger Betriebsmittel und In­
vestitionsgüter, die die Landwirtschaft außer­
ordentlidl belastet haben. 

Herr Bundeskanzler! Es ist Ihnen offen­
sichtlich entgangen, daß darübp-r in Ihrem Be­
richt aar nichts enthalten ist und daß der 
Herr Finanzminister in seinem Bericht und 
auch in den Unterlagen die Kostenentwicklung 
der Landwirtschaft wohlweislich völlig unter 
den Tisch hat fallen lassen. Was nützt es 
uns , Herr Abgeordneter Pansi, w enn wir mehr 
Einnahmen und mehr Erträge haben und wenn 
ein Großteil davon durch höhere Aufwendun­
gen wieder verlorengeht? 

Außerdem möchte ich dar auf hinweisen, 
Herr Bundeskanzler, daß diese ganze Ein­
kommensbildung in der Landwirtschaft gleich-
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zeitig auch damit verbunden war, daß in 
diesen Jahren viele Menschen aus der Land­
wirtschaft buchstäblich vertrieben wurden. 
53.000 Menschen sind allein 191 1  und 1 912 aus 
der Landwirtschaft abgewandert. Wenn wir 
das heurige Jahr dazunehmen, werden es fast 
90.000 Menschen sein. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren I 
Bei der heutigen Arbeitsmarktlage auf dem 
Land und bei der Belastung der Bäuerinnen 
und der Bauern ist das ein Aderlaß, der viele 
Betriebe vor größte Schwierigkeiten stellt. 
Vielleicht ist es gar nicht das Interesse der 
Bundesregierung, die Leute in der Landwirt­
schaft zu halten und ein entsprechendes Ein­
kommen zu garantieren, vielleicht ist man 
vielmehr daran interessiert - diesen Eindruck 
haben wir -, daß möglichst viele Menschen 
aus der Landwirtschaft möglichst rasch ab­
wandern und in andere Berufe gehen. Viel­
leicht ist das politisch interessanter, vielleicht 
kann man mit dem B lock der B auern und ihrer 
Angehörigen leichter etwas machen, wenn 
man sie etwas verringert und in andere Sek­
toren der Wirtschaft, in Großbetriebe bringt, 
in denen sie dann auch politisch besser an­
sprechbar sind. 

In den Jahren 1 91 1  und 1 912 ist die Ver­
schuldung der österreichischen Landwirtschaft 
um 3,5 Milliarden Schilling auf 1 8 , 1  Mil­
liarden Schilling gestiegen, das heißt in zwei 
J ahren um 25 Prozent. Auch das, meine sehr 
geehrten Damen und Herren, ist ein Zeichen 
dafür, daß man der Landwirtschaft nicht solche 
Bedeutung beigemessen hat, wie sie es ver­
dient hätte. 

Herr Abgeordneter Wille hat heute auch 
schon ganz kurz über den Vertrag vorn ver­
gangenen Jahr zwischen Osterreich und der 
Europäischen Gemeinschaft gesprochen. Es 
wurde zehn J ahre verhandelt, das ist richtig. 

Aber was voriges Jahr abgeschlossen 
wurde, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, ist vielleicht für viele Bereiche nicht 
schlecht, aber für die Land- und Forstwirtschaft 
ist dieser Vertrag, der sie aus diesem Ab­
kommen ausschließt, auf jeden Fall ein Nach­
teil und wird sich auf Zukunft gesehen sehr 
schlecht für sie auswirken. Es wurde nicht 
erreicht, die Landwirtschaft in dieses Ver­
tragswerk einzubeziehen. Es wurde keine ver­
tragliche Regelung für Milch- und Molkerei­
produkte erreicht, obwohl sich zuerst der Herr 
Bundeskanzler, der Herr Handelsminister und 
dann auch der Herr Landwirtschaftsminister 
dafür verwendet haben, daß eine Ver­
einbarung auf dem Sektor Milch- und 
Molkereiprodukte bezüglich des englischen 
Marktes zustande kommt. Tatsache ist, daß 

wir den englischen Markt wegen einer unge­
schickten Verhandlung völlig verloren haben 
und daß wir die Absatzmöglichkeiten für 
Butter und Milchpulver nicht mehr zurück­
erobern können. Das ist die Tatsache ! (Abg. 
Dr. K r  e i s  k y: Das ist laIsch!) 

Herr Bundeskanzler !  Sie können midl Lügen 
strafen. (Abg. Dr. K r  e i s  k y: Das tue ich!) 
Sie können darüber verhandeln und können 
versudlen, das zu erreidlen. Wenn Sie das 
wirklich erreichen sollten, dann werde ich mich 
sehr herzlich bei Ihnen bedanken. I ch fürchte 
nur, daß Ihre Kraft dazu wahrscheinlich nicht 
ausreichen wird. 

Im Bericht des Herrn Bundeskanzlers und 
des Herrn Finanzministers steht über die EWG 

hinsidltlich der Landwirtschaft nur das Beste. 
Das, was nicht erreicht wurde, hat man wohl­
weislich vergessen. (Abg. Z e i I 1 i n g e r: Das 
erinnert mich an eine andere Regierung!) Die 
einzige Möglichkeit, die auf dem Rindersektor 
gegeben war, ist durch die nachherige Wirt­
schaftspolitik praktisch außer Kraft gesetzt 
worden. 

Was haben wir heute nach Abschluß dieser 
EWG-Verträge? Wir haben schwerwiegende 
Wettbewerbsnachteile gegenüber der EWG . 

Es ist so, daß wir in Osterreich keine l ang­
fristige Agrarmarktordnung haben, daß wir 
eine Abschöpfungs- und Erstattungsregelung 
haben, die sehr lückenhaft ist und die viele 
Produkte nicht erfaßt, und daß die Finan­
zierung dieser Erstattungsmaßnahmen weit­
gehend den österreichischen Bauern selbst auf­
erlegt ist. In Form des Milchkrisengroschens, 
in Form des billigen Preises für Plus-Plus­
Rüben auf dem Zuckersektor müssen sich die 
Bauern ihre Erstattungsregelung selber finan­
zieren. Die Bundesregierung hat große Töne 
gesprochen, aber in Wirklichkeit dafür nichts 
getan. 

Nun möchte ich noch einige Dinge 
erwähnen, die auch im Laufe dieser Entwick­
lung über uns ergangen sind, zum Beispiel die 
im Vorjahr im Zusammenhang mit dem EWG­
Vertrag besprochenen und vereinbarten Rege­
lungen und Begleitmaßnahmen. 

Herr Bundeskanzler ! Sie dürfen uns nicht 
böse sein, wenn wir ein gewisses Mißtrauen 
gegen Vereinbarungen haben, die zwischen 
der SPO und der OVP abgeschlossen wurden. 
Das Abkommen am 9. September vorigen J ah­
res, das vorgesehen hat, daß die für die Ab­
satz förderung bestimmten Mittel zweckmäßig 
zu verwenden sind, hat ungefähr dreiviertel 
J ahre bis zur teilweisen Realisierung erfordert. 
Das hat Bauerndemonstrationen und die 
Aktion "Stellt die Regierung !"  von unserer 
Seite erfordert, bis es endlich gelungen ist, 
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einen Teil dieses Betrages, der widerrechtlich 
der Kasse entnommen wurde, wieder hinein­
zubringen. Mit den 92 Millionen Schilling, 
die man nach l angen, monatelangen Verhand­
lungen gegeben h at, h at man endlich etwas 
vollzogen, was man eigentlich im Vorj ahr 
vereinbart hat. 

Zweiter Punk t :  Es wurde der größte Teil der 
Milchpreisverbesserung im vergangenen Jahr 
durch die Krisenfondserhöhung wieder weg­
g'enommen. Es wäre j etzt die Möglichkeit ge­
wesen, den Krisengroschen abzusenken. Man 
h at diese Möglichkeit nicht ergriffen, sondern 
der Herr Finanzminister hat den harten Mann 
gespielt und festgestellt : Eine Senkung des 
Milchkrisengroschens kommt nicht in Frage ! 
D a s  ist  für die österreichischen Bauern eine 
sehr, sehr große Belastung. 

Herr Bundeskanzler! Es wäre an Ihnen, der 
L andwirtschaft die Verluste durch die Wäh­
rung sabwertungen in Empfängerländern und 
durch unsere Schillingaufwertung in irgend­
einer Weise abzugelten, damit der Krisen­
groschen der Landwirtschaft wirklich gesenkt 
werden kann. (Beifall bei der OVP.) 

Auf diesem Gebiet, Herr Bundeskanzler, ist 
di e  Geduld der Bauern sehr überfordert. Wir 
fürchten, daß in der nächsten Zeit gerade auf 
diesem Sektor größere Unruhen entstehen 
werden, und wir bitten Sie heute schon, nicht 
böse zu sein, wenn sich die B auern wehren 
und dagegen auftreten, daß man ihre berech­
tigten Forderungen einfach negiert. 

Noch ein anderer Sektor wurde hier als 
groß e  Errungenschaft in diesen drei Jahren 
angeführt, das ist die Einführung der Mehr­
wertsteuer am 1 .  Jänner 1 973. Dazu ganz 
kurz einige Worte, besonders vom Standpunkt 
der Landwirtschaft. 

Ich darf dazu bemerken, daß die Einführung 
der Mehrwertsteuer in einer solchen Phas e  
e ine äußerste Belastung für die Volkswirt­
schaft und für die Bevölkerung war. Die hohen 
Lohnforderungen, Herr Abgeordneter, kom­
men nicht zufällig. Fragen Sie die Arbeiter und 
die Betriebsräte, wie die reden und was die 
uns als Arbeitnehmer über diese Entwicklung 
e rzählen. Wir müssen es ja aushalten, wir 
müssen j a  mit den Leuten ' "  (Abg. Hans 
M a y r: Es fehlt noch immer der zweite Halb­
satz!) 

Das haben Sie in einem Schulungskurs ge­
lernt, daß Sie immer wieder dasselbe fragen 
sollen. (Beifall bei der OVP.) Es wäre zweck­
mäßig, wenn Sie einmal einen anderen 
Managementkurs besuchen würden ! Es wäre 
nicht nur für einzelne Abgeordnete, sondern 
auch für viele Regierungsmitglieder ganz gut, 
einen Managementkurs zu besuchen, damit 
wir endliCh in der österreichischen WirtsChaft 
und in der österreichisChen Verwaltung 
moderne Methoden der Verwaltung und der 
Politik s ehen würden, denn wie es momentan 
geschieht, das halten wir sowieso auf die 
Dauer nicht aus. (Lebhafte Zustimmung bei deI 
OVP.) 

Noch einige wichtige Punkte, Herr Abgeord­
neter. Die Einführung der Mehrwertsteuer mit 
1 6  Prozent Steuersatz für Treibstoff, also für 
B enzin und Dieselöl, war doch für die gesamte 
B evölkerung, auch für die Arbeitnehmer, die 
pendeln, die in die Arbeit fahren müs sen, 
e ine Belastung, eine Zumutung, was damals 
im Unterausschuß Mehrwertsteuer auch in 
Kreisen der sozialistischen Abgeordneten er-
k annt worden ist.  Der Herr Abgeordnete Wie­
landner war damals auch dabei. Er hat gewußt,  
daß diese hohe Steuer für Treibstoffe auch 
für die Arbeitnehmer nicht günstig ist, konnte 
s ich aber beim Herrn Finanzminister und b e i m  

Herr Abgeordneter Wille h a t  gesagt : D i e  Herrn Bundeskanzler offensiChtliCh nicht 
SChweiz hat das aus Gründen des Preisauf- durchsetzen. Da können aber wir nichts dafür. 

triebes und so weiter verschoben. Bei uns ist 
es nicht möglich gewesen. (Abg. Hans M a y r :  M a n  h at eines gemacht: Damit die Oster-

reicher nicht so r asch draufkommen, d a ß  
Den ganzen Satz zitieren!) 

1 6  Prozent Mehrwertsteuer für Treibstoff 
Was ich zi tiere, lieber Herr Abgeordneter, 

das überlassen Sie mir. Sie können ja jeder­
zeit herunterkommen und weiter zitieren. 
(Beifall bei der OVP.) Herr Abgeordneter ! 
Sie h aben mich j a  gar niCht ausreden l assen. 
Sie fallen mir ins Wort, und dann machen Sie 
mir Vorwürfe. Das können Sie nicht machen ,  
das ist nicht in Ordnung. 

Ich wollte s agen : Der Herr Abgeordnete 
Wille hat unsere Einführung der Mehrwert­
steuer ohne Rücksicht auf Verluste und auf 
Prei ssteigerungen sehr gelobt. 

furchtbar viel ist, h at m an diese 16 Prozent 
auf zweimal verteilt : erste Rate am 1 .  Juni 
1 973, zweite Rate am 1 .  Jänner 1974. Viele 
werden dann schon vergessen haben, daß 
s echs Monate vorher der Treibstoff auch schon 
teurer geworden ist. Dabei wissen wir noch 
gar nicht, welche Treibstoffpreiserhöhungen 
sich aus der schwierigen Rohstoffltage und aus 
den steigenden Treibstoffpreisen nächstes Jahr 
n o ch  zusätzlich ergeben werden. Es wird be­
reits davon gesprochen, daß Mitte des näch­
sten Jahres der Treibstoff auf Grund der stei­
genden Rohölpreise noCh einmal um 
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50 Groschen teurer werden soll. (Abg. 
U 1 b r i c h : Schuld wird dann die Regierung 
sein!) 

Herr Abgeordneter Ulbrich! Wer hat denn 
die 16 Prozent Mehrwertsteuer eingeführt? 
Haben die wir eingeführt? Sie haben es j eder­
zeit in der Hand, den Mehrwertsteuersatz auf 
8 Prozent abzusenken und damit den Treib­
stoff zu verbilligen. Morgen kann das wirksam 
werden, wenn die sozialistischen Abgeord­
neten wollen. (Beifall bei der avp. - Ruf bei 
der avp: Aber sie wollen nicht!) Aber sie 
wollen nicht. Sie wollen, daß die öster­
reichische Bevölkerung mehr zahlt, und dann 
wundern sie sich und geben womöglich den 
Tankstellen die Schuld, daß sie so hohe Preise 
verlangen. 

Der Handelsdünger, Herr Abgeordneter 
Ulbrich, ist auch mit 16 Prozent belastet wor­
den, eine Mehrbelastung der Bauern um 
200 Millionen Schilling. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren I 
Das sind Dinge, die nicht im Bericht des Herrn 
Bundeskanzlers und des Herrn Finanz­
ministers stehen. Seien Sie uns deshalb nicht 
böse, wenn wir als Abgeordnete der Oppo­
sitionspartei auch j ene Passagen in diesem 
Bericht, die nicht enthalten sind, erwähnen, 
jene Dinge, die der Landwirtschaft und der 
übrigen Wirtschaft sehr große Schwierigkeiten 
bereitet haben. 

Ich darf aber noch etwas ganz kurz erwäh­
nen, nämlich die stiefmütterliche Behandlung 
der Landwirtschaft bei der Erstellung des 
Budgets für heuer, für das J ahr 1 973. Hier 
h aben wir feststellen müssen : keine ent­
sprechende Erhöhung der Mittel, eine Kürzung 
der Mittel für die Erschließung des ländlichen 
Raumes, keine ausreichenden Mittel für den 
Milchpreisausgleich - daher j etzt Krisen­
groschen -, keine Abgeltung der Mehr­
belastungen für die Einführung der Mehr­
wertsteuer, keine höheren Kreditmittel und 
dann mit den Stabilisierungsmaßnahmen 
15 Prozent Bindung und 20 Prozent Bindung 
der Kreditmittel. Das heißt : Zuerst nicht 
erhöht und dann genau in die volle Aus­
wirkung der Kreditrestriktionen und der Bin­
dungen hinein ! (Abg. Dipl .-Ing. T s c  h i d a : 
Das war die berühmte Traummilliarde!) Das 
waren einige Dinge, die sich in den letzten 
drei Jahren abgespielt haben . 

Nun auch einige Fehlleistungen auf dem 
Marktsektor : Marktpolitisch haben Sie einige 
Maßnahmen gesetzt, auf deren Auswirkungen 
wir damals schon hingewiesen haben, etwa 
die Liberalisierung der Schweineimp orte im 
vergangenen Sommer. 

Das hat dazu geführt, daß die öster­
reichischen Bauern wegen der Unrentabilität 
der Schweinezucht und Schweinemast einen 
Teil ihrer Bestände abgestoßen haben und daß 
wir heuer über zuwenig Schweinelieferungen 
verfügen. Das heißt, es ist eine Unterver­
sorgung entstanden, und die Konsumenten 
müssen heuer für die Fehler der Regierungs­
p olitik 1 972 die Zeche, das heißt die höheren 
Preise bezahlen. (Lebhafte Zustimmung bei 
der OVP.) 

Die Exportsperre für Schlachtrinder führte 
zu einem Verlust und zu einer Gefährdung 
von Absatzmärkten. 

In dem Bericht des Herrn Finanzministers 
b eziehungsweise in der Beilage steht als 
Erfolg dieser Regierung : Es hat Maßnahmen 
gegeben, die bei Lebendschweinen und bei 
Verarbeitungsrindfleisch zur Preisdämpfung 
b eigetragen haben. Das ist ein großer 
"Erfolg" ,  denn heuer muß die österreichische 
Bevölkerung für diese "Erfolge" schwer 
b ezahlen. 

Dann noch ein Sektor : Die Schweineimporte 
aus den mit Maul- und Klauenseuche ver­
seuchten Ländern waren auch nicht ohne.  

Meine sehr geehrten Damen und Herren f 
Ich erinnere daran, daß wir bereits im Dezem­
ber des vergangenen J ahres die Frau Minister 
Leodolter hier aufgefordert haben : Sperren Sie 
die Einfuhr des Schweineflei sches aus Ländern 
mit Maul- und Klauenseuche ! Damals haben 
noch ungarische Kolchosen ihre Schweine­
bestände nach Osterreich exportiert, wobei 
man schon gewußt hat, daß Verdacht auf 
Maul- und Klauenseuche besteht. Dann hat 
man sich- gewundert, daß die Maul- und 
Klauenseuche zu uns gekommen ist. (Beifall 
bei deI OVP.) Und erst die Schäden, die 
dadurch entstanden sind. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren I 
Dann noch die währungspolitischen Maß­
nahmen. Ich habe bereits im Frühjahr, als die 
Schi llingaufwertung sowie die Dollar- und 
Lireabwertung zur Sprache stand, darauf hin­
gewiesen, daß uns von der Land- und Forst­
wirtschaft diese Maßnahmen rund 240 Mil­
lionen Schilling kosten. Man hat uns damals 
eine Prüfung zugesagt. Diese Prüfung ist bis 
j etzt nicht abgeschlossen, obwohl in der 
Zwischenzeit die 4,8prozentige Schillingauf­
wertung dazugekommen ist und dadurch heuer 
die Verluste auf diesem Sektor noch wesent­
lich höher sind. 

Herr Bundeskanzler! Sie dürfen nicht böse 
sein, wenn wir Ihre Versprechungen und Zu­
sagen wirklich sehr mißtrauisch behandeln ; 
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mit lauter "Prüfen" und mit lauter "Uber­
legen" kommen wir nämlich zu nichts. Da ver­
lieren wir noch das Letzte. 

Es war dah er auch kein Wunder, daß Maß­
nahmen ergriffen und daß vom Bauernbund 

Der Herr Landwirtschaftsminister kann be­
stätigen, daß sich die Viehpreise in der letzten 
Zeit durch diese Sperrrnaßnahmen und durm 
die Entwicklung in Italien sehr n achteilig für 
die Landwirtsrnaft entwickelt haben. 

die Aktion " Stellt die Regierung! "  gesetzt Ein weitere r  Punkt sind. die massiv steigen­
wurden, um endlich auch die Offentlirnkeit den Preise für Futtermittel. Die öster­
auf die Situation der Landwirtschaft hinzu- reichische Landwirtschaft hat zwischen 250.000 
weisen. und 350.000 Tonnen an EiweißfuUermitteln 

Die Forderung auf Rückführung des Krisen- tierisrner und pflanzliCher Herkunft pro Jahr 

fondsbeitrages ist  bisher nicht erfüllt. verbraucht. Das heißt, ein Großteil unserer 
Veredelungswirtsrnaft ist aufgebaut auf Im-

Die Abgeltung der Mehrbelastungen für porte von Futtermitteln, besonders Eiweiß­
Treibstoff betrug 50 Millionen Schilling, wäh- futtermitteln .  Die Preise für Eiweißfuttermittel 
rend 90 Millionen Schilling Belastungen ent- sind zum Teil  um 300 Prozent in den letzten 
standen sind. Der 8prozentige Mehrwert- Wornen und Monaten gestiegen. Das ist eine 
steuers atz für Handelsdünger ist bisher auch Situation, d i e  zu einer Gefährdung der ge­
nicht erledigt. Die etappenweise Umwandlung samten Ver e delungswirtschaft führen wird. 
der bäuerlichen Zuschußrenten in Bauernpen- . . . .  
sionen ist ebenfalls im Beratungsstadium. Das .

Herr Bund
.
esmlmster fur Lan?- un? Forst-

sind also die Tatsachen. I vnrtschaft : BItte, auch d arauf mochte Ich noch I hinweisen, daß durch die gestiegenen Preise 
Es ist kein Wunder, wenn die bäuerlichen 

Organisationen gemeüisam an Sie heran­
getreten sind , damit auf dem Sektor der Treib­
stoffverbilligung etwas geschieht und damit 
aurn in der Frage des Milchkrisengroschens 
etwas getan wird. 

Die gegenwärtige Situation : Wir haben ein 
st eigendes DefizH in der Handelsbil anz, das 
wurde schon gesagt, wir h aben einen sta­
gnierenden Fremdenverkehr, der durch die 
Schillingaufwertung bestimmt nicht gefördert, 
sondern eher belastet wind; eine Sache, die 
uns von der L andwirtschaft nicht gleichgültig 
sein kann, denn ein stagnierender oder rück­
läufiger Fremdenverkehr ist für uns gleirn­
bedeutend mit einer Verringerung des In­
lands absatzes auf unserem Sektor. 

Die schweren Verluste, die bei Exporten in 
Nimtaufwertungsländer oder in Abwertungs­
länder entstehe n : Im verweise besonders auf 
die Exportlieferungen der österreichischen 
Landwirtschaft in die Vereinigten Staaten mit 
dieser massiven Dollarabwertung oder auf 
Lieferungen nach Italien. Das Gleichziehen mit 
Deutschland nützt uns wenig, weil wir prak­
tism keine Agrarprodukte nach Deutschland 
exportieren. Daher ist für uns mit diesen 
währungspolitis chen Maßnahmen nur eine 
Mehrbelastung verbunden. 

Schwere Schäden sind durm die Maul- und 
Klauenseuche entstanden, die nur teilweise 
durch die Entschädigungen gedeckt sind, denn 
die smwersten Schäden sind d adurch entstan­
den, daß wir Exportsperren auf uns nehmen 
mußten und daß der Preis für unsere Produkte 
dadurch verfall en ist .  

für Futtermittel einerseits und durch die nied­
rigen Importpreise für Eier andererseits prak­
tisch die inländische Eierproduktion systema­
tisch "erschlagen" wird. Diese Politik ist viel­
leicht kurzfristig tragbar. Aber die österreidli­
sehen Konsumenten werden das Zerschlagen 
der einheimischen Eierproduktion wahrschein­
lich bis spätestens in einem Jahr mit massiven 
Teuerungen bezahlen müssen. Und dann wird 
wieder auf die Landwirtschaft geschimpft. Man 
muß rechtzeitig Maßnahmen ergreifen, um 
solche Entwicklungen zu verhindern. (Zustim­
mung bei der avp.) 

Im möchte auch auf den Maibericht des 
Wirtschaftsforsmungsinstitutes hinweisen, aus 
dem hervorgeht, wie die Entwicklung tatsäch­
lich auf dem Agrarsektor verläuft. 

Nur ganz wenige Zahlen daraus : Der Beitrag 
der Landwirtschaft zum Bruttonationalprodukt 
ist im ersten Quartal 1 973 um 6 Prozent 
zurückgegangen. Die Fleischproduktion ist ab· 
gesunken, es wurde weniger Milch produziert, 
und es wurden zusätzliche Schwierigkeiten 
auf dem Exportsektor vermerkt. Auch der 
Schleifholzpreis liegt in Osterreich um 8 Pro­
zent unter dem Preis von 1972. (Abg. Dok tor 
W e i h s: Schnittholzpreis!) Die Schleifholz­
preise sind schwer abgesunken, und daher 
wäre es doch notwendig, geeignete Maß­
nahmen zu setzen, denn es wurden im ver­
gangenen J ahr 20 Prozent des österreimischen 
Schleifholzbedarfes importiert. Die Investi­
tionen auf dem Sektor Landwirtschaft sind 
im ersten Quartal 1973 um 12 ,5 Prozent nied­
riger als v origes Jahr. Die Traktoren- und 
Landmaschin enpreise liegen im ersten Quartal 
1 973 um 1 5  Prozent höher als im ersten Quar-
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tal 1972. Das sind einige Punkte, aus denen 
Sie entnehmen können, wie sich die Situation 
wirklich entwickelt hat. 

Ich möchte nun doch zum Schluß kommen, 
um die Beratungen nicht zusätzlich zu ver­
längern. 

Der Blick in die Zukunft wurde heute von 
sozialistischer Seite sehr optimistisch dar­
gestellt. Von unserer Seite müssen wir fest­
stellen, daß der Blick in die Zukunft nicht sehr 
hoffnungsfroh sein kann, und zwar deshalb 
nicht, weil wir auf Grund der jetzigen Entwick­
lung leider feststellen müssen, daß die 
sozialistische Regierung nicht imstande ist, die 
wirtsdlaftliche Entwicklung in die richtigen 
Bahnen zu lenken. 

denverkehrs und viele andere können nicht 
entsprechend durchgeführt werden, weil die 
SPO-Regierung nicht imstande ist, ordnungs­
gemäß und sparsam zu wirtschaften und die 
ihr anvertrauten Steuergelder der Osterreicher 
sparsam und zweckmäßig einzusetzen. Das ist 
eine Tatsache, die uns zu großen Befünhtun­
gen Anlaß gibt, weil man in den letzten drei 
Jahren gesehen hat, daß die Verteilung zwar 
wunderbar funktioniert, daß aber die Regie­
rung nicht in der Lage ist, das ihr anvertraute 
Steuergeld ordnungsgemäß, zweckmäßig und 
wirtschaftlich zu verwalten. 

Es wurde heute schon darauf hingewiesen, 
daß diese Entwicklung, die ja zu dieser 
exorbitanten Preis steigerung geführt hat, be­
sonders die Familien mit mehr Kindern be-

Es besteht die Gefahr, wie ich schon erwähnt trifft und daß auch die landwirtschaftlichen 
habe, daß die Preissteigerungen und die G eld- Zuschußrentner davon sehr betroffen werden. 
wertverdünnung unvermindert anhalten. Ich erlaube mir daher einen Entschließungs­
Darüber steht im Bericht des Herrn Bundes- antrag einzubringen, der dem Herrn Präsiden-
kanzlers und des Herrn Finanzministers gar 
nichts. 

Weiters ist festzustellen, daß bisher nicht 
sparsam gewirtschaftet wurde. Auf den ganzen 
200 Seiten des Wirtschafts berichtes steht nir­
gends, daß man sparsam wirtschaften soll oder 
daß sparsam gewirtschaftet wird. Es steht 
höchstens drinnen, daß man schauen muß, 
neue Steuern aufzutreiben, um wieder mehr 
ausgeben zu können. Es i st also nicht die 
normale, ordnungsgemäße, sparsame Wirt­
schaft und der zweckmäßige Einsatz der 
Steuergelder erwähnt. Es ist auch für die 
Zukunft zu befürchten, daß in dieser Richtung 
keine Änderung eintritt. 

Wegen der fehlenden Maßnahmen der 
Modernisierung und Rationalisierung der Ver­
waltung werden immer größere Budgetmittel 
für den Personalaufwand des Bundes benötigt. 
Herr Bundeskanzler ! Davon, daß die Personal­
kosten des Bundes und die Verwaltungsaus­
gaben explosionsartig ansteigen, steht über­
haupt nichts in Ihrem Bericht drinnen. In 
diesen drei abgelaufenen J ahren wurde auf 
diesem Sektor praktisch nichts getan. Es 
wurde überhaupt nichts getan, um durch 
Ra.tionalisierung und Modernisierung der Ver­
waltung Geldmittel einzusparen, die an 
anderer Stelle dringend benötigt wellden. 

Die Verschwendungswirtschaft wurde heute 
schon angeführt, insbesondere beim Wegwerf­
schulbuch. Das ist ein Musterbeispiel für eine 
schlechte Verwaltung von G eldern der Steuer­
zahler. 

Wichtige Maßnahmen auf wirtschafts­
politischem Gebiet, insbesondere auf dem Sek­
tor der Infrastruktur, des Umweltschutzes, der 
Förderung des ländlichen Raumes, des Frem-

ten bereits vorliegt. 

E n t s c h l i e ß u n g s a n t r a g  

der Abgeordneten Dr. Zittmayr und Ge­
nossen betreffend Entschädigung der am 
schwersten getroffenen Inflationsopfer. 

Der Nationalrat wolle beschließen :  

Die Bundesregierung wird aufgefordert, 
durch gezielte Maßnahmen die am schwer­
sten getroffenen Opfer der sozialistischen 
Inflationspolitik - insbesondere Familien 
mit Kindern und landwirtschaftliche Zu­
schußrentner - zu entschädigen. 

In erster Linie sollte dies durch eine ent­
sprechende Anhebung der Familienbeihilfen 
und durch eine schrittweise Umwandlung 
der Zuschußrenten in Bauernpensionen er­
folgen. 

Ich darf zum Schluß kommen und feststellen, 
daß wir fürchten, daß trotz dieses 
optimistischen Berichtes die Entwicklung in 
der Zukunft nicht s o  verlaufen wird, wie es 
im Interesse der österreichischen Bevölkerung 
erforderlich wäre, und daß diese 
inflationistische Entwicklung nicht gestoppt 
weIlden kann, sondern vielmehr weiterläuft. 
Uber diese Tatsachen kann uns leider der 
Bericht des Herrn Bundeskanzlers und aurn 
des Herrn Finanzministers nicht hinweg­
täuschen. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident Probst: Der Entschließungsantrag, 
den eben der Herr Abgeordnete Dr. Zittmayr 
vorgelegt hat, ist genügend unterstützt und 
steht mit in Verhandlung. 

Der nächste Redner ist der Herr Abgeord­
nete Dipl.-Vw. Josseck. Er hat das Wort. 
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Abgeordneter Dipl.-Vw . .Josseck (FPO) : Herr 
Präsident I Meine Damen und Herrenl Da jetzt 
die gesamte Bundesregierung bis auf den 
Herrn Staatssekretär draußen ist, kann ich 
s agen : Jetzt sind wir endlich unter uns l 
(Bundesminister Dr. W e i  h s: Sie irren sich, 

ich bin auch da!) Sie w aren aber gerade im 
Weggehen, Herr Bundesminister ! (Abg. 
S k r i t e  k: Sie sehen schlechtl) Er hat mir 
zumindest gerade den Rücken gezeigt. 

dann erlauben, einen zur Diskussion zu 
stellen. Meiner Meinung nach geht es aus­
schließlich um die Anhebung des Lohnniveaus. 

Wie auch der Bundesminister für Finanzen 
schon gesagt hat, gibt es bereits Grenzland­
förderung mit erhöhter Absdlreibung, Zinsen­
zuschüssen und verbilligten Krediten. Das ist 
offensichtlich alles zu wenig, denn nach wie 
vor wandern die Arbeitskräfte an der Grenze 
ab hinüber in die BRD. Zutreffend ist, wenn 

Ich werde sicherlich nichts Landwirtschaft- Androsch in seiner Erkl ärung sagt, daß durch 

liches sagen, Herr Bundesminister, aber es verstärkte Investitionen mit erhöhten Ab­

würde mich trotzdem freuen, wenn Sie solange schreibungen die N achfrage nach Arbeits­

herinnen bleiben wollten. kräften noch verstärkt und dieses Problem 

Herr Dr. Zittmayr hat nun quer durch die 
Beete oder besser quer über die Acker zum 
wirtschaftlichen Bericht gesprochen. Ich werde 
mich, der Tageszeit entsprechend, etwas kür­
zer fassen und drei spezielle Gebiete heraus­
nehmen : die Grenzlandförderung, den Um­
weltschutz und etwas über den Fremdenver­
kehr. 

Ich darf aber doch vorweg sagen, daß es 
auffallend ist, daß inne rhalb des letzten 
Monates heute schon die dritte Preis- und 
Wirtschaftsdebatte abgeführt wird. Das dürfte 
kein Zufall sein, das ist eine offensichtliche 
Notwendigkeit. Vielleicht will hier jemand 
sein schlechtes Gewissen l oswerden. Auf alle 
Fälle hat die Bundesregierung in ihrer Er­
klärung so getan, als wäre alles in Ordnung. 

versdlärft wird. Er m eint weiter : Wer ent­
sprechende Löhne zahlt , kennt dieses Problem 
nicht. Gleichzeitig sagt er aber:  Lohnsubven­
tionen sind in Osterreich niCht üblich und 
nicht möglich. 

Nichtsdestoweniger darf ich doch einen Dis­
kussionsbeitrag dazu l iefern. Man stellt sich 
im Grenzraum vor, daß es in Form von Lohn­
zuschüssen möglich sein muß, die Arbeits­
kräfte zu halten, und daß der Arbeitgeber 
von sich aus - etwa um eine Größenordnung 
zu sagen - 20 Prozent im ersten Jahr, abge­
stuft auf fünf Jahre zum Beispiel , dem Arbeit­
nehmer mehr Lohn bezahlt und diesem dann 
im Abzugswege von den selbstberechneten 
Steuern, Lohnsteuer, KF et cetera wieder in 
Abzug bringt. Natürlich kann jetzt der Finanz­
minister kommen und s agen : Sie fordern schon 
wieder. Fordern ist leicht ! Aber es sollte ein-Die Grenzlandförderung möchte ich speziell 

aus oberösterreichischer Sicht sehen. Der mal eine Diskussionsgrundlage sein. 

Bundesfinanzminister ging in seiner Erklärung Androsch sagte : Wer entsprechende Löhne 
sehr weitgehend auf die Infrastruktur ein. Es zahlt, kennt dieses Problem nicht. Es gibt eine 
trifft sicher zu, wenn er hier Burgenland, ganze Menge Leute, die entsprechende Löhne 
Mühlviertel und Waldviertel meint. Aber im - österreichisch gemessen - bezahlen. Aber 
oberösterreichischen Grenzraum zur Bundes- was nützt das, wenn einen Kilometer daneben, 
republik ergeben sich j a  ganz andere Betnach- in der Bundesrepublik, um 25 bis 30 Prozent 
tungen. mehr bezahlt wird? 

Die oberösterreichische Grenzlandförderung 
ist deswegen so wichtig, weil auf der anderen 
Seite der Grenze die Bunde srepublik eine ver­
stärkte Grenzlandförderung durchführt und 
daher der grenznahe Raum Oberösterreichs 
- das reicht herein bis in das Gebiet um 
Linz durch Abwanderung von hoch­
qualifizierten Arbeitskräften echt gefährdet ist. 

Für das Waldviertel und andere Gegenden 
oder auch für den Süden Osterreichs trifft zu, 
wenn man sagt, dort sollte die Maschine zum 
Menschen kommen und nicht umgekehrt der 
Mensch zur Maschine. Auf diesem Gebiet ist 
im Grenzland Oberösterreich doch schon 
einiges durch die Gewerbeförderung gemacht 
worden. Ich glaube aber, sie ist bei weitem 
nicht ausreichend. Es sind auch schon einige 
Vorschläge gemacht worden. Ich werde mir 

Ich habe nicht verstanden, was Androsch 
meinte, als er - auch in s einer Erklärung -
sagte : "Andere Unternehmer können oder 
wollen keine höheren Löhne zahlen. "  Ich 
glaube, von "wollen" i s t  bestimmt keine Rede, 
die Unternehmer an der Grenze "können" 
nicht. 

Hier geht es aber auch schon - und das 
greift sehr weit herüber - um den Bereich 
des Fremdenverkehrs. Auch hier spielt die 
Frage der Aufwertungsdifferenz Bundes­
republik-Osterreich h erein. Ich habe dazu 
einen etwas anderen Standpunkt als Doktor 
Zittmayr, der nur von der Aufwertung ge­
sprochen und dabei offensichtlich gerade auf 
den oberösterreichischen Grenzraum ver­
gessen hat. Denn, Herr Doktor, es ist doch 
klar - Sie müssen es j a  selber wissen . . .  
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(Abg. Dr. Z i t t m  a y r: Von den schweren 
Schäden habe ich gesprochen!) Aber welch 
schwerer Schaden wäre gerade in Ihrem Be­
reich entstanden? - Sie kriegen j a  nicht ein­
mal mehr einen Melker, geschweige denn 
einen, der Ihnen die Butter stampft, weil ohne­
dies schon alles sozusagen in die Chemie hin­
übergeht. (Abg. Dr. Z i t t m a y r: Da wird 
nicht gestampft! Das machen Maschinen 
besser!) Ich weiß das. 

Die vorzeitige Abschreibung im Grenzraum, 
wie sie Androsch bezeichnet, ab nächstem J ahr 
bis zu 85 Prozent, ist zu einseitig. Das ist 
aber zweifellos eine richtige Maßnahme für 
den Unternehmer, denn wie sollte er bei dieser 
Steuergesetzgebung sonst z u  Kapital kommen? 
Doch ich glaube, daß eine direkte Lohn­
stützung ein ehrlicherer Weg wäre. 

Androsch verbreitete sich im besonderen 
auch über Sparen, B ausparen, Wertpapiere 
und Versicherungen. Ich meine aber, daß durch 
Sparförderungsffilaßnahmen, die gleichzeitig 
auch preis regelnd wirken können, einiges ge­
tan werden kann. Ich hatte schon das letzte 
Mal Gelegenheit, darauf hinzuweisen, daß es 
nicht wie in der Bundesrepublik sein muß, 
wo man hohe Einkommen einfach auf Nimmer­
wiedersehen abschöpft, sondern man könnte 
sich vorstellen, daß generell etwa 10 Prozent 
von jedem Einkommen, ob selbständig oder 
nichtselbständig, zwingend gespart werden 
müssen, und zwar unter der Auflage, Wert­
p1apiere oder Anteile zu kaufen. 

Die Kreditbeschränkung, die auch immer 
wieder sehr lobend erwähnt und als preis­
regelnd bezeichnet wird, möchte ich auch noch 
einmal anschneiden. Dies ist eine sehr um­
strittene Sparmaßnahme. Der Bundeskanzler 
hat selbst in seiner Erklärung verlesen, daß 
die österreichisd1e Bundesregierung daran 
interessiert ist, die Kreditbeschränkungsmaß­
nahmen auf keinen Fall länger als notwendig 
- er sagte sogar : nicht einen Tag länger 
als nötig - zu belassen. Dazu ist meine Mei­
nung, d aß sie erstens um ein halbes J ahr zu 
spät begonnen haben, und daß dieses Instru­
ment viel, viel gezielter hätte eingesetzt 
werden müssen. 

Unverständlich ist die Krediteinschränkung 
aud1 auf folgendem Sektor: Man läßt dem 
"kleinen Häuselbauer" - w enn ich ihn so 
bezeichnen d arf - ebenfalls nicht die entspre­
chenden Mittel zukommen. Gerade dann, wenn 
j emand schon vor einem J ahr oder vor zwei 
Jahren zu bauen begonnen h at, dürfte m an 
die Krediteinschränkung nicht so streng an­
wende n ;  g anz abgesehen von den Witterungs­
einflüssen, die auf den Rohbau einwirken. 
Dieser Hausbauer flüchtet nun auf den 
schwarzen Kapitalmarkt, und eben durch diese 
strenge Kreditpolitik entsteht ein vermehrter 
schwarzer Kapitalmarkt. D amit steigen natür­
lich auch die Kreditkosten, welche das Bauen 
verteuern. 

Das zeigt wiederum, daß die Kreditbremse 
hier nur bedingt zieht, denn mit teurerem Geld 
wird natürlich auch teurer weitergebaut. 

Daß die Kreditsperre beim Import recht 
problematisch ist, sei nur an einem B eispi el 
erläutert. Das gilt insbesondere dann, wenn 
man nicht eine qualitative Kreditkontrolle vor­
sieht. Denn wenn ich heute im Ausland nicht 
sofort bar zahlen kann, dann verteuert sich 
doch selbstverständlich das Importgut und 
wirkt auf dem Inlandsmarkt preissteigernd. 

Zum ersten Mal, so finde ich, hat der Herr 
Bundesfinanzminister in seinen Ausführungen 
der Frage des Umweltschutzes im Zusammen­
hang mit der wirtschaftlichen Betrachtungs­
weise breitesten Raum gewidmet. Der von 
freiheitlicher Seite seit langem gestellten For­
derung, die Wirtschaft auch im Zusammen­
hang mit dem Umweltschutz zu sehen, ist 
Androsch hier offensichtlich nachgekommen. 

Ich hatte schon vorige Woche Gelegenheit, 
Umweltschutzprobleme in besonderer Hinsicht 
auf Seen und Flüsse, speziell auf Oberöster­
reich bezogen, zu beleuchten und hier ·auch 
wiederum die Koordination zwischen Industrie 
und Umweltschutz herauszustreichen. 
Androsd1 spricht von der Verbesserung der 
Arbeits-, Freizeit- und Erholungsmöglich­
keiten sowie von der Qualität des Lebens, 
der Vorrang gegeben werden müsse. I ch 
glaube aber, wenn da nicht endlich eine echte 
Koordination entsteht, wird unser Wirtschafts­
wachstum teuer erkauft sein, falls wir den 
Umweltschutz dabei nicht berücksichtigen. 

Die Koordination zwischen Wirtschaft, 
Industrie und Umweltschutz ist doch unbe­
dingt notwendig. Denn was nützt es, wenn 
heute zum Beispiel schmutzige Gewässer eine 
Fabrik verlassen und etliche Kilometer weiter 

Kreisky selbst sagte doch noch vor ein, 
zwei Monaten, daß die Krediteinschränkung 
nicht für Schulbauten gelte. Aber rundherum, 
wohin immer man schaut, sieht man - das 
gilt auch wieder für Oberösterreich ;  spezielle 
Fälle : Ischl , Kirchdorf, Steyr - als Folge 
davon B aueinschränkungen. 

unten einfam eine Staustufe errichtet wird, 
Die Mittel für den Schulbau sind nicht da. die dieses DreckWlasser aufstaut? Also auch 

Dadurch wird sich der Schulbau entgegen der da ist doch eine Absprache beziehungsweise 
Planung um ein weiteres J ahr verzögern. eine Koordinierung zwischen Industrie und 
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den zuständigen Leuten des Umweltschutzes schnitt zurück. Als Osterreich noch als Billig­
notwendig, eine Koordinierung, wie sie in land gegolten hat, war es natürlich nicht 
Lenzing offensichtlich nicht stattfand, wo eine schwierig, jedes Zimmer, jedes "Loch" zu ver­
neue hochgiftige Acrylfasererzeugungsanlage mieten. Auf diesem Gebiet wird man sich 
errichtet wurde, die bereits angelaufen sein etwas einfallen l.assen müssen. 
soll. Nun trifft den Erholungsraum Attersee Ich will auch hier wieder nicht d e n  Bundes-
neben der Geruchsbelästigung auch noch die 
Gefahr von Giftgasen. 

In der Erklärung finden wir kein Wort über 
eine allfällige Koordination zwischen Wirt­
schaft, Industrie und Umweltschutz . 

Der enge Zusammenhang zwischen Umwelt­
schutz und Fremdenverkehr bietet sich gerade­
zu an. Ich möchte zu der augenblicklichen, 
scheinbar kritischen Situation im Fremden­
verkehr meine Meinung sagen, und zwar im 
Hinblick auf die Schilling aufwertung. 

Das Wachstum im Fremdenverkehr ist ge­
ringer geworden. Eine Weisheit, die n i cht von 
mir ist;  das hat auch Androsch gewußt. 
Androsch hat einige Aufzählungen vorge­
nommen, die ich aber erweitern will . 

Wenn der Herr Bundesfinanzminister gesagt 
hat, schuld an der Entwicklung seien der 
schneearme Winter, das schlechte Sommer­
wetter, die Olympischen Spiele, muß ich sagen, 
daß da vielleicht noch die sozialistische 
Bundesregierung fehlt. Darüber hinaus ist in 
diesem ZUSIammenhang natürlich auch die stei­
gende Mobilität der gesamten Bevölkerung 
Europas zu nennen. 

Ein weiterer Punkt: Man ist heute gewillt, 
weitere Reisen auf sich zu nehmen. Man läuft 
dem Wetter nach, man sucht Wettergarantien. 
Vor allem kriegt man all das zu erstaunlichen 
Preisen. 

Wenn man heute sagt, in Osterreich sei der 
Fremdenverkehr rückläufig, so muß m an sich 
doch auch die Preise anschauen. Heute ist es 
möglich, in der Vorsaison acht Tage Mallorca 
- einschließlich Flug Hamburg-Mall orca -
um 270 D-Mark zu buchen. Man darf s ich also 
nicht wundern, wenn die Leute "Ausweichen" 
suchen. 

Wenn nun Osterreich aufgewertet hat, 
glaube ich nicht, daß diese 5 Prozent heute 
einen Bundesbürger der Bundesrepublik davon 
abhalten können, nach Osterreich zu kommen. 
Er wird unter Umständen viel eher um 
270 Mark nach Mallorca fliegen. Also das hat 
tiefere Ursachen. 

Wenn aber die österreichische Fremden­
verkehrsindustrie weiter am Ball bleiben will ,  
wird es notwendig sein, besonders d e r  Zim­
merausstattung und dem Service entsprechend 
auf die Beine zu helfen, denn hier l iegt Oster­
reich doch nodl sehr weit im westlichen Durch-

finanzminister fordern und nicht s agen : Mehr 
Geld für das Komfortzimmerl ,  weil ich ihn 
mit Forderungen nicht überhäufen möchte. 
Doch es geht um gezielte Maßnahmen, wie sie 
von uns Freiheitlichen immer wieder gefordert 
werden. 

Zu der Ubernachtungsstatistik vielleicht ein 
paar Ziffern, weil ich Optimist bin und glaube, 
daß die Aufwertung nicht unbedingt das ent­
scheidende war, wenn der Frem denverkehr 
rückläufig ist. So ist aus einer Statistik fest­
zustellen, daß von den jährlichen Ubernach­
tungen 77 Prozent auf Ausländer  entfallen. 
Von diesen 77 Prozent Ausländern entfallen 
77,3 Prozent auf die Bund�srepublik. Sie sehen 
also, daß auf Grund des Anteiles der Bundes­
bürger durch die Aufwertung doch keine Än­
derung im Fremdenverkehr zu erw arten ist. 

Ich glaube auch nicht, daß aus der Bundes­
republik nun wesentlich in Billigländer aus­
gewichen wird, denn ein Großteil der Uber­
nachtungen sind ja Winterübernachtungen, 
und man wird nicht so ohne weiteres nach 
Nordafrika zum Schifahren ausweichen kön­
nen. 

Und ein zweites noch : Die sogenannten Bil­
ligländer sind ja heute schon gewitzigt und 
schließen in D-Mark- oder in Schillingbeträgen 
ab, sodaß sie also solche Aufwertungen wie 
diese umgehen. 

Aber damit die Bäume doch nicht in den 
Himmel wachsen, da ich nicht so kritisch mit 
dem Herrn Bundesminister für Finanzen und 
mit dem Herrn Bundeskanzler umgesprungen 
bin, möchte ich sagen : Es ist mir hier wieder 
ein Ziffernmaterial in die Hand gekommen, 
ein kleines, sehr bedenkliches Zahlenspiel. 
Hier steht, daß an Hand einer Berechnung, 
die der augenblicklichen durchschnittlichen 
Preisentwicklung entspricht, bei gleichbleiben­
dem Anhalten der derzeitigen Preissituation 
in Osterreich im Jahre 2000 nur noch Ein­
kommensmillionäre herumlaufen würden, 
wenn es gelingt, den Preisauftrieb bei 8 Pro­
zent oder knapp unter 8 Prozent zu halten. 

Nun, wie schaut das aus? Im Jahre 2000 ist 
Osterreich ein Land von Großverdienern. Ein 
Angestellter würde dann im Monat einige 
hunderttausend Schilling zum Leben brauchen. 
Ein Anzug von der Stange würde im J ahre 
2000 mindestens 1 4 .000 S kosten. Eine Haus­
frau wird beim Bäcker für zwei Semmeln 
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- immer denselben Preis auftrieb wie heute 
vorausgesetzt - 370 S bezahlen und für eine 
Flasche Bier 910 S. Da kann ich nur sagen : 
Schöne Aussichten. 

Ich bin aber auch davon überzeugt, daß 
diese Bundesregierung bis zum Jahre 2000 
unsere Wirtschaftsgeschicke nicht mehr len­
ken wird. Daher sehe ich es nicht ganz so 
trist. (Abg. Dr. T u  1 1: Länger, Herr Kollege, 
viel länger!) 

Herr Doktorl Sie erleben es bestimmt nicht 
mehr. Lassen Sie dann Ihre Erben im Protokoll 
nachlesen. Die wählen ja dann auch nicht 
mehr sozialistisch, denn bis dahin wird man 
erwacht sein. (Beifall bei FPO und OVP. -
Abg. Dr. T u  1 1: Haben Sie so einschläfernd 
gewirkt?) Ja, sehr einschläfernd. (Abg. Doktor 
T u  1 1 : Sie, meine ich!) Nein, ich nicht. Von mir 
ist nicht die Rede. Bei mir ist noch niemand 
eingeschlafen, Herr Dr. Tull. (Abg. S k r i t e k :  
Diesen Spruch haben wir auch schon einmal 
gehörtl) 

Ich darf aber zum Abschluß doch sagen : 
Diese Bundesregierung muß sich etwas ein­
fallen l assen, und auch Sie, Herr Dr. Tull,  
wenn Sie nachher sprechen. Denn weniger 
selbstgefällige Erklärungen, als hier heute ge­
fallen sind, wäre besser gewesen. (Beifall bei 
FPO und OVP.) 

Präsident Probst: Als nächster Redner ge­
langt der Herr Abgeordnete Bregartner zum 
Wort. Er hat das Wort. (Abg. Dr. G r u b e r: 
Da muß ich auch noch reden! - Abg. Doktor 
Z i t t m  a y r: Der oberösterreichische Wahl­
kampf wirft seinen Schatten voraus!) 

Abgeordneter Bregartner (SPO) : Herr Prä­
sident l Meine Damen und Herren ! Wie so oft 
in den letzten Monaten wird auch heute vom 
Parlament eine Diskussion über die wirtschaft­
liche Lage in Osterreich abgeführt, vor allem 
deswegen, weil von der großen Oppositions­
partei bei der Währungsdebatte in der vori­
gen Woche die wirtschaftliche Situation in 
diesem Lande als äußerst schlecht und trist 
beurteilt wurde. 

Ein Redner ging in der vorigen Woche sogar 
so weit - Kollege Wille hat das b ereits er­
wähnt -, sich zu der Feststellung hinreißen 
zu lassen: Man kann einen Urlaub in einem 
Badeort an der Adria verbringen, vielleicht 
knapp verbilligt, doch wenn der Betreffende 
nach Osterreich zurückkommt, kann es vor­
kommen, daß er vielleicht seinen Arbeitsplatz 
nicht mehr vorfindet. (Abg. Dr. G r u  b e r: Das 
hat er nicht gesagt! - Abg. S t a u  d i n g e r: 
Wann und wo war das?) Hier. (Abg. DoktoI 
G I  U b e I: Zitieren Sie!) Ich habe das so in 

Erinnerung. (Beifall bei der SPO. - Abg. Dok­
tor G I  u b e r: Das werden wir gleich heraus­
suchen!) 

Meine Damen und Herren ! Ich bin der letzte, 
der nicht der Opposition zugesteht, daß sie im 
Rahmen ihrer Kritik der Regierung scharf zu­
setzt, doch ich glaube, daß es dem Ganzen 
durchaus nicht dienlich sein kann, wenn man 
sich zu solchen Feststellungen hinreißen läßt. 
(Rufe bei deI OVP: Wenn sie wahr wären!) 

Präsident Probst (das Glockenzeichen ge­
bend) : Man hat den Eindruck, m an ist im 
oberösterreichisChen Landtag, meine Herren ! 
(Abg. Dr. G I  u b e  r: Waren wir beide nicht!) 
Ach so. 

Abgeordneter Bregartner (fortsetzend) : Ich 
glaube, sagen zu können, daß wir alle nicht 
froh sein können mit der Entwicklung, die alle 
Industriestaaten auf diesen Gebieten haben, 
doch meine im, daß die Regierung ein Maxi­
mum getan hat, um alle Einflüsse auf ein 
Minimum zu reduzieren. 

Meine Damen und Herren ! Bei der letzten 
Währungsdebatte haben die Redner der Regie­
rungspartei in verantwortungsvoller Weise 
von diesem Pult aus alle Fragen beantwortet, 
die siCh mit der Schillingaufwertung für die 
Wirtschaft dieses Landes ergeben. Ich meine, 
man darf nicht sofort ein Chaos auf sich zu­
kommen sehen. Ich bin überzeugt davon , daß 
die Wirtschaft wie schon so oft die neue Situa­
tion meistern wird, denn unsere Unternehmun­
gen sind schon vor weit smwierigeren Situa­
tionen gestanden, und die verantwortlichen 
Wirtschafts treibenden in diesem Lande mit 
ihren tüchtigen Mitarbeitern haben es immer 
wieder verstanden, das Beste für dieses Land 
und seine Bevölkerung zu erreichen. 

Meine Damen und Herren ! NaCh dem Ersten 
Weltkrieg hat es eine Reihe von namhaften 
Politikern und Wirtschaftstreibenden gegeben, 
die an einer selbständigen Entwicklung unse­
res Landes gezweifelt haben. Nach vielen leid­
vollen Rückschlägen hat unser Land eine Ent­
wicklung eingeschlagen, die sich nicht nur in 
den positiven Tendenzen auf sozialem und 
kulturellem Gebiet äußert, sondern die Wirt­
schaft hat auch Leistungen erbracht, von deren 
Ergebnis man schlechthin als österreichischem 
Wunder gesprochen hat. 

Niemand in der Welt spricht heute von 
einem wirtschaftlichen Vakuum, sondern, 
meine Damen und Herren, OsterreiChs Wirt­
schaftspolitik wird ganz im Gegenteil von vie­
len Staaten - iCh denke hier vor allem an 
die Länder der OECD - immer wieder in Be­
richten lobend hervorgehoben. Es gibt wohl 
kaum ein Thema, das die öffentliche Diskus-

78. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)62 von 152

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP - 78. Sitzung - 10. Juli 1973 7463 

Bregartner 

si on und auch die privaten Gespräche in der 
Familie. am Arbeitsplatz und so weiter stärker 
beschäftigt als die Frage : Wie gut ist unsere 
österreichische Wirtschaft, wie hoch ist das 
Ansehen, das sie im Ausland hat?, vor allem: 
Wie k am es überhaupt zu dieser Entwick­
lung?,  und was alle interessiert: Wie sind 
denn die Zukunftschancen dieser Wirtschaft? 
In diese r  Situation erwartet die Bevölkerung 
ein offenes Wort zu der Wirtschaftslage. 

Hohe s Haus l Schauen wir zurück auf die 
Jahre 1 966 bis 1 970, so müssen wir feststellen, 
daß diese Jahre mit zunehmenden wirtschaft­
lichen Schwierigkeiten verbunden waren. 
Jetzt, nachdem die sozialistische Regierung die 
Hauptverantwortung in diesem Staate über­
nommen hat, ist ein großes und breites Ver­
trauen in unserer Wirtschaft festzustellen. 
Jeder kann mit Zuversicht und Vertrauen in 
die Zukunft sehen. (Abg. S u p p  a n: Stabiler 
Schilling!) Was sagten Sie, Herr Kollege Sup­
pan? (Abg. S u p p a n: Damals hat das Ein­
kaufen noch Freude gemacht!) Wenn Sie eini­
germaßen ehrlich sind, müßten Sie etwas an­
ders reden. (Abg. S u p p a n: Sie müßten 
anders reden!) 

Meine Damen und Herren! Unsere Be­
mühungen um Stabilisierung haben und wer­
den unserer Wirtschaft neue Impulse geben 
und werden dazu beitragen, daß die Jahre 
eines s ozial gerechten Wachstums und einer 
kräftigen Wohlstandsmehrung andauern. Für 
viele B etrachter stellt die Kombination der 
Ziele St abilität und Wachstum die Wirtschafts­
politik vor die Aufgabe, die ganze Entwick­
lung nicht in eine unkontrollierbare Expan­
sion hineinschlittern zu lassen. Dabei müssen 
wir feststellen, daß Stabilität und Wachstum 
eine ständige und unausweichliche Heraus­
forderung unserer Gesellschaft von heute sind. 

Diese Regierung versucht mit ihrer parla­
mentarischen Mehrheit eine Regierung der 
Aktivität, eine Regierung der maximalen 
Stabilität zu sein. Zu diesem Zweck müssen 
wir bemüht sein, alle diese Fragen in einer 
größtmöglichen Transparenz für die Menschen 
in diesem Lande darzustellen. 

Wir müssen daher gemeinsam weit mehr 
als früher die öffentliche Diskussion animieren. 
Gerade weil diese Regierung auf einer soliden 
parlamentarischen Mehrheit ruht, ist sie 
transparenter als alle anderen Regierungen 
vorher in bezug auf den öffentlichen Dialog. 

Gestatten Sie mir bitte einen Vergleich 
über die Verschiedenartigkeit der Politik in 
der Zeit der OVP-Alleinregierung und der 
SPO-Alleinregierung . 

In der Zeit bis 1970, meine Damen und 
Herren, hat die große Oppositionspartei da-

m al s  als Regierungspartei Zuschläge zur Ein­
kommen-, Lohn-, Vermögens- und Körper­
schaftssteuer eingeführt. Die Gesamtbelastung, 
die die Osterreicher aus diesen Maßnahmen 
zu tragen hatten, waren immerhin 3,4 Mil­
liarden Sdlilling jährlidl. Sie, meine Damen 
und Herren, haben die Umsatzsteuer und die 
Ausgleidlssteuer erhöht; eine weitere sdlwere 
Belastung für die Bevölkerung. Sie haben die 
Autosondersteuer eingeführt, was weitere Be­
lastungen für die Bevölkerung hervorgerufen 
hat.  (Abg. Dr. P r  a d e  r: Sie haben sie 
p erpetuiert, Sie haben sie verewigtl) 

Meine Damen und Herren! Bitte vergleidlen 
Sie dagegen: Diese Regierung, die SPO-Regie­
rung, senkte am 1 .  Jänner 1911  die Lohn­
und Einkommensteuer. (Neuerlicher Zwischen­
ruf des Abg. Dr. P r  a d e  r.) Und diese Regie­
rung,  Herr Dr. Prader, hat ein weiteres Mal 
im Rahmen der großen Steuerreform am 
1 . Jänner 1973 die Lohn- und Einkommen­
steuer gesenkt und die Autosondersteuer ab­
geschafft. 

Auf j eden Fall muß man festhalten : Der 
Regierungspartei ist es nadl drei Jahren ge­
lungen, den Wohlstand aller Osterreidler zu 
v ermehren. (Beifall bei der SPO.) Noch nie 
vorher wurde in so kurzer Zeit eine Fülle 
von Reformen durdlgeführt, die für alle Be-· 
völkerungsschichten von großem Vorteil 
waren. Es gibt Vollbeschäftigung in diesem 
L ande, eine sichere Währung und steigende 
Realeinkommen. 

Meine Damen und Herren I Einiges zu den 
Staatsfinanzen und zur Staatsschuld. Während 
der OVP-Alleinregierung von 1966 bis 1970 
wurde bekanntlidl die Staatsschuld unseres 
Landes erheblidl ausgeweitet : 1966 betrugen 
Osterreichs Verpflichtungen 29,3 Milliarden 
Sdlilling. Am Ende der OVP-Regierung 1970 
war die Staatsschuld auf 47, 1 Milliarden Schil­
ling angewachsen. (Zwischenrufe bei der OVP.) 

Jetzt hören Sie zu, Herr Kollege Hahn! 
1 97 1  war erstmals eine Umkehr des steigenden 
Trends zu bemerken. Laufendes Sinken der 
Staatsschuld am Anteil des Bruttonational­
produktes spiegelt die erfolgreichen Bemühun­
g en dieser SPO-Regierung wider. Ende 1969, 
also noch unter der Regierung Dr. Klaus, 
betrug diese Schuld 13 , 1  Prozent des Brutto­
nationalproduktes. 1972, diesmal unter Bun­
deskanzler Dr. Kreisky, waren es nur mehr 
1 0,6  Prozent! (Beifall bei der SPO. - Zwischen­
rufe bei der OVP.) 

Meine Damen und Herren von der OVP I 
Noch deutlicher drückt sich die schlechte 
Finanzpolitik der OVP-Regierung bei den 
Schulden gegenüber dem Ausland aus. Wäh­
rend 1966 3,7 Milliarden Sdlilling an Ver-
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pflichtungen bestanden, "gelang" es der OVP 
durch ihre fragwürdige Finanzpolitik, die 
Schulden bis 1 970 auf 1 3,5 Milliarden Schilling 
zu erhöhen. Während vier Jahren also eine 
Steigerung von fast 10 Milliarden Schilling ! 

Seit dem Regierungsantritt der SPO im 
März 1970 verringert sich diese Schuld lau­
fend, sodaß nunmehr "nur" noch Verpflichtun­
gen von 10 ,3 Milliarden Schilling gegenüber 
dem Ausland bestehen. 

Die Osterreichische Volkspartei hat also 
Schulden gemacht, und die Sozialistische Par­
tei muß sie zurückzahlen. (Zustimmung bei 
der SPO.) 

Die Finanzschulden, meine Damen und 
Herren, die von der OVP-Regierung in der 
Höhe von 37 Milliarden Schilling aufgenom­
men wurden, sind heute durch die SPO-Regie­
rung bis auf 1 2  Milliarden Schilling getilgt. 

Hohes Haus ! Im Durchschnitt gab es 1972 
50.000 vorgemerkte Arbeitslose bei einem 
Rekordbeschäftigtenstand von 2,5 Millionen. 

Mit der Hochkonjunktur der siebziger J ahre 
trat auch gleichzeitig in Osterreich eine Aus­
weitung des Bestandes an dauerhaften Kon­
sumgütern ein. Die sogenannten Wohlstands­
indikatoren sind sprunghaft angestiegen. 1 969 
waren 1 ,3 Millionen Fernsehapparate ange­
meldet, 1 912 bereits 1 ,1 Millionen. Die Zahl 
der PKW stieg von 1 , 1  Millionen auf 1 ,4 Mil­
lionen. Meine Damen und Herren, und da 
wollen Sie dem Osterreicher weismachen, daß 
es in diesem Lande nicht wirtschaftlich auf­
wärts geht? (Der P r ä  s i d e n  t übernimmt 
den Vorsitz.) 

Die Wirtschaftspolitik der Regierung 
Kreisky hat den Wohlstand aller Schichten 
vermehrt. (Beifall bei deI SPO.) Selbst der 
Rückgang an Ausgleichen und Konkursen 
fügt sich in d as freundliche Bild, das ich hier 
erwähnt habe, ein. G ab es 1 969 noch 236 Aus­
gleiche und 706 Konkurse, so waren es 1 972 
nur mehr 1 28 beziehungsweise 591 .  Meine 
Damen und Herren, das sind Fakten, die wir 
richtig beurteilen müssen. 

Jetzt gibt es bereits 2,6 Millionen Beschäftigte. Hohes Haus ! Aus diesem Bericht des 
D as bedeutet, daß 1 972 nur 1 ,9 Prozent der 

I 
Finanzministers, der Ihnen heute vorgelegt 

unselbständig Erwerbstätigen ohne Beschäfti- w:�rde ,  ko?-nte man 
.
eine Unzahl von Zahlen 

gung gewesen sind. 1 969, meine Damen und horen bezIehungswelse Maßnahmen ersehen, 
Herren, als Sie die Verantwortung in diesem die Ausdruck der Wirtschaft selbst und der 
Staate gehabt haben, sind immerhin nicht Leistungen dieser Regierung w aren und sind. 
50.000, sondern 68.217 Erwerbstätige ohne Der EWG-Beitritt, der nach langen Bemühun-
Arbeit gewesen. gen aller Regierungen vorher unter einer 

International betrachtet, ist die Arbeits- sozialistischen Regierung erfolgte, gibt unserer 
losenrate in Osterreich am untersten Ende gesamten Wirtschaft Chancen, in diesen Markt 
zu finden. Während hierzulande vergangenes 
Jahr rund 50.000 Arbeitslose waren, verzeich­
neten Frankreich 380.000, Großbritannien 
857 .000, Italien 701 .000 und das verhältnis­
mäßig dünn besiedelte Kanada immerhin noch 
560.000 Arbeitslose. Mitentscheidend für diese 
gute wirtschaftspolitische Entwicklung Oster­
reichs ist - und das muß man hier auch 
erwähnen - das gesunde sozialpolitisd1e 
Klima in diesem Lande. Während in anderen 

der 300 Millionen Menschen hineinzukommen. 
Die Regierung hat in diesem Zusammenhang 
Maßnahmen für die Wirtschaft beschlossen, 
um einen reibungslosen Eintritt und einen 
nahtlosen Ubergang zu schaffen. 

Unsere Wirtschaft hat sich sicherlich j ahre­
lang auch auf diesen Eintritt in die EWG 
vorbereitet. Ich glaube, meine Damen und 
Herren, es gibt heute in diesem Lande keinen 
ernst zu nehmenden Menschen mehr, der diese 

europäischen Ländern - Italien, Frankreich, Maßnahmen nicht positiv beurteilen würde. 
Großbritannien - durch eine Unzahl von Die Zeit ist damit vorbei, in der die Oster­
Streiks das Wirtschaftsleben starke Einbußen reichische Volkspartei immer wieder den 
erfährt, ist bei uns die Streiktätigkeit praktisch Menschen in diesem Lande einzureden ver­
unbedeutend. suchte, daß nur Sie die guten Männer hätten, 

In Osterreich wurde 1 971  je unselbständigen die etwas von der Wirtschaft verstehen, und 
Arbeitnehmer nur 0 ,5 Minuten gestreikt. In die Sozialisten, die könnten Sozialpolitik be­
Belgien waren es 200, in der Bundesrepublik treiben, denn sie hätten an sich nicht die 
Deutschland 98 in Großbritannien 284 Minu- I qualifizierten Leute, die von der Wirtschaft 
ten, und so kö�nte man die Reihe fortsetzen. etwas verstehen. (Zustimmung bei der SPO. 

(Abg. M i t  t e  I e I: Das sind nur die Soziali- - Zwischenrufe bei der avp.) 
s ten?!) 

Ich h abe gesagt - Sie haben nicht genau 
zugehört, Herr Minister -: durch die Sozial­
partnerschaft. Sie hätten das ganze hören 
müssen. 

Ich glaube also,  wenn man solche Fakten 
real ansieht, dann kann man feststellen, daß 
es in diesem Lande aufwärts geht (Ruf bei 
der OVP: Die Preise gehen aufwärts!), und 
die Polemik von der Unsicherheit, die immer 
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wieder von Seite der großen Oppositions­
partei den Menschen gegenüber vorgetragen 
wird, einer Partei, die Unsicherheit in dieses 
Land hineinbringen möchte, kauft Ihnen doch 
in Osterreich siCherlich niemand ab . 

Auch die Löhne und Gehälter sind in 
unserem Lande nicht nur nominell,  sondern 
auch real gestiegen. Es geht uns eben besser, 
was ich durm das Anführen einiger Wohl­
stands indikatoren erhärten wollte. 

Meine Damen und Herren ! Im bin über­
zeugt, daß ein Großteil der Menschen in 
diesem Lande - ich möchte fast sagen : alle 
Menschen - bemüht sein werden, diese Lei­
stungen der Regierung anzuerkennen, und 
wenn es uns allen zusammen gelingt, den 
wirtschaftlichen Frieden in der Sozialpartner­
schaft zu erhalten oder noch zu stärken, dann 
braucht uns auch vor der Zukunft dieses 
Landes nicht bang zu sein. Die Regierung 
wird auch wie in der Vergangenheit alles 
tun, damit die wirtschaftliche Entwicklung 
noch weiter nach oben gehen wird. (Beifall 
bei der SPO.) 

Präsident : Nächster Redner ist der Herr Ab­
geordnete Hahn. (Zwischenrufe bei der SPO. 
- Abg. Dr. B a u  e r: Der tut euch hal t weh, 
der Hahn! - Abg. S k r  i t e k: Uns nicht! 
Euch tut er mehr weh!) 

Abgeordneter Hahn (OVP) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren ! Ich möchte auf 
die Worte meines Vorredners nur ganz kurz 
eingehen. Er hat versumt, überzeugend dar­
zulegen, daß sich der Wohlstand aller Be­
völkerungsschiChten vermehrt hat. Ich mömte 
hier nicht die Anliegen der Bauern vertreten, 
deren Wohlstand sich sicherlich auch nicht 
vermehrt hat, s ondern die Anliegen zweier 
sehr großer B evölkerungsgruppen, nämlidl 
zweier großer großstädtischer Bevölkerungs­
gruppen.  

Herr Abgeordneter Bregartner! Glauben Sie, 
davon überzeugen zu können, daß sich auch 
der Wohlstand für die Pensionisten vermehrt 
hat ? (Ruf bei der SPO: JawohJ!) Sie schreien 
auch noch : Jawohl ! (Zwischenrufe bei der 
OVP.) Ich bitte Sie doch, nur über eine Zahl 
nachzudenken : Mit 8,7 Prozent wurde der 
Dynamisierungsfaktor ab 1 .  Jänner 1974 brutto 
beschlossen ! Jetzt kommt die Erhöhung der 
Krankenversicherungsbeiträge, jetzt werden 
diese Menschen in höhere Steuergruppen hin­
einwachsen. (Zwischenrufe bei der SPO.) Bitte 

erzählen Sie das in Wien bei allen Pensioni­
stenversammlungen ! Dafür bin ich Ihnen sehr 
dankbar, wenn Sie den 500.000 Wienern, die 
über 60 Jahre alt sind, einzureden versuchen , 
daß sich auch ihr  Wohlstand, vor allem im 

letzten Jahr, gehoben hat! (Beifall bei der 
OVP. - Weitere Zwischenrufe bei der SPO.) 

Aber Sie können auch versuchen, das der 
großen Gruppe der öffentlich Bediensteten 
einzureden. ICh gebe ohneweiters zu, d aß sich 
in verschiedenen Kategorien sicherlich manche 
auf Grund v ersdliedener Lohn- und Gehalts­
bewegungen l eichter tun. In dieser expandie­
renden Wirtschaft, in dieser überbeschäftigten 
Wirtschaft gibt es sicherlich Gruppen, die das 
erreichen. 

Ich meine j etzt nicht die leitenden Beamten 
im öffentliche n  Dienst. Vergessen Sie nicht, 
daß es auch k leine Postler gibt, daß es kleine 
Stenotypistinnen gibt, die bis zu 1 000 S und 
1 500 S weniger verdienen als die gleichen 
Stenotypistinnen in der Privatwirtschaft. 
(Zwischenrufe bei der SPO.) Glauben Sie doch 
nicht, daß Sie diesen auf die Dauer einreden 
können, daß es ihnen besser geht ! Das wird 
Ihnen nicht gelingen. (Abg. Dr. R e  i n h a  r t :  
Sie halten eine Wahlrede!) Ich komme nur 
darauf zurück, was der Herr Abgeordnete 
Bregartner g esagt hat. Wenn Sie wollen, dann 
war die Rede des Herrn Abgeordneten Bre­
gartner genauso eine Wahlrede, eine ober­
österreichische Wahlrede, und ich sage Ihnen: 
In Wien wird es Ihnen bei diesen Bevölke­
rungsgruppen nicht gelingen, den Menschen 
einzureden, daß es ihnen im Jahre 1973 besser 
geht als vorher ! (Beifall bei der OVP. -
Abg. S k r i t e k: Das braucht man ihnen gar 
nicht einzureden! - Abg. Dr. T u  1 1 : Das 
wissen sie von selbst! Die brauchen nicht Sie! 
Herr Hahn! Dazu krähen Sie viel zu schlechtI) 

Aber nun zu den Erklärungen des Herrn 
Finanzministers. Es heißt dort auf Seite 8 :  

"Der stabilitätspolitische Vorrang in den wirt­
schaftspolitischen Entscheidungen der Bundes­
regierung hat im Herbst des vergangenen 
Jahres" - und jetzt neuerlich auch im Früh­
jahr - "zu einem zwischen ,dem Bund, den 
Ländern und Gemeinden, der Notenbank, dem 
Kreditapparat und den Wirtschaftspartnern 
akkordierten Maßnahmenpaket geführt." 

Was die G emeinden anlangt, besteht kein 
Zweifel, daß ein Budget wie das der Bundes­
hauptstadt Wien mit immerhin 25 Milliarden 
Schilling auch einen weitgehenden Einfluß auf 
die Wirtschaft und selbstverständlich auch auf 
die Wirtsch aftsstabilität hat. Es wäre ver­
lockend, Ihnen heute noch einmal die gebro­
chenen W ahlversprechen gerade auf dem 
Sektor des Wohnbaues vorzuhalten. Ich 
spreche j etzt nur von Wien ; der Herr Abge­
ordnete Nittel  ist im Saal. 

Es wäre also sehr verlockend, noch einmal 
festzustellen, daß ein Zustand eingetreten ist, 
den eigentlich niemand der Betroffenen ver-

5 14 
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steht, daß nämlich auf der einen Seite die 
Rüddagen der Gemeinde Wien die 2-Milliar­
den-Grenze überschritten haben und auf der 
anderen Seite der Kreditapparat nicht oder 
nur unter größten Schwierigkeiten in der Lage 
ist, die erforderlichen Kapitalmarkt-Darlehen 
zur Verfügung zu stellen. Aber es bleibt j a  
beim Wohnbau i n  Wien außer einer Ankündi­
gung des neuen Bürgermeisters Gratz, den 
sozialen Wohnbau weiterzuführen, sowieso im 
Moment nicht viel übrig .  (Abg. Dr. F i s  c h e r: 
So werden Sie keine 30 Mandate mehr krie­
gen!) Das braucht nicht Ihre Sorge zu sein, 
Herr Abgeordneter Dr. Fischer ! Wenn ich alles 
so sicher wüßte ! 

Hier darf ich auf die Äußerung des früheren 
Klubobmannes Gratz eingehen, der sagte, es 
ist für ihn bereits ein Sieg, wenn die SPO 
nur vier Mandate verliert ! - Ich bitte nach­
zulesen. Dieser Verlust ist Ihnen auf jeden 
Fall sicher. (Beifall bei der OVP.) Ich zitiere 
nur den Bürgermeister Gratz. (Abg. S k I  i­
t e k: Seien Sie nicht so arrogant! Sie haben 
die Wahl noch nicht gewonnen!) Entschuldigen 
Sie, wenn ich den Bürgermeister Gratz z itiere, 
bin ich sicherlich nicht arrogant! 

Es wäre auch verlockend, in diesem Zu­
sammenhang - nämlich mit der Dberhitzung 
der Bauwirtschaft, ich spreche es sehr deutlich 
aus - über die Tätigkeit des "Baurings" in 
Saudi-Arabien zu sprechen, denn sicherlich ist 
es in einer überhitzten Bauwirtschaft - und 
zweifellos bestand eine solche auch schon 
vor zwei Jahren - ein weiteres Anheizen, 
und es wird der Gemeinde Wien außer hohen 
Provisionssummen bestimmt einen Verlust 
bringen, und ob es für die Neutralitätspolitik 
der Bundesregierung gut ist, das wird sich 
auch noch zeigen . Wir stehen hier eindeutig 
vor der Tatsache, daß die Profitgier der 
sozialistischen Rathausmehrheit nicht einmal 
vor militärischen Abenteuern in Saudi-Ara­
bien haltmacht. (Zustimmung bei der OVP. -
Hei terkei t bei deI SPO.) Aber darüber werde 
ich sicherlich in wenigen Monaten im Wiener 
Rathaus sprechen. 

Es geht also jetzt um den Beitrag der 
Bundeshauptstadt Wien beziehungsweise um 
die Entscheidungen, wo Kürzungen - ich be­
tone :  wo Kürzungen - anläßlich der von der 
Regierung verschuldeten Baubremse vorge­
nommen werden. (Ruf bei der SPO: Das gibt 
es nichtl) Zu lesen auf Seite 83 ! Ich bitte 
die Seite 83 der Beilagen zu lesen, wenn Sie 
es nicht glaubenl Hier ist ja  von dem Uber­
einkommen die Rede:  "Zwischen Bund und 
Ländern fand am 5 .  Dezember 1972 eine Aus-

Jetzt muß ich doch noch einmal auf ein 
Projekt zu sprechen kommen. Ich weiß, das 
wird Ihnen sicherlich nicht angenehm sein, 
denn diesbezüglich gibt es in den zwei oder 
drei Wochen Gratz bereits die verschiedensten 
Äußerungen. (Abg. Dr. T u  1 1 : Uber Saudi­
Arabien?) Ich komme schon noch darauf zu 
sprechen, denn ich meine ein sehr aufwendiges 
Projekt, auch was den Arbeitseinsatz betrifft. 
(Abg. Dr. T u  1 1 : In Saudi-Arabien?) Ich 
meine die Donauinsel, Herr Abgeordneter Dok­
tor Tull ! (Abg. Dr. T u  1 1 : Das müssen Sie 
sagen!) Ich bin schon dabei ! 

Bekanntlich trägt ja der Bund zum totalen 
Hochwasserschutz, der unbedingt notwendig 
ist - ich bitte, das immer wieder festhalten 
zu dürfen, damit Sie dann nicht falsch inter­
pretieren -, 680 Millionen Schilling bei .  Das 
ist ja ganz klar und selbstverständlich. 

Allerdings hat man bereits im Jahre 1 969 
den Wienern ein neues Paradies versprochen, 
von dem freilich noch nicht geklärt ist, ob 
es nur der Erholung dient. Ich möchte auch 
nicht mehr die "Arbeiter-Zeitung" vom 
6.  März zitieren, die das damals noch Slavik­
Rinne genannt hatte. Das ist heute sicher nicht 
mehr aktuell. 

Es gibt auch bereits eine Broschüre, die in 
den vierten Klassen der Volksschulen ver­
teilt wird. Das dürfte auch nicht ganz stim­
men, denn hier heißt es:  "Eine neue Donau 
für die Wiener. Diese neue Insel wird ein 
herrliches Erholungsgebiet für uns Wiener 
werden." 

Ich möchte noch einmal feststellen, daß die 
Osterreichische Volkspartei selbstverständlich 
sehr dafür ist, daß nicht nur der Bäderausbau 
forciert wird und zusätzliche Naherholungs­
gebiete geschaffen werden, sondern sie ist 
selbstverständlich auch für den totalen Hodl­
wasserschutz - ich betone es noch einmal -, 
der nach den Plänen des Bundesstrombau­
amtes 1 , 1  Milliarden Schilling gekostet hätte, 
während die Baukosten des derzeit bereits 
zu bauen begonnenen Projektes der Donau­
insel eigentlich niemand kennt. Man spricht 
von 6 Milliarden Schilling, von 7 Milliarden 
Schilling, und das ohne Aufschließungskosten. 
Da diese Insel 20 km lang und 200 m breit 
ist, ergäbe sich hier ein Grundpreis von min­
destens 1 200 S pro Quadratmeter ohne Auf­
schließungskosten. Das betone ich noch ein­
mal . Daß sich der Preis durch die steigenden 
Baukosten erhöht, ist ja leider selbstverständ­
lich. 

Die SPO hat es bis heute immer noch ver-
sprache statt, in der . . . " die Maßnahmen ein- absäumt, den Wienern zu sagen, wo sie wirk­
vernehmlich festgelegt wurden, die hier zu lich bremst, nämlich beim Wohnbau vor allem, 
treffen wären. aber auch beim Schulbau, aber auch beim 
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Kindergartenbau, aber auch auf dem Gesund­
heitssektor. Es wird so viel von der Gesund­
heit gesprochen. Die Frau G esundheitsminister 
Dr. Leodolter hat ja heute auch wieder sehr 
widersprüchliche Aussagen gemacht. Sie hat 
gemeint, auf verschiedenen Gebieten könne 
sie sowieso nichts machen. Auf dem Gesund­
heitssektor, meine ich, könnte sie eindeutig 
forcieren . Ich meine den Neubau des Allge­
meinen Krankenhauses. Dies er Bau fällt auch 
bereits den Kürzungen zum Opfer. Ich muß 
Ihnen das sagen. Denn statt der 562 Mil­
lionen Schilling, die seit dem Jahre 1 967 für 
das Allgemeine Krankenhaus nach den 
Budgets hätten verbaut werden sollen - die 
Hälfte hätte bekanntlich d e r  Bund zu zahlen 
gehabt -, sind es nur 405 Millionen Schilling, 
und das trotz einer Baukostensteigerung . 

Aber jetzt in dieser Situation, wo die Mittel 
für wirklich sehr wichtige Großprojekte für 
die großstädtische Bevölkerung gekürzt wer­
den, ist ein gemeinsamer Wettbewerb der 
Stadt Wien und des Bautenministeriums aus­
geschrieben worden. Jetzt kommt ja das Un­
faßbare, die groteske Situation - man muß 
es hier auch noch einmal feststellen -: Dieser 
Wettbewerb wird frühestens Ende 1 974 ab­
geschlossen sein. Das ' heißt ,  daß man erst 
im Jahre 1 975 weiß : Was wird es wirklich 
werden, was soll es werden? 

Ich möchte hier nicht auf die unzähligen 
Pressemeldungen der letzten Wochen und 
Monate zurückkommen. Aber es ist schon sehr 
eigenartig, wenn man weiß, daß ja dann über­
haupt erst feststeht, wie teuer diese Insel 
sein wird. Man wird nämlich erst dann die 
Aufschließungskosten für die Infrastruktur 
- Kanalisation, Licht und Gas - zusätzlich 
noch dazugeben müssen. 

Hahn! Sie reden so einen Unsinn! Was wird 
denn jetzt gebaut an diesem Projekt?  Sagen 
Sie, was gebaut wird! - Abg. Dr. M u s  s i 1 :  
Ordnungsruf!) Es wird die Insel aufgeschüttet. 
Das habe ich. ja gesagt. Sie hätten mir j a  
nur zuhören müssen. Es kostet das bereits 
5 Milliarden, 6 Milliarden oder 7 Milliarden 
Sch.illing. Sie bestätigen ja noch einmal - das 
ist ja das Paradoxe -, daß man frühestens 
im Jahre 1975 weiß, was mit dieser Insel 
geschehen soll. (Abg. N i t t e 1 : Aber spre­
chen Sie doch davon, was jetz t  gebaut wird!) 
Man gibt hier bereits Milliarden aus. Abe r  
Sie wollen überall bremsen und stoppen, nur 
bei diesem Projekt nicht, das sicher einmal 
ein Lieblingsprojekt des Bürgermeisters 
Slavik war! (Zustimmung bei der t)VP.) 

Der neue Bürgermeister Gratz hat zwar nicht 
bei seiner Rede vor d em Gemeinderat, son­
dern bei einer Pressekonferenz - das ist in 
allen Zeitungen nachzulesen - versprochen, 
daß dieses Projekt einer Uberprüfung unter­
zogen werden wird. Das scheint aber ein Luft­
ballon zu sein , denn letzten Endes ist j a  
Bürgermeister Gratz sicher ein gelehriger 
Schüler des Herrn Bundeskanzlers Dr. Kreisky. 
Dieser Luftballon scheint nicht ganz ernst ge­
nommen werden zu können, denn gestern hat 
man im Fernsehen wieder gehört, wie Bürger­
meister Gratz erklärt hat : Es ist faszinierend, 
es ist ein faszinierender Gedanke, und es 
wird gebaut werden ; Vlien wird an die Donau 
rücken. 

Auch darüber kann m an sprechen, meine 
Damen und Herren ! Nur muß man dann den 
Mut haben, der Wiener B evölkerung zu sagen , 
daß ganzen anderen Stadtteilen, trotz Stadt­
erneuerungsgesetz - und die Wiener OVP 
i5t sehr daran interessiert und hat in den 
letzten Jahren emsig auch. mit dem Herrn 
Bautenminister Moser zusammengearbeitet, 
damit ein Stadterneuerungsgesetz zustande 
kommt (Widerspruch bei der SPt)) ; jawohl -, 
das nichts mehr nützen wird, weil die Geld­
mittel für diese Stadterneuerung dann sehr 
wohl fehlen werden. Ich darf Ihnen das heute 
hier in aller Ruhe und Freundschaft sagen. 
(Rute bei der SPt): FreundschaftJ) Ja, das 
Wort "Freundschaft" wollte ich hören. (Abg. 
Dr. S c  h r a n z :  Bitte nichtf) 

Eines möchte ich hier bemerken, weil j a  
bereits vertragliche Verpflichtungen mit Tief­
baufirmen bestehen: Diese Verträge werden 
unserer Meinung nach auf den U-Bahn-Bau, 
der sicher im Sinne der Förderung des 
Massenverkehrs notwendig ist - ich hoffe, 
wenigstens in diesem Punkt mit Ihnen einer 
Meinung zu sein -, Einfluß haben. Der 
ü-Bahn-Bau könnte nämlich noch forciert 
werden. Eine Zurückstellung des Projektes der 
Donauinsel , aber eine Forcierung des Pro­
j ektes des Bundesstrombauamtes würde einen 
rascheren Hochwasserschutz bedeuten und Ich glaube, darüber muß heute hier noch 

einen Verzicht auf ein weiteres Anheizen der einmal gesprochen werden. Sie haben sicher 

Inflation. noch Zeit mit einer klaren Entscheidung. Sie 
haben die Mehrheit. Selbstverständlich kön-

In diesem Zusammenhang möchte ich ein- nen Sie den Wienern s agen : Jawohl , das 
deutig etwas noch einmal feststellen - es neue Paradies wird gebaut! Wir wissen zwar 
wurde das hier bereits des öfteren gesagt -: noch nicht, was mit diesem Paradies geschieht. 
Es fehlt die Prioritätenfestsetzung für Groß- -. Der Herr Minister Lütgendorf hat j a  
bauvorhaben. (Abg. N i  t t e 1 : Herr Kollege sinnigerweise einmal einen Truppenübungs-
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platz dort angemeldet. Aber bitte : Das nimmt 
ja sowieso niemand ernst. Das mag schon 
stimmen. - Aber das alles werden Sie jeden­
falls den Wienerinnen und Wienern sehr 
deutlich sagen müssen. 

Meine Damen und Herren von der Soziali­
stischen Partei ! Gestatten Sie mir abschließend 
noch eine Bemerkung : Ich habe mich in den 
20 Monaten meiner parlamentarischen Tätig­
keit wirklich sehr bemüht - ich gebe zu, 
manchmal in heftigem Ausmaß -, die Inter­
essen der Wienerinnen und Wiener hier zu 
vertreten. (Abg. Dr. T u  1 1 : Verabschieden 
Sie sich?) Ich glaube, daß ich den Wähler­
auftrag der Osterreichischen Volkspartei für 
Wien in diesen 20 Monaten erfüllt habe und 
daß es Ihnen nicht recht war, wenn ich Fehler, 
wenn ich Unterlassungssünden, wenn ich Miß­
griffe und vor allem wenn ich den Herrn 
Landeshauptmann Slavik scharf kritisert habe. 
Daß Ihnen das nicht recht war, dafür habe 
ich Verständnis. (Abg. Dr. T u  1 1 : Schwanen­
gesang!) Aber eigentlich haben wir ja den 
Erfolg schon heimgebracht, denn ganz umsonst 
ist ja Bürgermeister Slavik nicht zurückge­
treten. (Zustimmung bei der OVP .) Ich glaube, 
das darf man hier schon festhalten. 

Klubobmann Gratz konnte sich j a  gar nicht 
mehr vom Parlament verabschieden. Ich kann 
dies heute tun. Ich kann Ihnen sagen : Der 
Wählerauftrag im Wiener Rathaus wird von 
mir genauso erfüllt werden wie dieser Wähler­
auftrag im Parlament. (Anhaltender Beifall bei 
der OVP. - Zwischenrufe bei der SPO.) 

Präsident: Nächster Redner ist Herr Dipl.­
Ing. Hanreich. (Abg. S k r i t e k: "Hahn" ist 
s teigerungsfähig: Hahn - Hanreich!) 

Abgeordneter Dipl. -Ing. Hanreich (FPO) : 
Herr Präsident!  Hohes Haus ! Von "Hahn" zu 
"Hanreich" ist dem Namen nach sicher eine 
Steigerung - wie ganz richtig bemerkt wurde 
(Hei terkeit) -, aber in kommunalpolitischer 
Hinsicht wird das keine Steigerungsrede sein. 
Diese wird dann der Superlativ von "Hahn" 
über "Hanreich" zu "Nittel" werden , nehme 
idJ an. Oder nicht? (Abg. N i  t t e l : Nein!) 
Nach dem Zwischenruf von Ihnen, Herr Kol­
lege, wäre das eigentlich zu schließen. (Abg. 
Dr. F i s  e h e  r: Ein Zwischenruf genügt für 
Hahn!) Genügt. (Abg. Dr. S c  h w i m m e  r:  
Der Zwischenruf hat genügtl) 

Ich möchte gerne die Bundespolitik etwas 
mehr in den Vordergrund stellen und bei der 
Rede des Bundeskanzlers beginnen, in der er 
seinem Investitionsoptimismus Ausdruck ver­
liehen hat, indem er gemeint hat, daß die 
wirtschaftliche Entwicklung - was ja der 
Tenor der gesamten Reden sowohl des Herrn 
Bundeskanzlers als auch des Herrn Bundes-

finanzministers als auch der sozialistischen 
Abgeordneten war - eine durchaus positive 
sei und daß man noch weiterhin mit einer 
Steigerung der Sparquote zu rechnen habe. 

Diese Meinung kann ich durchaus nicht 
teilen. Ich glaube nicht, daß der österreichische 
Staatsbürger bei einer stolzen Inflationsrate 
von 7 ,2  Prozent - wie heute schon gesagt 
wurde : "nur" 7,2 Prozent - weiterhin den­
selben Spareifer ausweisen wird, den er bisher 
gezeigt hat, und daß es weiterhin möglich 
sein wird, die notwendigen Finanzierungen für 
die österreichische Wirtschaft sicherzustellen. 

Ich glaube, daß man es sich zu leicht macht, 
wenn man darauf spekuliert, daß das Ver­
ständnis des Osterreichers für wirtschaftliche 
Entwicklung unterentwickelt ist. Es wäre an 
der Zeit, daß die Regierung nicht einer 
optimistischen Meinung hinsichtlich der wei­
teren Entwicklung der Sparquote Ausdruck 
verliehe, sondern daß sie Maßnahmen setzt, 
die tatsächlich zur Bildung von mehr Kapital, 
zur Bildung von mehr Eigentum, mehr Ver­
mögen beim einzelnen führen. Denn das wer­
den wir notwendig haben, wenn wir das 
Risikokapital bereitstellen, das die Voraus­
setzung für die Bewältigung der Probleme ist, 
die uns durch die Währungsunsicherheit ent­
standen sind. 

Kollege Bregartner hat erwähnt, daß Oster­
reich voll Vertrauen auf seine Bundesregie­
rung blickt, daß Osterreich trotz der währungs­
politisch schwierigen Situation voll Vertrauen 
ist. I ch  glaube aber, daß dieses Vertrauen 
doch nicht die exportierenden Wirtschafts­
treibenden umfaßt, daß im Gegenteil gerade 
die Exportwirtschaft mit großem Mißtrauen, 
mit großem Mißvergnügen die Aktionen der 
Bundesregierung auf währungspoliti scher 
Ebene beobachtet und mit Recht - wovon 
leider in keinem der beiden Statements die 
Rede war - Aktionen erwartet, die ihre 
Konkurrenzfähigkeit im Ausland verbessern. 

Es war nämlich nicht so, daß der Herr 
Bundeskanzler oder der Herr Finanzminister 
nun neue Initiativen für den Fremdenverkehr 
angekündigt hätten, um dem Fremdenverkehr 
in den Bereichen, wo er infolge der Auf­
wertung Schaden erleiden wird, Hilfe zu 
bieten, zum Beispiel durch eine extrem ver­
stärkte Werbung um den japanischen 
Touristen, der als ein Tourist aus einem Land, 
da� selbst stark aufgewertet hat, verhält­
nismäßig günstig in Osterreich als Fremden­
verkehrsteilnehmer aufscheinen könnte. Dort 
soll nach einer Studie ein zukünftiger Markt 
für den österreichischen Tourismus bestehen. 
Kein solcher Vorschlag kam von der Bundes­
regierung. 
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Es kam auch kein Vorschlag, daß man 
vermehrte Anstrengungen mit gezielter For­
schung für die Exportindustrie setzen w erde, 
daß man durch Intensivierung der angewand­
ten Forschung zugunsten der Industriebetriebe, 
die exportieren, die Wettbewerbsfähigkeit im 
Ausland nachhaltig verbessern will. Lediglich 
im Hinblick. auf die Finanzierung wurde an­
gekündigt, daß man die Restriktionsmaßnah­
men keinen Tag länger als unbedingt nötig 
belassen werde. So gen au wollten wir  das 
gar nicht wissen. Die Fragestellung war viel­
mehr : Wann und zu welchem exakten Zeit­
punkt wird die Finanzierungsmöglichkeit der 
Exportindustrie wieder sichergestellt werden? 
Denn die Verkäufe ins Ausland pflegen nicht 
von heute auf morgen abgeschlossen und aus­
geliefert zu werden, sondern beeinflussen auf 
Jahre hinaus die wirtschaftliche Entwicklung 
unseres Landes. 

Ich glaube daher, daß man sich hier sehr 
rasch dazu entschließen sollte, ganz gezielt 
der Exportindustrie die Möglichkeit zu einem 
weiteren Wachstum zu geben, ihre Märkte 
zu halten und zu sichern, denn dort, w o  wir 
einmal aus einem Exportmarkt, der mit Mühe 
aufgebaut wurde, hinausgeworfen w orden 
sind, wird es sehr, sehr schwer sein, wieder 
Fuß zu fassen. Ich glaube nicht, daß w ir es 
uns als ein im Vergleich zu ähnlich gelagerten 
Ländern eher schwach exportierendes Land 
leisten können, durch durchaus notwendige 
Änderungen unseres Wechselkursverhält­
nisses die Märkte zu gefährden, die die öster­
reichische Industrie mit vieler Mühe und unter 
großen Opfern aufgebaut hat. 

Der Kollege Hofstetter hat sich der Pro­
bleme der Fremdarbeiter angenommen und 
hat darauf hingewiesen, daß es durchaus sinn­
voll sein könnte, zu überlegen, ob niCht eine 
Reduktion der Beschäftigung der Fremdarbei­
ter in Osterreich zugunsten eines Kapital­
exportes, zugunsten von Direktinvestitionen 
ins Ausland anzupeilen wäre. Ich meine, daß 
diese Uberlegung sehr richtig ist und daß es 
sicherlidl besser wäre, die Möglichkeit zu 
bieten, daß das Kapital zur Arbeit und in 
vielen Fällen auch zum Rohstoff fließt und 
daß man nicht die Wirtschaft und das soziale 
Gefüge eines Landes mit den Problemen be­
lastet, die die Beschäftigung von Fremd­
arbeitern nun einmal darstellen. 

Es kann kein Zweifel sein, daß m a n  der 
jetzigen Situation nur dann Herr wird, wenn 
man sich damit befaßt, welche Möglidlkeiten 
wir für Investitionen im Ausland, in den 
Gebieten, in denen Arbeitskräfte zur Ver­
fügung stehen, haben und welmen Beitrag 
die Regierung dazu leisten kann, daß die 

österreichischen Unternehmen diese Chancen 
auch wahrnehmen und dort ihre Investitionen 
tätigen. 

Wenn ich an die Bemerkungen des Herrn 
Handelsministers im Zusammenhang mit der 
Kontrolle multinationaler Unternehmen und 
der Preisregelung der Produkte solcher Unter­
nehmen denke, dann gewinne ich den Ein­
druck, daß man auf seiten der Regierung in 
keiner Weise bereit ist, sich darübe r  klar zu 
werden, daß der Abbau der Zahl der Fremd­
arbeiter und eine Vermehrung der Direkt­
investitionen im Ausland zwangsläufig auch 
zu multinationalen Unternehmen mit ihrem 
Stammsitz in Osterreich führen müßte und 
auch führen sollte. Denn es ist betrüblich, 
daß zwar die Niederlande über ganz beträcht­
liche multinationale Konzerne verfügen, daß 
aber Osterreich auf diesem Gebiet noch nichts 
ernst zu Nehmendes zu bieten hat. 

Wir haben uns noch nicht daran gewöhnt, 
über unsere eigenen Grenzen hinauszusehen, 
und nutzen die Chancen nicht, die darin 
liegen würden, jenseits unserer Grenzen an 
Orten, wo günstige Arbeitskapazitäten zur 
Verfügung stehen, Betriebe zu errichten. Hier 
wäre es also angebracht, daß sich die Regie­
rung im Sinne ihrer langfristigen w irtschafts­
politischen Zielsetzung eingehender mit dieser 
Frage beschäftigt. 

Herr Finanzminister Androsch hat j a  gesagt, 
daß die Wirtschaftspolitik an der Zukunft aus­
gerichtet werden soll und in vermehrtem 
Maße nid1i nur von der Tagespolitik ab­
hängig sein soll . 

Ich glaube, daß darüber hinaus nicht nur 
die Wirtschaftspolitik, sondern auch die ge­
samte Politik längerfristig orientiert sein 
sollte, längerfristig Zielsetzungen klarlegen 
sollte, wie das mein Kollege Dr. Broesigke 
schon im Hinblick auf die Energiepolitik heute 
urgiert hat. 

Man sollte sidl aum, was die Steuerfragen 
anlangt, einmal damit befassen, wie man das 
System als solches einfamer, verständlidler, 
wirkungsvoller und zukunftsträchtiger gestal­
ten könnte. Wenn wir heute eine Änderung 
der Kfz-Steuer beschließen werden, dann, 
glaube ich, ist das bestenfalls eine Augen­
auswisdlerei, aber ganz sicher kein echter Bei­
trag zu einer langfristigen Verbesserung des 
Finanz- und Steuersystems in Osterreich .  

Herr Finanzminister Androsm hat im Zu­
sammenhang mit der Stabilisierung und dem 
restriktiven Budgetvollzug gesagt, das Ergeb­
nis sei zwar erfreulich, aber nicht zufrieden­
stellend. Wenn ich die Reden der Mitglieder 
der Regierung und der Sozialistischen Partei 
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am heutigen Tage betrachte, möchte ich eher 
sagen: Aus der Sicht von Regierung und 
Sozialistischer Partei ist das Ergebnis zufrie­
denstellend (Abg. S t a u  d i n g e I: Genau!), 
aber aus der Sicht der österreichischen Be­
völkerung ist es jedenfalls nicht erfreulich. 
(Zustimmung bei der FPO.) 

Der Herr Kollege Bregartner hat gesagt, 
daß Schulden in höherem Maße getilgt worden 
seien, als das früher der Hall war, ja daß die 
Verschuldung des Staates zurückgegangen sei. 
Das klingt sehr schön, auch durchaus richtig, 
und soweit man die Zahlen überprüfen kann, 
stimmen sie auch. Wenn man dann aber stolz 
sagt, man hätte zwar ein Defizit, aber es sei 
nicht einmal inlandswirksam geworden, son­
dern im Gegenteil, man hätte einen inlands­
wirksamen Uberschuß trotz tatsächlichen Defi­
zits gehabt, man hätte sozusagen eine Ab­
schöpfung durchgeführt, so ist das doch eine 
gröbliche Verfälschung der tatsächlichen 
Situation. 

In diesem Zusammenhang muß die Frage 
gestellt werden - was aus diesem Bericht 
nicht zu ersehen ist -: Wie sieht denn im 
Moment der Stand der Verwaltungsschulden 
aus? Wie sieht es denn mit den Schulden aus, 
die jeweils erst auf große Distanz ausgewie­
sen werden und dem Nationalrat zur Kennt­
nis gelangen, wo also schon Ausgaben ge­
tätigt wurden, die nur noch nicht bezahlt 
sind? Wenn diese nämlich eine weitere Steige­
rung erfahren haben, wie das in den letzten 
Jahren der Fall war, dann kann man wirklich 
nicht von einer Stabilisierung sprechen, son­
dern von dem, was wir immer behauptet 
haben, nämlich von einem Anheizen der Preis­
und Wirtschaftsentwicklung, die man vorgeb­
lich massiv bekämpft. 

Für das kommende Jahr hat der Herr 
Finanzminister eine Stabilitätsquote angekün­
digt. Mein Kollege Dr. Broesigke hat erwähnt, 
daß das eine sehr interessante neue Variante 
sei ,  eine Variante, die grundsätzlich positiv 
zu bewerten sei, eine Variante, die sicherlich 
mehr Erfolg haben werde als die nachträg­
lichen Budgetkürzungen beziehungsweise die 
Bindung von Krediten, denn zu Kürzungen ist 
es bisher nicht gekommen. 

Was mich dabei stört - und das hat mich 
bewogen, eine mündliche Anfrage zu stellen, 
und das hat auch den Kollegen Dr. Koren 
bewogen, eine schriftliche Anfrage einzubrin­
gen -, ist die Tatsache, daß dieses Budget 
samt seiner Stabilisierungsquote ohne Budget­
vorschau präsentiert wurde. 

Was bedeutet das? Das bedeutet, daß man 
eine Hausnummer annimmt, die sich aus den 
Wünschen der Ministerien zusammensetzt, 

dabei die Summe von 1 55 Milliarden Schilling 
feststellt, dazu 5 Milliarden Schilling an Stabi­
litätsquote legt und dann das Ganze als eine 
stabilitätspolitisch wertvolle Maßnahme ver­
koauft. Denn anders kann man es doch nicht 
beurteilen, wenn mit umfangreicher Begrün­
dung in der Beantwortung dieser schriftlichen 
Anfrage, die uns heute zugegangen ist, darauf 
hingewiesen wird, daß man zwar nicht in der 
Lage sei, eine Vorausschau zu erstellen, daß 
aber trotzdem ein im Sinne restriktiver Politik 
erfolgreiches Sparbudget für das kommende 
Jahr mit einem Ausgabenrahmen von 
155 Milliarden Schilling und einem Abg,ang 
von 1 0,5 Milliarden Schilling angepeilt sei. 

In einer solchen Situation wie der, die wir 
heute haben, selbst wenn zufällig der Preis­
index unter Einrechnung des letzten Monates 
nur 7,2 Prozent hat, kann man doch eine 
derartige Ausweitung wirklich nicht als Bei­
trag zur Stabilisierung und zur Beruhigung 
des Preisauftriebes werten. Ganz abgesehen 
davon, daß die Regierung sCheinbar nicht be­
müht ist, den Motor der österreichischen Wirt­
schaft entsprechend in Bewegung zu halten, 
daß die Regierung nicht bereit ist, Maßnah­
men zu setzen, die der Wirtschaft gezielt die 
Möglichkeit geben, ihre Kräfte dort voll ein­
zusetzen, wo ein Maximum an Produktivitäts­
steigerung geschaffen werden kann und da­
durch von der Verbesserung der Produktions­
struktur her eine Möglichkeit zur Dämpfung 
des Preisauftriebes gesetzt wird. 

Klubobmann Peter hat den Unternehmer in 
einem Zitat zuerst als Wolf, dann als Kuh 
und auch als Zugpferd bezeichnet. Ich habe 
so das Gefühl , daß dem Unternehmer als 
Wolf die Zähne und Klauen gezogen worden 
sind, daß man ihm als Kuh kein Futter mehr 
gibt und ihn trotzdem melkt und daß er als 
Zugpferd bei jeder p assenden Gelegenheit 
Schläge bekommt. 

Fast frage ich mich, ob man nicht ein Esel 
sein müßte, um unter der sozialistischen Re­
gierung und der augenblicklichen Situation 
noch in solchem Umfang seine persönliche 
Leistung in das Wirtschafts system einzubrin­
gen, ohne dafür die entsprechenden Förde­
rungsmaßnahmen zu erhalten. (Zustimmung 
bei deI FPO und des Abg. M i t  t e r e I.) 

Es ist nämlich nicht so, daß man den Arbeit­
geber, den Unternehmer - wie es der Kollege 
Wille gesagt hat - als das einstuft, was er 
ist,  nämlich als einen seiner Mitarbeiter, der 
mehr oder weniger zufällig zusätzlich noch 
das Kapitalrisiko trägt. Denn wäre es so, 
dann hätte man dem freiheitlichen Vorschlag 
Folge geleistet, bei der Steuerreform die Ent­
nahmen des Unternehmers für seine persön-
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lichen Zwecke denselben Richtlinien wie bei 
der Lohnsteuer zu unterziehen, und hätte da­
neben die Betriebssteuer, die wir gefordert 
haben, für den verbleibenden Teil angesetzt. 

Dem ist aber nicht so. Der Unternehmer hat 
eben k e ine steuerfreien Uberstundenzuschläge, 
er hat keinen reduzierten Steuers atz für 
Urlaubs - und Weihnachts geld, und er zahlt 
überdies noch Gewerbesteuer von seinem per­
sönlichen Einkommen, von dem er zu leben 
hat. Hier trifft insbesondere den kleinen 
Unternehmer die Gewerbesteuer hart, von der 
wir immer wieder mit allem Nachdruck ver­
langt haben, daß sie so früh als möglich zu 
beseitigen sei. 

Es ist also keineswegs so, daß der Unter­
nehmer in der wirtschaftlichen Situation unter 
der jetzigen Bundesregierung eine Fülle von 
zusätzl ichen Anregungen und Förderungsmaß­
nahmen erfährt, die ihn ermutigen und er­
muntern ,  seine Risikobereitschaft weiter zu 
verstärken und sich weiterhin der Gefahr 'aus­
zusetzen,  die ihn nicht nur bezüglich des 
Arbeitsplatzrisikos, sondern auch hinsichtlich 
des Risikos an Kapitalverlust trifft, wenn sein 
Unternehmen unter den Auswirkungen der 
sozialistischen Wirtschaftspolitik leidet. 

Der Herr Bundeskanzler hat in seinen Aus­
führun gen darauf hingewiesen, daß im Jahre 
1 937 der  Anteil des Budgets am Bruttosozial­
produkt 19,6 Prozent und im Jahre 1 972 
26,8 Prozent betragen hat. Der Herr Minister 
Androsch hat sich seinerseits darüber gefreut, 
daß vom Jahre 1 969 bis zum Jahr 1972 der 
Anteil des Budgets am Bruttosozialprodukt 
von 28, 1 auf 26,8 Prozent gesunken ist. 

Die Freude, glaube ich, ist etwas verfrüht. 
Ich würde mich erst freuen, wenn dieser Trend 
sich l angfristig fortsetzen würde und wenn 
man dann auch im nächsten Jahr erfolgreich 
behaupten könnte, daß sich der Anteil des 
Staatshaushaltes am Bruttonationalprodukt 
reduziert hat. Denn das würde auf lange Sicht 
bedeuten, daß wir auch für ausländische 
Unternehmen im vermehrten Maß interessant 
werden würden, daß die Steuerbelastung bei 
uns im Vergleich zu anderen Ländern all­
mählich absinken könnte. Wenn wir als Richt­
linie die Schweiz anpeilen, dann kann ich 
mir vorstellen, daß es ein wirklicher Beitrag 
für eine erfolgreiche Entwicklung der öster­
reichis chen Wirtschaft wäre, wenn wir auf 
das Ausmaß der Steuerbelastung herunter­
kommen könnten, die die Schweizer zu leisten 
haben, im Vergleich zu dem derzeitigen Satz, 
der b e i  uns doch wesentlich höher l iegt und 
zu keiner Freude Anlaß gibt. 

Der Kollege Bregartner hat ganz nachhaltig 
darauf hingewiesen, daß eine massive, reale 

Steigerung des Einkommens vorliegt, und 
pauschal gesehen, muß man ihm da zustim­
men.  Aber leider nur pauschal. Sie wissen 
j a, wie das bei solchen Dingen ist. Die 
Statistik zeigt immer nur einen Querschnitt. 
Das bekannte Beispiel mit dem einen Fuß auf 
der Herdplatte und dem anderen auf dem 
Eisb l ock. bei durchschnittlich angenehmer 
Temperatur ist Ihnen ja bekannt. So ähnlich 
sieht das mit der realen Steigerung aus. 

W erfen wir doch einen Blick auf die Ziffern, 
die hier in dem Bericht der Bundesregierung 
angegeben sind : eine reale, also bereinigte 
Steigerung nach Abzug der Inflationsrate im 
J ahre 1 970 um 3,6 Prozent, 1 971  8,2 Prozent, 
1 972  3,5 Prozent. Ich würde sagen, das kommt 
dem einzelnen bestenfalls vor Abzug der 
Steuern zugute. Im Schnitt natürlich. Da ergibt 
sich ja die Differenz. Ich spreche jetzt gar nicht 
von einem Spitzensteuersatz, sondern eben 
nur von der durchschnittlichen Belastung des 
Bruttonationalproduktes, wie angegeben, mit 
knapp 27 Prozent. Das bedeutet folgendes :  
I m  J ahre 1 970 war eine reale Steigerung um 
3,6 Prozent, dazu eine Inflationsrate von 
4 ,4 Prozent, ergibt 8 Prozent; davon ab 
wieder 2,2 Prozent, die der Steuerbelastung 
entsprechen, davon ab die Inflationsrate, er­
gibt im Schnitt plus 1 ,4 Prozent reale Steige­
rung bei den Einkommen. Wenn einzelne 
bessere Ergebnisse gehabt haben, dann muß 
das auf Kosten anderer gegangen sein. Das 
gibt doch eigentlich zu denken. 

Dasselbe gilt für das Jahr 1971 . Nur sieht 
die S ache hier deswegen erfreulicher aus,  weil 
bei einer Steigerung von 8,2 Prozent letztlich 
doch ganze 4,4 Prozent übrigbleiben. Aber im 
Jahre 1 972 wird es dann traurig. Denn bei 
3 ,5 Prozent und einer Preissteigerung von 
6,4 Prozent - weshalb dann 2,7 Prozent für 
Steuern abgezogen werden müssen - bleibt 
eben ein realer Rest von 0,8 Prozent zur Ver­
fügung des einzelnen Einkommensempfängers. 
Da ist die Steigerung, real gesehen, doch 
nicht so erfreulich, daß man der sozialistischen 
Regierung eine wirklich erfolgreiche Wirt­
schaft bescheinigen könnte. 

Das ist auch der Grund, warum wir Freiheit­
l ichen mit dem heute vorgelegten Bericht 
durchaus nicht zufrieden sind. (Beifall bei der 
FPO.) 

Präsident: Nämster Redner ist der Herr Ab­
geordnete Nittel. 

Abgeordneter Nittel (SPO} : Herr Präsident !  
Meine Damen und Herren ! Ich danke meinem 
geschätzten Herrn Vorredner, daß er mich so 
freundlich angekündigt und mir noch einige 
Minuten bis zur Unterbrechung gelassen hat, 
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damit ich noch einige Sätze 7um Thema sagen bei diesen Bemühungen zu verzeichnen ge-
kann. wesen .  

Meine Damen und Herren ! Zentraler Gegen­
stand der heutigen Berichterstattung der Bun­
desregierung war die Darstellung der Linie 
der österreichischen Wirtschaftspolitik, die 
zwischen den b eiden Polen Wachstum und 
Stabilität liegen muß und, wie ich meine, 
erfolgreich verlaufen ist. 

Es ist uns allen klar, daß die immer stärker 
werdende wirtschaftliche Verflechtung der 
österreichischen Volkswirtschaft uns auch im 
höheren Maße abhängig macht von allen 
wirtschaftlichen Ereignissen in den Ländern 
um uns, mit denen wir außenpolitische Ver­
bindungen haben. Als Kleinstaat haben wir 
nicht die Möglichkeit, dieses Wirtschaftsge­
schehen zu diktieren oder auch nur wesentlich 
zu b estimmen. Es muß uns - wie das auch 
im Bericht richtig dargestellt wurde - doch 
im wesentlichen verbleiben, richtig und zeit­
gerecht auf jene Ereignisse zu reagieren, die 
wir außerhalb Osterreichs feststellen und ver­
merken. Hier ist zweifellos die Ordnung im 
sozialen und wirtschaftlichen Bereich eine der 
ersten Voraussetzungen, um eine relative 
Stabilität zu erreichen. 

Wenn heute im Bericht des Herrn Bundes­
kanzlers der Stabilität Rang eins zugeordnet 
wird, so ist das zweifellos ein sehr deutliches 
Reagieren auf j ene Ereignisse, die wir außer­
halb Osterreichs feststellen .  Wenn das Ziel 
so formuliert wird und so dargestellt wird . . .  
(Abg. S t a u  d j n g e r : Er reagiert erst 19731) 

Er reagiert, wenn es Zeit ist. Die Reaktionen 
erfolgten zu allen Zeiten. Heute ist der Be­
richt zu geben gewesen über jene Reaktionen, 
die sich auf die allerjüngsten Ereignisse be­
zogen haben. Daß diese Regierung rasch, zeit­
gerecht und zielstrebig reagiert, ist wohl in 
der österreichischen Offentlichkeit bekannt. 
(Beifall bei der SPO.) 

Es ist interessant - der bekannte Wirt­
schaftswissenschafter Anton KauseI beschreibt 
das -, daß Osterreich,  langfristig betrachtet, 
unter den europäischen Nationen eine ein­
malige wirtsch aftliche Entwicklung zu ver­
zeichnen hat. Ebenso interessant ist - auch 
das soll gesagt werden -, daß zwischen der 
tatsächlichen wirtschaftlichen Entwicklung 
Osterreichs und dem Wirtschaftsbewußtsein 
der österreichischen Bevölkerung eine tiefe 
Kluft herrscht, eine Kluft, die bestimmt ist 
durch das dramatische Erlebnis des drei­
maligen Zusammenbruchs der österreichischen 
Nationalwirtschaft in den letzten Generatio­
nen, was den Glauben an die Kraft der öster­
reichischen Wirtschaft schwer erschüttert hat. 
Die tatsächliche Entwicklung war bisher noch. 
nicht in der Lage, das Selbstbewußtsein der 
Osterreicher hinsichtlich ihrer wirtschaftlichen 
Entwicklung voll zu entwickeln . Wenn in den 
letzten 70 Jahren Osterreich mit einem durch­
schnittlichen Wachstum von 2,2 Prozent trotz 
aller Krisen und Kriegsereignisse an der 
Spitze aller europäischen Staaten steht, so 
wäre das zweifellos Grund genug, unser Wirt­
schaftsselbstbewußtsein etwas aufzumöbeln. 

Es ist auch interessant, eine Tabelle aus der 
Arbeit, die ich gerade zitiert habe, herzu­
nehmen, die zeigt, wie sehr Osterreich sich 
in der Tabelle der europäischen Volkswirt­
schaften emporgearbeitet hat, eine Entwick­
lung, die über Jahrzehnte geht - ich gebe das 
gerne zu -, aber insbesondere stark ausge­
prägt war durch die wirtschaftliche Entwick­
lung der letzten zwei ,  drei Jahre. 

Es ist das erklärte Ziel der Bundesregierung, 
Osterreich an die europäischen Industrienatio­
nen heDanzubringen, und wir sehen, daß dieses 
Ziel in einem hohen Maße und in erstaunlich 

Das Ziel der Wirtschaftspolitik ist es, die kurzer Zeit err��cht wurde.  Wenn
. 
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lIch relche� und entwlckelten Staaten gehören 
und auch 1m Jahre 1 950 noch 30 und 70 Pro-

Wer die Stabilität anstrebt - wir sprechen ; zent über unserem Wirtschaftsgefüge notiert 
von der relativen, eine absolute wäre Illu- haben, so sehen wir 1 972, wenn wir Osterreich 
sion -, darf auf der anderen Seite die Aus- mit 1 00 annehmen, daß das reale BruUo­
gangsposition Osterreichs nicht übersehen, die nationalprodukt pro Kopf geredmet in Holland 
zweifellos anders geartet ist als die unserer 95, in Großbritannien 92 beträgt und der 
Außenbandelspartner. Osterreich kann ganz skandinavische Staat Norwegen mit 106 ran­
einfach nicht auf ein Wachstum verzichten. giert. Wir haben also nicht nur prominente 
Wenn die Regierungserklärung 1971 als Ziel europäische Staaten überholt, sondern haben 
darstellte, Osterreich europareif zu machen, uns deutlich angenähert an jene Staaten, die 
so ist dieses Ziel zweifellos erfolgreich ange- uns oft als Ziel in wirtschaftlichen Belangen 
peilt worden, und es sind bedeutende Erfolge vorgeschwebt sind. 
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Ich glaube, die Feststellung, daß Osterreich 

auf dem Weg zu einem modernen europä­
ischen Industriestaa t  ist, ist voll gerechtfertigt, 
und damit ist der österreichischen Bundes­
regierung ein hohes Zeugnis wirtschaftlicher 
Kunst und Stabili tät ausgesprochen. (BeiJall 
bei der SPO.) 

Es war dies zweifellos nur möglich, weil 
alle Anstrengungen unternommen worden 
sind, die soziale Symmetrie :zu bewahren, die 
Verteilung des Volkseinkommens auf Lohn 
und Gewinn und die Nichtaktiven in der öster­
reichischen Bevölkerung symmetrisch zu er­
halten ; dazu sind von vielen verantwortungs­
vollen Seiten in O s terreich deutliche Beiträge 
geleistet worden. 

Umso erstaunlich er und umso weniger ver­
ständlich muß es e rscheinen, Herr Abgeord­
neter Staudinger (Zwischenrufe bei der OVP), 
wenn heute Arbeitnehmergruppen unter der 
Führung der Osterreichischen Volkspartei und 
Gliederorganisationen der Osterreichischen 
Volkspartei unter M ißachtung dieser in Oster­
reich bisher so erfolgreich geltenden Grund­
sätze eine Politik betreiben , die die partei­
politischen Uberlegungen vor die volkswirt­
schaftlichen stellen. (Beifall bei der SPO.) Ich 
meine jene politis ierenden OAAB-Funktio­
näre, die wider besseres Wissen Forderungen 
an den Staat und die Allgemeinheit stellen, 
die die soziale Symmetrie gefährden. Das 
meine ich. (Erneuter Beifall bei der SPO. -
Zwischenrufe bei der OVP.) 

Die geschäftsordnungsmäßige Bestimmung. 
daß um 5 Uhr wegen der dringlichen Anfrage 
unterbrochen werden muß , zwingt mich, man­
ches,  was hier noch zu sagen wäre, zu kürzen ; 
ich möchte aber doch, damit es nicht unwider­
sprochen in diesem Haus bleibt und noch in 
guter Zeit gesagt wird.  wenige Sätze zu den 
Abschiedsworten d es Abgeordneten Hahn 
- zum "Hahnengesang" ,  könnte man in lite­
rarischer Abwandlung sagen - hier vermer­
ken. (Zwischenrufe bei der OVP.) 

Ich meine, daß der Herr Abgeordnete Hahn, 
wenn er mit seinen Worten hier versucht hat, 
ein Resümee seiner Tätigkeit zu ziehen, seiner 
Heimatstadt Wien in der Zeit als Abgeord­
neter keinen guten Dienst erwiesen hat. 

Es war nicht der Wiener Abgeordnete Nittel, 
sondern es war e i n  Abgeordneter, der das 
mehr aus der beobachtenden Position eines 
Vertreters eines ö s terreichischen Bundeslan­
des hier festgestellt  hat, wenn er erklärte : 
Wann immer der Abgeordnete Hahn hier an 
das Rednerpult gegangen ist, hat er gegen 
seine eigene Heimatstadt , hat er immer gegen 
seine nähere Umg e bung gewettert und nie, 
nie ein einziges gutes Wort über diese Stadt 

gesagt, in der er sich um das Vertrauen be­
mühen möchte. (Zustimmung bei der SPO. -
Zwischenrufe bei der OVP. - Abg. Doktor 
M u s s i 1 :  Aber er hat Erio1g gehabt mit 
seinen Reden!) 

Natürlich haben Sie es auf verschiedene 
Weise versucht : vor ein paar Tagen hat man 
den "durchsichtigen Hahn" plakatiert. Dann 
haben Sie festgestellt, das paßt nicht, und 
haben ihn daher rot überklebt. Der "rote 
Hahn" wird auch nicht ziehen. 

Wenn jemand hier her:ausgeht und kritisiert, 
so ist das sein Recht, so ist d as seine Pflicht. 
Wenn aber j em and in zwei Jahren nicht ein 
einziges gutes Wort über seine Stadt zu reden 
wußte, so hat er sich außerhalb der politischen 
Gemeinschaft dieser Stadt gestellt. (Zustim­
mung bei deI SPO.) 

In einer wirtschaftspolitischen Debatte zum 
Beispiel hätte der  Wiener Abgeordnete Hahn 
viel sagen können, etwa daß die 2 1  Prozent, 
die die Wiene r  in Osterreich darstellen, 
26 Prozent alle r  Erwerbstätigen ausmachen 
und 30 Prozent des gesamten Bruttonational­
produkts von Osterreich schaffen ; auch das 
hätte er würdigen können. Aber ein solches 
Wort hat er nie gefunden . Er hätte auch sagen 
können, daß d as Wiener Budget, das vor 
wenigen Tagen einer Prüfung unterzogen 
wurde, ein ausgeglichenes Budget war, ein 
sehr wirkungsvoller Beitrag zu den Stabilisie­
rungsmaßnahmen in Osterreich. Das hätte er 
als ein aufrechter Vertreter Wiens sagen 
können j aber dafür hatte er weder Zeit noch 
Worte gefunden . 

Meine Damen und Herren, nun zu dem Kon­
kreten, was er hier behauptet und was mich 
zu einem Zwischenruf veranlaßt hat, weil es 
in jeder Hinsicht unrichtig ist. Es ist hier nicht 
die Aufgabe, über das Hochwasserschutzpro­
jekt der Stadt Wien, das im Zusammenhang 
mit den Bundesbehörden errichtet wird, zu 
reden, aber ein verantwortungsvoller Abge­
ordneter des Bundeslandes Wien hat ganz 
einfach dafür zu sorgen, daß mögliche Natur­
katastrophen abgewendet werden. Mit dem 
Problem eines drohenden Hochwassers darf 
niemand seinen Spaß treiben. (Zus timmung 
bei der SPO.) 

Meine Damen und Herren ! Heute leben 
200.000 Menschen in den Stadtteilen l inks der 
Donau - 200.000 Menschen ! Ein Hochwasser 
im Ausmaß von 1 954 oder auch nur ein solches 
wie das kleine von 1 964 droht die jetzt hun­
dert Jahre alten Dämme zu brechen oder das 
Gelände zu unterschwemmen. Aber dann kann 
man sich nicht mit  solchen Ausreden, mit sol­
chen Erklärungen vor den bedrohten Wienern, 
die zu Tausenden und zu Zehntausenden von 
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einer solchen Naturkatastrophe 
reinwaschen, indem man sagt: 
wir nicht gedacht, wir haben 
haben das hinausgeschoben ! 

bedroht sind, bereite Truppen sicherzustel1 en, und wider­
Daran haben spricht den Auffassungen der Bundesheer­
gespart, wir Reformkommission. 

Wir haben die Verpflichtung, uns mit allen 
unseren Kräften für jene Menschen einzu­
setzen , die uns gewählt haben , auch dann, 
wenn wir ein kostspieliges Projekt zu ver­
treten haben. 

Präsident (das Glockenzeichen gebend) : 
Herr Abgeordneter! Ich unterbreche Sie jetzt! 
(Abg. Dr. M u s s i l: Vielleicht noch eine 
Gnadenminute, Herr Präsiden t! - Heiterkeit .) 
Bitte, eine Gnadenminute. 

Abgeordneter Nittel (for tsetzend) : D ann 
darf ich noch einen Satz sagen, um zum Thema 
zurückzukommen: Ich glaube, daß wir heute 
einen Bericht gehört haben, der gezeigt hat, 
daß es bei verantwortungsbewußtem Zusam­
menwirken unter einer zielstrebigen Führung 
möglich ist, Osterreich an die westeuropäi­
schen Nationen heranzuführen. Das ist ein 
Weg, an dem alle in Osterreich teilhaben und 
von dem alle profitieren können. (Beifall bei 
der SPO.) 

Dringliche Anfrage der Abgeordneten Tödling, 
Dr. Eduard Moser, Marwan-Schlosser, Doktor 
Ermacora und Genossen an den Bundeskanz­
ler und den Bundesminister für Landesver­
teidigung betreffend die Situation der militä-

rischen Landesverteidigung österreichs 

Präsident: Wir gelangen nunmehr zur Be­
handlung der dringlichen Anfrage. 

Ich bitte zunächst die Frau Schriftführer, Ab­
geordnete Herta Winkler, die Anfrage zu ver­
lesen. 

Schriftführer Herta Winkler: Dringliche An­
fI1age der Abgeordneten Tödling, Dr. Moser, 
Marwan-Schlosser, Dr. Ermacora und Genos­
sen an den Bundeskanzler und den Bundes­
minister für Landesverteidigung betreffend 
die Situation der militärischen Landesverteidi­
gung Osterreichs. 

"Wir fangen ja am 1 .  Juli praktisch mit 
Null an" beurteilte laut "Kleiner Zeitung",  
Graz, vom 30. Juni 1973, der neue Armee­
kommandant General Emil Spannocchi die 
Situation des österreichischen Bundesheeres -
nach drei Jahren sozialistischen Reformierens. 

Es ist nun offenbar genau j ene Situation 
eingetreten, die von den Abgeordneten der 
Osterreichischen Volkspartei in der Debatte 
zur \Vehrgesetznovelle 1 97 1  prognostiziert 
wurde. Dieses Gesetz, als Grundlage der 
sozialistischen Bundesheerreform, hatte näm­
lich nur neue Stäbe zur Folge, anstatt einsatz-

In der Sorge um diese Entwicklung haben 
daher die Abgeordneten der OsterreiChischen 
Volkspartei den Bundesminister für Landes­
verteidigung immer wieder - zuletzt in einem 
EntsChließungsantrag am 9. Mai 1 973 - auf­
gefordert, dem Parlament einen BeriCht über 
den Stand der "Reform" und die Lage des 
österreichischen Bundesheeres vorzulegen. 
Dies ist bis heute nicht geschehen. 

Die unterfertigten Abgeordneten 
daher an den Bundeskanzler folgende 

A n f r a g e : 

richten 

1. Der Ministerratsbeschluß vom 1 1 . Mai 
1 965 über die umfassende Landesverteidigung 
war die bis heute offiziell nicht bestrittene 
Grundlage für die Wahrung der äußeren 
Sicherheit Osterreichs, seiner Unabhängigkeit 
und der immerwährenden Neutralität. Fühlen 
Sie sich an diesen Ministerratsbeschluß ge­
bunden? 

2. In welchem Ausmaß ist die äußere Sicher­
heit Osterreichs, insbesondere die militärische 
Verteidigungsbereitschaft durch Ihre Verteidi­
gungspolitik gestärkt worden? 

3. Von welchem Konzept gehen Sie heute 
bei Ihrer Verteidigungspolitik aus? 

Darüber hinaus richten die unterfertigten 
Abgeordneten an den Bundesminister für 
Landesverteidigung folgende 

A n  f r a  g e �  

1 .  vVarum weichen Sie  seit mehr als einem 
Jahr dem Verlangen aus, Ihre Absichten be­
züglich der durch die Wehrgesetznovelle 1 97 1  
notwendig gewordenen Maßnahmen dem Lan­
desverteidigungsausschuß und damit dem 
Nationalrat bekanntzugeben, und warum leh­
nen Sie es ab, dem Hohen Haus einen Bericht 
über den derzeitigen Zustand des Bundes­
heeres zu erstatten? 

2. Ist das Bundesheer derzeit in der Lage, 
ohne Mobilmachung den Auftrag über die 
militärische Landesverteidigung im Sinne des 
Ministerratsbeschlusses vom 1 1 .  Mai 1 965 zu 
erfüllen, der ja noch immer im vollen Um­
fange gilt und bis heute unbestritten die offi­
zielle Grundlage für die Bewahrung der 
äußeren Sicherheit Osterreichs ist? 

3. Ist es Ihnen gelungen, den sogenannten 
"Leerlauf" im Bundesheer zu beseitigen, der 
seinerzeit für die SPO als Vorwand für die 
Wehrgesetznovelle 197 1  diente? Welche kon-
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kreten Maßnahmen haben Sie in dieser Ridl- Herr Bundeskanzler ! Ich habe Ihnen am 
tung getroffen und welche Erfolge haben Sie 15 .  Juli 1971 von diesem Pult aus einen 
erzielt? schweren Vorwurf gemacht ,  nämlich daß die 

4. Wie stehen Sie zur Äußerung des Armee­
kommandanten Genenal Emil Spannocchi : 
"Wir fangen ja  am 1 .  Juli praktisch mit Null 
an" ? ("Kleine Zeitung" , Graz , 30. Juni 1 973.) 

5. Welche Kompetenzen h aben Sie dem 
Armeekommandanten übertragen? 

6.  Um wieviel Mann hat sich der Stand 
des Kaderpersonals (aufgegl iedert nach Offi­
zieren, Unteroffizieren und Chargen) seit 
Amtslantritt der sozialistischen Regierung mit 
Stichtag 1 .  Juli 1973 verri n gert, wie viele 
Meldungen für den freiwillig verlängerten 
Grundwehrdienst (gegliedert nach der Ver­
pflichtungsdauer) liegen heute vor, und welche 
Fehlbestände, entsprechend den Erfordernissen 
der Bereitschaftstruppe und der Landwehr, 
zeigen diese Meldungen gegenüber den Frie­
denserfordernissen für den Kaderstand auf? 

7.  Wie hoch ist das finanzielle Erfordernis 
unter Zugrundelegung der vollen personellen 
und materiellen Erfüllung, aufgeschlüsselt 
nach dem Jahresbedarf, für 

a) die Bereitschaftstruppe, 

b) die Landwehrtruppen, 

c) die Reservetruppen, 
und welche Gesamtbudgetsumme haben Sie 
anläßlich der laufenden Budgeterstellung 
gegenüber dem Finanzminister angefordert? 

In formeller Hinsicht wird beantragt, diese 
Anfrage gemäß § 13 der Geschäftsordnung 
als dringlich zu behandeln und dem Erstunter­
zeidmer Gelegenheit zur Begründung zu 
geben. 

Präsident: Ich danke. 
Ich erteile nunmehr dem Herrn Abgeord­

neten Tödling als erstem A nfragesteller zur 
Begründung der Anfrage g emäß § 73 der 
Geschäftsordnung das Wort. 

Abgeordneter Tödling (OVP) : Herr Präsi­
dent ! Sehr geehrte Damen und Herren ! Wir 
stellen diese dringliche Anfrage, damit die 
Belange der staatlichen Sicherheit, insbeson­
dere aber jene der militärischen Landesvertei­
digung eine parlamentarische Behandlung er­
fahren. Es ist ja still geworden, meine Damen 
und Herren, hier im Hohen Haus, wenn ich an 
den parlamentarischen Ausschuß denke, es ist 
auch still geworden im Landesverteidigungs­
rat um die so groß angekündigte Reform des 
Bundesheeres. Nicht so jedoch in der Offent­
lichkeit. Für die Bevölkerung gibt es hoch­
trabende Ankündigungen. In  Wahrheit han­
delt es sich hiebei um für die Bevölkerung 
nicht durchschaubare Manipula tionen. 

Verteidigungspolitik Ihre r  Regierung der ge­
rade Weg zur Beseitigung der Unabhängigkeit 
Osterrei(�:hs - nicht der gewollte Weg zwar, 
aber eine fahrlässig beschrittene Bahn - ist. 
Vielleicht wurde dieser Vorwurf damals von 
manchen als gewagt empfunden. Heute haben 
Sie, Herr Bundeskanzler, mit Ihrer Regierung 
längst den Beweis erbracht, daß Sie mit der 
Ihnen eigenen Art, wie Sie auch die Belange 
der Landesverteidigung behandeln, eine tat­
sächliche Katastrophenpolitik betreiben. 

Herr Bundeskanzler ! Für uns waren Sie 
trotz Ihrer Beteuerungen in der Sicherheits­
politik nie glaubwürdig. Was von Ihrer Re­
gierungserklärung vom 5.  November 1 97 1  zu 
halten ist, ist ja wohl auch längst anderen 
klar geworden. 

Herr Bundeskanzler ! Sie sagten mit Bezug 
auf die Landesverteidigung : "Die Bundesregie­
rung ist sich auch auf diesem Gebiet ihrer 
Verantwortung bewußt ; sie wird daher auch 
jene Maßnahmen setzen, welche die verfas­
sungsmäßigen Bestimmungen verlangen ." 
Herr Bundeskanzler! "Vir merken nichts von 
der Verantwortung, sonst hätten Sie Maß­
nahmen gesetzt. 

Oder an anderer Stelle Ihrer Erklärung 
heißt es : "Nach der Grundkonzeption für die 
Landesverteidigung Osterreichs in den sieb­
ziger Jahren . .  ," Ja, Herr Bundeskanzler, wir 
sind im Verteidigungsrat beisammen; wir 
haben von dieser Grundkonzeption bis heute 
nichts gehört. 

Oder am Schluß Ihrer Erklärung sagen Sie: 
"Der Reformplan enthält neben der Erstellung 
eines unserer Lage angepaßten Verteidigungs­
konzeptes" und so weiter. Herr Bundeskanz­
ler ! Auch von diesem Verteidigungskonzept 
haben wir bisher nichts bemerkt, es sei denn, 
Sie meinen das große Panzerschrankgeheimnis 
- hier ist es -, das uns der Herr Bundes­
minister Lütgendorf vorgelegt hat. Es wurde 
ja schon seinerzeit qualifiziert, als es den 
Panzerschrank verlassen h at. Ich möchte nur 
sagen, es ist das der Höhenflug eines Mini­
sters. 

Glaubwürdige Landesverteidigung kann 
man nicht mit Geschäftigkeit, mit Redereien, 
mit Kommissionen und mit dem Produzieren 
von mageren Papieren betreiben. 

Die Glaubwürdigkeit unserer Landesvertei­
digung war bis 1 970 eindeutig gegeben. 
50 Bataillone waren damals ohne Mobil­
machung sofort ausmarschbereit. Heute kein 
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einziges, meine Damen und Herren! (Zustim- Tatsache ist, daß diese Kommission braurn­
mung bei der GVP. - Widerspruch bei der bare Vorschläge gemarnt hat, welchen auch 
SPG.) wir uns angesrnlossen haben. 

Wenn wir heute für die Katastrophenhilfe 
einige Pioniere benötigen, müssen wir teil­
mobil marnen. Wir haben ein solches Beispiel 
srnon erlebt. 

Von der Mehrheit des österreichischen Vol­
kes wird ein brauchbares Heer als notwendig 
erarntet. Wenn heute diese Bevölkerung am 
Sinn des Heeres im derzeitigen Zustand zwei­
felt, so darf man ni rnt dieser Bevölkerung 
oder etwa den Heeresangehörigen die Schuld 
zuschieben, sondern diese Schuld trifft Sie, 
Herr Bundeskanzler. 

Wenn das Bundesheer gegenwärtig ein 
Scherbenhaufen und der Verteidigungswille 
des österreichischen Volkes gebrochen ist, so 
ist das Ihr Werk, Herr Bundeskanzler, und 
dafür tragen Sie die Verantwortung ! (Beifall 
bei der OVP.) 

Die Glaubwürdigkeit der österreichischen 
Landesverteidigung im Ausland wurde un­
mittelbar nach Ihrem Amtsantritt als Bundes­
kanzler erschüttert. Tatsache ist ,  daß für das 
benachbarte Ausland Osterreich ein militäri­
sches Vakuum darstellt. Jedem unserer Nach­
barn ohne großen Ost-West-Konflikt und 
gleichviel aus welcher Richtung immer ist 
heute der "Sp aziergang durch Osterreich" 
möglich. Weg ist nunmehr, nach drei Jahren 
sozialistischer Sicherheitspolitik, die Maxime 
des hohen Eintrittspreises. 

Sie, Herr Kanzler, wollen die Neutralität 
unseres Landes bewahren, indem Sie auf ein 
Heer verzichten. Wir sind überzeugt, daß 
unsere Souveränität und Neutralität nur dann 
aufrechterhalten werden kann, wenn auch die 
nötigen Divisionen vorhanden sind. 

Herr Bundeskanzler ! Die Tatsache, daß nach 
drei Jahren Ihrer Regierungstätigkeit das 
Bundesheer kaputt, Osterreich in Mittel­
europa militärisch weggetret.en ist und sich 
unser Land in einer Neutralitätsohnmacht be­
findet, ist Beweis genug für Ihre Fahrlässig­
keit. 

In den Wahlauseinandersetzungen 1 970 und 
197 1  kündigten Sie 'an, daß Sie ein besseres 
Heer machen wollen. 

Sie sagten , Herr Bundeskanzler, die SPO 
habe klare Reformvorstellungen. Etwas später 
allerdings meinten Sie, die SPO habe kein 
Konzept ; die Reform sollen die Offiziere 
machen. Als ob die Offiziere ein Heer nach 
ihrem eigenen Gutdünken basteln könnten ! 
Die Staatsführung hat zu bestimmen, welches 
Heer sie will. Nach der gegebenen Samlage, 
Herr Kanzler, wollen Sie keines. 

Sie sagten unter anderem, ein Ausbildungs­
heer tut es auch. Also ohne j eglichen militä­
rischen Effekt. Ein Alibiinstrnment, und hiefür 
ist es um j eden Schilling schade. Oder, von 
mir auf den Katastrophenfall angesprochen, 
meinten Sie : Na ja, dann machen wir halt 
mobil. 

Herr Bundeskanzler!  Hat Ihnen Ihr Ver­
teidigungsminister schon gesagt, daß es aus 
ist mit dem Mobilmachen? Das österreichische 
Bundesheer kann heute keinen einzigen ver­
fassungsmäßigen Auftrag mehr ohne Mobil­
machung erfüllen. 

Seit über zehn Jahren hat man sich bemüht, 
ein Mob-Heer in der Stärke von etwa 1 30 .000 
Mann aufzubauen. Sogar die aus legistischen 
Gründen außerordentlich schwierige Bildung 
von Kaderpersonal konnte einigermaßen ge­
löst werden. Die Wehrgesetznovelle 1 97 1  
setzte eine Fallfrist für die Inspektionen des 
K'aderpersonals der Reserve mit 3 1 . 1 2 . 1 976.  
Will man ein Mob-Heer aufremterhalten , 
müßte bis dahin ein neuer Reservekader zur 
Verfügung stehen. Gegenwärtig halten wir 
bei nicht einmal 500 Freiwilligen für die 
Kaderfortbildung bei einem Bedarf von 25.000 
Mann. Damit ist auch der Ausweg der Mobil­
machung versperrt. Ab 1 977 - und das ist in 
drei Jahren - wird es kein österreichisches 
Mob-Heer mehr geben. Unter diesen Umstän­
den, Hohes Haus, erhebt sich zu Recht die 
Frage, ob es sinnvoll ist, daß weiter ausge­
bildet wird. 

Herr Bundeskanzler ! Sie s,agen, der Leerlauf 
müsse beseitigt werden. Nun, wie sieht die 
Praxis aus ?  Am 4. 6.  dieses Jahres wurden 
1 3 .800 Jungmänner einberufen. 5700 oder 
42 Prozent gingen zur Bereitsrnaftstruppe, 
950 Mann oder 7 Prozent zur Landwehr, 
7 1 50 oder 51 Prozent sind Leerlaufsoldaten 
oder - die neue Bezeichnung hiefür -
Systemerhalter. Systemerhaltung ist also der 
neue Begriff für Leerlauf. 

Tatsache ist, daß seit Ihrer Amtstätigkeit 
der Offiziersnachwuchs ausbleibt. 1 840 Mann 
wertvolles Kaderpersonal haben das Heer ver­
lassen, und es melden sich keine Länger­
dienenden. Oder, Herr Bundeskanzler, wir erfahren j a  

Die Empfehlungen der Bundesheer-Reform- auch bei den Soldatendiskussionen, die an 
kommission waren für Sie irrelevant. Sitzungstagen in diesem Hause stattfinden, 
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was die Betroffenen meinen. Vor kurzem der mehrheitlich üblichen Ausbildungszeit von 
sagte ein Soldat: "Meine Herren Abgeord- zwei bis drei Monaten eben an dieser Kanone 
neten ! Verkürzen Sie gleich die Dienstzeit auf nicht ausbilden kann. 
drei Monate, denn die weiteren drei Monate 
sind Leerlauf !"  

Herr Bundeskanzler ! Ihr ganzes Reform­
konzept bestand und besteht auch heute n och 
einzig und allein aus dem Wahlschlager : 
Sechs Monate sind genug! Die Folge davon : 
Niedergang auf der ganzen Linie. Herr Kanz­
ler! G eben Sie es doch endlich zu : Sie s ind 
in dieser Frage am Ende !  (Ironische Heiterkeit 
bei der SPO.) 

Durch Schein aktivitäten täuschen Sie die 
Bevölkerung. Der Offentlichkeit wollen Sie 
weismachen, daß konstruktive Arbeit geleistet 
wird. In Wahrheit geht der Auflösungsprozeß 
des Heeres weiter. Was schert Sie die staat­
liche Sicherheit, Herr Kanzler? Sie wollen bis 
zur nächsten Wahl über die Runden kommen. 
Das ist die Realität! (Beifall bei der OVP.) 

Nach einem geschäftigen Anlauf ist es im 
Landesverteidigungsrat still geworden. Ein 
Superlandesverteidigungsrat tagte in Wiener 
Neustadt, von der FPO glorifiziert. Ergebnis : 
Null. Der - ich muß hier unterscheiden -
Normallandesverteidigungsrat hält 197 1  und 
1 972 ein paar Dutzend Sitzungen ab. Ergebnis : 
Papierene Deklarationen. 

Seit sechs Monaten hat man den Landes­
verteidigungsrat nicht gebraucht. Ich meine, 
man sollte ihn beschäftigen, wenn eine Staffel 
Pilatus Porta - das ist ein Flächenflugzeug -
in der Schweiz um teures Geld gekauft wer­
den soll ohne Fachurteil, ohne Landesver­
teidigungsrat. Sicher, der Kampfwert ist null, 
aber immerhin ein Schulflugzeug. Wieder eine 
neue Type mit allen Krämpfen der Wartung 
und Ersatzteilfrage. Man hört, daß general­
überholte L 19 von der US-Army um ein Drit­
tel des Preises zu haben sind. Man hört, auch 
mit Oerlikon sei der Herr Bundesminister im 
Gespräch. 

Ich stelle nun die Frage, meine Damen und 
Herren, ob den Schweizern mit diesen Käufen 
eine geschäftliche Beruhigungspille gegeben 
werden soll, nachdem wir ihr Vorfeld ge­
räumt haben. 

Daß wir von den Tschechen ausgeschiedene 
Kanonen kaufen und gekauft haben, ist b e­
kannt. Daß die Munition hiefür sündteuer ist, 
Herr Bundesminister, haben Sie uns im Lan­
desverteidigungsrat nicht gesagt. Ich frage 
wieder : Sollen wir etwa über diese Munition 
abhängig werden? Die Kanonen stehen bei 
uns herum, sind für die Landwehr gedacht, 
aber dafür ungeeignet ; daran ausgebildet wird 
auch niemand, weil man unsere Soldaten in 

Herr Bundeskanzler ! Nun habe ich an Sie 
eine Frage. Es sind Gerüdlte im Uml auf, daß 
diese Waffenkäufe bei den Tschechen mit den 
Vermögensverhandlungen Osterreich-CSSR 
in Zusammenhang stehen ; alte Kanonen 
gegen österreidlisches Vermögen. H e rr Bun­
deskanzler! Was wissen Sie darüber? Oder hat 
Ihr Außenminister allein die Sache entriert? 

Bei den Kraftfahrzeugen haben wir 487 
Typen. Nun werden 1 50 VW-Kübelwagen ge­
kauft. Ich frage, Herr Bundesminister, was 
sagt die Planung dazu? In der gleichen Klasse 
haben wir 40 Typen, warum bleiben wir nicht 
bei den von der öster·reichischen Industrie 
hergestellten Fahrzeugen? Erklären Sie uns 
das ! 

Herr Bundesminister, Sie haben uns vor 
kurzem den Kolomannsberg gezeigt. Ich habe 
ihn zum dritten Mal gesehen. Ich muß sagen, 
der Beton dort ist nach wie vor gut, aber die 
technischen Einrichtungen gehören zum alten 
Eisen. Die technische Entwicklung ist nicht 
stehengeblieben, und immer noch mühen sich 
dort unsere Soldaten und Offiziere sozusagen 
handgestrickt ab. Haben Sie dem Finanzmini­
ster gesagt, daß Ihnen die Firma Marconi er­
klärt hat, daß sie die Ersatzteillieferungen für 
diesen Kolomannsberg nicht mehr gewähr­
leisten konn? Wird die Radarstation Siezen­
heim aufgelöst, um Ersatzteile für den Kolo­
mannsberg zu haben? Herr Bundesminister! 
Das sind FI1agen, die Sie beantworten mögen. 
Herr Bundesminister, erst ein Radarsystem 
über ganz Osterreich - vielleicht reicht eine 
Milliarde, im weiß es nicht - und d ann die 
Abfangjäger. In der Offentlichkeit reden Sie 
über die Anschaffung von Abfangjägern, aber 
dort, wo Sie reden sollen, hier im Parlament, 
im Landesverteidigungsrat, reden Sie darüber 
nichts . 

Zur selben Zeit, als die Zeitungen über Ihre 
Idee des Ankaufes von Abfangjägern schrie­
ben - es war im vergangenen Winter -, 
hat es einen Erlaß gegeben, nach dem den 
Soldaten das Tragen des zweiten Paares 
Schuhe, nämlich der besseren, aus Spargrün­
den nicht gestattet ist. Herr Bundesminister ! 
Hier stimmt doch etwas in den Relationen 
nicht ; einerseits reden Sie von Abfangjägern 
und andererseits haben wir zuwenig Schuhe. 

Aber nun, Hohes Haus, zurück zu den 
Papieren. Herr Bundeskanzler ! In Ihrer poli­
tischen Verteidigungsdoktrin heißt es - ich 
zitiere einen Absatz -: "Die österreichische 
Neutralitätspolitik und die umfassende Lan­
desverteidigung haben die Aufgabe, das Ver-
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trauen der internationalen Staatengemein­
schaft in die immerwährende Neutralität 
Osterreichs zu erhalten und zu stärken. Dem 
Bundesheer im besonderen obliegt in diesem 
Zusammenhang die zentrale Aufgabe des 
Schutzes des Bundesgebietes und seiner 
Grenzen." Herr Bundeskanzler! Das Vertrauen 
der internationalen Staatengemeinsmaft ist 
längst geschwunden, und ich ffiage Sie : Womit 
wollen Sie das Bundesgebiet schützen? 

Den Landesverteidigungsrat hat auch die 
Heeresgliederung 1972 beschäftigt, das neue 
Organisationsschema von Minister Lütgendorf. 
Dieses Papier ist in zweifacher Hinsicht inter­
essant : erstens die Vorgangsweise bis zum 
mehrheitlichen Beschluß und zweitens der 
Inhalt dieser HG 72. Wir haben diese Heeres­
gliederung abgelehnt, weil wir die Teilung 
des Staatsgebietes in zwei Kommandobereiche 
al5 Unsinn betrachten und weil sie die wehr­
geographischen Umstände unseres Landes 
mißachtet, so, als ob es keinen Alpenhaupt­
kamm gäbe. 

Wir haben diese abgelehnt, weil sich die 
Fachleute, alle Befehlshaber einschließlich des 
Generaltruppeninspektors, gegen dieses Spiel 
"aus drei mach zwei" ausgesprochen haben. 
\Vir haben sie abgelehnt, weil die Heeres­
gliederung 72 neue Führungsebenen schafft. 

Der Offentlichkeit sagen Sie, Herr Bundes­
minister, Sie vereinfachen. Die alte Gliederung 
nach Gruppen, Brigaden, Batailionen und 
Kompanien · hatte fünf Führungsebenen. Ihre 
neue Gliederung hat sieben Ebenen. Nun 
frage ich Sie, wo liegt da die Vereinfachung? 
Nur am Rande bemerkt, die alte, ach so un­
praktische Gliederung war ausgesprochen 
modern gegenüber dem, was gegenwärtig ge­
macht wird. Nun könnte man wahrlich sagen, 
wir erzeugen die Miniausgabe einer Groß­
armee. Ja, das sind ja für die Teilnehmer des 
letzten Krieges alles geläufige Begriffe : 
Armeekommando, Korpskommando, Division, 
Regiment, Bataillon, Kompanie .  Herr Bundes­
minister ! Ich habe gehört, daß man in der 
Bundesrepublik Deutschland die Division ab­
schaffen will, aber bitte, wir in Osterreich 
können es uns ja leisten, sie zu behalten! 
Also eine altmodische Gliederung gegenüber 
jener, die wir bisher hatten. 

Meine Damen und Herren ! Ein praktisches 
Beispiel für die Auswirkungen dieser neuen 
Gliederung : Ich nehme ein sehr einfaches 
Beispiel, das faktisch täglich im Heeresbetrieb 
vorkommen kann. Wenn etwa die Kaserne in 
Weitra Bekleidung benötigt, so führte bisher 
der Dienstweg über die Gruppe I zum Mini­
sterium. Aber der neue Dienstweg ist folgen­
der : Von Weitra zum Bataillon nach Horn, 

zum Regiment nach Krems, zur Division nach 
Graz, zum Korpskommando nach Graz, zum 
AK nach Wien und zum Bundesministerium 
nach Wien. Selbstverständlich muß auch der 
Rückweg des Aktenstückes den gleichen Weg 
nehmen. 

Meine Damen und Herren ! Bei dieser Kon­
struktion darf man an den Ernstfall gar nicht 
denken. 

Ubrigens eine interessante Randerscheinung 
in diesem Zusammenhang. Ein Offizier hat 
vor kurzem im Zuge einer launigen Tischrede 
in St. Pölten auf diesen neuen Dienstweg 
hingewiesen. Er meinte, nunmehr ginge es 
nicht mehr so schnell wie bisher. Der neue 
Weg von St. Pölten nach Vvien führe über 
Graz. Der Mann hatte recht, er sagte die 
Wahrheit. Und nun hört man, daß man diesem 
Mann wegen dieser Äußerung im Ministerium 
einen Strick drehen will. Sorgen hat man dort ! 

Die Heeresgliederung 72 beinhaltet auch die 
Bereitschaftstruppe. Herr Bundesminister, we­
gen der Bereitschaftstruppe hätten Sie den 
Landesverteidigungsrat nie gebraucht ! Der 
Auftrag zur Bildung dieser Truppe steht ein­
deutig im Wehrgesetz; "unverzüglich" heißt 
es dort. In diesem Zusammenhang erhebt sich 
nunmehr nach zwei Jahren berechtigterweise 
die Fl1age, ob die ganze Sache überhaupt 
durchführbar ist. 

Die Kaderlage des Bundesheeres ist kata­
strophal und verschlechtert sich VOn Tag zu 
Tag. Daran trägt aber nicht, wie vielfach be­
hauptet wird, die mangelnde Bezahlung des 
Soldaten Schuld, sondern die triste Lage der 
gesamten Landesverteidigung. Es ist einfach 
gegenüber dieser Institution kein Vertl'lauen 
mehr vorhanden. An sich ist es klar, denn 
kein vernünftiger Mensch tritt in eine offen­
sichtlich in Liquidation befindliche Firma ein. 
Die Folge davon ist, daß das vorhandene 
Kaderpersonal dauernd überbelastet ist, es hat 
unlösbare Aufgaben zu erfüllen und muß 
daher abstumpfen. Der mangelnde Nachwuchs 
führt zur Uberalterung. In dieser Situation ist 
es unmöglich, eine Bereitschaftstruppe und 
eine Landwehr aufzustellen, auszubilden und 
zu unterhalten. Sie, Herr Bundeskanzler, und 
Sie, Herr Bundesminister, weigern sich aber, 
diese Tatsachen zur Kenntnis zu nehmen. 

Unter den gegenwärtigen Verhältnissen und 
dem vermutlichen Kriegsbild gibt es für die 
Bereitschaftstruppe, wie sie jetzt geplant ist, 
keinen vernünftigen Auftrag. Es wurde auch 
noch kein fachlich vertretbarer Auftrag für 
die Bereitschaftstruppe formuliert. Was uns 
bisher aus den uns bekannten Papieren er­
sichtlich ist, erscheint unerfüllbar. Dabei ist. 
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es gleichgül tig, ob diese Bereitschaftstruppe gierung voll Mißtrauen sind, weil diese Regie­
nunmehr 5000, 1 0.000 oder 1 5 .000 Mann stark rung d e m  Soldatenberuf nicht die nötige 
ist. Wertschätzung beimißt. 

Anderer s eits führt die Bereitschaftstruppe 
zu einer weiteren Kaderschwächung der Land­
wehr, die n ach den gegenwärtigen Planungen 
doch die Masse des Bundesheeres darstellt. 
Uns ist bekannt, daß eine allerdings ängstlich 
geheimgehaltene Kaderwanderung innerhalb 
des Heeres zur Bereitschaftstruppe eingesetzt 
hat. Dieser Trend wird sich in Zukunft infolge 
der propagierten Vorstellungen über die Be­
reitschaftstruppe noch verstärken. Die Folge : 
die Landwehr wird verhungern. 

Herr Bundesminister ! Die gestartete Werbe­
kampagne für die Bereitschaftstruppe zeigte 
ja auch k einen Erfolg. Sie hatten in einer 
Fragestund e  hier berichtet, daß es 1 500 Mel­
dungen seien, die eingegangen sind . 

Herr Bundesminister !  Das waren j a  keine 
Meldungen . Das waren Anfrager. Sie werden 
auch festge stellt haben, daß eine große Anzahl 
von Anfragen von Heeresangehörigen, von 
Sdlülern und von Leuten stammt, die sich 
einen Jux machen wollten. Eindeutig, und 
hiemit ist das bewiesen, geht dieser Fehlschlag 
aus dem Umstand hervor, daß Sie 253 solcher 
Anfrager in die Lobau zu einer Geräteschau 
eingeladen haben - aber niemand ist ge­
kommen. Es wurden Einladungen an Adressen 
versendet, die es gar nicht gibt .  Und den 
Empfänger dieser Anfragerkarten, den Ober­
leutnant Moser, hat man inzwischen zur 
Panzertrupp enschu le abgeschoben. Damit er­
sdleint die Aktion liquidiert . Herr Bundes­
minister! Mit Geld und guten Worten ist die 
Situation n i cht zu verbessern. Es muß wieder 
das Vertrauen hergestellt werden. Aber hie­
zu fehlt die ser Bundesregierung j egliche Vor­
aussetzung . (Zustimmung bei der OVP.) 

Wie sieht nun die Basis aus, auf der Sie 
aufbauen wollen? Kein Unteroffiziers- und 
kein Offiziersnachwuchs. Freiwillig verlän­
gerte Grundwehrdiener hatten wir im Mai 
dieses Jahres 1 240 Mann. Davon haben sim 
1 36 - ganze 1 36 !  - für eine Dienstzeit von 
drei Jahren verpflichtet. Die Meldungen an 
Einjährigfre iwilligen sind auf den erschrecken­
den Tiefstand von 252 Mann zurückgegangen. 
Das Durchschnittsalter der Unterführer liegt 
bei 35 Jahren, also alarmierend hoch. In ande­
ren Personalbereichen dieselbe Situation. 

Herr Minister l Die Landwehr werden Sie 
über kurz oder lang abschreiben müssen. 
Daher wiederum die Frage : Ist es noch sinn­
voll, daß w eiter ausgebildet wird? Sie werden 
die Längerdienenden nid1t bekommen, weil 
unsere jungen Männer gegenüber dieser Re-

Herr Bundesminister! Sie haben 1972 Ihr 
. Ministerium nach zwei mißglückten Anläufen 
neu g eg liedert oder umgegliedert, von mir 
damals als "Türsmildreform" bezeichnet. Sie 
wollten angeblich den Dienstbetrieb straffen. 
Tatsach e  ist, daß die Zentralstelle mit den 
fünf Ämtern eine Vermehrung des personalen 
Aufwandes um rund 200 Dienstposten ge­
zeitigt hat. Dazu hört man aus dem Mini­
sterium, daß die Konfusion in den Kompeten­
zen und im Dienstbetrieb noch immer nicht 
beseitig t  ist. 

So g esehen muß ich sagen, Herr Bundes­
minister, daß es unverständlim ist, daß Sie 
sich zum Erfüllungsgehilfen stempeln lassen. 
Sie arbeiten mit Eifer im Sinne des Herrn 
Bundeskanzlers. Sie setzen Smeinaktivitäten 
genauso wie er, ohne realen Effekt . Sie und 
General Spannocmi sind die militärischen 
Versch l eißelemente der sozialistischen Regie­
rung. Es ist nur schade und bedauerlim, daß 
Sie das nom nicht gemerkt haben. 

Herr Minister ! Ihr letzter Schlager war die 
Bildung des Armeekommandos. Die Bundes­
heer-Reformkommission hat vorgesmlagen, 
man möge ein AK, welches sich integriert im 
Ministerium befindet, schaffen. Das wäre billig, 
das wäre sinnvoll gewesen. Aber Sie machen 
ja wieder einmal etwas anderes, obwohl Sie 
sich des öfteren lauf diese Bundesheer-Reform­
kommission beziehen. Die Errichtung des 
Armee kommandos als große Wende für das 
Bundesheer zu bezeichnen, kann nur als 
plumpe Täuschung der Bevölkerung bezeich­
net w erden. Bei Vermehrung des Aufwandes, 
Einführung einer neuen Verwaltungsebene 
und Verkomplizierung des Unterstellungsver­
hältnisses von Rationalisierung zu sprechen, 
erscheint wahrlim grotesk. 

Herr Bundesminister! Sie haben vor kurzem 
erklärt, daß das Bundesministerium verwaltet 
und d a s  AK führt. Im frage Sie, wenn dem 
so ist : Warum haben Sie dann die Sektio­
nen III  und IV nimt aufgelöst? Die würden 
Sie dann ja nicht mehr benötigen. Aber es ist 
doch so, daß zum Führen auch Kompetenzen 
gehören. 

Herr Bundesministerl Sie werden die Frage 
_. sie l iegt schriftlich vor Ihnen - beantwor­
ten müssen,  welche Kompetenzen Sie abge­
geben haben. Ich darf Ihre Antwort vorweg­
nehmen und sagen : keine, weil Sie keine 
abgeben können. Doch eine, wie man hört , 
haben Sie abgegeben : die Agenden der Mili­
tärmusik haben Sie dem neuen Armeekom-
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mando übertragen. Hie Ministerium - hie 
Armeekommando. Die Duplizität und Paral­
lelität ist frappierend und offensichtlich. 

Wenn Sie, Herr Minister, Kompetenzen ab­
gegeben haben, dann verletzten Sie die Mini­
sterverantwortlichkeit und verstoßen gegen 
die Verfassung. Diese Verantwortlichkeit kön­
nen Sie mit niemandem teilen. Sie können 
nicht teilen mit dem Herrn General Span­
nocchi. 

Und weil der Herr Verkehrsminister hier 
im Saale s itzt, möchte ich s agen : der Verkehrs­
minister kann sich auch nicht auf den General­
postdirektor berufen oder ausreden. (Abg. 
F I ü h b a u  e r:  Tue ich auch nicht! - Heiter­
keit .) Aber hier scheint es anders zu laufen. 
Ich stelle daher, ob dieser Umstände, die 
Frage : Wozu das ganze? Wozu dieses Armee­
kommando in dieser Art und in dieser Form? 
Mir erscheint es sinnlos . 

Meine Damen und Herren I Es gäbe nodl 
eine Reihe von Beispielen, um aufzuzeigen , 
daß es in der Verteidigungsfrage kein Konzept 
gibt, daß das Heer weiterhin zerfällt und ein­
zig und allein alles dazu dienen soll, was an 
Aktivitäten entwickelt wird, damit die Regie­
rung über die Runden kommt. 

Und noch etwas, Hohes Haus, meine Damen 
und Herren l Es wird nach dieser Debatte sicher 
wieder nicht an Stimmen fehlen, die meinen, 
die OVP kritisiert, sagt aber nicht, wie sie es 
besser machen will. 

Hiezu ein offenes Wort : Die sozialistische 
Regierung hat den Karren verfahren und trägt 
hiefür die Verantwortung und ganz allein 
trägt sie diese Verantwortung. Es ist nicht 
unsere Aufgabe, sie in dieser Verantwortung 
etwa zu entlasten. (Beifall bei der OVP.) 

Die Wehrgesetz-Novelle 1 97 1  wurde ohne 
uns beschlossen. Die Bundesheer-Reformkom­
mission hat brauchbare Vorschläge gemacht;  
sie wurden verworfen. In den Parteienge­
sprächen 1 97 1  haben wir, wie wir glauben, 
durchaus praktikable Vorschläge gemacht; sie 
wurden nicht beachtet. Wir haben im Landes­
verteidigungsrat Vorschläge unterbreitet -
man hat sie als nicht durchführbar abgetan, 
weil man offensichtlich nicht will. Daher glau­
ben wir, daß diese Bundesregierung mit dem 
gegenwärtigen Scherbenhaufen, der sich Bun­
desheer nennt, allein fertig werden muß. 

Doch abschließend, meine Damen und Her­
ren, lassen Sie mich nom feststellen: Es ist 
völlig einzusehen, daß es neben der Landes­
verteidigung wohl genauso wichtige, j edoch 
nicht wimtigere Probleme geben darf als die 
nationale Sicherheit, nur weil wir an diesen 
Dingen Gefallen finden. Gerade diese Haltung 

aber, der Wunsch, Dinge, an denen wir Ge­
fallen finden, in den Vordergrund zu stellen 
und dafür alles, was verantwortungsvolles 
Handeln in bezug auf die Landesverteidigung 
verlangt, zu verschleiern, hat uns an den Rand 
einer gefährlichen geistigen und materiellen 
Lücke gebracht. 

Sicherheitspolitik umfaßt alle politischen 
Probleme, die sich mit der Wahrung der 
inneren und äußeren Stabilität eines Staates 
befassen. Unsere nationale Sicherheit ist im 
großen Ausmaß vom Eigenverhalten des öster­
reichischen Staates, der Staatsführung und des 
Staatsvolkes abhängig. Sie erfordert die gei­
stige Verteidigungs bereitschaft, eine wohl­
durchdachte legistische Basis sowie das Be­
reitstellen der notwendigen finanziellen Mittel. 

Die nationale Sicherheit wird nimt durch 
Ignoranz der außenpolitischen Gegebenheiten 
und nicht durch Negieren der militärischen 
Situation der Umwelt erreicht. Wenn eine 
Staatsführung dem Staatsbürger eine heile 
Welt, welche weit davon entfernt ist, eine 
solche zu sein, suggeriert, so ist der Vorwurf 
mangelnder Verantwortung beremtigt. 

Wenn Osterreich gewillt ist, sich zu wehren, 
hat es eine Chance weiterzubestehen. Unter 
günstigen Umständen wird Osterreich wahr­
scheinlich auch in Frieden gelassen werden . 
Nimmt Osterreich alle seine Möglichkeiten 
wahr, besteht die Aussicht, die vitalen Inter­
essen unseres Staates gegen eine hohe An­
zahl von Bedrohungen zu verteidigen und 
dabei bestehen zu können. Die absolute 
Sicherheit eines freien Lebens und UberIebens 
hat niemand. Wer sich j edoch untätig seinem 
Schicksal ergibt, wird den Anspruch auf Leben 
und Freiheit aufgeben müssen. (Beifall bei 
der OVP.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich der 
Herr Bundeskanzler. Bitte, Herr Bundeskanz­
ler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Zu den drei mir 
gestellten Fragen möchte ich wie folgt ant­
worten : 

Zu Punkt 1 lautet meine Antwort ja. Aller­
dings möchte ich hinzufügen, daß in zahl­
reichen Landesverteidigungsratssitzungen der 
Versuch unternommen wurde, den Text einer 
Verfassungsbestimmung über die Landesver­
teidigung sowie einen Vorschlag für eine 
Entschließung des Nationalrates zur gleichen 
Frage zu formulieren. Lange Diskussionen, die 
hierüber geführt wurden, konnten bis j etzt 
noch nicht abgeschlossen werden ; es wird im 
Augenblick an einer Endformulierung dieses 
Entschließungsvorschlages gearbeitet. 
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Bundeskanzler Dr. Kreisky 

Zur Frage 2 möch t e  ich feststellen, daß es ! Nachdem gemäß § 5 Abs. 3 des Wehr­
die Ansicht dieser Bundesregierung ist, daß ! gesetzes der Landesverteidigungsrat in mili­
die Sicherheit Osterreichs primär durch eine tärisc:hen Angelegenheiten von grundsätzlicher 
gute und vernünftig e  Außenpolitik gewähr- ' Bedeutung zu hören ist, habe ich in Aus­
leistet werden muß . (Beifall bei der SPO.) führung der durch die Wehrgesetz-Novelle 
Sie ist ein Unterpfand der österreichischen 1 97 1  erforderlichen Maßnahmen dem Landes­
Unabhängigkeit und Neutralität, und wir las- verteidigungsrat unter Zahl 74 1 -geh/PräsI7 1 
sen uns davon nicht durch unrealistische Be- den Allgemeinen Plan für die Reform des 
trachtungen abbringen. (Beifall bei der SPO. - Bundesheeres, den sogenannten Bundesheer­
Abg. L i  n s b  a u e  r: Da brauchen wir kein Reformplan, mit Antrag vom 25. 1 1 . 1 91 1  
Bundesheer!) vorgelegt und mit gleichem Datum unter Zahl 

Was die militärisch e  Verteidigungsbereit- 142-geh/Präs/1 1 den Antrag zur Beschluß­
schaft betrifft, so w i rd sie im wesentlichen fassung über die neue Organisation des Bun­
durch jene Gedankengänge bestimmt, die In- desheeres - die Heeresgliederung 1 912 -
halt der Bundesheerreform sind, und nach eingebracht. 
meinen Informationen wird im Sinne und im Gleichzeitig wurde zur näheren Erläuterung 
Geiste dieser Reform gegenwärtig im Bundes- und Motivierung die Studie "Konzeption der 
heer, in der Landesverteidigung vorgegangen. militärischen Komponente der österreichischen 

Zur Frage 3 :  Ich bin grundsätzlich dafür, daß Verteidigungsstrat egie" beigefügt. 
Osterreich j enes Bundesheer und j ene Organi- In seiner 29. Sitzung am 29. Mai 1 912 hat sation erhält, an der gegenwärtig einige der der Landesverteidigungsrat die Empfehlung hervorrage�sten Fachleute im Bu.n�eshee� 

I an die Bundesregierung über die Einnahme unter der Fuhrung des Landesverteidigungs ' de Heeresglied e ru 72 't der Ausnahme 
ministers Lütgendorf wirken. (Beifall bei der de� oberen Komman��stru::�r beschlossen. 
SPO.) 

Was die erwähnte Anschaffung von tsche­
choslowakischem Material betrifft, so möchte 
ich bemerken, daß die Initiative dazu vom 
seinerzeitigen Bundesminister Dr. Pr ader aus­
gegangen ist, noch in einer Zeit, in der ich 
selber Außenminister war, und däß er hier­
über mit mir Besprechungen geführt hat . 

Zu dem, was darüber hinaus hier festge­
stellt wurde, möchte ich sagen, daß Osterreich 
höchstes Ansehen in der internationalen 
Staatengesellschaft genießt, was in den letzten 
Wochen neuerdings in Helsinki unter Beweis 
gestellt wurde. (Beifall bei der SPO.) 

Es erscheint somit die Sicherheit Osterreichs 
der österreichischen Bundesregierung keines­
wegs gefährdet, und die große Mehrheit der 
österreichischen Bevölkerung teilt mit ihr 
diese Ansicht. (Neuerlicher Beifall bei der 
SPO.) 

Präsident: Zum W ort gemeldet hat sich der 
Herr Bundesminister für Landesverteidigung. 
Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Landesverteidigung 
Lütgendorf: Hohes Haus ! Einleitend möchte 
ich zu der an mich gestellten ersten Anfrage 
feststellen, daß ich nicht ausweiche, meine 
Absichten bezüglich der durch die Wehrgesetz­
Novelle 1 97 1  notwe ndig gewordenen Maß­
nahmen dem Landesverteidigungsausschuß 
bekanntzugeben, und daß ich es auch nicht 

In der 35. Sitzung des Landesverteidigungs­
rates am 1 1 . J än ner 1 913 wurde ergänzend 
auch der Beschluß über die obere Kommando­
struktur gefaßt. I n  dieser Sitzung hat der 
damalige Leiter des Aufstellungsstabes Bereit­
schaftstruppe ein Referat über den Zwischen­
abschluß der A rbeit des Aufstellungsstabes 
- der an alle Mitglieder schriftlich verteilt 
wurde - erstattet. 

In der 34. Si tzung des Landesverteidigungs­
rates am 1 9 .  Dezember 1 972 habe idl an dessen 
Mitglieder eine Gesamtübersicht der Truppen­
körper des Bundesheeres verteilt, aus der ins­
besondere ersichtlich ist, welche kleinen Ver­
bände für die Bildung der Bereitschaftstruppe 
vorgesehen sind. Darüber hinaus wurde an die 
Mitglieder des Landesverteidigungsrates eine 
Studie des Bun d esministeriums für Landes­
verteidigung übe r  "Die Konzeption der Ge­
samtraumverteidigung" sowie eine Studie 
über die "Erstellung eines Psychoplanes",  der 
Uberlegungen für eine wirksamere Infor­
mation der Offentlichkeit über Fragen der 
Landesverteidigung enthält, verteilt. Uber die 
bei den letzten Ausarbeitungen wurde noch 
nicht befunden. 

Ich glaube, d aß mit dieser sehr umfang­
reichen Befassung des Landesverteidigungs­
rates ein Optimum an notwendig zu treffenden 
Maßnahmen erreicht wurde. 

ablehne, dem Hohen Haus über den der- In den beiden Beantwortungen zu den 
zeitigen Zustand des Bundesheeres einen Be- I Fragen Nr. 809/M am 1 4 .  Februar dieses Jahres 
richt zu erstatten. (Abg. Dr. M u s  s i 1: Das i beziehungsweise zu Nr. 1 094 am 4.  Juli dieses 
wäre noch schöner!) ! Jahres im Plenum hinsichtlich des Zeitpunktes, 

515 
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wann ich dem Nationalrat über die Situation 
des Bundesheeres berichten werde, brachte 
ich zum Ausdruck, daß meine Bemühungen, 
dem Landesverteidigungsausschuß noch in der 
Frühjahrssession eine eingehende Information 
zu geben, infolge starker B elastung durch die 
Tätigkeit der Parlamentsausschüsse leider ver­
geblich waren. Ich werde mich j edoch be­
mühen, in der kommenden Herbstsession 
einen allen Parteien genehmen Termin für 
eine ausreichende Berichterstattung zu 
erhalten. 

Wenn ich Ihre zweite Frage näher 
analysiere, so kann ich mich des Eindrucks 
nicht erwehren, daß einiges, das zur Änderung 
des Wehrrechtes im Jahre 1971  führte, nicht 
verstanden wird. (Hei terkeit und Widerspruch 
bei der OVP.) Ohne mich in die Gefahr einer 
Prophetie begeben zu wollen, kann heute 
schon die Vermutung geäußert werden, daß 
auch andere Mittel- und Kleinstaaten, die sich 
zum sogenannten freien Westen bekennen, 
in den nächsten Jahren mit sehr ähnlichen 
Modellen, wie dies durch unser gegenwärtiges 
Wehrsystem vorgegeben ist, nachziehen 
werden. Dafür sprechen viele Gründe. (Abg. 
Dr. M u s  s i  1: Da wären sie schlecht beraten, 
wenn sie das tun würdenI) 

Vor allem stehen wir glücklicherweise vor 
der Tatsache einer Vollbeschäftigung, die im 
Zusammenhang mit dem Streben nach stetig 
steigendem wirtschaftlichen Wachstum den 
steigenden Bedarf an Gastarbeitern mit sich 
bringt. (Abg. Dr. M u s  s i  1: Für die Gast­
arbeiter ist Minister Häuser zuständig! -
Heiterkei t.) Somit ergibt sich zwingend die 
Suche nach einem Wehrsystem, welches bei 
geringerem Entzug der jungen Staatsbürger 
aus dem Wirtschaftsprozeß einen zeit­
adäquaten Sicherheitsfaktor bringt. Auch die 
"junge OVP" hat dies - allerdings mit etwas 
Zeitverzug - seinerzeit mit ihrem Vorschlag, 
die Grundwehrdienstzeit zugunsten ver­
mehrter Reserveübungen sogar auf fünf 
Monate zu reduzieren, offensichtlich erkannt. 

Es wäre im weiteren nur mehr zu unter­
suchen, welche Aufträge der Ministerrats­
beschluß vom 1 1 .  Mai 1965 der militärischen 
Landesverteidigung übertragen hat. 

Und nun komme ich im Detail zur Beant­
wortung der Anfrage. (Abg. Dr. M u s  s i 1:  
Das ist höchs te Zeitf) Wie im Hohen Hause 
j a  bekannt ist, sieht dieser Ministerrats­
beschluß die Richtigkeit der Annahme von drei 
Gruppen von Bedrohungsfällen vor : den 
"Zustand internationaler Spannungs- und Kon­
fliktgefahr, also den Krisenfall" ; den "Krieg 
in der Nachbarschaft, den Neutralitätsfall" j 
den "militärischen Angriff auf Osterreich.  den 
VerteidigungsfaU" . 

Auf Grund dieser Bedrohungsfälle hat die 
militärische Landesverteidigung vorzusorgen, 
daß 

im Falle einer internationalen Spannung 
und Konfliktgefahr, also Krisenfall, eine vor­
sorgliche Konzentrierung von Einsatzverbän­
den im voraus im wichtigsten Raum j ederzeit 
vorgenommen werden kann, die Grenzschutz­
und territorialen Sicherungskräfte aufgeboten, 
das heißt mobil gemacht werden, MaßIlJahmen 
zur Erhöhung der Einsatzbereitsdlaft des 
Bundesheeres getroffen und die erforderlichen 
Sdlritte zur Mobilmachung gegebenenfalls bis 
zur Herstellung der vollen Verteidigungs­
bereitsdlaft kurzfristig vollzogen werden 
können ; 

im Falle eines Krieges in der Nadlbarschaft 
sofort Einsatzverbände audl ohne Mobil­
machung zur Verfügung stehen, im Bedarfs­
falle mit Hilfe von Mobilmachungsmaßnahmen 
die volle Verteidigungsbereitschaft sicher­
gestellt wird und fremde Truppen, die auf 
österreichisches Territorium auszuweichen 
versuchen, zurückgeschlagen oder entwaffnet 
und interniert werden können ; 

im Falle eines militärischen Angriffes auf 
Osterreich einem solchen Angriff j ederzeit an 
der Staatsgrenze entgegengetreten wird, um 
den Versudl einer Besetzung österreichischen 
Staatsgebietes abzuwehren, ein mit über­
legenen Kräften geführter Angriff auf be­
stimmte Gebiete durch sdlnelle Konzentration 
in den für die Verteidigung günstigen Räumen 
aufgehalten und damit der Angreifer am 
liaschen Erreichen seines Angriffszieles gehin­
dert werden kann, die Kräfte der territorialen 
Verteidigung, Grenzschutz und territoriale 
Sicherungsverbände, in der Lage sind, in ihren 
Räumen konzentrierte Einsatzverbände zu ver­
stärken oder Verteidigungsaufgaben an Stelle 
der Einsatzverbände zu übernehmen. (Abg. 
T ö d 1 i TI g: Ja oder nein?) 

Daraus ist ersichtlich, daß sidl sdlon damals 
der Landesverteidigungsrat und die Bundes­
regierung der Notwendigkeit von Mobilisie­
rungsmaßnahmen bewußt waren. (Abg. 
Dr. M u s  s i 1: Bei Hochwasser!) Es gibt keinen 
einzigen Bedrohungsfall, in dem die Auf­
bietung von Reserveverbänden nidlt ins Auge 
gefaßt worden wäre. Di e  Frage bleibt daher 
nur mehr, ob durch die Verkürzung des Grund­
wehrdienstes von neun auf sechs Monate bei 
gleichzeitiger Erridltung von Bereitschafts­
truppen diese Bereitschaftstruppen die Auf­
gaben der seinerzeitigen Einsatzverbände 
übernehmen können. (Abg. T Ö d 1 i n g: 
23.000 Mann waren es, Herr Minister!) Bei 
Bemessung der Größenordnung der Bereit­
schaftsverbände, aber auch deren Gliederung 
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wurde vor allem auf eine rasche Verfügbarkeit 
und eine hohe Mobilität Bedacht genommen, 
um nach den Erfahrungen zweie r  krisenhafter 
Zustände in Nachbarstaaten ein geeignetes 
Instrument zur Krisenbeherrschung einsatz­
bereit zu haben. 

Die Abhaltestrategie eines neutralen Klein­
staates kann sinnvoll nur dann verstanden 
werden, wenn einerseits rasch verfügbare 
Bereitschaftsverbände den Schutz der Grenzen 
übernehmen und andererseits milizartige 
Landwehrtruppen im Sinne einer Gesamtraum­
verteidigung potentielle Aggressoren zu einer 
zeit- und kräfteökonomischen Berechnung 
zwingen. Dadurch soll erreicht werden - ich 
glaube wohl in unser aller Sinne -, daß unser 
Land in keinen bewaffneten Konflikt hinein­
gezogen wird. 

Es dürfte nicht unbekannt sein, daß auch 
nach der Heeresgliederung 1 962/63 eine Ein­
satzbereitschaft der sogenannten Einsatz­
verbände nur durch Zusammenlegen mehrerer 
Truppenkörper oder nach einer Auffül1ung 
durch Reservisten gewährleistet war.  (Abg. 
Dr. M u s  s i 1 :  50 Bataillone waren es, Sie 
haben es selbst  gesagt, Herr Minister!) Diese 
Erkenntnis führte ja letztlich zur soge­
nannten Rationalisierung des Verteidigungs­
ministers Dr. Prader, die nichts anderes bedeu­
tete als die Stillegung weiterer Einheiten. 
Allerdings wird in sehr absehbarer Zeit die 
Bereitschaftstruppe Aufgaben im Sinne des 
Ministerratsbeschlusses vom 1 1 . Mai 1965 
ohne Zweifel rascher, besser und glaub­
würdiger erfüllen können, als dies je in der 
Vergangenheit der Fall war. (Beifall bei der 
SPG.) 

Ich darf mich der dritten Anfrage zuwenden. 
(Abg. G r a i: Herr Minister, welche Nummer 
beantworten Sie?) Ich darf mich der dritten 
Frage auf Seite 2, die letzte unten, sehr 
geehrter Herr Abgeordneter, zuwenden. Der 
sogenannte Leerlauf, wie Sie dies in Ihrer 
Anfrage ausdrücken, ist sehr schwer meßbar, 
und seine Abschätzung wird, individuell ge­
sehen, einer großen Streuung unterliegen. 

ausbildungssystem sowie die Schulung in ein­
zelnen Ausbildungsthemen, welche in der 
Folge nicht praktisch angewendet wurden, 
hatte seinen hauptsächlichen Grund in der 
Trennung von Ausbildungs- und Einsatzein­
heiten, welche das Basiskonzept der Heeres­
gliederung 1 962 bildete. Bedingt durch �ie 
neunmonatige Dienstzeit und die daraus sIch 
ergebende Uberlappung der Ausbildung im 
Rahmen von vier Einberufungsterminen ergab 
es sich, daß der Wehrpflichtige im Verlauf 
der neunmonatigen Dienstzeit praktisch drei­
mal zumindest aber zweimal mit ein und 
de�selben Ausbildungsstoff konfrontiert 
wurde. Dies führte zu der weitverbreiteten 
Auffassung der Wehrpflichtigen, daß sie nach 
Absolvierung der Grundausbildung in den 
ersten drei Monaten praktisch dem Leerlauf 
ausgeliefert waren. 

Das nunmehr in bereits nahezu allen Be­
reichen des Bundesheeres durchgeführte 
System, daß die Wehrpflichtigen in jene 
Truppenkörper einrücken, in welchen sie ihre 
gesamte Grundwehrdienstzeit leisten, bedeu­
tet einen ziel gerechteren Aufbau der Aus­
bildung bis zum Tag des Abrüstens. (Abg. 
T ö d  1 i n g: Zwei Monale, Herr Minister!) 
Sechs. 

Die neuen Ausbildungsweisungen zielen 
darauf ab, daß weder Unnützes ausgebildet 
noch Unnötiges mehrfach wiederholt wird. 
Neue Lehrmethoden, welche in verschieden­
sten Bereichen bereits eingeführt sind und die 
somit erforderliche Ausbildungszeit verkürzen 
beziehungsweise den Ausbildungserfolg er­
höhen, unterstützen dieses System zur Erzie­
lung einer abgerundeten und auf das echte 
Erfordernis ausgerichteten Ausbildung. 

Ich darf mich auf die vierte Frage beziehen. 
leb habe selbstverständlich, da hier der Armee­
kommandant General d e r  Panzertruppen 
Spannocchi zitiert wurde, mir von ihm eine 
kurze Stellungnahme einholen lassen. (Abg. 
T ö d I i n g: Wozu? Zum Leerlauf noch?) Nein, 
weil die "Kleine Zeitung" keine Vorschrift 
des Bundesheeres ist. (Beifall bei der SPO.) 

Die Aussage der "Kleinen Zeitung" kann 
Sicher sind Verrichtungen, welche nicht der nicht authentisch sein, da General Spannocchi unmittelbaren, konzentrierten Ausbildung seiner eigenen Aussage nach in diesem Zu­

dienen, sondern der Erhaltung des normalen sammenhang kein Interview gegeben und auch 
Friedensbetriebes einer Armee in den Kaser- keine Einze1aussage gemacht hat. Allerdings 
nen und Garnisonen, wie etwa Wachdienste, hat er nach seiner Angab e gegenüber der 
Küchendienste und vieles andere mehr, nicht Kronen-Zeitung" beziehungsweise im 
unter den Begriff "Leerlauf" einzureihen, "

Kurier" darum gebeten, ihm und dem neuen 
wenngleich in den letzten Jahren diese Dienst- Ärmeekommando fairerweis e  etwa ein Jahr verrichtungen auf ein ge:rade noch vertret- Arbeitsfrist einzuräumen, d a  für dieses, eben 
bares Minimum reduziert wurden. das Armeekommando, ab 1 .  Juli erst die Uhr 

Der echte und von den Wehrpflichtigen als . bei Null zu laufen beginne.  (Abg. DO:dor 
solcher empfundene Leerlauf, hervorgerufen I M u � s i 1: . ?a hat �an aus Deutsch,and 
durch das damals funktionsbedingte Parallel- I MedienpolItIker geholt. ) 
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Die Aussage bezog sich also keineswegs ,. "Die Leitung des Armeekommandos obliegt 
auf das Bundesheer (Beifail bei der SPO), dem Armeekommandanten, der vom Bundes-I sondern auf das Armeekommando, dessen I minister für Landesverteidigung bestellt wird. 
Existenz durch Neuschaffung tatsächlich erst Der Armeekommandant besitzt im Rahmen der 
am 1 .  Juli begann. Aufgaben des Armeekommandos alle Befug-

Die fünfte Frage bezieht sich auf die dem nisse zur Kommandoführung und Dienstauf-
A k d t " b  t Kom- sicht. rmee omman an en u er ragenen 
petenzen. Ich darf hier aus der ergangenen Der Armeekommandant ist Disziplinarvor­
Dienstanweisung an das Armeekommando die gesetzter aller Angehörigen des Armee­
wichtigsten Punkte herauslesen. Ich bitte den kommandos und aller Kommandanten, die ihm 
Herrn Präsidenten, mir die Genehmigung zu I im Wege der Truppengliederung unmittelbar 
erteilen, dies tun zu dürfen. (Abg. Doktor unterstellt sind, ausgenommen Berufsoffiziere 
M u s  s i 1:  Sie lesen ja die ganze Zeit, Herr der Dienstklassen VIII und IX. 
Minister!) Es ist nicht so kurz. Der Armee- Die Verantwortlichkeit des Armeekomman­
kommandant hat nicht allzu viele Kompeten- danten für den gesamten Aufgabenbereich des 
zen. (Präsident Dr. M a l  e t a  übernimmt Armeekommandos ist unteilbar sie kann 
wieder den Vorsitz.) 

I weder abgetreten noch im Wege der Delegie-
Man muß hier ausgehen vom allgemein dem rung von Aufgaben oder anderer auf die 

Armeekommando übertragenen Aufgaben- Durchführung der Aufgaben des Armee­
bereich. Die zwei wichtigsten Aufgaben: kommandos bezughabender Maßnahmen dem 

"Das Armeekommando führt seine Auf­
gaben ausschließlich im Rahmen der Gesetze 
und Verordnungen sowie der Vorschriften, 
Erlässe, VI/ eisungen und Richtlinien des Bun­
desministeriums für Landesverteidigung durch. 
Hievon wird das Vorschlags- und Antrags­
recht j edes Kommandos sowie die Verpflich­
tung zur Mitwirkung bei Aufgaben vor­
gesetzter Stellen nicht berührt. 

Hinsichtlich des Wirkungsbereiches des 
Bundesministeriums für Landesverteidigungl 
Zentralstelle sowie des Zuständigkeits­
bereiches des Amtes für Wehrtechnik, des 
Heeres-Materialamtes, des Heeres-Beschaf­
fungsamtes, des Heeres-Bau- und Ver­
messungs amtes und des Heeres-Nachrichten­
amtes tritt durch die Errichtung des Armee­
kommandos keine Änderung em. (Abg. 
T ö d 1 i n g: Wozu das Ganze, Herr Minister?) 
Ja wozu haben Sie danach gefragt? (Heiter­
keit und Beifall bei der SPO. - Abg. Doktor 
G r u  b e r: Sie wissen keine Antwort daraufl) 

Nunmehr die Befehlsbefugnisse konkret , . . 

(Abg. S e k a n  i n a: Herr Kollege Tödling! 
Sie llaben gefragt, und er hat geantwortet! -
Weitere Zwischenrufe.) 

Präsident Dr. Maleta: Vielleicht lassen wir 
j etzt wieder einmal den Minister sprechen. 

Bundesminister Lütgendorf (fortsetzend): 
Die Frage 5 lautet: 

"Welche Kompetenzen haben Sie dem 
Armeekommandanten übertragen?" 

Nachdem ich den Aufgabenbereich im 
großen kurz erläutert habe, darf ich nun die 
Befehlsbefugnisse des Kommandanten eben­
falls im Wortlaut verlesen : 

Umfang nach eingeengt oder auf bestimmte 
Angelegenheiten des Aufgabenbereiches be­
schränkt werden. 

Dem Armeekommandanten obliegen im be­
sonderen die operative Führung, die Ange­
legenheiten der Ausbildung und der Einsatz­
bereitschaft der Truppen sowie die Fortbil­
dung der Kommandanten der oberen und mitt­
leren Führung. 

Dem Armeekommandanten wird ein Stell­
vertreter beigegeben. Die Aufgaben des Stell­
vertreters bestimmt der Armeekommandant. 

Im Falle der Verhinderung des Armee­
kommandanten kommen dem Stellvertreter 
alle Aufgaben und Befugnisse des Armee­
kommandanten im vollen Umfange zu. 

Dem Armeekommandanten untersteht zur 
DurchfÜhrung der Aufgaben der Armeestab . . . 
(Abg. Dr.  M u s  s i 1: Lesen Sie das ganze 
Büchel vor?) Nein, nein, nur noCh zwei Punkte. 
(Abg. S e k a n  i n a: So lange, bis Sie es be­
griffen haben!) 

"Den Armeestab leitet der Chef des Stabes." 

Ich sehe miCh veranlaßt, dem Hohen Haus 
sehr ausführlich diese Frage zu beantworten. 

"Alle Erledigungen von grundsätzlicher Be­
deutung, insbesondere die Erlassung von 
Richtlinien auf allen dem Armeekommando 
übertragenen Aufgabengebieten, s owie alle 
Entscheidungen von weittragender Bedeutung 
auf personellem und materiellem G ebiet be­
dürfen - abgesehen von den dem Armee­
kommandanten im besonderen übertragenen 
Aufgaben - der Fertigung durch den Armee­
kommandanten. .. (Bundesminister L ü t g e n­
d 0 r f legt seine Un terlage auf die 
Regierungsbank. - Abg. Dr. W i t h a l m: Das 
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Büchel ist weg! - Abg. Dr. M u s  s i 1: Herr 
Minister! Die beste Wunderwaffe sind Sie 
selber! Wir werden sie einsetzen, denn Sie 
schläfern jeden Feind ein! Damit haben wir 
jeden Krieg gewonnen. - Lebhafte Heiterkei t 
bei der OVP.) Ich danke für das mich sehr 
ehrende Kompliment. (Neuerliche Hei terkei t.) 

Zur Frage 6 :  Hier darf ich zunächst fest­
stellen, daß Zahlenvergleiche kein echtes Bild 
ergeben, weil wir uns derzeit in einer echten 
Phase der Umstellung befinden - wir haben 
nämlich den Ubergang von der Heeres­
gliederung 1 962 zur Heeresgliederung 1 972 -
und daher nicht Gleiches mit Ungleichem ver­
glichen werden kann. Nadl Einnahme der 
Heeresgliederung 1 972 werden 22 Stabs­
organisationen und 26 Truppenkörper der 
Friedensgliederung eingespart werden. Das 
bedeutet, daß bei gleichbleibender Kader­
situation eine Verdichtung des Kaderpersonals 
eintritt, die Relationen günstiger werden und 
ein besserer Ausbildungs- und Einsatzeffekt 
erzielt wird. 

Von einer allgemeinen Verringerung des 
Kaderpersonals kann aber wohl nicht mehr 
gesprochen werden. So hat sich zwischen dem 
1. Jänner 1 970 und dem 1 .  Juli 1 973 der Stand 
an Offizieren um 81 und der der Beamten und 
V ertr ags bedi ensteten in Unteroffiziersfunktion 
um 276 erhöht. Einem Abgang von rund 2000 
zeitverpflichteten Soldaten - Unteroffizieren 
und Chargen - stehen 1 483 freiwillig verlän­
gerte Grundwehrdiener, die sich über acht 
Monate verpflichtet haben, gegenüber. Dazu 
kommen noch die 8-Monate-Durchdiener, die 
im Rahmen der Systemerhaltung Kaderfunk­
tionen übernehmen. Mit Stichtag 1 0 .  April 1 973 
waren es fast 4000, genau 3928 Mann. (Abg. 
Dr. M u s  s i 1: 39281/2!) Wir haben keine h alben 
Leute beim Bundesheer! Der Stichtag im Juli 
für die Vorlage einer diesbezüglichen Mel­
dung an das Bundesministerium für Landes­
verteidigung ist zufällig heute, der 1 0 . Juli 
1 973 ; die Zahlen liegen verständlicherweise 
noch nicht vor. 

Da die Endphase der Heeresgliederung 1 972 
wie erwähnt noch nicht eingenommen ist, ist 
eine exakte Feststellung von allfälligen Fehl­
beständen entsprechend den Erfordernissen 
der Bereitschaftstruppe und der Landwehr der­
zeit nicht möglich. 

Im übrigen erachte ich es für richtiger, 
solche Zahlen aus Gründen der militärischen 
Sicherheit nicht im Plenum des Nationalrates 
zu erörtern. (Zus timmung bei der SPO. - Abg. 
T ö d 1 i n g: Warum nich t ?) 

Ich darf mich der siebenten und letzten 
Frage zuwenden. 

Zur Frage 7: "Welche Gesamtbudgetsumme 
haben Sie anläßlich der laufenden BUdget­
erstellung gegenüber dem Finanzminister an­
gefordert?", möchte ich dem Hohen Hau s  be­
kanntgeben, daß erst vor wenigen Tagen die 
Budgetverhandlungen für das Budget 1 974 auf 
Beamtenebene begonnen haben. Erst im 
Herbst finden die endgültigen Budgetverhand­
lungen für das Budget 1974 auf Minister­
ebene statt. Im übrigen darf ich Ihnen ,  meine 
Damen und Herren, wie Ihnen ja bekannt, 
den Artikel 5 1  Absatz 1 der Bundesverfassung 
1 920 vollinhaltlich zur Kenntnis b ringen 
(Heiterkeit bei der OVP) : 

"Dem Nationalrat ist spätestens zehn 
Wochen vor Ablauf des Finanzjahres von der 
Bundesregierung ein Voranschlag der Ein­
nahmen und Ausgaben des Bundes für das 
folgende Finanzjahr vorzulegen. Sein Inhalt 
darf nicht vor Beginn der Beratung im 
Nationalrat veröffentlicht werden. "  (Beifall bei 
der SPO. - Abg. Dr. K o r  e n:  Wir haben 
Sie nicht nach dem Voranschlag gefragt, son­
dern nach Ihren Anforderungen. Den Vor­
anschlag können Sie gar nicht verraten, weil 
Sie ihn nicht wissen! Eine Fopperei! - Wei­
tere Zwischenrufe.) 

Nachdem die im ersten Teil dieser Frage 
gestellte Aufforderung zur Bekanntgabe eines 
aufgeschlüsselten Jahresbedarfes sich natur­
gegebenerweise auch auf das Budget j ahr 1 974 
beziehen muß, sehe ich mich, wi e vorhin 
erklärt, heute nicht befugt, Detailangaben zu 
machen. (Abg. Dr. M u s  s i  1: D ie An­
forderungen wollen wir wissen!) I ch  bin 
j edoch bereit, dem Landesverteidigungsrat im 
Herbst des Jahres eine Finanzierungsvorschau 
über den Bedarf der nötigen Mittel für die 
Bereitschaftstruppe und die Landwehr zu 
geben. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Wir gehen nunmehr 
in die Debatte ein. Ich mache darauf auf­
merksam, daß gemäß den Bestimmungen des 
Geschäftsordnungsgesetzes kein Redner länger 
als 20 Minuten sprechen darf. 

Zum Wort gemeldet ist der Abgeordnete 
Marwan-Schlosser. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Marwan-Sdllosser (OVP) : 
Hohes Haus ! Ich habe die militärischen Uber­
legungen des Herrn Ministers gehört. Es 
würde mich sehr reizen, mich als ehemaliger 
aktiver Offizier und als Reserveoffizier dieser 
Armee fachmännisch mit dem Herrn Minister 
auseinanderzusetzen. Ich muß mir dies aller­
dings derzeit ersparen, da ich nur 20 Minuten 
Redezeit habe und mir vorgenommen habe, 
mich primär mit der Verhaltensweise des 
Herrn Ministers gegenüber dem Landes­
verteidigungsausschuß zu befassen. 
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Ich war gespannt, mit welcher Begründung 
heute der Herr Minister sagen wird, warum 
er seit einem vollen Jahr und länger, nämlich 
seit dem 6.  Juni vorigen Jahres, den Landes­
verteidigungsausschuß nicht mehr befaßt hat.  
In den verschiedenen dazwischen liegenden 
Anfragen hat er sich immer auf die sehr ange­
spannte Arbeitslage des Parlaments ausge­
redet. Er hat das auch heute wieder getan. 
Er hat allerdings einen neuen Aspekt hinzu­
g efügt, nämlich daß der Landesverteidigungs­
rat daran schuld wäre, daß er mit der Heeres­
gliederung nicht vorangekommen sei.  

Herr Minister! Ich darf Ihnen sagen , Sie 
hätten den Verteidigungsrat gar nicht befassen 
müssen, wenn Sie erklärt hätten : Im Rahmen 
der bestehenden Gliederung sind diese und 
j ene Bataillone ab sofort Bereitschaftstruppen­
bataillone I, und die füllen Sie auf und statten 
Sie aus. Dazu hätten Sie von nirgendwoher 
einen Beschluß gebIlaucht. 

Nun zu meinen Ausführungen selbst. Herr 
Minister!  Es ist für mich sehr angenehm, fest­
stellen zu dürfen, daß Sie heute überhaupt 
antworten durften und sich nicht, wie vor 
längerer Zeit, wieder verschweigen mußten. 
Noch bis vor kurzem hegte ich aber die Hoff­
nung, d aß Sie sich doch noch bereit erklären, 
vor dem Landesverteidigungsausschuß Rede 
und Antwort zu stehen. 

Sie haben sich davor - so muß ich es heute 
sehen - gedrückt. Seit Dezember 1 972 fordere 
ich Sie auf, sich dem Landesverteidigungs­
ausschuß zu stellen, um dem Landes­
verteidigungsausschuß zu b erichten, den 
Landesverteidigungsausschuß zu informieren, 
vor dem Landesverteidigungsausschuß Auf­
kl ärung über Ihre Absichten zu geben, aber 
auch über den B ereitschaftsgrad des Bundes­
heeres Rechnung zu legen. Und wenn Sie 
heute vor diesem Hause sagen, daß dieses 
Haus nicht verstehen könne und würde, was 
Sie alles mit Ihren Erklärungen meinen, dann, 
Herr Minister, ist das eine ziemliche Unver­
frorenheit, die Sie diesem Haus gegenüber 
heute geäußert haben. (Zustimmung bei der 
O VP.) 

Ihr Brief vom 1 2 . Dezember 1 972 ließ mich 
vermuten, daß Sie die Geschäftsordnung des 
Parlaments nicht kennen. Ich habe Sie daher 
mit Brief vom 1 1 .  Jänner di eses Jahres auf­
gefordert, der Geschäftsordnung des National­
rates folgend, wenigstens einen kurzen schrift­
l ichen Bericht lan den Nationalrat zu über­
mitteln. Ich fügte hinzu - wörtlich -: "Dieser 
schriftliche Bericht braucht keineswegs um­
fassend oder sehr ausführlich zu sein, er ist 
lediglich die formelle Voraussetzung dafür, 
den Landesverteidigungsausschuß einberufen 

zu können, um im Landesverteidigungs­
ausschuß eine Diskussion über verschiedene 
aktuelle Fragen abzuführen." 

Am 1 4. Februar antworteten Sie, Herr 
Minister, dem Abgeordneten Ermacora, daß 
Sie trotz der " angespannten parltamentarischen 
Tätigkeit die mit der Materie befaßten Herren 
Abgeordneten zu einem Informationsgespräch 
einladen werden".  - Wir hatten gar keine 
Vorlage, wir waren nicht angespannt mit Ihren 
Angelegenheiten um diese Zeit. 

Ich habe Sie unmittelbar nach dieser An­
fragebeantwortung darauf aufmerksam ge­
macht, daß ein solches Gespräch zwar inter­
essant sein könne, j edoch kein Ersatz für 
Ihre Verantwortung gegenüber dem Parlament 
ist. Eine Einladung zu einem Vortrag, zu 
einem Gespräch, zu einer Besichtigung, habe 
lediglich den Wert eines einseitigen oder 
eventuell sogar eines mehrseitigen Gedanken­
austausches und könne je nach Entwicklung 
und Belieben Kaffeehausatmosphäre atmen, 
eine Plauderei am Kamin sein oder bis zum 
Heurigenstil führen. 

Trotz dieser meiner deutlichen Darlegung 
vermeinten Sie noch im Mai, sich auf ein 
Kamingespräch in der LaVAk, in der Landes­
verteidigungsakademie, zurückziehen zu kön­
nen. Sie hatten den Termin tür den 22. Mai 
selbstherrlich festgesetzt. Sie haben weder 
mich als Obmann des Verteidigungsaussdms­
ses vorher kontaktiert noch offensichtlich die 
Parlamentsdirektion bemüht, denn an diesem 
Tage waren etwa vier Ausschußtermine im 
Parlament festgesetzt. So mußte Ihr Kamin­
gespräch ins Wasser fallen. 

Sie haben dann die Ubulig "Funkenflug" 
für den 22. Juni festgelegt, ohne sich mit dem 
Obmann des parlamentarischen Landesvertei­
digungsausschusses vorher ins Benehmen zu 
setzen. Dieser "Funkenflug" war sicher eine 
beachtliche Leistung des trotz allem noch vor­
handenen Kaderpersonals und eine gute Lei­
stung der Grundwehrdiener, aber "Geistes­
blitz",  Herr Minister, war es keiner, da Sie 
meinten, damit um eine Diskussion auf parla­
mentarischer Ebene herumzukommen. (Beifall 
bei der avp.) 

Sie haben sich also seit Ende 1 972 um einen 
Bericht an das Hohe Haus herumgedrückt. Es 
stellte daher meine Fraktion am 9. Mai den 
Antrag Nr. 76, worin Sie aufgefordert werden, 
endlich einen Bericht über den Umfang und 
die Zielsetzung der Bundesheerreform sowie 
über die derzeitige Situation im Bundesheer 
dem Nationalrat zuzuleiten. 

Bereits ·am 29. März hatte ich bei Ihnen 
einen schriftlichen Beridlt urgiert. Trotz unse­
res Initiativantrages vom 9. Mai haben Sie 
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mir am 22. Mai kühl und verletzend schrift­
lich geantwortet - ich zitiere wörtlich -: 
"Es sCheint mir niCht sinnvoll, den National­
rat mit einern Bericht über die Situation der 
Landesverteidigung zu befassen." (Abg. 
F a  c h I  e u t n e r: Heute hat er e twas anderes 
gesagtl) Hohes Haus ! Sie hören richtig, der 
Herr Minister erklärte schriftlich :  "Es scheint 
mir nicht s innvoll, den Nationalrat mit einern 
Bericht über die Situation der Landesverleidi­
gung zu befassen." 

Herr Minister! Wie schätzen Sie den Natio­
nalrat Osterreichs ein? Wollen Sie den Natio­
nalrat bagatellisieren? Den Landesverteidi­
gungsausschuß jedenfalls ignorieren Sie. Sie 
haben den Landesverteidigungsausschuß 
seit dem 6. Juni vorigen Jahres mit 
keiner Vorlage befaßt. Sie haben den 
Landesverteidigungsausschuß nicht informiert. 
Sie haben dem Dandesverteidigungsausschuß 
keinen Bericht über Ihre Absichten oder über 
den Zustand des Bundesheeres vorgelegt. Sie 
haben sich vor ihm und der Aussage vor 
ihm gedrückt. 

Zum Unterschied von Ihnen hat der seiner­
zeit so oft gelästerte und von der SPO oftmals 
verteufelte Verteidigungsminister Pr ader die­
sen 1 1 7 Seiten umspannenden Bericht über den 
Stand der umfassenden Landesverteidigung 
dem Hohen Haus vorgelegt, als ersten Teil. 
(Zwischenruf des Abg. W a d  i c a .) Herr Ab­
geordneter !  Wir haben damals im Unteraus­
schuß diesen Bericht sehr viele Stunden hin­
durch eingehend studiert und beraten. 

Trotz aller Umgehungsrnanöver, Herr Mini­
ster, habe ich mich bemüht, einen Sitzungs­
termin für den Landesverteidigungsausschuß 
zustandezubringen. Es l iegen seit kurzem 
sechs Vorlagen im Hohen Hause, die dem Lan­
desverteidigungsaussChuß zur Behandlung zu­
gewiesen sind. 

Ich habe mit dem Abgeordneten Mondl, dem 
Sprecher der SPO, und mit Abgeordneten Zeil­
linger von der FPO einen Ausschußtermin 
für den 27. Juni einvernehmlich vorgesehen. 
Doch siehe da, da baute der SPO-Klubobmann 
dem Verte idigungsminister die Mauer. Seit­
dem verhindert der SPO-Klubobmann eine 
Diskussion über den Zustand des Bundeshee­
res, ja selbst die Behandlung der drei Vor­
lagen des Verteidigungsministers.  (Abg. Dok­
tor S c  h 1 e i n z e r: Das ist die Transparenz 
bei Ihnen! Augenauswischerei bei den Ant­
worten!) Idl gehe sicher nicht fehl in der An­
nahme, daß da auch der Regierungschef dahin­
tersteckt und mitspielt bei diesem Ver­
tuschungsmanöver. (Ironische Hei terkei t bei 
der SPO.) 

Ich frage Sie daher, meine Herren von der 
sozi alistischen Fraktion : Was steckt da dahin­
ter, daß Ihr Minister und zumindest auch Ihr 
Klubobmann es verhindern, daß sich der Lan­
desverteidigungsausschuß mit Fragen des Bun­
desheeres befassen kann? Haben Sie etwas zu 
versch l eiern? Haben Sie etwas zu verbergen? 
Oder müssen Sie etwas vertuschen? 

Ich kann nur annehmen, daß Ihnen eine De­
batte über den Zustand des Bundesheeres in 
diesem Haus unangenehm ist. Im Landesver­
teidigungsaussdmß wäre es möglich gewesen, 
so manches auszusprechen, zu fragen, aufzu­
klären - aufzuklären, Herr Minister, damit 
wir es verstehen, wissen Sie -, auszulegen, 
Z11 w i derlegen, zu besprechen, was man allen­
falls als vertraulich erklären könnte. Doch 
weder d er Verteidigungsminister wollte dies, 
auch der SPO-Klubobmann verhinderte es. 

Ich bin daher gezwungen, aus dem Riesen­
strauß von Fragen, der sich bei mir angesam­
melt hat, einige Pflänzchen herauszunehmen 
und F:r;agen zu stellen.  

Erstens. Jungmänner teilten uns anläßlich 
eines Kontaktgespräches mit:  Wir dienen im 
fünften Monat. Wir haben nur ein einziges 
Mal mit dem Sturmgewehr geschossen. Wir 
sind eine Artillerieabteilung. Aber mit Ge­
schü tzen haben wir nie scharf geschossen. In 
unserer Abteilung ist keine einzige Geschütz­
bedienung einsatzbereit. Unsere Abteilung hat 
keine einzige schießende Batterie. Wir putzen 
nur G e s chütze, reinigen die Kaserne, versehen 
Büro- und Küchendienst, unsere Hauptbeschäf­
tigung aber ist das Wacheschieben im Dreier­
RadI. 

Ich frage Sie , Herr Minister : Ist Wach- und 
Schließdienst, Waffen- und Gerätereinigen 
und so weiter j ene gestl"affte und leerlaufaus­
schaltende Ausbildung, die den Jungmännern 
versprochen wurde? 

Ich muß Sie hier vor aller Offentlichkeit fra­
gen, da Sie eine Ausschußsitzung des Landes­
verteidigungsausschusses nicht ermöglicht 
haben. 

Weiters teilte man mir mit : Grundwehrdie­
ner werden bereits zum Wachdienst eingeteilt, 
obwohl sie noch nie sdlarf geschossen haben. 
Trotzdem fassen sie scharfe Munition aus. 

Ich muß Sie vor aller Offentlichkeit fragen, 
da Sie eine vertrauliche Ausschußsitzung ver­
hindert haben, ob dies den Tatsachen ent­
spricht. 

Man teilt mir mit : Bergschuhe dürfen nur 
zum Eingehen und bei unbedingt notwendigen 
Anlässen wie Schilauf, Dienst im Gelände bei 
hohem Schnee, bei großen Ubungen verwen­
det werden. 
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Ich muß Sie daher hier vor der Offentlich­
keit fragen : Wissen Sie, daß sidl Soldaten 
darüber beschweren, daß sie zwar Bergs chuhe 
haben, aber trotz eiskalter Füße oder durch­
näßter anderer Schuhe das geeignete Schuh­
werk nicht anziehen dürfen? 

Man teilt mir mit : Uberstunden und Zulagen 
werden Monate hindurch nicht ausbezahlt. 
Rückstände bis zu 1 5 .000 S pro Person wären 
seit Dezember des Vorjahres fällig. 

Ich frage Sie nun, Herr Minister : Wem wer­
den dann die anderen, also die übriggebliebe­
nen Kommanden und Truppen unterstellt, die 
den j eweiligen militärischen Erfordernissen 
nicht entsprechen? Haben Sie die Absicht, für 
die übriggebliebenen dann ein eigenes Armee­
kommando aufzustellen? (Abg. Dr. M u s  s i 1 :  
Ein Tohuwabohu!) 

Mit Ihrer neuen Heeresgliederung 1 912 
kommt eine Flotte von neuen Stäben auf uns 
zu. Da gibt es das neue Armeekommando, 
zusätzlidJ. neue Korp sstäbe, neue Divisions­
stäbe, neue Regimentsstäbe. Uberall, wo man 
hinsieht, neue Stäbe. Ein Heer von Stäben ! 

Ich muß Sie hier vor aller Offentlichkeit 
fragen : Warum zahlen Sie nicht pünktlich? 
Ist es wahr, daß Ihnen die Barmittel fehlen? 
(Abg. S t e  i n e  I :  Das sind Zustände!) 

Ich fnage Sie, Herr Minister : Wo sind die 
Weiters : Idl las am 1 .  November 1 972 in Kampf truppen? Wo gibt es Bataillone, die man 

der "Kronen-Zeitung" :  "Lü selbst hat zuge­
geben, daß die Personalstärken um 30 Prozent 
zurückgegangen sind, daß der Fehlbestand an 
Ausbildungspersonal SO Prozent betr·age, daß 
4.0 Prozent der Waffen und Geräte nicht ein­
satzbereit wären und von 29 Jagdbombern 
18 nicht einsatzbereit sind."  

Ich höre des weiteren, daß nur ein einziges 
Bataillon in Osterreich einsatzbereit wäre. 

Ich kann Sie nicht in vertraulidler Sitzung 
des Landesverteidigungsausschusses darüber 
fragen, Herr Minister. Daher muß ich hier 
heute diese Frage an Sie richten. 

Nachdem Sie, Herr Minister, nun Jahre hin­
durdl Zeit blatten, um das Bundesheer zu 
demontieren, verlangt der von Ihnen zum 
Armeeoberbefehlshaber ernannte General 
Spannocchi ein weiteres Jahr Zeit, weil er bei 
der Stunde Null anfangen muß. Gemäß Mini­
sterweisung NI. 23 wurde General Spannoc­
chi Oberstverantwortlicher für die Bereit­
schaftstruppen. Gemäß Ministerweisung Nr. 25 
haben Sie Brigadier Jetzl zum Oberstverant­
würtlichen für die Landwehr bestellt. 

Nun lese ich in der "Wodlenpresse" vom 
3. Juli, daß sich General Spannocdü geäußert 
hat : "Dann aber kommt die Regierung daher 
und sagt : Du machst das Ganz e ! "  

Ich frage S i e  daher, Herr Minister :  Gelten 
in Ihrem Ressort Ihre Ministerweisungen, oder 
ist da tatsächlich die Regierung dahergekom-

einsetzen kann? 
In Ihrer Anfragebeantwortung an mich vom 

24. Mai haben Sie als letzte Aufgabe für das 
Armeekommando wörtlidJ. angeführt : "Ange­
legenheiten des Militär-Seelsorgedienstes im 
Befehlsbereich . . .  

Ich möchte wahrlich über ernste Dinge 
nidlt spötteln, Herr Minister, aber in Wert­
sdJ.ätzung Ihrer bisherigen Dienste sdJ.lage 
ich Ihnen ein neues Kommando vor : "Helm 
ab - zum letzten Zapfenstreich für unser Bun­
desheer!"  

Heute habe ich zum ersten Mal die Auswir­
kung der Funktion des neuen Armeekomman­
dos erlebt !  Der Befehl zur Abkommandierung 
von 1 7  Soldaten zum heutigen Kontakt­
gespräch hat die Truppe nicht mehr rechtzei­
tig erreicht. Daher waren k eine Soldaten ge­
kommen. Dies, obwohl der Dienstweg zu der 
für heute vorgesehenen Truppe nodl verhält­
nismäßig kurz war, nämlich nur: Bundesmini­
sterium/Wien, Armeekommando/Wien, Mili­
tärkommando/Wien, Truppe/Wien! I ch male 
mir die Befehlsverzugszeit bereits für den Fall 
aus, daß einmal zum Beispiel eine der Land­
wehr zugehörige Truppe aus Bruck eingeteilt 
wird. Dann ist der Dienstweg : Bundesministe­
rium/Wien, Armeekommando/Wien, Korps­
kommando/Graz, Militärkommando/St. Pölten, 
Regimentskommando irgend wo in Nieder­
österreich, dann erst das Bataillonkommando 
in Bruck und die Kompanie womöglich außer­
halb von Bruck. 

men und hat gesagt : General Spannocchi, Sie Das nennt Minister Lütgendorf im Fern-
machen das Ganze ! ?  sehen beziehungsweise i m  Rundfunk "ge-

Am 29. März fragte ich Sie, Herr Minister, straffte Kommandoführung", "vereinfadlte Be-
fehlsstruktur' , ! weldle Kompetenzen das neue Kommando 

haben werde. Sie antworteten mir am 24. Mai 
schriftlich - wörtlich -: "Bei einem Einsatz 
richtet sich die Unterstellung der nachgeord­
neten Kommanden und Truppen nach den 
jeweiligen militärischen Erfordernissen . "  

Herr Minister ! Sie haben s i ch  nun e i n  gan­
zes Jahr darum herumgedrückt, dem Landes­
verteidigungsausschuß Ihre Gedanken zur 
Heeresreform 1 971  und um die Heeresgliede­
rung 1972 darzulegen. Sie haben damit unse-
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rem Bundesheer und unseren durd1.aus wehr­
willigen Soldaten und Jugmännern keinen 
guten Dienst erwiesen . Das Gegenteil ist der 
Fal l !  

W o  bleibt die Transparenz, die versprod1.en 
worden ist? 

Wo bleibt die Beseitigung des Leerlaufes, 
weld1.e versprochen wurde ? 

Wo bleibt die gestraffte und bessere Ausbil­
dung, die versprochen wurde? 

Mit neuen Stäben, mit neuen Barretts, mit 
Pfeiferlschnürln, mit vorgegaukelten Luft­
�andetruppen, mit offenen Städten, mit pan­
zersd1.rankgesicherten Reformplänen, mit 
Schlagworten wie "Doktrin" und "Psyd1.o­
plan", mit Schwerpunktausbildung zum 
Schlüsselwächter, mit hilfswilligen Soldates­
sen ,  mit Leukoplast vor Offiziersmündern, mit 
Ministerflucht vor dem Landesverteidigungs­
ausschuß kann kein einsatzbereites Bundes­
heer geschaffen werden, kann man Osterreichs 
Neutralität nid1.t schützen. 

Herr Minister! Sie haben zuwenig Freiwil­
lige, Sie haben zuwenig Kaderpersonal, Sie 
haben zuwenig Ausbi lder, Sie haben zuwenig 
Geld, Sie haben keine einsatzbereiten Batail­
lone! 

"Dialog" schrieb im März - ich zitiere 
wörtlich - : " . . .  die Armee ist bis zur Nutz­
losigkeit demontiert" . 

Herr Minister! I ch frage Sie abschließend : 
Wann werden Sie endlich die Konsequenzen 
ziehen, und welche Konsequenzen werden Sie 
zi ehen ? (Beifall bei der OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Mondl. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Mondl (SPO) : Herr Präsi­
dent! Hohes Haus ! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren ! Fragen der Landesvertei­
digung und, wie es heute so schön geheißen 
hat, der Sicherheitspolitik waren für uns 
Sozialis ten immer schon und sind auch j etzt 
eine sehr ernste Angelegenheit. Aber ich 
glaube kaum, daß diese Probleme, die zweifel­
los nicht nur in Osterreich, sondern in der gan­
zen Welt äußerst schwierig zu lösen s ind, mit 
einer derartigen dringlichen Anfrage, wie Sie 
sie heute hier starten, gelöst werden können. 
(Abg. Dkfm. G o r  t o n : Die is t Ihnen unange­
nehm!) Das hat mit unangenehm und ange­
nehm nichts zu tun, denn ich kann mir gut vor­
stellen, daß diese dringliche Anfrage nur dazu 
dient, gewisse Außerungen und Feststellungen 
immunisieren zu k ö nnen, um sie dann im 
Wahlkampf für den 2 1 .  Oktober 1 973 ver­
wenden zu können. (Ruf bei der OVP: Das ist 
IlLre Methode!) 

Wenn Ihr Informationsbedürfnis, das Sie 
hier so sehr zum Ausdruck bringen, bei Ihnen 
vorhanden wäre, meine sehr geehrten Damen 
und Herren von der OVP, dann hätten Sie, 
wenn Sie dieses oder jenes erfahren wollten, 
es sehr konkret (Ruf bei der OVP: Ins Kaffee­
haus gehen können!) nicht in einer Kaffee­
haussitzung, sondern in einer Sitzung des Lan­
desverteidigungsrates (neuerlicher Zwischen­
ruf bei der OVP) immerhin hören können, Sie 
wissen doch, daß dort die Probleme bis in die 
kleinsten Details erörtert und auch alle ent­
sprechenden Unterlagen zur Verfügung ge­
stellt werden können. 

Sie beklagen sich hier ununterbrochen, daß 
man von der sogenannten Reform nichts sehe 
und daß sie nicht zweckdienlich vorwärts­
schreite. Ich möchte nur daran erinnern, daß 
der Herr Bundesobmann Dr. Schleinzer in sei­
ner Eigenschaft als Landesverteidigungsmini­
ster im J:ahre 1 962 eine Umgliederung einlei­
tete - keine Systemänderung wie in diesem 
Fall, sondern nur e ine Umgliederung des Bun­
desheeres -, und diese war im Jahre 1 970 

noch nicht abgeschlossen. Sicherlich hat auch 
der Herr Bundesminister Prader im Jahre 1 968 

noch in einer Zwischengliederung eine gewisse 
Korrektur vorgenommen. Und Sie verlangen 
von einer Heeresgliederung, die den Titel 
, , 1 972" trägt und d i e  erst knapp begonnen hat, 
bereits greifbare E rfolge ! 

Der Herr Abgeordnete Marwan hat sich 
beklagt, daß er keine Informationen be­
komme, sagt aber gleichzeitig, Diskussionen, 
Auskünfte und B e sichtigungen ,außerhalb des 
Landesverteidigungsausschusses wären nicht 
zweckdienlich. 

Dann muß ich fragen : Warum hat man denn 
in einer der Sitzungen des Landesverteidi­
gungsrates so leidenschaftlich eine Alarm­
übung, um eine Besichtigung und eine 
Diskussion mit den Angehörigen dieser 
Einheit durchzuführen, verlangt? (Zwischenruf 
des Abg. M a r w a n - S c h I  0 s s e r.) 

Sie, meine Herren von der OVP, und ganz 
besonders der Abgeordnete Marwan und der 
Abgeordnete Ermacora schreien lauthals, das 
Bundesheer existiere nicht mehr, es sei demo­
liert, es sei am Ende. Das hat übrigens auch 
der Herr Bundesp arteiobmann Dr. Schleinzer 
bereits in seiner Budgetrede zum Budget 1 973 

hier vorgebracht. 

Dabei muß ich feststellen.  daß weder der 
Herr Abgeordnete Marwan-Schlosser noch der 
Herr Abgeordnete Ermacora von der Möglich­
keit Gebrauch gemacht haben, sich von der 
Schlagkräftigkeit eines Teiles des Einsatz­
heeres zu überzeugen. Sie hätten nur die 
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Dbung mitzumachen brauchen, die. für den 
22. Juni angesetzt war, und sie hätten sich 
dort an Ort und Stelle (Zwischenruf des Ab­
geordneten T ö d 1 i n g) nicht nur durch Ein­
sichtnahme, sondern auch durch Diskussion 
mit den dort verantwortlichen Persönlichkei­
ten über den Stand der Einheiten beziehungs­
weise über die Einsatzfähigkeit dieser Ein­
heiten informieren können. (Abg. T Ö d 1 i n g: 
Wo die Rohre in die verkehrte Richtung ge­
zeigt haben! - Zwischenruf des Abg. M a r­
w a n - S c h I  0 s s e r.) 

Anläßlich der Beratungen über die Budget­
gruppe Landesverteidigung wies ich b ereits 
an Hand eines Berichtes des Generaltruppen­
inspektors nach, daß es auch in der Vergan­
genheit um die Einsatzfähigkeit der sogenann­
ten Einsatzeinheiten doch sehr traurig bestellt 
war. Man hat dann in einer Reihe von schrift­
lichen Anfragen immer wieder den Herrn 
Bundesminister für Landesverteidigung drang­
saliert, wieso es möglich sei, daß ich derartige 
Äußerungen hier im Hohen H ause mache. Auf 
der einen Seite ist man schockiert, wenn Fest­
stellungen über die Vergangenheit getroffen 
werden, aber auf der anderen Seite versucht 
man, von Seite des Herrn Bundesministers 
eingehendste und detaillierteste Darstellungen 
zu bekommen, die immer noch den Charakter 
der Vertraulichkeit haben. 

Ich würde daher sehr, sehr bitten, daß man 
nicht das eine mit dem anderen vertauscht. 
Ich möchte ganz deutlich feststellen, d aß in 
diesem Bericht, aber auch in späteren Berich­
ten, die wir im Zusammenhang mit Unter­
suchungen im Untersuchungsausschuß bekom­
men haben, zum Ausdruck gebracht wurde,  
daß die bestehenden EinSiatzbrigaden für einen 
echten Verteidigungseinsatz zu schwach seien. 
Sie müßten erst durch eine Mobilmachung auf 
die echte Kampfstärke aufgefüllt werden. 

Der Herr Abgeordnete Tödling hat heute 
davon gesprochen, daß unter Minister Doktor 
Pr ader 50 Bataillone sofort ausmarschbereit 
waren . Das waren sie immer. Sie hatten die 
Bezeichnung eines Bataillons, j edoch nicht die 
Stärke. Das war so in der Vergangenheit 
und ist auch in der Gegenwart so geblieben. 
Sie können auch j etzt immer eine gewisse 
Anzahl von Bataillonen in Marsch setzen. Es 
fragt sich nur, ob diese Bataillone der Vergan­
genheit oder der Gegenwart imstande wären, 
eine echte Verteidigungsaufgabe zu lösen. 
(Abg. T ö d  1 i n  g: Der Koch als Panzeriahrer!) 

Ich darf darauf hinweisen, daß im Jahre 
1 956 - lange vor der Umgliederung -, als 
das Bundesheer noch ein reines Ausbildungs­
heer war ,  ein Sicherungseinsatz an der Grenze 
zu Ungarn notwendig war. Und siehe da : Die-

ser Einsatz konnte voll und ganz gemeistert 
werden. Ohne Einsatzeinheiten, ohne beson­
dere Vorkehrungen ist damals das j unge Bun­
desheer nach einem einj ährigen Bestand seiner 
Aufgabenstellung total gerecht geworden. 

Im Jahre 1968, nach der sogenannten segens­
reichen Umstellung in Ausbildungs- und Ein­
satzeinheiten, konnte diese AufgabensteIlung, 
obwohl eigentlich nur ungefähr eineinhalb 
Brigaden entlang der CSSR-Grenze in einen 
alarm artigen Zustand versetzt wurden, auf 
einmal ohne Unterstützung des Herrn Bundes­
präsidenten, der sich vemnlaßt sah, die Prä­
senzdienstzeit zu verlängern, nicht mehr be­
wältigt werden. Ein Zeichen dafür, daß selbst 
diese reine Sicherungs aufgabe von diesen 
sogenannten Einsatzeinheiten der Vergangen­
heit nicht gemeistert werden konnte. 

Es war daher vor dem Jahre 1970 - auch 
von seiten der Osterreichischen Volks­
partei - unbestritten, daß eine grundsätzlich.e 
Reorganisation des Bundesheeres unbedingt 
notwendig sei. Es wurde festgestellt, daß die 
althergebrachten Organisationsformen und die 
geschenkten Waffen und Geräte Osterreich 
sozusagen ein Heer der Vergangenheit brach­
ten, das der modernen AufgabensteIlung nicht 
gerecht werden konnte. 

Ununterbrochen wurden Präsenzdiener aus­
gebildet, ohne auf ihre Funktion in einem 
Mobilheer Rücksicht zu nehmen. Wir hatten 
viele, viele Kraftfahrer, wir hatten viele P an­
zerschützen und wir hatten spezialisiert aus­
gebildete Soldaten (Abg. Dr. M u 8 s i  1 :  Aber 
kein Mili tär!), aber wir hatten nicht das, was 
wir in der mobilen beziehungsweise in der 
territorialen Landwehr dringend brauchen, 
nämlich ausgebildete Landwehrsoldaten. 
Dafür hatte man in der Vergangenheit in der 
organisatorischen Vorbereitungsphase kein 
Verständnis. 

Auch die Teilung der Präsenzdienstzeit in 
Dienst in der Ausbildungseinheit und Dienst 
in der Einsatzeinheit wirkt8 sich ausgespro­
chen ungünstig aus und bewirkte ein ständiges 
Wandern des Wehrpflichtigen in den Einhei­
ten i  er konnte einfach nicht warm werden. Die 
Lösung, mit Instruktions- und Inspektions­
übungen etwa ernte Truppenübungen zu er­
setzen - ich glaube, darüber ist man sirn 
auch mittlerweile einig geworden -, war auch. 
nicht die Lösung, die es mit sich gebracht 
hätte, dieses Bundesheer der damaligen Zeit 
echt einsatzfähig zu machen. 

Wir hatten daher dieser Fehlentwicklung 
Rechnung getragen und nach gründlicher Be­
ratung in der Bundesheer-Reformkommission 
eine grundsätzliche Umstellung des Systems 
vorgeschlagen : ein kleiner harter Kern der 
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Bereitschaftstruppen, verstärkt durch Mobil- stellung umsoweniger begreiflich, als unsere 
truppen bestehend aus einer mobilen und benachbarte Schweiz vier Monate Dienstzeit 
territorialen Landwehr, also eine Art miliz- als Grunddienstzeit ausweist und von nieman­
artiges System, sollte das System der Ver- dem deshalb der Wehrkraftzersetzung bezieh­
gangenheit ersetzen. tigt wird. Natürlich könnte j edermann sagen, 

Die Vorbereitungen und VorbeI'latungen in 
der Reformkommission und aueh im Landes­
verteidigungsrat haben ihre Zeit in Anspruch 
genommen. Das Wehrgesetz wurde im Juli 
1 97 1  beschlossen und war die G rundlage zur 
Einleitung dieser Systemänderung . Die Hee­
resgliederung 1 972 ermöglichte nach der Be­
ratung im Landesverteidigungsrat die Einlei­
tung der dafür notwendigen O rganisations­
änderung. 

Das Bundesministerium für Landesverteidi­
gung wurde umgegliedert. Die Sektionen wur­
den verringert, die Verwaltung vereinfacht. 
Die Einleitung der "Heeresgliede rung 1 972" 
erfüllte dem Bundesheer einen alten, vehe­
ment vorgebrachten Wunsch .  Durch die Schiaf­
fung eines Armeekommandos ist  eine Füh­
rungsspitze und damit eine hierarchische Glie­
derung des Bundesheeres gewährleistet. Das 
Armeekommando wurde durch die Auflösung 
und Zusammenlegung des G ruppenkom­
mandos I und des Kommandos d e r  Luftstreit­
kräfte geschaffen. Diesem Armeekommando 
unterstehen zwei Schwerpunktkommanden, 
nämlich die Korpskommanden Graz und Salz­
burg. 

Aber auch sonst Wichtiges hat sich geän­
dert. Die Durehdiener sind von der ersten 
Stunde ihres Wehrdienstes an nun in ihrer 
Einheit. Die ewige Wanderschaft der Wehr­
pflichtigen in den Einheiten hat aufgehört. Da­
her ist eine kontinuierliche Ausbildung in der 
Einsatzeinheit vorn ersten bis zum letzten Tag 
des Präsenzdienstes gewährleistet.  Die Sechs­
Monate-Diener werden funktionsbezogen für 
das Mob-Heer ausgebildet. Das i st in Wirk­
lichkeit das, was eingeleitet wurde und womit 
man sich augenblicklich im Schoße des 
Bundesheeres beschäftigt. 

Ich kann mir vorstellen, daß die Dinge nicht 
l eicht verständlich sind. (Abg. G r a f: Für Sie 
oder für uns?) Ich habe einen Artikel des 
heute s chon zitierten Generals Spannocchi, 
den dieser bereits im Sommer 1 972 mit der 
Uberschrift "Ubergang zur Miliz" geschrieben 
hat, in dem er feststellte : 

,Ja, aber . .  . ' , sicherlich I Darum geht es . Näm­
lich um die Ausführungsmaximen dieser 
Systemänderung, nicht aber um das System 
selber, das kann verteidigt werden. 

Vielleicht könnte folgende Kurzzusammen­
fassung angeboten werden : 

Die Heeresreform mußte kommen. Und wir 
sollten ihre Durchführung beg rüßen und unter­
stützen, auch dort, wo sie geistig Schwierig­
keiten macht. Der Zwang zu dieser Reform 
war gleichzeitig einer zur Erarbeitung einer 
besseren Sicherheitsdoktrin. Im Zuge dieser 
Arbeit hat sich die Ressortführung dazu be­
kannt, die militärischen Maßnahmen der öster­
reichischen Sicherheitspolitik nach den Heraus­
forderungen des begrenzten k onventionellen 
Krieges zu orientieren. 

Wir glauben, dies verantworten zu können 
und in der Lage zu sein, auch kritischen Frage­
stellern ausreichend zu antworten. D as Ziel 
unserer Sirnerheitspolitik darf es nirnt sein, 
Abwehrschlarnten höchst zweifelhaften Aus­
ganges vorzubereiten, sondern Frieden zu er­
halten, indem wir zunärnst einmal nachweisen, 
daß wir in der Lage sind, die Probleme einer 
intensiven Krise und der Neutnalitätsanfor­
derungen zu meistern. In der Folge aber wol­
len wir jeden potentiellen Aggressor zu einer 
militärischen Okonomierechnung zwingen, um 
ihm die politische Unrentabilität eines physi­
schen Angriffs auf unser Land sozusagen pro­
phylaktisch nachzuweisen . . . .  Wenn wir aber 
diesen im Prinzip vernünftigen Weg gehen 
dürfen, dann kann an seinem Ende ein sehr 
viel besseres Bundesheer stehen als heute. 
Wir werden mit ihm zur Sicherheit unserer 
politischen Umwelt beitragen und nicht, wie 
es so vielen Simplifizierenden vorschwebt, nur 
von der von anderen produzierten Sicherheit 
unseres Raumes mitschmarotzen . . .  

So schrieb Spannocchi am 16 .  Mai 1 972, 
und ich h abe dem nichts hinzuzufügen. 

Wenn der Herr Abgeordnete Tödling heute 
hier feststellte, der J(,arren sei verfahren, dann 
muß ich feststellen: Der Karren w a r  verfah­
ren. Und wenn er sagte, wir hätten die Wehr­
gesetznovelle und die Heeresg liederung ohne 
OVP beschlossen, dann kann ich Ihnen nur 
sagen : Wir haben um die Mitarbeit in der 
Vergangenheit ersurnt, wir h aben Ihnen vom 
Jahre 1 966 bis zum Jahre 1 970 diese Mitarbeit 

"Den Kampf um die Heeres reform als den 
politischen Willen zur Dienstzeitverkürzung 
allein darstellen zu wollen, ist einfach irre­
führend. Es handelt sich um eine Systemände­
rung als Ubergang zur Miliz. angeboten, und Sie haben uns damals die Mit­

Für den - allerdings unvoreingenomme- arbeit verweigert. Wir haben Sie eingelladen, 
nen - Beobachter ist die geläufige Dar- diesmal mitzuarbeiten in der Bundesheer-

78. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 91 von 152

www.parlament.gv.at



7492 Nationalrat XIII. GP - 78. Sitzung - 10. Juli 1 973 

Mondl 

Reformkommission und auch im Landesvertei- \ auf der Flucht, aber nicht in die Flucht ge­
digungsrat, Sie haben aber den Spieß umge- schlagen, sondern sie nehmen offenbar dieses . 
dreht und haben in der Bundesheer-Reform- Hohe Haus gar nicht mehr ernst genug, um 
kommission und im Landesverteidigungsrat überhaupt noch an der Debatte teilzunehmen. 
nur die Dinge blockiert, um alles beim alten 
zu lassen. (Zustimmung bei der SPtJ.) Sie 
haben deshalb blockiert, um das Alte zu er­
halten und um sich vor der Verantwortung zu 
drücken. 

Wenn hier heute festgestellt wurde, daß 
das Ausland mit Besorgnis auf Osterreich 
blicke, dann kann ich dem nur entgegenhalten, 
daß das Ausland nicht mit Besorgnis auf 
Osterreich in diesem Punkte blickt. Wir haben 
vor kurzem den Oberstkorpskommandanten 
der Schweiz hier zu Besuch gehabt, und er hat 
dem österreichischen Bundesheer höchstes Lob 
ausgesprochen. (Abg. T Ö d 1 i n g :  Aber in der 
Schweiz hat er dann anders gesprochen!) Aber 
Sie haben sidl - obwohl eingeladen - absen­
tiert. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren ! Sie 
braumen nidlt mitzuarbeiten, wenn Sie nicht 
wollen. Wir haben dieses zweifellos schwere 
Werk begonnen, und wir können Ihnen ver­
sichern: Wir werden dieses sdlwere Werk auch 
erfolgreich fortsetzen ! (Beifall bei der SPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Zeillinger. Ich erteile es 
ihm. 

Den ganzen Tag haben wir heute immer 
gehört, die Einwirkungen des Auslandes wären 
daran smuld, daß bei uns die Preise so steigen. 
Meine Damen und Herren von der Regierungs­
partei ! Warum Lassen Sie siro nicht bei der 
Landesverteidigung ein bißdlen vom Ausland 
anstecken? Sie werden in ganz Europa kein 
Land finden, das in einer ähnlimen Verfassung 
wie derzeit Osterreiffi ist. 

Ich bin der letzte, der der gegenwärtigen 
Regierungspartei allein die Verantwortung 
aufbürdet. Ich bürde ihr eher die Verantwor­
tung dafür auf, daß sie seit drei Jahren alle 
Chancen versäumt hat. 

Aber auch hier könnten wir uns - so wie 
wir es bei den Preissteigerungen machen -
am Ausland ein B eispiel nehmen. Der Herr 
Bundeskanzler hat heute auf die Notwendig­
keit einer guten Außenpolitik verwiesen. -
o doch ! Herr Bundeskanzler, ich bin der glei­
chen Meinung, daß sie notwendig wäre. Aber 
dann sagen Sie Ihren Ministerkollegen, daß 
sie bei Äußerungen in der Offentlichkeit etwas 
vorsichtiger sein sollen. Denn was in den 
letzten Monaten alles passiert ist, überwiegt 
manchen Besuch, auf den Sie sidl immer stolz Abgeordneter Zeillinger (FPO) : Herr Präsi- berufen. dent! Meine Damen und Herren des Hohen 

Hauses ! Als ich heute die Morgenzeitungen 
und die Kampfansagen der einzelnen Politiker 
las, war idl nahe daran, mir eine Panzerweste 
anzulegen. Wenn ich etwa eine der anderen 
Oppositionspartei nidlt fernstehende ober­
österreichische Zeitung zur Hand nehme , so 
lese ich auf Seite 1 ,  5 cm neben der Emma 
Peel, die eine Pistole in der Hand hält, daß 
heute ein Scharfschießen auf umstrittene Mini­
ster stattfindet. Unbarmherzig werden sie aufs 
Korn genommen werden. Die Offensive wird 
in zwei Phasen abrollen. Harte OVP-Att,acken! 
Mittwoch wird der nächste Schlag folgen. 

Ich bin nun neun oder zehn Stunden hier;  
ich habe mir die Wirtschafts debatte und auch 
die Debatte über die dringlidle Anfrage an­
gehört. Idl sage Ihnen offen : Wir gehen in bei­
den Debatten CI.m Kern der Sache vorbei.  Wol­
len wir das hier doch einmal ganz offen aus­
sprechen. Ich glaube, es wäre notwendig, daß 
wir einmal auch bei der Landesverteidigung 
- das geht aber nicht bei der Debatte über 
eine dringliche Anfrage in 20 Minuten - auf 
den Kern der Same kommen. Denn weder in 
der vormittägigen Debatte noch j etzt ist ein 
Minister getroffen worden. Sie sind zwar nicht 
da, sondern sie sind anscheinend sdlon alle 

Herr Kanzler ! Ich darf Ihnen nur zitieren, 
was beispielsweise heute Ihre Frau Gesund­
heitsminister über die eben zitierte Schweiz 
gesagt hat : "Wenn wir uns als Beispiel die 
Schweiz nehmen, die als eine sehr solide De­
mokratie und keineswegs als ein sehr fort­
schrittliches Land gilt, wo auch der Föderalis­
mus eine große Rolle spielt . . .  " 

Dazu muß ich sagen : Diese Beleidigung der 
Schweiz ist an und für sich undiplomatisch, 
wenn es ein Abgeordneter madlt. Ist auch 
dann unverständlidl! Aber aus dem Minister­
kreis . . .  (Abg . Dr. K r e i s  ]{ y: Sie hat  sich 
entschuldigtl) Nein, sie hat sich nidlt ent­
schuldigt. Das, Wlas sie dann gesagt hat - ent­
schuldigen Sie! -, war ein noch größerer 
Blödsinn. 

Sie hat nämlich dann anschließend gesagt : 
Ich muß richtigstelIen : "Ich habe gemeint, daß 
die Schweiz föderalistisdl ist . . .  " - J a, das 
stimmt ! Jetzt, bitte, die Frage : Wer ist nicht 
fortschrittlich : die Schweiz oder der 
Föderalismus ? Will die Frau Minister jetzt 
die Bundesländer in Osterreich. beleidigen 
oder die Schweiz? Das kann sie sich noch aus­
suchen. (Abg. Dr. W i t h a l m : Beide!) 
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Ich glaube, es wäre notwendig, daß diese 
sdlwachen Stellen der Bundesregierung auf­
geze igt werden. Herr Bundeskanzler! Lassen 
Sie sich nidlt immer beweihräuchern, und 
sagen Sie nicht: Es ist alles in Ordnung ! Alle 
Minister sind gut! - Der Lütgendorf und die 
Leodolter glauben wirklich, daß sie gute 
Minister sind. (Heiterkei t.) Meine Herren, Sie 
lächeln jetzt darüber. Ich, habe wirklich ge­
glaubt, daß heute von Ihnen das Korn auf eine 
g ewisse Ministergruppe eingestellt wird, die 
unter Beschuß genommen werden soll . Leider 
war das nicht der Fall. 

Herr Bundeskanzler! Ich schließe mich 
namens der freiheitlichen Fraktion in einem 
Punkte konkret dem an, was die andere Oppo­
sitionspartei in ihrer Anfrage und ihren Aus­
führungen bisher gebracht hat : das ist die Tat­
sache, daß Sie sich aus einem für uns Freiheit­
liche unerklärlichen Grund plötzlich von j edem 
Kontakt zu den Abgeordneten beziehungs­
weise Volksvertretern abgesetzt haben und 
sich in puncto Landesverteidigung in Schwei­
gen hüllen. 

Sie haben sehr ZUgIg im Landes­
verteidigungsrat, den Sie, Herr Bundeskanzler, 
allein einberufen, verhandelt. Ende des Jahres 
ist uns gesagt worden, daß sidI eine gewisse 
Generalsgruppe allmählim durchsetzt. Im 
kann Ihnen das Schreiben zeigen. Darin steht 
das Wort "Generalsclique" ; ich übersetze es 
mit Generalsgruppe. Weiters steht, daß die 
SPO allmählich das tun wird, was j ene 
G eneralsgruppe schon seit zwei Jahren, j a  
schon unter Prader durchzusetzen versucht hat. 

Wenn j emals seit der Tschemenkrise der 
Verteidigungsrat hätte einberufen werden 
soll en, dann jetzt, da Sie das Konzept der 
Sozialistischen Partei aus dem Jahre 1 97 1 ,  

ohne nur ein Wort irgend jemandem zu sagen ,  
aufgegeben haben und auf ein völlig anderes 
Konzept umgeschwenkt sind. 

Herr Kanzler! Seit 1 1 .  Jänner tagt der Ver­
teidigungsrat nicht mehr, und zwar in einer 
äuß e rst ernsten Phase der Landesverteidigung. 
Dafür tragen Sie allein die Verantwortung. 

Herr Kollege Marwan-Schlosser ! Anders ist 
es beim Verteidigungsausschuß . Sie klagen 
mit Recht auch darüber, daß der Ver­
teidigungsausschuß nicht einberufen wird. Ich 
gebe Ihnen recht! Ich sage Ihnen offen : Ich 
gehöre dem Ausschuß an und habe mich heute 
erkundigt, ob er überhaupt schon einmal zu­
sammengetreten ist. Ich bin erinnert worden : 
Ja,  er ist einmal zusammengetreten. Das ist 
der in aktivste Ausschuß, den es in diesem 
Hause gibt. Das ist völlig richtig !  Es handelt 
sich um einen Ausschuß, der zweimal im 
Monat zusammentreten müßte. 

Ich kann den Herrn Verteidigungsmini ster 
nur einladen - Herr Kanzler, vielleicht wäre 
das eine Idee ; im weiß , daß es dieses Lehr­
verhältnis in der Regierung nicht gibt - :  
Vielleicht könnte der Verteidigungsminister 
einmal beim Justizminister in die Schule 
gehen, um zu sehen, wie man ein Parlament, 
und zwar auch die Opposition, behandelt.  

Aber, Kollege Marwan-SdIlosser, eines an 
Ihre Adresse :  Zuständig für die Einberufung 
des Ausschusses ist nach § 27 Abs. 4 der 
Geschäftsordnung - idI bin audI Ausschuß­
obmann - der Obmann. Der Obmann des 
Verteidigungsausschusses heißt Marwan­
Smlosser. (Zwischenruf des Abg. M a r w a n -
S c  h l o s  s e r. - Weitere Zwischenrufe.) 

Herr Kollege! Ich darf Ihnen noch einmal 
sagen : Sie kennen meinen Kampf, den i ch  
auch gegen die Präsidialkonferenz führe. Die 
Präsidialkonferenz kann koordinieren. Ich be­
rufe den Justizausschuß, Sie den Ver­
teidigungsausschuß ein. (Abg. M a r w a n -
S c  h l o s s e r: Und die Vorlagen?) Ich kann 
darüber klagen, daß Sie den Verteidigungs­
ausschuß nidü einberufen haben, aber Sie, 
Herr Kollege Marwan-Schlosser, sind der ein­
zige im Hause, der sich darüber nidIt b e­
sdIweren kann, daß der Verteidigungs­
ausschuß nicht einberufen worden i st. An 
Ihrer Stelle hätte ich selbstverständlich in 
einer so ernsten Situation, zumal Sie die Zu­
stimmung der beiden anderen Fraktionen 
hatten, dem Präsidenten mitgeteilt - so wie 
ich es tue - : Ich berufe am soundsovielten 
den Verteidigungsaussmuß einl - Und er 
wäre einberufen worden. (Abg. M a r w a n ­
S c h I  0 s s e r: Die Parlamentsdirektion hat 

gesagt. . .  !) SelbstverständlidI wäre das zur 
Kenntnis genommen worden. (Zwischenrufe.) 
Entschuldigen Sie ! Da haben Sie doch die 
rückständigen Vorlagen. (Abg. M a r w a n ­
S c  h l o s s e  r:  Jetz t  erst!) Ich habe die uns 
übermittelte Dbersicht der nicht erledigten 
Vorlagen vom 4. Juli. Unter den nicht erle dig­
ten Vorlagen ist unter anderem ein Antrag 
des Abgeordneten Marwan-SdIlosser drinnen. 
(Abg. M a r w a n - S c h l o s  s e r: Die SPO hat 
es abgelehntl) Herr Kollege l Sie sind der Aus­
schußobrnann. Da entschuldigt Sie niemand ! 

Die Präsidialkonferenz koordiniert. Sie 
wissen, daß ich kämpfe. Ich anerkenne das, 
was der Kollege Hauser gemacht hat, und 
setze sein Werk fort. Wir berufen den Aus­
schuß ein, vor allem dann, wenn wir die Uber­
einstimmung aller drei Parteien haben. Die 
h aben Sie gehabt: der Kollege Mondl hat 
zugesagt, ich habe zugesagt.. Sie hätten nur 
n och dem Präsidenten mitzuteilen brauchen : 
Für den 27.,  28. ,  29. Juni berufe ich den Aus-

78. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 93 von 152

www.parlament.gv.at



7494 Nat.ionalrat XIII. GP - 78. Sitzung - 10. Juli 1 973 

Zeillinger 

schuß ein, und auf der Tagesordnung steht : 
erstens , zweitens, drittens. Hätte es dann 
irgend jemand verhindert (Abg. T ö d  1 i n g: 
Das ist  geschehen!), dann wäre die Situation 
heute eine ganz andere. 

Herr Kollege ! Wir haben eine Geschäfts­
ordnung ! Ich muß Ihnen noch einmal sagen : 
Meine Herren ! Lassen wir uns doch nicht 
immer von den Sozialisten ins Bockshorn 
jagen ! Wir haben nun gewisse Funktionen im 
Hause. Und auch der AussChußobmann hat 
sie! Wenn ich diese Funktion babe, dann 
maChe ich von meiner Möglichkeit Gebrauch 
und verschanze mich nicht hinter dem Argu­
ment, daß ich sage : Der böse Weisz hat es 
verhindert I - Vorige Woche erst hat er auch 
bei mir etwas verhindert. Es ist halt nicht 
gegangen. Manchmal geht es ! Bei Ihnen wäre 
es gegangen. Bei den Freiheitlichen ist es nicht 
gegangen. (Abg. M a r w a n - S c h l o s  s e r: 
Wissen Sie, wann die Beschlußfähigkeit bei 
einem Ausschuß gegeben ist?) Herr Kollege ! 
Das jst  wieder eine andere Fmge! Wenn Sie 
einberufen und die Sozialisten nicht kommen, 
dann tragen sie die Verantwortung. 

Ich möchte noch einmal sagen : Beim Ver­
teidigungsrat gebe ich Ihnen, Herr Kanzler, 
die volle Verantwortung, aber beim Ver­
teidigungsausschuß, Herr Kollege Marwan­
Schlosser, tragen Sie die Verantwortung. 

In dieser Situation sind wir. Da reichen die 
20 Minuten wirklich nicht aus, um hier über 
all das zu sprechen, was in stundenlanger 
Debatte durchbesprochen gehört. 

Ich möchte nun ein ernstes Wort an die 
sozialistisdle Fraktion richten. Im Grunde ge­
nommen ist mir diese aVP-Anfrage nicht ganz 
verständlich. Im Grunde genommen müßte die 
OVP hineinschreiben, daß sie es heute noch 
nicht fassen könne, daß plötzlich, ohne jeden 
ersichtlichen Grund, das Konzept der Volks­
partei von der Sozialistischen Partei verwirk­
licht wird. Denn das, was Sie seit 1 .  Juli 
machen, das Aufstellen der Bereitschafts­
truppe, ist genau das Prader-Konzept, das ist 
genau das Konzept, das wir in stundenlangen 
Diskussionen hier im Hause bekämpft haben, 
bei dem wir - wir Freiheitlichen sind sehr 
oft deswegen kritisiert worden - mit Ihnen 
gemeinsam eine Mehrheit gebildet, die OVP 
niedergestimmt haben und uns damals dazu 
bekannt haben : Wir bekennen uns zur volks­
verbundenen Landwehr. 

Was geschieht j etzt? Die Landwehr ist vom 
Tisch gefegt worden, und nun wird plötzlich 
die Bereitschaftstruppe, genauso wie es die 
OVp, wie es Pr.ader gefordert hat, von den 
Sozialisten verwirklicht. Das ist eigentlich der 
Kern, der in dieser Anfrage steckt. Ich muß 

sagen, in dieser sozialistischen Regierung muß 
irgendwo ein kleiner Prader versteckt sein ; 
anders wäre es nicht möglich, daß ohne ersicht­
lichen Grund plötzlich eine solche Konzept-­
änderung kommt. (Zwischenruf des Abg. 
M a r w a n - S c h l o s  s e r.) 

Da die Zeit nicht ausreicht, hoffe ich, daß 
wir Gelegenheit dazu b ekommen, Herr 
Kollege Marwan-Schlosser. Ich wäre Ihnen 
sehr dankbar, wenn ich das lange von den 
Freiheitlichen vorbereitete Konzept zu der 
Situation j etzt vorlegen könnte. Wir glauben, 
daß es notwendig ist, auf einer Ebene darüber 
zu sprechen . 

Aber ich habe gesehen, daß einige Herren 
den Kopf geschüttelt haben, und es hat vor 
allem der Kollege Marwan-Schlosser als 
Sprecher der Regierungspartei gesagt: Wir 
haben Sie eingeladen zur Mitarbeit. - J a, 
Sie h aben uns auch zur Mitarbeit eingeladen. 
(Ruf bei der OVP:  Mondlf) Entschuldigen Sie, 
Mondl.  Wir Freiheitlichen haben es ange­
nommen, aber j etzt sind wir ausgerutscht, 
denn j etzt machen Sie das, was die OVP 
gewollt hat. Was wir abgelehnt haben, was 
Sie damals abgelehnt haben, das verwirklichen 
Sie nun. 

Der Satz, den Sie heute gesagt haben, ist 
nicht richtig : Die Wehrgesetz-Novelle 1971  war 
die Grundlage der gegenwärtigen Um­
gliederung. Falsch! Die Wehrgesetz-Novelle 
1 97 1  hat auch die Durchführung des Prader­
Konzeptes ermöglicht, das beweist ja j etzt 
Lütgendorf. Aber das war nicht die Grund­
lage, nicht der Geist. Wozu haben wir 
stundenlang verhandelt um die Wehrgesetz­
Novelle 1 97 1 ,  um die Aufstellung einer Land­
wehr? Weil wir gesagt haben : 800.000 Reser­
visten sind ausgebildet worden, nur 1 0  Prozent 
konnten ins Mob-Heer geführt werden, weil 
das Matedal nicht da war, weil kein Kader 
da war, weil wir gesagt haben : Das ist j a  
sinnlos , eine Vergeudung von Milliarden . 
Daher Umstellung wie heute bei allen moder­
nen Armeen. Es hat nämlich der Herr Minister, 
der so lange und so viel zitiert hat, nich t  
gesagt, d a ß  d i e  Nachbarstaaten etwas ganz 
anderes tun, auch die von Mondl zitierte 
Schweiz. Natürlich genügen viereinhalb 
Monate beim milizartigen Landwehrsystem, 
aber nicht bei einer Bereitschaftstruppe, auf 
die Sie jetzt wieder zurückgehen. 

Meine Herren ! Die neun Monate seinerzeit 
waren ein Kompromiß, nicht nur p olitisch 
zwischen OVP und SPO - das allerdings 
auch -, aber sie waren ein Kompromiß 
zwischen zwei Systemen. Beim Milizsystem 
kann i ch  so wie die Schweiz auf viereinhalb 
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Monate gehen, wenn ich das Milizsystem per­
fektioniere . Wir haben ein anderes System 

. gewählt, die s echs Monate. 

Meine Herren, was bedeutet das aber, wenn 
dieses System scheitert, wenn Sie nun die 
sechs Monate vom Milizsystem nehmen und 
die Bereitschaftstruppe einführen? Sie haben 
die Pläne der ehrgeizigen Generäle Lütgen­
dorf, Spanno cchi und so weiter, die alle bei 
der Besprechung dabei waren - ich gebe 
Ihnen die Liste -, vollkommen erfüllt. Das 
Ziel ist erreiCht : Eine General ist in die 
Gruppe IX hineingekommen, deswegen ist 
doch die ganze Umgliederung erfolgt. Ein 
Armeekomm ando ist geschaffen worden, weil 
man sonst keinen Neuner-Posten gefunden 
hätte. Man hätte den Mann sonst zum 
Minister machen müssen, aber der gegen­
wärtige Minister wollte nicht gehen. Das 
waren anscheinend unlösbare Probleme. Aber 
damit, daß S i e  Ämter im Ministerium umglie­
dem, daß S i e  ein Gruppenkommando in ein 
Armeekommando umwandeln, damit ist das 
Problem nicht gelöst. 

Der Minister sagt immer, er ist kein 
Sozialist. Ich kann bei ihm die Einlösung jenes 
gemeinsamen Konzeptes der Freiheitlichen 
und der Sozialisten aus dem Jlahr 1 971  nicht 
einklagen. Sie haben uns sehr oft zu Gesprä­
chen eingeladen, wie die andere Partei. Aber 
Sie haben uns mit keinem Wort gesagt, daß 
Sie das gemeinsame Konzept aufgeben, mit 
keinem Wort. 

Es stimmt nämlich auch nicht, daß es nie­
mand gesagt hat. Wissen Sie, wen Sie vor­
geschickt haben? Der General Spannocchi hat 
sehr, sehr viel geplaudert, nur zitieren Sie 
nicht alles, was er geplaudert hat. General 
Spannocchi hat eiskalt im "Morgenjournal" 
am 26. Mai gesagt, daß die Landwehr auf 
unabsehbare Zeit zurückgestellt ist. Darf ich 
es Ihnen vorlesen? Er hat erstens zur Frage 
Armeekommando gesagt : Ein Armee­
kommando ist für die Steuerung der anlaufen­
den Reform meiner Meinung nach dringend 
notwendig. - Das ist ja klar, es ist ein 
Neuner-Posten gewesen, es jst gar kein Zwei­
fel, er war j a  die Reform. 

die Reform riChtig weiterläuft, wird die Bereit­
schaftstruppe, aber natürlich erst in einer 
Reihe von Jahren, zustande kommen. In bezug 
auf die andere Hälfte der Armee, das war 
nämlich d i e  weitaus größere, die Landwehr, 
jene Hälfte, für die wir die Reform gemacht 
haben, d iesbezügliCh sagte der General 
Spannocmi , der Armeekommandant, wie wir 
heute hörten, der Vertrauensmann des Ver­
teidigungsministers, die andere Hälfte der 
Armee, die viel größere, die Landwehr: Hier 
hat die Reform noCh keine merkbaren Trend­
verbesserungen gezeigt, weil sie auch noch 
nicht in Wirklichkeit angelaufen ist. 

So, meine Herren, ist die nackte Realität. 
Und nun sagen Sie noch einmal, daß Sie dem 
Worte oder dem Geiste nach die Heeres­
reform 1 97 1  durchgeführt haben. Nein, Sie 
haben kapituliert vor einer Gruppe von 
Generälen , die seit jeher, schon unter Prader, 
ein anderes Konzept vertreten haben. Wir 
haben Prader bekämpft, dabei haben Sie uns 
unterstützt ;  wir haben gemeinsam in einer 
Kampfabstimmung gegen die Volkspartei ein 
neues Konzept, ein volksverbundenes Land­
wehrkonzept, eingeführt, und was Sie jetzt 
aufstellen, das ist eine Bereitschaftstruppe. Ich 
stelle j etzt außer Streit, ob es gelingt oder 
nicht gelingt. (Abg. T Ö d 1 i n g:  Wo ist das 
Konzept ?  Die Gliederung is t ja kein Konzeptf) 
Ob es j etzt gelingt oder nicht gelingt, auf­
gestellt w ird es, es wird eine Bereitsmafts­
truppe aufzustellen versucht - wobei er sel­
ber sagt : in vielen Jahren -, Sie haben die 
Armee in der Armee, Sie haben jene Elite­
Truppe,  und die Landwehr verhungert genau­
so, wie es G eneral Spannocchi sagt. 

Das ist die Wirklichkeit, und über die sollte 
man nicht in 20 Minuten Zeitbesduänkung, 
sondern über die sollten wir politisch in jeder 
Hinsicht miteinander diskutieren. 

Meine D amen und Herren! Wir sind in einer 
überaus ernsten Situation. Mit 1 976 

endet die vorhandene Reserve j ich will es 
nicht militärisch ausdrücken. Es endet die noch 
aus der alten Neun-Monate-Armee vorhandene 
Reserve. Dann muß etwas Neues stehen, und 
wenn das Neue nicht steht, ist die Ver­
teidigung zusammengebrochen und kann 
Osterreich seine staatsvertraglichen Verpflich­
tungen nicht mehr erfüllen. 

Und weiters hat er gesagt : Ich habe eben 
gesagt, daß die Heeresreform etwa zu diesem 
Zeitpunkt 1 .  Juli ,  wo das Armeekommando 
kommt - die Heeresreform, das, was die 
Sozialisten und die FreiheitliChen sich einmal Wissen Sie, was es bedeutet, wenn dieses 
darunter v orgestellt haben _, wirklich an- Konzept, das Spannocchi und Lütgendorf, also 
laufen wird. _ Das sagt Spannocchi. die N ichtsozialisten, jetzt ausgearbeitet haben 

und mit Hilfe der Generäle Ihnen, den 
Das heißt  also : Bezogen auf die Bereit- Sozialisten, unter Abgehen vom seinerzeitigen 

schaftstruppe bin ich - also Spannocchi -, Konzept eingeredet haben, wenn dieses Kon­
ich würde sagen, vorsichtig optimistisch. Wenn zept j etzt scheitert? Wissen Sie, was dann 
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passiert'? Dann kommen wir mit sechs 
Monaten milizartiger Landwehr nicht mehr 
aus, denn da haben wir von Haus aus gesagt : 
sechs Jahre Aufstellungszeit. Ich kann Ihnen 
genau den Zeitplan vorlegen, denn wir haben 
es ja interessanterweise damals ausgearbeitet, 
nur das Ministerium hat es nie ausgearbeitet. 
Dann entsteht die Lücke, dann gibt es nur 
eine Möglichkeit: Entweder die Hilfe fremder 
Mächte in Anspruch zu nehmen oder eine 
zweijährige Dienstzeit einzuführen. Ein 
anderes Konzept gibt es dann nicht mehr. Das 
steht am Ende eines Scheiterns im Jahre 1 975. 

Darum sind wir den Weg Praders nicht 
gegangen. Wir halten ihn für gefährlich, d.as 
wissen Sie, wir haben harte Auseinander­
setzungen gehabt. Aber wir haben uns nie 
vorgestellt, daß Sie vorgeben, eine miIizartige 
Landwehr im Stile der Schweiz und anderer 
neutraler Staaten zu machen, daß Sie das mit 
Mehrheit beschließen und daß Sie dann von 
der ehrgeizigen Generalsgruppe sich wieder 
die Bereitscbaftstruppe und die gleichzeitige 
Preisgabe der Landwehr aufreden lassen. 

Verstehen Sie, Herr Bundeskanzler ! Uber 
das wollten wir im Verteidigungsrat im ver­

traulichsten Kreise reden, über das hätten wir 
im Verteidigungs ausschuß gesprochen. Und 
verstehen Sie nun, warum wir auch mit Sorge 
sagen : Der Verteidigungsrat ist in dem 
Moment, wo sich die Generäle mit diesem Kon­
zept durchgesetzt haben, nicht mehr einberufen 
worden. Sie haben ihn vorher alle vier 
Wochen einberufen. Aber im selben Moment 
sagt Marwan-Schlosser - die Verschuldens­
fI1age lassen wir j etzt weg -: Ich habe den 
Verteidigungs ausschuß nicht mehr einberufen. 
Das heißt, die Verteidigungspolitik ist 
blockiert worden, damit die sozialistisme 
Fraktion vom sozialistischen Konzept des Jah­
res 1 97 1 ,  von der volksverbundenen Land­
wehr abgehen und zur Bereitschaftstruppe hin­
überschwenken kann. Das ist der Ernst der 
Situation, das ist der Grund, Herr Minister, 
warum wir Freiheitlichen dieses Konzept ab­
lehnen. 

Aber ich weiß ja gar nicht, ob Sie ein Kon­
zept haben. Das wissen wir bis zur Stunde 
nicht. Sie hiaben Einzelteile vorgelegt, Sie 
haben Trümmer zur Diskussion gestellt, aber 
Sie haben nie ein wirkliches Konzept, auf 
Jahre aufgebaut, uns zur Diskussion gestellt. 
Sie haben eine lange Liste dessen vorgelesen, 
was Sie alles im Verteidigungsrat eingebracht 
hab en. Das stimmt schon. Aber es hat zum 
Beispiel einen Generaltruppeninspektor 
gegeben, der den Mut gehabt hat, nicht mit­
zustimmen. Ich darf Ihnen sagen, wir Freiheit-

lichen haben dagegen gestimmt, denn wir Frei­
heitlichen haben das gemeinsame Konzept aus 
dem Jahre 1 97 1  im Landesverteidigungsrat 
verteidigt. Und der Generaltruppeninspektor 
hat aus rein militärischen Gründen - das ist 
wirklich kein Politiker - sich der Stimme 
enthalten, weil er ernsthafte Bedenken hat. 
Dafür ist der Generaltruppeninspektor in die 
Verbannung geschickt worden, denn er ist 
heute völlig bedeutungslos, und dldfür ist eben 
der neue Neuner-Posten geschaffen worden. 
Das heißt, Sie haben niChts anderes getan, 
als eine neue Truppe aufgebaut, einen neuen 
Stab aufgebaut; noch mehr Stäbe. 

Herr Bundeskanzler! Genauso wie in der 
Pr ader-Zeit sind wir leider Gottes, Herr 
Minister Lütgendorf, auch heute wieder ange­
wiesen, mit Hilfe der wehrbereiten Offiziere, 
Unteroffiziere und Soldaten dieses Landes das 
Materi'al zu sammeln, um dieses Land vor ehr­
geizigen Generälen zu schützen, die wie Sie 
und einige andere in den letzten Monaten den 
Grundgedanken eines guten, volksver­
bundenen Landwehr-Konzeptes umgedreht 
und in das Gegenteil verkehrt h ab en. 

Herr Kollege Mondl ! Morgen können wir 
weiterverhandeln über d as Konzept einer 
Landwehr. Aber Sie werden uns nie als Ver­
bündete finden, wenn Sie Praders Pläne durch­
führen und nun eine Bereitschaftstruppe auf­
stellen so wie Spannocchi. Niemand hat sich 
von Ihnen bis heute davon distanziert, daß Sie 
dem Landwehrgedanken praktisch ein Begräb­
nis dritter Klasse bereitet haben. 

Daher war es uns immer so unheimlich, 
wenn Sie gesagt haben : Ich habe doch alle 
Pläne, Sie liegen nur in einem Panzerschrank, 
und ich werde sie zur gegebenen Zeit heraus­
nehmen. - Mir sind Menschen, die so viele 
Geheimnisse haben und nie über ihre Pläne 
und Konzepte sprechen, seit j eher unheimlich, 
das gebe ich ehrlich zu. Sie haben also den 
Panzerschrank aufgemacht, Herr Minister 
Lütgendorf. Und was w.ar drinnen? Nichts 
außer dem Prader-Konzept, das er beim 
Weggehen vergessen hat. (Allgemeine Heiter­
keit.) Das haben Sie herausgenommen, und 
das verwirklichen Sie jetzt. (Beifall bei der 
FPO.) 

Sehen Sie : für solche Experimente ehr­
geiziger Generäle ist uns Freiheitlichen Oster­
reich zu wertvoll. Daher werden wir diese 
Verteidigungspolitik niemals unterstützen. 
(Beifall bei der FPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Dr. Erma cora. Ich erteile 
es ihm. 
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Abgeordneter Dr. Ermacora (OVP) : Herr 
Präsident ! Hohes Hau s !  Wenn ich an das 
anknüpfen darf, was der Herr Abgeordnete 
Zeillinger gesagt bat, und das etwas anders 
formulieren darf: Es geht hier um die Frage 
der äußeren Sicher he i t Osterreichs, und im 
glaube nicht, Herr Bundeskanzler, daß Sie 
recht haben zu sagen, daß die österreichische 
Bevölkerung über den Stand dieser äußeren 
Sicherheit Osterreichs nicht beunruhigt sei. 
Ich glaube nicht, daß Sie recht haben. Im 
möchte meinen, daß , s o  wie der Herr Innen­
minister einen Berimt der Bundesregierung 
über die innere Sicherheit vorlegt, Sie die 
Pflicht hätten, einen B ericht über die äußere 
Sicherheit Osterreichs vorzulegen. Das, glaube 
ich, ist Ihre Pflicht, die Sie aus Ihrem Ver­
fassungsauftrag haben. 

Herr Bundesminister für Landesverteidi­
gung ! Sie haben im R,ahmen dieser Irrefüh­
rung der Politik in d er Landesverteidigung 
die Anfrage, die an Sie gestellt wurde, nicht 
richtig beantwortet. Sie haben die Anfrage 7 
unter Hinweis auf eine Verfassungs­
bestimmung beantwortet, die Sie aber falsch 
interpretiert haben. Wir haben Sie ja nicht 
nach dem Budget g efragt, Herr Bundes­
minister, sondern man hat Sie gefragt, was 
nach Ihrer Auffassung die finanziellen Er­
fordernisse sein würden und welche Gesamt­
budgetsumme Sie angefordert haben. Das steht 
doch nicht im Artikel 51 drinnen. Sie haben 
also hier diese Anfrage nimt beantwortet. 

Die Ziffer 6 der Anfrage haben Sie gleich­
falls nicht beantwortet. Sie haben hier ver­
schwommen von Relationen und Zahlen­
relationen gesprochen. H err Bundesminister, 
es geht hier nicht um Zahlenrelationen, son­
dern es geht um das Faktum, daß dieses 
Bundesheer mangels Kaderpersonals nicht 
fähig ist, seinen Dienst richtig durchzuführen. 
Ob das nun die Relation Zahl so oder so ist, 
ist völlig gleichgültig. 

Was nun die Frage 5 angeht, so möchte 
ich doch darauf aufmerksam machen, daß Sie 
nach meiner Meinung e inen Erlaß hier gesetzt 
haben, der mit der Verfassung nicht ganz im 
Einklang steht. Das gilt schon, wenn Sie davon 
sprechen, daß der Arm e ekommandant im Rah­
men der Gesetze handeln muß. Er muß a u f  
G r u n  d der Gesetze handeln. Schon das ist 
also falsch. 

Ich möchte auf die Frage 4 aufmerksam 
machen. Hier haben Sie nun zum zweiten Mal 
diesen "Nullpunkt" aufzufangen versucht. 
Herr Bundesminister, ich möchte sagen ,  daß 
Ihnen das vielleicht spaßhaft gelungen sein 
mag, aber in der Offentlichkeit ist nach wie 

vor der Eindruck bestehend, daß diese Stunde 
Null der militärischen Landesverteidigung zu­
mindest da ist. 

Heute hat an dieser Stelle der Herr Bundes­
minister für Hande l  ausdrücklich gesagt, daß 
in bezug auf die Vorbereitungen zur wirt­
schaftlichen Landesverteidigung überhaupt 
nichts geschehen s e i .  Der Herr Bundesminister 
für Unterricht hat uns in einer Fragebeant­
wortung Auskunft gegeben über den Stand der 
geistigen Landesverteidigung. Auch dort ist 
nichts Greifbares. Also, Sie können schon mit 
Recht sagen, d aß dieser Nullpunkt längst 
erreicht ist. 

Aber viel bedeutsamer, Herr Bundes­
minister, ist Ihre Bemerkung, die Sie zur 
Frage 2 gemacht haben, und zwar im Zu­
sammenhalt mit e iner Bemerkung, die der 
Herr Bundeskanzle r  auf die Frage 1 gegeben 
hat. Sie haben uns nämlich, Herr Bundes­
minister, in bezug auf die Frage 1 den Be­
schluß aus dem Jahre 1965 sehr langatmig 
vorgelesen. 

Sie haben auch erklärt, daß sich in ganz 
Europa die Situation in bezug auf das Wehr­
system ändere. Ich vermute hinter dieser ver­
schwommenen Erklärung, Herr Bundes­
minister, daß Sie hier möglicherweise schon 
j etzt eine Basis für einen neuen Wahlschlager 
schaffen wollen, d e r  die Jugend Osterreichs 
betrifft. Ich könnte Ihnen das noch näher 
erklären, wenn ich länger Zeit hätte als 
20 Minuten. 

Aber nun komme ich zum Herrn Bundes­
kanzler, der sich - meine Damen und Herren, 
ich hoffe, Sie haben das alle gehört, und die 
Offentlichkeit registriert es - in seiner Ant­
wort praktisch von dem Konzept der mili­
tärischen Landesverteidigung und damit der 
militärischen Neutralität distanziert hat. 

Herr Bundeskanzler, damit verlassen Sie 
einmal den Beschluß des Ministerrates von 
1 965. Bitte, Sie h ab en kraft Ihrer Stellung 
im Ministerrat das Recht, solche Beschlüsse 
zu revidieren. Aber das Problem, das die 
Offentlichkeit berührt, ist, daß Sie diese Dinge 
nicht transparent machen. Das ist die Irre­
führung Ihrer Landesverteidigungspolitik ! Es 
wird nicht tmnsparent gemacht, daß Sie längst 
den Standpunkt der militärischen Neutralität 
aufgegeben haben und sich zu einer Neutrali­
tät bekennen, die Sie allein mit der Außen­
politik verteidigen w ollen. 

Herr Bundeskanzler !  Ich glaube, das ist ein 
Weg, der uns haargenau dort hinführt, wo 
die österreichische Offentlichkeit mit größter 
Besorgnis dieser Entwicklung entgegensehen 
muß. (Zus timmung bei der OVP.) 

5 1 ß  
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Herr Bundeskanzler, Sie führen uns mit 
dieser Politik, die in der Hauptsache natürlich 
nur Sie verantworten - darüber gibt es j a  
keine Frage - ,  in das militärische Vakuum, 
und was das militärische Vakuum, Herr 
Bundeskanzler, bedeutet, das wissen Ihre 
Experten und das wissen wahrscheinlich auch 
Sie, wenn Sie nachl esen, was man in den 
westlichen Parlamenten bei der Ratifizierung 
des österreichischen Staatsvertrages gesagt 
hat. 

Herr Bundeskianzler ! Ich möchte hier an­
knüpfend an Sie nun die Frage stellen : Was 
haben Sie denn Herrn Kossygin geantwortet, 
als er erklärte, die Osterreicher wollen keinen 
Waffenkauf? Was haben Sie ihm denn darauf 
erwidert? Haben Sie ihn in bezug auf die . . . 
(Bundeskanzler Dr. K r  e i s  k y macht zum un­
mit telbar vor ihm stehenden Redner eine Be­
merkung.) Herr Bundeskanzl erl Ich bitte Sie, 
wir hatten schon voriges Jahr einmal eine 
Auseinandersetzung. Ich möchte ausdrücklich 
feststellen : Ich würde bitten , daß Sie dann 
das Wort ergreifen, aber mir hier nicht Ein­
flüsterungen geben. Das irritiert den Redner 
am Pult. (Beifall bei der OVP.) 

Herr Bundeskanzler! Haben Sie den Herrn 
Kossygin auf die finnische Situation hinge­
wiesen ? Haben Sie die österreichische Offent­
lichkeit darauf aufmerksam gemacht, daß 
Finnland seit 1 962 diese Luftabwehr hat? Herr 
Bundeskanzler, haben Sie ihn darauf aufmerk­
Sclm gemacht? Haben Sie die Frage gestellt . . . 
(Abg. L i  b a 1: Warum fragen Sie dann, wenn 
Sie keine Antwort haben wollen?) Aber der 
Herr Bundeskanzler kann sich doch zu Wort 
melden. Er ist doch Manns genug. Ich habe 
doch das Recht, den Herrn Bundeskanzler zu 
fragen, und der Herr Bundeskanzler hat die 
Pflicht, dem Abgeordneten zu antworten. (Bei­
fall bei der OVP. - Ruf bei der OVP: Er 
kann nachher reden!) 

Herr Bundeskanzler, haben Sie die Frage 
gestellt, wie es mit der finnischen Situation 
ist und warum der Herr Kossygin in bezug auf 
die österreichische Situation nicht gleichzieht? 
Haben Sie diese Frage gestellt, Herr Bundes­
kanzler? 

Ich möchte weiter feststellen : Ich hatte ein­
mal die Auszeichnung oder zumindest das Ver­
gnügen, in dem erweiterten Landesverteidi­
gungsrat in Wiener Neustadt anwesend zu 
sein. Ich habe Ihre Erklärung angehört, eine 
Erklärung, die Sie dann übersetzt haben in 
eine Erklärung über die umfassende Landes­
verteidigung. Ich möchte Ihnen nur sagen, das 
ist eine Erklärung, die schon j eder gebildete 
Mittelschüler über den Stand Osterreichs ab-

geben kann. Da ist mehr zu sagen über den 
Standpunkt der gesamten Landesverteidigung, 
als Sie das ausgeführt haben. 

Was haben Sie seit 1 97 1  auf dem Gebiete 
der Landesverteidigung geleistet? Sie haben 
verbale Aktionen gesetzt, Sie haben Erklä­
rungen abgegeben, aber Sie haben keine Tat 
gesetzt. (Abg. L i  b a 1: Sie sind von sich ein­
genommen, Herr Professor!) Sie haben nun auf 
Ihren Plänen mehr Kasteln, aber Sie haben 
keine einzige neue Idee. 

Sie haben, Herr Bundeskanzler, über den 
Zivildienst eine bombastische Erklärung 
abgegeben mit Balkenlettern, daß Sie das bei 
der Sicherheitskonferenz vortragen werden. 
Ich habe vorhin nichts gehört, daß diese Er­
klärung eine Realisierung gefunden hätte. 

Sie haben im Atlantikinstitut in Paris einen 
Vortrag gehalten, von dem die Offentlich.keit 
nie erfahren hat, was Sie dort gesagt haben. 

Sie haben in Ungarn einen Vortrag ge­
halten, den ich hier vor mir habe. Herr Bun­
deskanzler - ich darf Sie zitieren -, Sie 
sagten dort in Ungarn: "Wie wäre es aber, 
wenn wir uns dazu entschließen könnten, ent­
lang der Demarkationslinie, die immer noch 
durdl Europa geht, auf beiden Seiten einen 
breiten Gürtel der militärischen Verdünnung 
zu schaffen, der in einer Weise kontrolliert 
wird, wie das seinerzeit bei der Viermächte­
Besatzung in Osterreich der Fall war, wo j a  
j eder i n  seiner Zone d i e  Kontrollfunktionen 
ausübte, aber die anderen drei dabei waren, 
um sich zu überzeugen, daß das auch. der Fall 
i s t."  

Herr Bundeskanzler ! Das ist  eine Erklärung, 
ich würde sagen, eine Bankrotterklärung der 
militärischen Landesverteidigung in Oster­
reich. (Heiterkeit bei der SPO.) Ich würde 
hinzufügen, Herr Bundeskanzler, daß uns der 
Herr Bundesminister für Auswärtige Ange-
1egenheiten heute schriftlich seine Antwort 
auf eine Anfr�age zugestellt hat. In dieser 
schriftlichen Antwort will er uns suggerieren, 
daß das gar nicht Osterreich. betrifft, sondern 
daß das etwa Ungarn oder - ich weiß nicht 
was - die Bundesrepublik Deutschland be­
trifft. Ich habe mir Ihren Vortrag genau durch­
gelesen. Sie haben haargenau auch Osterreich 
gemeint, denn nur so }{,ann man das im Zu­
sammenhalt mit Ihrer Landesverteidigungs­
politik überhaupt begreifen. 

Herr Bundeskanzler!  Ich würde sagen, Sie 
haben Osterreich in ein militärisches Vakuum 
hineingeführt. Herr Bundeskanzler, Sie haben 
in anderen Angelegenheiten immer auf den 
Artikel 35 des Staatsvertrages aufmerksam 
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gemacht und haben ihn im Zusammenhang 
mit der EWG, aber auch in anderen Zu­
sammenhängen erwähnt. 

Wir lasen vor einer Woche in der Zeitung 
- und ich zitiere hier die "Salzburger Nach­
richten" -, daß der Herr Kossygin bereit sei, 
die Neutralität Osterreichs zu g arantieren. 
Herr Bundeskanzler! Haben Sie ihm nicht 
erklärt, Sie, wir und Osterreich s i nd bereit, 
uns selbst die Neutralität zu garantieren 
(Beifall bei der OVP.) Haben Sie ihm das nicht 
gesagt? 

Herr Bundeskanzler! Ich habe den Eindruck, 
Sie betrachten die militärische Landesverteidi­
gung als eine Spielerei. Ich muß Ihnen aus 
meinen Erfahrungen mit der österreichischen 
Offentlichkeit sagen, daß diese nicht dieser 
Meinung ist. Die österreichische Offentlich­
keit, die österreichische Bevölkerung betrach­
tet die militärische Landesverteidigung als 
eine Grundsatzfrage ihrer Unabhängigkeit. 
(Beifall bei der OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
hat sich der Herr Bundeskanzler. Ich erteile 
es ihm . 

Bundeskanzler Dr. Kraisky: Hohes Haus ! 
Es war für mich sehr schwer, di e Frage des 
Herrn Abgeordneten Professor Errnacora zu 
verstehen. Deshalb habe ich ihn g ebeten, die 
Frage noch einmal zu formulieren.  Ich habe 
aber aus seinen Äußerungen erraten können, 
worum es sich handelt. 

Ich stelle hier vor dem Hohen Hause fest, 
daß ich mit dem sowjetischen Minister­
präsidenten militärische Fragen, d i e  Osterreich 
betreffen, überhaupt nicht besp rochen habe 
und daß ich daher auch niemals von ihm 
gehört hab e, daß die Sowj etunion die Neu­
tralität Osterreichs verteidigen w e rde. (Beifall 
bei der SPO.) 

Ich möchte weiters sagen, daß ich Herrn 
Kossygin nicht darum gebeten habe, eine 
Änderung der Staatsvertrags b e stimmungen 
herbeizuführen, die Osterreich nicht erlauben, 
Raketenwaffen zu besitzen, weil ich auf dem 
Standpunkte stehe, daß eine Änderung des 
Staatsvertrages das Allerschlechteste wäre, 
Wias wir überhaupt verlangen können. (Beifall 
bei der SPO.) Der Staatsvertrag ist abge­
schlossen und tür uns eine erledigte Sache. 
Seine Verpflichtungen kennen w i r. Ich warne 
davor, Bestimmungen des Staatsvertrages 
einer Änderung zuführen zu wollen. (Abg. 
Dr. G r u b e r: Wer verlangt das ? - Abg. 
Dr. K o r  e n: Hät ten Sie das Ihrem Verteidi­
gungsminis ter gesagtl) 

Ich möchte neuerdings feststellen, daß ich 
den Herrn Ministerpräsidenten Kossygin auch 
nicht um die sowjetische Erlaubnis gefragt 
habe, daß wir uns W.affen bestimmter Art 
anschaffen dürfen. Ich bin der Auffassung : 
Wenn es vom österreichischen Standpunkt 
notwendig ist, sich gewisse Waffen zu be­
sorgen, dann werden wir zuerst selber Uber­
legungen anzustellen und ganz genau zu 
wissen haben, welche Art von Waffen wir 
wirklich haben wollen, und w enn wir das 
wissen, dann werden wir den erforderlichen 
Standpunkt zu vertreten haben. - Herr Pro­
fessor Ermacora, Sie hören nicht einmal zu, 
wenn ich zu Ihnen rede. Sie haben mich j a  
etwas gefragt. 

Ich habe Herrn Kossygin diese Frage nicht 
gestellt, weil ich auf dem Standpunkt stehe, 
daß, wenn es Waffen gibt, die wir wirklich 
brauchen und die wir uns zumuten können, 
es lediglich Verhandlungen d a rüber geben 
kann, ob diese Waffen unter d i e  Bestimmun­
gen des Staatsvertrags zu subs umieren sind 
oder nicht. Ich bin der festen Uberzeugung, 
daß uns j ene Waffen nicht verweigert werden 
und daß bei guten Beziehungen daraus über­
haupt kein Problem werden wird. 

So wie ich seinerzeit zu der EWG-Frage 
den Standpunkt vertreten habe, man brauche 
uns keinen Unterricht in Neutralitätsp olitik 
zu geben , wir werden n�r e inen Vertrag 
schließen, den die österreichische Regierung, 
ganz gleich welche Partei sie stellt, mit der 
österreichischen Neutralität für vereinbar hält. 
Das haben wir getan, und es hat sich gezeigt, 
daß das auch richtig gewesen i st. (Beifall bei 
SPO.) 

Einen Begriff "militärische Neutralität" gibt 
es ja eigentlich gar nicht. Es g ibt nur eines, 
daß der neutrale Staat verpflichtet ist, seine 
Neutralität mit den ihm zu G ebote stehenden 
Mitteln zu verteidigen. Dazu b ekenne ich mich 
nach wie vor, nämlich daß wir  unsere Neu­
tralität mit den uns zu Gebote stehenden 
Mitteln verteidigen müssen. (Beifall bei der 
SPO.) 

Ich behaupte, daß die gegenwärtig von den 
Offizieren des Bundesheeres durchgeführte 
Reform die hiefür geeignetste Methode ist, 
Ich habe größeres Vertrauen zu diesen Fach­
leuten als zu so vielen anderen, die sich in 
diesen Fvagen als Fachleute gerieren. (Beifall 
bei der SPO.) 

Ich erkläre hier vor dem Hohen Hause mit 
aller gebotenen Deutlichkeit, was ich immer 
wieder erklärt habe:  Von d en Frage!l der 
kontroll ierten Abrüstung und all den damit 
zusammenhängenden Fragen sind die Neu­
tralen a p rio ri schon aus völkerrechtlichen 
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Gründen ausgenommen. (Abg. T Ö d 1 i n g: Bei 
uns gibt es nichts mehr zum Abrüsten!) Ich 
habe daher in meinem Vortrag von der Demar­
kationslinie gespromen, die durch Europa und 
natürlim zwismen den beiden Militärblöcken 
geht. Schon daraus geht hervor, daß die neu­
tralen Staaten da nicht eingeschlossen waren. 
Daß ich mich aber zu einer kontrollierten Ab­
rüstung bekenne : Dazu bekennt sich heute von 
Washington bis Moskau jeder ver­
antwortungsbewußte Politiker, der keine 
Schaumschlägerei betreibt. (Beifall bei der 
SPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Dipl.-Ing. Hanreich. Ich 
erteile es ihm. 

Abgeordneter Dipl .-Ing. Hanreim (FPO) : 
Herr Präsident! Hohes Haus ! Wenn wir heute 
auf Grund einer dringlichen Anfrage über die 
Situation des Bundesheeres diskutieren, so 
erfüllt mich das persönlich mit großem Unbe­
hagen. Ich frage mich, wozu eine solche Dis­
kussion gut sein soll und was eine s olche 
Diskussion der S-ache, nämlich dem Bundes­
heer, der österreichischen Wehrbereitschaft 
und der Stärkung unserer Sicherheit nadl 
außen bringen soll.  G lauben Sie wirklich, 
daß die österreichisme Sidlerheit ein Thema 
ist, das in Beiträgen von je 20 Minuten abge­
handelt werden kann? Glauben Sie wirklich, 
daß bei einer solmen Diskussion mehr heraus­
kommen kann als eine Besudelung des 
Bundesheeres und seiner Mitarbeiter, seiner 
Offiziere und Verantwortlichen? Glauben Sie 
wirklich, daß man in der Offentlichkeit die 
fehlerhafte Verhaltensweise des Ministers 
beziehungsweise der sozialistischen Regierung 
in dem einen oder anderen Detailfall, in der 
Behandlung des Konzepts in den Vordergrund 
stellen wird, oder glauben Sie nicht auch, 
daß man letztlich nur über das Bundesheer 
schimpfen wird und daß damit zu guter Letzt 
keine Verbesserung der Situation im Bereich 
der militärischen Verteidigung zustande 
kommen wird? (Abg. Dr. S c  h 1 e i n  z e r: Die 
letzte dringliche Anfrage, Herr Abgeordneter 
Hanreich, hat der Abgeordnete Zeillinger be­
gründet! War die Si tuation damals besser 
motiviert?) 

Wenn Sie die Methode einer dringlichen 
Anfrage gewählt haben, um über dieses 
Problem zu diskutieren, dann zeigt das, daß 
der Vorsitzende des Verteidigungsausschusses 
des Nationalrates nicht in der Lage war, eine 
Diskussion im Verteidigungsausschuß zu er­
zwingen (Abg. Dr. K o r  e n: Keine Ahnung 
davon!), was ihm ohne weiteres möglich ge­
wesen wäre, daß also die entsprechenden 
Regeln nach unserer Geschäftsordnung nicht 

im ausreichenden Maß beherrscht werden. 
(Abg. Dr. G r u  b e  r :  Wieso denn? Wie macht 
man das denn?) Der Obmann hat selbstver­
ständlich die Möglichkeit, einen Ausschuß ein­
zuberufen ; das ist vorher ausreichend dis­
kutiert worden. Ich sehe nicht ein, daß es nicht 
möglich gewesen sein sollte, eine Diskussion 
im Verteidigungsausschuß durchzuführen. 

Daß man sich nirnt bereit gefunden hat, 
den Landesverteidigungsrat in dem Moment 
einzuberufen, als die Sozialistische Partei 
davon abgegangen ist, das Konzept, das 
zwischen der Freiheitlichen Partei und den 
Sozialisten vereinbart wurde, abzuändern, das 
ist unserer Meinung n ach ein grober Fehler, 
der aber nicht in dieser unzureichenden Weise 
in der Offentlichkeit diskutiert gehört, sondern 
es hätte eines Konsenses aller drei Parteien 
bedurft, um endlich ein klares und präzises 
Vorgehen sicherzustellen. 

Ich glaube, daß wir mit dieser Diskussion 
auch dann keinen Beitrag leisten, wenn 
darüber gestritten wird, welche Generale der 
einen oder ,anderen Seite nun die Fachleute 
sind, und wenn wir uns bei einer Diskussion 
über die Sicherheit Osterreichs aussrnließlich 
mit der militärischen Lage, mit dem mili­
tärischen Aspekt befassen. 

Sehen Sie sich doch einmal an, was alles 
auf den anderen Gebieten der umfassenden 
Landesverteidigung bisher nicht geschehen ist 
und dringend geschehen sollte. Wir dis­
kutieren schon viel zu lange über die Frage 
der Verankerung der umfassenden Landes­
verteidigung in der Verfassung, und das ohne 
Ergebnis, obwohl das nur eine Demonstration 
der BereitschJaft wäre, der umfassenden Lan­
desverteidigung die gebührende Bedeutung 
zuzumessen. 

Wir Freiheitlichen haben einen Vorschlag 
eingebracht, der vom Inhalt her durchaus ge­
eignet wäre, ein rasches Durrnziehen der Ver­
ankerung dieser umfassenden Landesverteidi­
gung in der Verfassung zu ermöglichen, einen 
Antrag, der genau das ist, was ein solcher An­
trag immer nur sein kann : ein Beweis der 
Bereitwilligkeit, der umfassenden Landesver­
teidigung das nötige Gewicht zuzuweisen. 

Daß die Osterreichische Volkspartei glaubt, 
diesen Antrag ihrerseits durch entsprechende 
Ausweitung und entsprechende Unterteilung 
so kompliziert, so ausführlich zu gestalten, 
daß sie letztlich dann der Sozialistischen Partei 
damit die Möglichkeit gibt, diesen Antrag als 
zu weitgehend oder nicht dem Sinn der 
sozialistischen Vorstellung entsprechend 
immer vor sich herzuschieben und keine Ent­
scheidung zu treffen, das erscheint uns sehr 
bedauerlich. Denn wir glauben, daß in der 
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Frage der umfassenden Landesverteidigung 
das Parteieninteresse (Abg. S t a u  d i n g e r: 
Welches Interesse spricht denn aus Ihren Aus­
führungen?) und das taktische Interesse 
zurückgestellt werden sollten. (Abg. S t a u­
d i n  g e r: Bei Ihrer Rede denke ich die ganze 
Zei t darüber nach, welches tak tische Interesse 
daraus sprichtl) 

Wenn Sie mir sehr gut zuhören, Herr Kol­
lege Staudinger, dann werden Sie feststellen 
können, daß mein taktisches Interesse darin 
besteht, klarzustellen, daß die Sache der um­
fass enden Landesverteidigung einer inten­
siveren und ausführlicheren Beratung und 
eine s  rascheren und konsequenteren Handeins 
bedarf als einer dringlichen Anfrage zum Ab­
schluß der Session in einer Form, die sicherli ch  
unzureichend ist, um hier ein wirklich ver­
nünftiges Ergebnis zu bringen. Denn was ist 
es mehr als eine Show, die dem Bundesheer 
nicht zum besten gereicht ! (Beifall bei 
FPO und SPO. - Zwischenrufe bei der OVP.) 

N achdem der Kollege Zeillinger ganz richtig 
festgestellt hat, daß die Diskussion in dieser 
Form am Kern der Sache vorbeigeht, möchte 
ich Ihnen sagen, daß die Frage der öster­
reichischen Sicherheit nach außen noch zusätz­
liche Aspekte hat, die auch diskutiert werden 
müßten und die von beiden Seiten des Hauses 

natürlich von der Regierungsseite in 
wesentlich geringerem Ausmaß - zur Kennt­
nis genommen werden, nämlidl zum Beispiel 
den Aspekt der wirtschaftlichen Landes­
verteidigung und den zivilen Aspekt der 
Landesverteidigung. Daher wundert es mich, 
daß die Anfrage ausschließlich an den Bundes­
kanzler und an den Verteidigungsminister ge­
stellt  worden ist, weil ich mir vorstellen 
könnte, daß gerade die Frage der wirtschaft­
lichen Vorsorge für unser Land doch eine 
solch e  Bedeutung hat, daß man hier gerade 
darauf hinweisen müßte und auch diesen Ge­
sichtspunkt mit allem Nachdruck behandeln 
sollte .  

Präsident Dr. Maleta: Zu einer tatsächlichen 
Berichtigung zum Wort gemeldet hat sich der 
Abgeordnete Dr. Ermacora. Ich mach� darauf 
aufmerksam, daß nach § 49 GesChäftsordnungs­
gesetz eine solche Berichtigung 5 Minuten 
nidlt überschreiten darf. 

Abgeordneter Dr. Ermacora (OVP) : Der Herr 
Bundeskanzler hat den Eindruck erweckt, als 

-würde ich für eine Abänderung des Staats­
vertrages plädiert haben, und zwar für den 
Artikel 1 3 . (Abg. Dr. G r u b e r: Wo is t er  
denn, der Herl Bundeskanzler? - Abg. 
U 1 b r i c h: Das braucht er sich nicht anzu­
hören ! - Abg. Dr. T u  1 1 : Auf diesen Bei trag 
kann er verzichten! - Weitere Zwischen ­
rufe. - Abg. Dr. G r u b e r: Er weist Abge­
ordnete zurecht, aber selber is t er nicht im 
Hause!) 

Präsident Dr. Maleta: Ich bitte um Ruhe. 
Am Wort ist der Abgeordnete Dr. Ermacora. 
Der Herr Bundeskanzler ist mittlerweile ge­
kommen. Bitte. (Weitere Zwischenrufe.) 

Ich mache aufmerksam, daß dem Redner 
nur 5 Minuten zur Verfügung stehen, die 
ihm durch Zwischenrufe nicht gekürzt wer d en 
können. 

Abgeordneter Dr. Ermacora (fortsetzend) : 
Der Herr Bundeskanzler hat den Eindruck 
e rweckt, als würde ich erklärt haben, man 
müßte den Artikel 1 3  des Staatsvertrages 
äudern, und man würde wahrscheinlich 
in der Offentlichkeit den Gedanken damit v er­
bunden haben : Das ist ein furchtbar 
unrealistischer Mensch, der so etwas vorträgt. 

Herr Bundeskanzler! Ich habe nur auf das 
finnische Beispiel hingewiesen. Das finnis che 
Beispiel ist deshalb bemerkenswert, weil d er 
Text des finnismen Friedensvertrages mit dem 
des österreichischen Staatsvertrages identisch 
ist und sich d.ie Vertragspartner zu einer inter­
p retativen Erklärung entschlossen haben, ohne 
Anderung des Staatsvertrages. (Beifall bei der 
OVP. - Abg. Dr. F i s  c h e r: Wiederholungs­
prüfung nicht bestanden! - Abg. Doktor 

I ch bin daher der Meinung, daß es weder G r u b e r: Sie liegen heute ganz daneben!) 

sinnvoll nom zweckmäßig ist, in dieser Form Präsident Dr. Maleta : Zum Wort gemeldet 
dies es Problem weiter zu behandeln, und i ch ist  der Abgeordnete Pay. Ich erteile es ihm. 
glaube, daß es am besten gewesen wäre, wenn (Abg. Dr . F i s  c h e r: Die dringliche An­man sich doch aller Möglichkeiten zur internen frage 13 a war das heute!) Beratung, zur Beratung unter Ausschluß der 
Offe ntlichkeit, wie es für ein solch diffiziles Abgeordneter Pay (SPO) : Sehr geehrte 
Problem sinnvoll und zweckmäßig i st, bedient Damen und Herren! Herr Präsident ! Wir 
hätte und nicht diese Methode gewählt hätte, erleben seit zweieinhalb Jahren, daß die 
von der i ch glaube, daß sie dem Bundesheer Osterreichische Volkspartei und ihre Abge­
mehr schadet als nützt und letztlich nicht als ordneten im besonderen mit Methode und mit 
Beitrag gewertet werden kann, der der Ver- System die Schwarzmalerei über das öster­
teidigungspolitik und der Sicherheit Oster- reichische Bundesheer, über die österreichische 
reichs dient. (Beifall bei der FPO.) . Landesverteidigung betreiben. 
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Vvenn heute hier diese dringliche Anfrage 
abrollt, dann sehen wir nicht nur die an sich 
schlechte Besetzung, sondern auch eine äußerst 
geringe 

"
Beteiligung. Die Kollegen von der 

Volkspartei sind ja nicht einmal bereit, die 
Argumente der anderen Parteien in dieser 
Frage ,anzuhören, sonst müßten ja hier mehr 
Kollegen von der Volkspartei sitzen. (Beifall 
bei der SPO.) 

7. und 8. Monat auf 60 S zu erhöhen. Wir haben 
beschlossen die Einführung einer monatlichen 
Prämie von 1 400 S auch ab dem 7. Monat für 
jene, die als Durchdiener und die länger beim 
Bundesheer bleiben wollen. Also auch für 
Längerdienende gilt die Prämie. 

Wir haben zweitens, Kollege Tödling, die 
Heeresdienstzulage beschlossen, die es noch 
nie vorher gegeben hat. Warum haben Sie 

Aber es geht ja darum, mit Verdrehungen das nicht in Ihrer Zeit zwischen 1 966 und 1 970 
und mit Unterstellungen die Regierungspartei gemacht? Wir hätten es gar nimt verhindern 
schuldig spreChen zu wollen. ICh greife hier können und auch wahrsCheinliCh gar nicht 
nur einen kleinen Anlaßfall heraus. verhindern wollen. Das schaut dann so aus, 

Der Kollege Tödling hat am 7 . Dezember daß Offiziere der Dienstklasse U, also die 

im Vorjahr bei der Budgetdebatte hier am unteren Dienstklassen, eine größere Zulage 

Rednerpult eine Schrift der sogenannten bekommen als die der oberen Dienstklassen. 

Sozialistischen Arbeiterjugend zitiert, die es Die Offiziere der Dienstklasse II bekommen 

an sich in dieser Form gar nicht gibt. (Abg. 459 S, der Dienstklassen III und IV 344 S und 

T ö d 1 i n g: Wer weiß, wie viele Vereine ihr der Dienstklasse V 230 S. Beamte und Ver­

noch habtl) Im möchte noch sagen, daß die tragsbedienstete in Unteroffiziersfunktion be­

Zitierung dieses Schreibens oder dieses kommen 86 1 S, zeitverpflichtete Soldaten 976 S. 

Blattes , das Kollege Tödling d a  gehabt hat, Davon haben Sie bisher noch kein Wort ge­

an sich gar nicht im eigentlichen Sinn negativ sprochen. (Abg. Dr. G I  u b e r : Damit ist das 

war. Aber es gibt ja in der Demokratie überall Bundesheer ja noch nicht reformiertf) 

Meinungen, viele Meinungen, auch über die 
Landesverteidigung, auch über das Bundes­
heer. 

Darf ich hier kurz eine Äußerung des Herrn 
Dr. Strobl und des Herrn Bernd Schilcher 
zitieren, die ja jetzt Bemter in der Grazer 
Volkspartei sind. Dr. Strobl beispielsweise ist 
Wehrdienstverweigerer. Er hat in der Steier­
mark das Antibundesheer-Volksbegehren 
organisiert. Und der Bernd SdlilCher sagt. man 
könnte eigentlich das Bundesheer abschaffen. 
Auch diese Meinungen gibt es bei Ihnen in 
Ihrer Partei . (Abg. T ö d 1 i n g :  Wie das gegen­
wärtige Bundesheer ausschau t, ist es egall) 
Ich will mit diesem Beispiel nur zeigen, daß 
Sie zitieren, wenn Ihnen etwas paßt, aber nicht 
bereit sind, andere Meinungen anzuhören. 
(Abg. T ö d 1 i n g: Gegenwärtig ist beim Bun­
desheer schade um jeden Schilling, Kollege 
PayJ) 

Wir haben drittens das Taggeld für Präsenz­
diener ab 1 .  Juli 1 972, also vor einem Jahr, 
von 12 S auf 20 S erhöht. Das ist auch von 
Ihnen kritisiert worden, unverständlicher­
weise. (Abg. T ö d 1 i n g: Wo denn?) Selbst­
verständlich. In den Zeitungen und von Ihnen. 
(Abg. T ö d I i n g: Wir haben es ja verlangt, 
Kollege Payl) 

Wir haben einen Kostgeldausgleich für 
Zivilpersonen durchgeführt, die beim Bundes­
heer sind, eine Gleichstellung mit Militär­
personen. Das führt für diese Personen gruppe 
auch zu einer Ersparnis von 2 S pro Essen. 
(Abg. Dr. G r u b e l: Das ist die "Bundesheer­
reform" 1) Das gehört zur Reform dazu, Kollege 
Dr. Gruber!  

Wir haben vor allem in der 24.  Gehalts­
gesetz-Novelle mit Wirkung vom 1 .  Dezember 
1 972 die Uberstundenregelung durchgeführt, 

Ich möchte aber jetzt noch etwas Konkretes von der schon im österreichischen Bundesheer 

sagen. Im Zuge der Bundesheerreform hat es der Ersten Republik gesprochen worden ist. 

- und davon haben Sie nie geredet, Kollege (Abg. T ö d 1 i n g: Kollege Pay, ist das schon 

Tödling, und keiner Ihrer Kollegen _ I  ausbezal1l t  worden sei t Jänner?) Wir haben 

systematische Verbesserungen in dienstrecht- diese Uberstundenregelung durchgeführt. 

li eher und besoldungsrechtliCher Hinsicht 
gegeben . Ich werde diese jetzt in chronolo­
gischer Reihenfolge anführen, weil man auch 
davon reden soll. Sie machen das ja nicht. 
(Abg. T Ö d 1 i n g: Sie haben die teure Lösung 
gewählt!) Darf ich gleiCh beginnen, Kollege 
Tödling : 

Die Freiheitlichen und wir haben in der 
Wehrgesetz-Novelle 1 97 1  beschlossen, das 
Taggeld für die sogenannten Durchdiener im 

Im Erlaß vom 2. März 1973 heißt es, daß die 
Uberstunden des im unmittelbaren Aus­
bildungsdienst befindlichen Kaderpersonals 
grundsätzlich abzugelten sind. Hier haben wir 
eine erste Lösung gefunden, die Sie nie durch­
geführt haben. (Beifall bei der SPO. - Abg. 
T ö d  1 i n g: Aber gekriegt haben sie das Geld 
noch nichtl) Das ist im Ubergrang, Kollege 
Tödling ! Wir haben es beschlossen, und sie 
werden es bekommen. Ganz sicher. Sie können 
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Gift darauf nehmen ; das will ich Ihnen aber Debatte, was jetzt vor sich geht! - Abg. 
nicht zumuten .  (Abg. Dr. G r u b e  r: Gift neh- Dr. G r u b e r: Ah so! - Abg. S c  h i e d e r: 
men wir nicht wegen Pay!) Ist es keine ?) 

Die Journaldienstgebühr, die Verwendungs­
zulage, die B ereitsmaftsentschädigung, die 
Verbesserung der U-Entschädigung, die 
Erhöhung der Pauschalgebühren mit Bindung 
an das Gehalt ,  das ist alles in der 24. Gehalts­
gesetz-Novelle enthalten. 

vVir haben in der 26. Gehaltsgesetz-Novelle 
eine Erweiterung der Dienstzulage für Offi­
ziere bis zur Dienstk1asse VIII mit 621 S 
herbeigeführt, eine Verbesserung der dienst­
rechtlichen und besoldungsrechtlimen Stellung 
für Berufsoffiziere und eine Regelung der 
Pflegedienst- und Pflegedienstchargenzulagen 
in der Höhe von 200 S bis 1 232 S monatlim. 

Ich habe Ihnen, meine sehr verehrten Damen 
und Herren, hier gezeigt, daß neben der Um­
organisation, neben der Reform des Bundes­
heeres auch die materiellen, die dienstrecht­
lichen Voraussetzungen für diese Reform ge­
schaffen word e n  sind. 

Was Sie m a chen , meine Damen und Herren 
von der Volkspartei - im sage dies jetzt zum 
Abschluß -, ist ein smlechter Dienst an der 
Landesverteidigung. Ich sage es sehr hart, und 
ich habe es b ereits einmal ausgesprochen : Was 
Sie betreiben, ist ein Rufmord am österrei­
chischen Bundesheer! Sie zeigen überhaupt 
keine staatsbürgerliche Gesinnung! (Beifall bei 
der SPO. - Abg. Dr. B a u  e r: Das ist uner­
hört, so e twas! Wenn man Ihnen das sagen 
würde, Herr Pay, dann würden Sie reagieren! 
Das is t eine Frechheit ersten Ranges! Da wun­
dert es mich nicht, daß auf diese Argumente 
keiner neugierig ist bei einer solchen Gesin­
nung! - Gegenrufe bei der SPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Dr. Prader. Ich erteile es 
ihm. 

Abgeordneter Dr. Prader (OVP) : Herr Präsi­
dent ! Hohes Haus ! Ich möchte zunächst etwas 
zu der Anfragebeantwortung des Herrn Bun­
deskanzlers sagen. Der Herr Bundeskanzler 
hat zur Anfrage 1 geantwortet, daß ja der 
Entwurf einer Verflassungsgesetz-Novelle und 
auch der Entwurf einer Entschließung des 
Nationalrates im Verteidigungsrat zur Debatte 
gestellt wurde. Ich stelle fest, daß das mit 
dem Ministerratsbeschluß vom Jahre 1 956 gar 
nichts zu tun hat. (Abg. Dr. G r u b e r : Wo 
ist denn der Bundeskanzler? - Abg. Doktor 
F i s  e h e  r:  Er muß nicht zehn Stunden da 
sitzen! - Abg. Dr. G r u b e r: Wenn Anfragen 
an ihn sind, schon! - Abg. Dr. F i s  e h e  r: 
Das steht nirgends geschrieben! - Abg. Dok­
tor G r u b e  r: Bei einer dringlichen Anfrage 
schon! - Abg. Dr. F i s  e h e  r: Das is t eine 

Ich werde meine Äußerungen zur Anfrage­
beantwortung des Herrn Bundeskanzlers zu­
rückstellen. weil es wenig sinnvoll ist, wenn 
der Regierungschef diese Meinung nicht hört. 

Und nun zu Ihnen, Herr Verteidigungsmini­
ster. Im möchte zunächst eines herausstrei­
chen: Ich bin sehr lange in diesem Haus, 
bald 20 Jahre. aber eine derart schnoddrige. 
um es sehr vornehm auszudrücken, um nicht 
zu sagen, frotzelige Antwort habe ich bisher 
noch nie erlebt ! (Zus timmung bei der OVP. 
- Abg. P ö 1 z: Da haben Sie den Prader nicht 
erlebt! - Abg. W j e  1 a n  d n e  r: Lesen Sie die 
Protokolle!) Ich erachte diese Art, hier in die­
sem Hohen Haus Ministeranfragen zu beant­
worten. a n  der Grenze des noch Zumutbaren. 

Ich bin überrascht, daß alte Abgeordnete 
der Sozialistischen Partei diese Wahrnehmung 
nicht machen und hier nicht in erster Linie 
das Parlament, sondern in dieser Situation 
nur den p o l itischen Effekt sehen. (Abg. P ö 1 z: 
Herr Kollege Prader! Wie war es denn bei 
Ihnen? Wie waren denn Sie als Minister? 
Was waren das für Antworten?) Immer viel 
vornehme r  als Sie, Herr Abgeordneter Pölz, 
das kann ich jedenfalls feststellen ! (Beifall 
bei der avp. - Abg. W o  d i e  a: Das war 
nicht schnoddrig! - Abg. Dr. K e i m e I, zu 
Abg. W 0 d j c a: Sie verwechseln die Minister­
bank mi t dem Rednerpult!) 

Herr Verteidigungsminister! Sie haben er­
klärt, Si e lehnen eine Berichterstattung über 
den Stand des Bundesheeres an das Haus 
nicht ab . Sie haben sie aber bisher abgelehnt 
und Sie haben bisher auch einen solchen Be­
richt nicht vorgelegt. Das sind die Fakten. Und 
das ist auch gleim eine Antwort, warum wir 
diese dringliche Anfrage eingebracht haben: 
weil wir gar keine andere Möglichkeit mehr 
gehabt h aben, die dringendsten Probleme der 
Landesverteidigung im österreichischen Parla­
ment überhaupt zur Sprache zu bringen. (Bei­
fall bei der OVP. - Abg. P a  y: Warum hat 
der Marwan den Ausschuß nicht einberufen?) 

Der H e rr Abgeordnete Hanreich hat gemeint, 
diese D e batte sei wenig sinnvoll,  sie würde 
dem Bundesheer schaden. Herr Abgeordneter 
Hanreich !  Sind Sie der Meinung, wenn wir 
hier, was unsere Verpflichtung ist, Mißstände 
'an den Schulen kritisieren, daß das der Insti­
tution d e r  Schule abträglich ist? Im Gegenteil ! 
Wir haben die Pflicht. diese Mißstände hier 
aufzuze igen, um der österreichischen Offent­
lichkeit hier das transparent zu machen, was 
durch die Flucht der Regierungspartei aus 
diesem Haus, nämlich in bezug auf die Behand-
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lung militärischer Angelegenheiten, sonst 
eben nicht zur Kenntnis kommt. (Beifall bei 
der OVP.) 

Herr Abgeordneter Zeillinger !  Ich gebe zu, 
daß Sie natürlich mit der Zweifirmentheorie 
spielen müssen und einmal da und einmal 
dort versuchen, eine Abreibung zu verp assen. 
Aber, Herr Abgeordneter Zeillinger, hier ist 
j1a doch ein etwas gradueller Unterschied. 

Sicherlich, nach dem Gesetz kann der Ob­
mann den Ausschuß einberufen. Aber Sie 
wissen ganz genau, daß es neben den gesetz­
lichen Normen in der parlamentarischen Demo­
kratie auch andere Normen gibt, die ebenso 
mitzubeachten sind, und daß Abstimmung dar­
über besteht in der Präsidialkonferenz, dort 
die Ausschußtermine festzulegen. Dreimal hat 
unser Klubobmann urgiert, daß eine Sitzung 
angesetzt wird, um Vorlagen zu behandeln .  
D i e  Sozialisten haben e s  immer abgelehnt ,  
einen Ausschußtermin festzulegen. Dreimal 
wurde das abgelehnt. Das stelle ich hier mit 
aller Deutlichkeit fest. Deswegen mußten wir, 
weil gar keine andere Mögli chkeit mehr war, 
auf das System einer dringlichen Anfrage über­
gehen, um überhaupt die Sache besprechen 
zu können ! (Beifall bei der OVP.) So stehen 
daher die Dinge. 

durchgeführt. Nein, der ist viel schlechter. 
Meiner war viel besser. Insofern muß ich mich 
sehr gegen dieses Argument wehren. 

Herr Bundesminister ! Noch etwas zu Ihrer 
Beantwortung der Frage 3. Sie haben sehr aus­
führlich dargelegt, wieso und warum die sei­
nerzeitige Ausbildungskonzeption nicht ent­
sprochen hat. Ich möchte sehr deutlich nur fest­
stellen, daß die Sie entworfen haben (Heiter-
1{eit bei der OVP), daß ich Ihnen diesbezüg­
lich nie etwas dreingeredet habe. (Beifall bei 
der OVP.) 

Sie haben die Frage in bezug auf den Leer­
lauf und ob es derzeit gelungen ist, den Leer­
lauf erfolgreich zu bekämpfen, nicht beant­
wortet. Und das ist eine der entscheidendsten 
Fragen. Unter diesem Vorwand sind Sie für die 
sechs Monate eingetreten, ohne zu wissen, 
daß eine Verkürzung der Wehrdienstzeit ohne 
gleichzeitige flankierende Maßnahmen den 
Leerlauf nicht beseitigt, sondern potenziert. 
Und diesen Zustand haben wir derzeit, das 
ist ja das Entsetzliche an der ganzen Ange­
legenheit, und das konnte gar nicht anders 
sein ! (Beifall bei der OVP.) Sie haben mir 
damals immer wieder gesagt, daß das ganze 
Gerede über den Leerlauf ein Unsinn wäre. 
In der vorgebrachten Art, wie hier über den 
Leerlauf gesprochen wurde, war es auch tat­

Auch das möchte ich mit aUer Deutlichkeit sächlich und faktisch ein Uns inn . 
hier ausgesprochen haben. Das stigmatisiert 
nämlich die Situation der Landesverteidigung. 
Warum scheut man sich so sehr, daß darüber 
hier geredet wird ? Das muß doch einen Grund 
haben ! Nicht militärische Geheimhaltung , Herr 
Bundesminister ! Nicht militäri s che Geheimhal­
tung. Sondern das hat einen anderen Grund. 
Der Grund ist das schlechte Gewissen und die 
Kenntnis, wie die Fakten nun tatsächlich 
stehen - entgegen den Aussagen, wie sie 
nach außenhin dargestellt werden - und wie 
sehr die Sorge um diese Armee in Osterreich 
begründet ist. 

Noch etwas, Herr Bundesminister. Ich bin 
enttäuscht, daß Sie bei der Beantwortung der 
Frage 2 meine Rationalisierungsmaßnahmen 
damit in Zusammenhang geb racht haben. Die 
haben völlig andere Zwecke gehabt, das wissen 
Sie sehr genau. Die waren hedingt durch die 
abfallenden Geburtenstärken und getT16gen 
von dem Gedanken, trotz dieser Fakten die 
Mob-Basis nicht zu verkleinern. Eines der ent­
scheidendsten Fakten, die wir immer zu be­
denken und immer zu berücksichtigen hatten. 

Herr Abgeordneter Zeillinger ! Ich verstehe 
nicht, warum Sie mich j etzt noch nachträgl ich 
kränken. Sie haben gemeint:  Lütgendorf hat 
meinen Plan, den ich vergessen hätte, aus 
dem Panzerschrank geholt , und der wird j etzt 

Zur Frage 6 :  Herr Bundesminister! Sie 
nennen jedesmal andere Zahlen .  Jetzt ist alles 
plötzlich blendendst in bezug auf die Kader­
personallage. ICh weiß nicht, welche Aussagen 
stimmen. Es gibt ja hier ein Interview von 
Ihnen in der " Südost-Tagespost" vom 5. Mai : 
"Ausgesprochen schlechte Situation." Eine Dar­
stellung, die stimmt. Heute ist die Situation 
sehr gut ; daß sich das in so kurzer Zeit so 
wandelt, vom 5.  Mai 1 973 bis heute, glaube iCh 
nicht. Wir werden Ihre Ziffern sehr genau 
überprüfen . 

Herr Bundesminister! Wenn Sie hier die 
Erwartung aussprechen, daß sich in der Be­
reitschaftstruppe 60 Prozent zu einem verlän­
gerten Wehrdienst melden werden, dann 
glaube ich das nicht. Ich glaube nicht, daß 
das Ihre ehrliche und echte Uberzeugung ist, 
weil Sie ganz genau wissen, daß das unter 
diesen Gegebenheiten überhaupt unmöglich 
ist. 

Noch etwas möchte ich herausstreichen ; es 
hat darauf Ermacora schon geantwortet . Sie 
haben die Frage 7 beantwortet mit Hinweis 
auf den Artikel 5 1  der Bundesverfassung. Herr 
Bundesminister ! Das ist unzumutbar für die 
Abgeordneten. Wir kennen den Artikel 5 1 ,  
der hat mit dem Problem überhaupt gar nichts 
zu tun .  Ich weiß aber, wlarum Sie ihn als 
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Rettungsanker mitbenützt haben. Nämlich nur Ihnen das genau sagen, das war in Beantwor­
deshalb, weil Sie über gar kein Finanzierungs- tung einer parlamentarischen Anfrage am 
programm verfügen und d aher gar nicht darauf 1 5 . Juli 1971 -: 
antworten können, wie hoch der eChte Finanz­
bedarf zur Durchführung der neuen Konzep­
tion ist. 

Seien Sie mir nicht ungehalten, wenn ich 
Ihnen sage : Konzepte zu entwickeln, ohne zu 
prüfen, was sie kosten, ohne sie in den Rah­
men des Möglichen zu s tellen, das ist eine 
Geschäftsführung und eine Ressortführung, der 
wir nur wenig Vertrauen entgegenbringen 
können. 

Ich stehe vor dem Dilemma, ange­
sichts der so großen Thematik in zwanzig 
Minuten auch nur einen Teilbereich zu bewäl­
tigen. Es ist ja die Aufstellung des Armee­
kommandos so präsenti e rt worden : Jetzt gehts 
los mit der Reform! Ich frage, was haben Sie 
drei Jahre gemacht. Wer hat Sie j emals ge­
hindert, sofort zu beginnen ? Wieso geht es 
j etzt erst los? Vor der Wahl haben Sie er­
klärt, Sie haben ein großes Wehrkonzept. Nach 
der Wahl hat der Herr Bundeskanzler erklärt, 
das Wehrkonzept ist unbreuchbar. Dann hat 
man eine Bundesheer-Reformkommission ein­
gesetzt, um ein Wehrkonzept zu erfinden. Dann 
haben Sie die Wehrgesetz-Novelle 1 97 1  be­
schlossen, die den Vorstellungen über das 
\Vehrkonzept der Bundesheer-Reformkommis­
sion entgegen war. Nachdem da auch nichts 
mehr weitergegangen ist, haben Sie den Auf­
stellungsstab Spannocchi eingesetzt. Der soll 
j etzt erfinden, wie das geht, was Sie beschlos­
sen haben. (Hei terkei t bei der OVP.) Das ist 
ja das Problem und auch das Phänomen. Jetzt 
hat das Ganze geendet mit einem neuen Stab 
- ohne Armee ! (Neuerliche Heiterkeit bei 
der OVP.) So sind die Fakten. 

"Eines kann ich heute bereits erklären : Die 
Auswirkungen der neuen Bestimmungen der 
Wehrgesetznovelle bringen k eine neuen Appa­
rate, welche eine Änderung der vorbereiteten 
Planung notwendig machen würden. Das heißt 
deutlicher ausgesprochen : Es wird keine 
Schwächung der Verteidigungskraft des öster­
reichischen Bundesheeres eintreten." 

Sie erklärten dann am 15. Dezember 1 97 1 ,  
daß es eine vier bis sechs Wochen dauernde 
Schwächeperiode geben werde. 

Sie haben nunmehr der "Südost-Tagespost" 
erklärt, daß jetzt eine neuerliche Schwäche­
periode eintreten werde . Das wurde heute 
schon zitiert. Spannocchi sagt - und das war 
groß herausgestellt -: Gebt mir ein Jahr 
Zeit ! - In einem Interview im Rundfunk 
erklärte er, es werde natürlich Jahre dauern, 
bis diese Bereitschaftstruppe existent sei. 
Hoffentlich hat der Feind so "iel Nonchalance, 
daß er das unter Umständen auch berücksich­
tigt. 

Von einer Landwehr kann man überhaupt 
nicht mehr reden. Das hat Kollege Zeillinger 
richtig gesagt. Der Schwerpunkt ist überhaupt 
weg. Der Armeekommandant sagt, das liege 
ihm auch gar nicht. Und er meint : Da kommt 
pl ötzlich die Regierung daher und s:agt, jetzt 
machen Sie alles. Was s oll ich tun? 

Welche Großmut ! Welche Großmut steckt 
hier dahinter? 

Wie wird es nun weitergehen? Wie werden 
sich die Dinge entwickeln? Jetzt fangen Sie 
an, erst jetzt, nach drei  Jahren, und sagen in 
den nächsten zweieinhalb Jahren : Wir haben Die Zahl der Dienstposten wird immer grö- ja erst angefangen, daher kann man das j etzt 

ßer. Im Ministerium haben Sie j etzt minde- noch gar nicht beurteilen. 
stens um 1 40 mehr als f rüher, nachdem Sie 
ausgezogen sind, den großen Wasserkopf zu Und man wird über die Wahlen damit hin-
verkleinern. Ich könnte Ihnen auch genau er- wegkommen, weil alles ja erst im Werden ist. 
klären , warum, und auch s agen, daß das auch 
nicht anders hätte sein können, weil das ein- Das ist ein hervorragendes Ergebnis der in 
fach drinnen liegt. allen Problembereich e n  durch wissenschaft­

liche Experten "bestvorbereiteten Regierung, 
die es j emals in Osterreich gegeben hat". Ich 
glaube, eine solche Planungskonfusion, eine 
solche Konzeptlosigkeit wie in dieser Frage 
war überhaupt noch nicht sichtbar. (Abg. 
U I b r i c h: Nur unter Praderl - Heiterkei t 
bei der SPO.) Das sind Ihre Sachdiskussionen. 
Sie haben sachlich wenig dazu zu bieten. 

Wieso j etzt das Armeekommando imstande 
ist, die Heeressituation zu verbessern, ist mir 
einfach unerfindlich. Verlängerung des Befehls­
weges, Verkomplizi erung, stärkere Bürokratie, 
Einschiebung einer neuen Ebene. Das sind die 
Gegebenheiten, die wir mit zu berücksichtigen 
haben. Wann wird nun d iese Einsatz- oder 
Bereitschaftstruppe überhaupt einsatzbereit? 
Niemand weiß das. 

Herr Bundesminister ! Sie haben seinerzeit 
bei Ihrem Amtsantritt erklärt - ich kann 

Die personellen Vor aussetzungen haben Sie 
nicht, Sie haben auch die finanziellen Voraus­
setzungen nicht. Es i s t  ja eine Notiz in der 
Zeitung "Die Presse" erschienen : "Das Bundes-
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heer wird ärmer." 400 Millionen kriegen Sie 
dazu. Mehr als die 400 Millionen madlen die 
zusätzlichen Personalkosten aus, das heißt, Sie 
kriegen weniger als früher. 

Kürzlich haben wir den adaptierten 10-Jah­
res-Investitionsberidlt des Herrn Finanzmini­
sters bekommen. Ich habe ihn mir besonders 
in bezug auf das Kapitel Landesverteidigung 
angeschaut. In diesem Investitionsbericht ist 
das Normalprogramm für zehn Jahre im Aus­
maß von 1 5.424 Millionen enthalten ; das sind 
ungefähr 1 ,5 Milliarden pro Jahr. 

Herr Bundesminister! Das ist weniger, als 
es j emals gegeben hat. Die besondere Drama­
tik liegt nun darin, daß Sie nun in bezug auf 
den Prozentsatz, auf den Anteil an diesem 
Gesamtinvestitionsprogramm abfallen. Im 
Jahre 1 971  waren es nodl 4,4 Prozent Anteil 
am Gesamtinvestitionsrahmen. 1 972 sind es 
nur mehr 4, 1 Prozent. Und 1973 kriegen Sie 
nur mehr 3,8 Prozent. 

Wie reimt sich das zusammen, wenn ein 
Armeekommandant erklärt, im nädlsten Jahr 
brauche er mindestens 800 Millionen? So habe 
ich es in der Zeitung gelesen. Wie werden Sie 
denn das madlen? Sind das Konzepte? 

Dabei bin ich etwas sprachlos , weil ich mir 
nicht genau zusammenreimen kann, nach wel­
cher Konzeption dieser Investitionsplan des 
Verteidigungsressorts erstellt wurde. Ich habe 
mir die Positionen, die in der Vorlage des 
Finanzministers vorhanden sind, genau ange­
sehen. Darin stehen Positionen wie - ich 
hatte das nicht für möglich gehalten -: Mili­
tärseelsorge, Pferde und Diensthunde, Musi­
kerbedarf. Das ist in Ihrem Investitionspro­
gramm enthalten ! (Heiterkeit bei der OVP.) 
Das alles ist sidlerlich auch sehr wichtig. 

Ja es sind Gegenstände des völlig normalen 
Bedarfes im Investitionsprogramm enthalten, 
während entscheidende Dinge nicht drinnen 
sind, so etwa die Munitionsausstattung. Viel­
leicht hat man Ihnen das nicht gesagt. Ich 
nehme aber an, daß das nidlt den Notwen­
digkeiten entspricht. 

- das wurde ja ausgedrückt ; ich werde Ihnen 
das dann vorlesen -: Die Fakten sind Hoff­
nung und Optimismus. Ich muß sagen : eine 
echte, nüchterne Generalstabsplanung. (Heiter-
1-reit bei der OVP.) 

Die Zeit ermöglicht es mir nicht, Ihnen die 
entsprechenden Auszüge vorzulesen. 

Ich bin mir auch nicht mehr ganz im klaren 
darüber, wer nun die Verantwortung in diesem 
Ressort hat. Der Armeekommandant wird sehr 
presseintensiv. Er hat sehr starke Erklärungen. 
Er hat erklärt: Selbstverständlich muß das 
Geld her ! Die Regierung hat das ja  beschlos­
sen. Man kann ja eine Regierung nicht ernst 
nehmen, die dann ihre eigenen Beschlüsse 
unmöglidl macht. 

Er ist voller Vertrauen. Daher haben wir 
Sie gefragt, wo das Geld ist und wie die 
Bedeckung ausschaut. Doch das können Sie 
gar nicht beantworten. 

Herr Bundesminister! In diesem Interview 
sagten Sie unter anderem, die Regierung habe 
sich klar für die wirkliche Landesver�eidigung 
ausgesprochen, Sie, Herr Minister, hätten nicht 
nach den politischen Möglichkeiten zu han­
deln, sondern rein nach sachlichem Ziel. - Ich 
beglückwünsche Sie. (Heiterkei t bei der OVP.) 

Deswegen bleiben Sie auf der Strecke. Eine 
militärische Konzeption, die jede Real,ität aus­
schließt und sagt: Das wünsche ich mir, auch 
wenn es nicht geht (Hei terkei t  bei der OVP), 
ist halt etwas, an dem die Opposition Kritik 
übt. Daher unsere Sorge, daß das Dilemma 
nicht abgebaut, sondern immer noch größer 
wird. 

Herr Bundesminister! Lesen Sie doch Ihre 
eigenen Erklärungen! Wer ist denn j etzt 
eigentlich kompetent, Erklärungen abzugeben? 
Wer macht nun die Politik? Ich habe Ihren 
Darlegungen nicht entnommen, daß das auch 
zum Aufgabenbereich des Armeekommandos 
gehört. 

Noch etwas, Herr Bundesminister, darf ich 
Ihnen nach all dem sagen . . .  

Das sind nun die Fakten. Sie haben eine Präsident Probst (das Glockenzeichen 
Heereskonstruktion gewählt, die zu den teuer- gebend) :  Herr Redner ! Die 20 Minuten sind 
sten gehört, die es überhaupt geben kann. um, es sind schon 221 

Nun stehen Sie vor einern Dilemma. Die 
entscheidenden Grundlagen dafür, daß das 
System funktioniert, sind nicht vorhanden. Das 
Personal ist nicht da; Sie bekommen es nicht. 
Sie haben nicht das Geld, das Sie brauchen. 
Was haben Sie an echten Fakten, die Sie ein­
setzen können, um realistisch überhaupt die 
Erreichbarkeit des Zieles begründen zu kön­
nen1 Was sind die Fakten'? Ich sage es Ihnen 

Abgeordneter Dr. Prader (fortsetzend) : 
Spannocchi erklärte laut "Kurier" : 

"Die heftigsten Kritiker des neuen Systems 
haben vielleidlt die Entwicklung unserer Zeit 
nicht ganz mitbekommen."  

Das ist  nicht nur unmäßiger Hochmut, das 
ist, schlicht ausgedrückt, eine glatte Frechheit. 
(Beifall bei der OVP.) 
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Dr. Prader 

Ich stelle fest:  Eine ähnliche Äußerung hat 
heute in Ihrer Antwort, Herr Minister, auf­
getönt. 

Ich habe noch einen Entschließungsantrag 
einzubringen. Er liegt dem Herrn Präsidenten 
bereits vor. Ich darf ihn verlesen : Entschlie­
ßungsantrag der Abgeordneten Dr. Prader und 
Genossen betreffend Vorlage eines Berich­
tes . . .  (Rufe bei der SPO: Die Zei t is t um!) 
Dann bitte ich den Herrn Präsidenten,  den 
Antrag durch den Schriftführer verlesen zu 
lassen. (Lebhafter Beifall bei der OVP.) 

Präsident Probst: Ich bitte die Schriftfüh­
rerin, Frau Abgeordnete Herta Winkler, den 
Entschließungsäntrag zu verlesen. 

Schriftführerin Herta Winkler : 

E n t s c h l i e ß u n g s a n t r a g  

der Abgeordneten Dr. Prader und Genossen 
betreffend Vorlage eines Berichtes über die 
Situation des österreichischen Bundesheeres 
mit Stand 30. September 1973 sowie über 
die Kosten der Heeresgliederung 1 972 und 
deren Bededmng. 

Der Nationalrat wolle beschließen : 

Der Bundesminister für Landesverteidi­
gung wird aufgefordert, dem Nationalrat 
einen Bericht über die Situation des öster­
reichischen Bundesheeres mit Stand 30. Sep­
tember 1 973 sowie über die Kosten der 
Heeresgliederung 1 972 und inwieweit  deren 
Bedeckung sichergestellt ist zu Beginn der 
Herbstsession 1 973/74 zuzuleiten. 

. Präsident Probst: Der vom Abgeordneten 
Dr. Prader eingebrachte Entschließungsantrag 
ist genügend unterstützt und steht in Ver­
handlung. 

Der nächste Redner ist der Herr Abgeord­
nete Blecha. Er hat das Wort. 

Abgeordneter Blecha (SPO) : Herr Präsident ! 
Hohes Haus ! Die Osterreichische Volkspartei 
bleibt auch heute ihrer Tradition treu : Die 
1 4 .  dringliche Anfrage ist genauso d aneben­
gegangen wie die 13 vorher (Zustimmung bei 
der SPO - Abg. Dr. K o r  e n:  Aber geh! _ 
Abg. Dr S c  h 1 e i n  z e r: So ernst nehmen Sie 
die Landesverteidigung!), sie ist, Herr Klub­
obmann, fast so versandet wie der Diskus­
sionsbeitrag des Dr. Prader durch Zeitüber­
schreitung. (Neuerliche Zus timmung bei der 
SPO.) 

Ihre Redner beklagen von diesem Pult aus, 
daß sie einen Bericht im Landesverteidigungs­
ausschuß nicht hören können. Es erhebt sich 
dann nur immer die Frage : Wer ist d enn der 
Vorsitzende des Landesverteidigungsausschus_ 
ses ? Etwa ein Abgeordneter der SPO? Ein 

Abgeordneter der FPO? Nein, es ist der Abge­
ordnete Marwan-Schlosser von der OVPl (Abg. 
Dr. B 1 e n k: Sie waren nicht herinnen, sons t 
hät ten Sie gehört, wie es zugehtf) Ich habe 
das schon gehört ! (Abg. Dr. K o r  e n:  Darl 
ich Ihnen die Protokolle bringen, wo Ihre Ab­
geordneten die Ausschüsse abgelehnt  haben! 
- Weitere Zwischenrufe bei der O VP.) 

Der Abgeordnete Zeillinger hat Ihnen doch 
schon gesagt : Wenn der Vorsitzende, der 
Ausschußobmann, einen Termin braucht, dann 
wird er ihn auch bekommen. (Abg. Doktor 
K o r  e n: Also machen wir das in Zukunft so, 
ohne Präsidialsitzung?) 

Gl,auben Sie, daß Sie der österreichischen 
Offentlichkeit gegenüber glaubhaft bleiben, 
wenn Sie Ihr Interesse an den Fragen der 
Landesverteidigungspolitik nur durch dring­
liche Anfragen bekunden können? Es liegt ein 
Bericht im Ausschuß, und zwar jener der 
Beschwerdekommission, wie Sie wissen. Ter­
mine hätte man auch finden können. 

Nun zum Grundsätzlichen : Das österreichi­
sche Bundesheer, meine Damen und Herren, 
soll dazu beitragen, diesem Land d en Frieden 
zu erhalten. Sein Sinn, seine Notwendigkeit 
kann nur an einer erwartbaren Bedrohung 
gemessen werden. Nur wenn es glaubhaft ist, 
daß dieses Bundesheer eine solche erwartbare 
Bedrohung zu meistern vermag, ist es gegen­
über der österreichischen Bevölkerung verant­
wortbar. Es ist ganz unbestritten, daß das 
Heer früher bereit war und heute bereit ist, 
bei Elementarkatastrophen zu helfen, Blut zu 
spenden, Millionen Schilling der österreichi­
schen Wirtschaft zufließen zu lassen, Arbeits­
plätze zu sichern und dergleichen mehr. 

Das alles reicht aus, Diffamierungen des 
österreichischen Bundesheeres und seiner An­
gehörigen, wie das der Kollege H anreich be­
fürchtet hat, zu verhindern. Aber das allein 
kann doch nicht ausreichen, die Existenz des 
Heeres zu begründen. Und das alte Bundes­
heer, das Heer der Schleinzer- und Prader-Ära, 
war eben nicht in der Lage, glaubhaft zu 
machen, daß es Bedrohungen, die erwartbar 
sind, auch meistern kJann. (Zus timmung bei der 
SPO. - Abg. Dr. P r  a d e  r: Gemeistert hat!) 
Herr Dr. Prader, was Sie gemeistert haben, das 
darf ich im einzelnen vielleicht noch ausfüh­
ren. (Abg. U 1 b r i c h : Holratsteich! - Zwi­
schenruf des Abg. Dr. P r  a d e  r.) 

Das Ergebnis dieser lSj ährigen OVP-Wehr­
politik war eine - wir haben es j a  nach der 
Regierungsübernahme feststellen müssen -
kaum vorhandene Einsatzbereitschaft, Land­
wehrverbände, die nur auf dem Papier ge­
standen sind, aber nicht in Wirklichkeit da 
waren, und Waffen systeme, die nur zu einem 
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Teil den österreichischen Erfordernissen ent­
sprochen haben. (Abg. DI. P I  a d e  I: Das sind 
ja' MobveIbände!) 

In der OVP-Ära sind Dinge p assiert, die 
Kritik herausforderten. Da haben gerade ,auch 
Sie, Herr Kollege Dr. Prader, militärische 
Unterkünfte und Liegenschaften ersatzlos ver­
schenkt. Es wurden aus rein parteipolitischen 
Erwägungen hohe Beträge flüssig gemacht -
gerade in Ihrer Zeit ! -, um Klein- und Kleinst­
garnisonen zu schaffen (Abg. DI. , P r a d  e I :  
Uberhaupt nicht! Wo?), und es wurde eine 
kurzsichtige Personalpolitik " . (Rufe bei der 
OVP: Wo, wo, wo?) 

Wir haben in der Budgetdebatte des Vor­
jahres .genau vorgerechnet, welche Garnisonen 
jetzt bei der Bereinigung, die der Minister 
Lütgendorf durchführt . . .  (Abg. Dr. P I  a d e  I :  
WO sind die?) Die überflüssigen Kleingarni­
sonen ha ben wir Ihnen schon in zwei Listen 
bekanntgegeben. (Zwischenrufe bei deI OVP.) 
Jawohl ! Das ist doch gerade beim letzten Mal 
eine der Anfragebeantwortungen gewesen, als 
der Garnisonsbereinigungsplan hier zur 
Debatte stand. (Zus timmung bei deI SPO.) Und 
Sie, Herr Dr. Prader, haben einen harten An­
schauungsunterricht über den Bankrott Ihres 
Systems 1 968 bekommen. Und das Wort vom 
harten Anschauungsunterricht, das stammt bei­
leibe nicht von mir oder von einem anderen 
sozialistischen Abgeordneten, sondern von 
Herrn Walther Urbanek, der damals nach den 
August-Ereignissen 1 968 in der CSSR, wo sich 
Ihr System im Krisenfall hätte bewähren sol­
len, in der "Presse" geschrieben hat : 

"Der ganze soldatische Eifer vermag freilich 
nicht darüber hinwegzutäuschen, daß das Heer 
einen echten Schutz kaum bieten kann." "Auch 
Generalstabspläne für Einsatzbefehle in einem 
Verteidigungsfall,  bei dem es sich nur um 
einen sogenannten ,Stellvertreterkrieg' han­
delt, gehören in den Papierkorb gewischt." 
Das hat man Ihnen gesagt, Herr Dr. Prader! 
(Abg. DI. P I  a d e  r: S timmt aber nicht! -
Hei terkeit bei der SPO. - Abg. Dr. P r  a d e  r:  
Wer kennt den Generalstabsplan?!) "Kann es 
überhaupt" - dieses Heer, das Sie umorgani­
siert haben - "einen Zeitgewinn gewähr­
leisten, ist es nur ein symbolisches Schild der 
Neutralität? Diese Frage, nämlich das Ver­
teidigungskonzept, eingehend zu prüfen, ohne 
Verzug, erscheint als staatspolitische Forde­
rung erster Ordnung." 

Aber haben Sie,  Herr Dr.  Prader, aus dem 
Debakel , gelernt? Haben Sie eingehend ge­
prüft? Nein , Sie haben weitergewurstelt. Sie 
sind heute glücklich, daß Sie als Oppositions­
abgeordneter launig dahinreden können und 
als Verteidigungsminister nicht einen totalen 

Trümmerhaufen, den wir heute hätten, wenn 
Sie es noch wären, verteidigen müssen. (Leb­
hafte Zustimmung bei der SPO.) 

Und die Gretchenfrage n ach der Sinnhaftig­
keit dieses Heeres, das durCh zwei Umorgani­
sationen - die eine durch den Herrn Doktor 
Schleinzer 1962 und die zweite durch Sie 1 968 
- nur noch mehr ruiniert worden ist, ist 
gestellt worden, als in Osterreich eine Kam­
pagne für die Abschaffung des Bundesheeres 
gestartet wurde. In dieser Situation, meine 
sehr verehrten Damen und Herren, war es die 
SPO, die mit der Forderung nach der Herab­
setzung der Grundwehrdienstzeit auf sechs 
Monate auCh gleichzeitig die große, die um­
fassende Reform der gesamten österreichischen 
militärischen Landesverteidigung zur Diskus­
sion gestellt hat. (Zwischenruf bei der OVP.) 
Das kann man Ihnen auch dann im einzelnen 
noch erklären. 

Aber Herr Prader hat heute von Investi­
tionsplänen gesprochen, die Ausgaben für 
Hundeführer und dergleichen belächelt. Ich 
darf nur erinnern : Wer im Glashaus sitzt, soll 
nicht mit Steinen werfen. Was war denn in 
Ihren Ausgabenplänen? Heeressohlenkratzer 
haben Sie angeschafft um hunderttausende 
Schilling. (Heiterkeit.) Das hat nichts damit 
zu tun, daß Soldaten lustig werden, sondern 
diese Heeressohlenkratzer sollten die Stein­
ehen, die sich in den Profilsohlen verfangen 
haben, herauslösen helfen. Das waren Gegen­
stände, die Sie angeschafft haben. 

Herr Dr. Hermann Polz von den "Oberöster­
reichischen NachriChten", einer Zeitung, die 
ja  Ihrem Bund, Herr Abgeordneter Dr. Mock, 
sehr nahesteht, hat in einem Leitartikel über 
dIese Ära Resümee gezogen. Das darf ich 
vielleicht noch kurz zitieren : 

"Man begann" - nach 1955 - "Wehrpflich­
tige unter einen Waffenramsch zu rufen, den 
uns die ehemaligen Besatzungsmächte groß­
zügig überlassen hatten, um sich die Mühe 
des Wegschmeissens zu ersparen. Dann wurde 
mit dem Ausbau des Bundesheeres unter OVP­
Ministern begonnen. Geld im Budget war nicht 
allzuviel da, aber wiederum auch nicht so 
wenig, wie die professionellen Landesvertei­
diger es darzustellen versuchten. Was aber 
da war, wurde so sinnlos wie nur möglich 
hinausgeschmissen. Gleichzeitig hat man aus 
vollen Kommandolungen nach immer mehr 
Geld gerufen, um die Schuld an dem immer 
stärker sichtbar werdenden Debakel allein auf 
finanziellen Notstand schieben zu können. 
Unterdes aber erzählten immer mehr junge 
Osterreicher, die den Präsenzdienst ableiste­
ten, vom deprimierendsten Leerlauf. Die allge� 
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mein empfundene Sinnlosigkeit dieses Bundes- Lippenbekenntnisse zur österreichischen Lan­
heeres wurde ihnen am eigenen Leib bestä- d esverteidigung abgegeben haben, behinder­
tigt ."  So ein dem OAAB nahestehendes Blatt. ten nun in der Stunde der Wahrheit d ie  

Und was haben Sie uns auch noch hinter- Reform. 

lassen, Herr Dr. Prader? Einen Typensalat ! 
Darauf hat der Rechnungshofbericht Bezug 
genommen. Ich darf nur sagen : Beim öster­
reichischen Bundesheer ist ein unbesdueib­
liches Autochaos : Rechnungshofbericht 197 1 .  
Darn ach gibt e s  beispielsweise von 57 ver­
schiede nen Typen je ein Fahrzeug, auf 1 14 
weitere Kraftfahrzeugtypen entfallen 367 
Fahrze uge, im Durchschnitt also nur je 3 Fahr­
zeuge auf eine einzige Type. Dies bei einem 
Gesamtbestand von 14 .000 Fahrzeugen, die 
sich auf 400 verschiedene Typen aufgliedern. 
Oder wörtlich heißt es noch in dem Bericht : 
"Eine übermäßige Typenvielfalt gibt es auch 
bei den Arbeitsmaschinen und den Verbrauchs­
gütern ." (Abg. DI. P I  a d e  r: Keine Ahnung!) 
Keine Ahnung? Der Rechnungshof hat keine 
Ahnung? Darf ich Ihnen sagen, es sind laut 
Rechnungshofbericht zum Beispiel 150 ver­
schiedene Arten von Bohrmaschinen vorhan­
den, für Schraubenzieher wurden 300, für 
Gabelstapler 25 und für Feuerlöscher 1 8  Kenn­
ziffern vergeben. 

Das haben Sie uns hinterlassen, und dann 
versteht man, wenn der Herr Hermann Polz 
in den "Oberösterreichischen Nachrichten" ge­
schrieben hat : "Bevor wir anfiangen, lustlose 
Staatsbürger in armselige Uniformen zu stek­
ken, sollen wir doch erst einmal überprüfen , 
ob es einem wie immer beschaffenen öster­
reichischen Heer grundsätzlich möglich ist, den 
Auftrag der Verfassung zu erfüllen." - Die 
Stunde Null - der Tag Null, von dem Sie in 
der Anfrage reden - beginnt mit der Uber­
nahme dieser Regierung. (Demonstrativer Bei­
fall bei  der OVP. - Abg. Dr. P r  a d e  r: Das 
stimmt!) Das war die Stunde Null ! Denn das 
Bundesheer war bei null , war durch Sie auf 
null heruntergedrückt, und wir haben jetzt 
begonnen, ein neues Heer zu bauen. Die Bun­
desheerreform erfolgte buchstäblich in letzter 
Stunde I Die Aufgabe dieser Bundesheer-Re­
form zu einem Zeitpunkt, wo das Heer auf null 
reduzie rt war, um es Ihnen noch einmal ver­
ständlich zu machen, war, eine zweckmäßige 
Form zu finden. 

Ihnen, meine sehr verehrten Damen und 
Herren,  die Sie das jetzt sehr launig nehmen 
- aber ich glaube, es ist eine viel zu ernste 
Frage -, war es doch klar, daß j ede Sabotage 
der Einleitung dieser längst überfälligen Hee­
resreform dazu führen mußte, im Bundesheer 
Unsicherheit und Unzufriedenheit zu erzeugen 
und die militärische Landesverteidigung, den 
Aufbau einer militärischen Landesverteidigung 
zu verhindern. Sie, die Sie 1 5  Jahre lang 

Der Bundesminister Lütgendorf hat nämlich 
1 97 1  ein Reformwerk angekündigt - Herr 
Dr.  Prader, Sie werden sich erinnern -, dessen 
Verwirklichung fünf bis sechs Jahre dauern 
wird. Denn was Sie zurückgelassen haben, 
war ein Trümmerhaufen. Da muß man ganz 
von vorne anfangen, und das dauert einige 
J ahre. 

Als erste Schritte hat er eine Reorganisa­
tion der Truppen- und Kommandostrukturen 
vorgeschlagen, die Aufstellung einer Bereit­
schaftstruppe und die Reorganisation des mili­
tärischen Verwaltungsapparates . Er forderte 
die bis zu diesem Zeitpunkt noch immer feh­
lende Verteidigungsdoktrin. Das Bekenntnis 
dazu hat der Herr Bundeskanzler Kreisky ab­
gelegt, nicht ein Bundeskanzler der OVP. In 
Ihrer Zeit hat es das alles nicht gegeben ; eine 
Umgestaltung des gesamten Versorgungssy­
stems nach modernen Gesichtspunkten und ein 
Kontrollsystem - das haben vor allem Ihre 
Pl1aktiken erfordert -, das Gewähr gibt, d aß 
j eder Schilling in Zukunft widmungsgemäß 
verwendet wird. 

Durchgesetzt wurde die Umgestaltung des 
Ministeriums ; die Sektionen sind von fünf auf 
vier reduziert worden. Es sind keine neuen 
B efehlsebenen geschaffen worden, die neuen 
Befehlsebenen, neun militärischen Kommando­
stellen, hat uns der Herr Dr. Schleinzer 
bei  seiner Umgliederung eingebracht. Damals 
sind neun neue Stäbe geschaffen worden, da­
her kommt in Wirklichkeit die Aufblähung 
de s  Apparates . (Lebhafte Zustimmung bei der 
S PO.) 

Meine Damen und Herren, ich kann Ihnen 
den Vorwurf nicht ersparen, daß Sie alles 
g etan hlaben, um diese Reform zu sabotieren. 
Man kann nicht wegdiskutieren, daß der Bun­
d esminister verpflichtet ist, mit dem Landes­
verteidigungsrat das Einvernehmen herzustel­
len,  und daß im Landesverteidigungsrat Ihre 
Vertreter sitzen, die bei den Sitzungen blockie­
ren. Als die Reorganisation des Verwaltungs ­
apparates im Ministerium zur Diskussion 
stand, Herr Tödling, da haben Vertreter des 
OAAB einen Riesenwirbel inszeniert ; das war 
im August des Vorjahres. Da war die öster­
reichische Verteidigungspolitik für Sie wieder 
nichts anderes als ein Spielball parteipoliti­
scher Interessen. Niemand von Ihnen, auch 
nicht der Herr Major Schleifer, Herr Tödling, 
hatte damals im August des Vorjahres sach­
liche Einwendungen gegen die Umgliederung, 
gegen die Vereinfachung, gegen die Verbes-
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serung der Gliederung im Ministerium. Nicht 
einmal der einzige Fall, den er aufgezeigt hat, 
wo angeblich eine Schädigung für einen von 
der Umgliederung Betroffenen eingetreten 
wäre, hat gestimmt. Es handelte sich um den 
Fall eines Veterinärs, wo sich dann heraus­
gestellt hat, daß es ein Irrtum der Buchhal­
tung war. Rund um die Umgliederung wurde 
trotzdem dieser sdlOn einmal erwähnte bei­
spiellose Wirbel inszeniert. 

Sicher, meine Damen und Herren, niemand 
erwartet von Ihnen als Vertreter einer Opposi­
tionspartei, d.aß Sie bei jeder Maßnahme, die 
der Herr Bundesminister trifft, glücklich 
lächeln ; ich erwarte nicht einmal von mir 
selbst, daß ich zu j eder Maßnahme dieses 
Ministers glücklich lächle. Aber das können 
Sie, meine sehr verehrten Damen und Herren , 
doch nicht wegdiskutieren, daß es mangeln­
des Verantwortungsbewußtsein ist, wenn Sie 
jede Verbesserung eines auch von Ihren Fach­
leuten als unbefriedigend erkannten Zustan­
des behindern. 

Wenn Ihnen das zuwenig Beweiskraft für 
die Behinderung der Reform w ar, Kollege Töd­
ling, w.as die OAAB-Vertreter im Ministerium 
aufgeführt haben, dann lieferten Sie selbst als 
einer der Akteure wenige V'lochen danach, am 
25. September 1 972 im Landesverteidigungsrat 
ein weiteres Beispiel. Dort sollte die Landes­
verteidigungsdoktrin diskutiert werden, ihre 
Annahme ist an die Zweidrittelmehrheit, da­
her an Ihre Zustimmung, gebunden. Was 
haben Sie gemacht? Sie haben gesagt : Es 
kommt g,ar nirnt in Frage, daß wir jetzt die 
Verteidigungsdoktrin diskutieren, zuerst muß 
der Bericht über die Lage des Heeres disku­
tiert werden. Es war der Abgeordnete Zeillin­
ger von der Freiheitlichen Partei, der sich 
gegen diese Praktiken ausgesprochen hat. Er 
hat gemeint, daß das Junktim der Volkspartei 
und im besonderen des Abgeordneten Tödling, 
über die Doktrin, die die Zweidrittelmehrheit 
erfordert, nur dann zu spreChen, wenn der 
Bericht gegeben sei, ein taktisches Lahmlegen 
der Verhandlungen und des Landesverteidi­
gungsrates bedeutet. (Beifall bei der SPO.) 
Und heute spielen Sie sich als Anfrager auf 
und sagen : Warum dauert das so lange? Sie 
legen den Landesverteidigungsrat lahm, Sie 
blockieren jedes Gespräch dort - das hat 
Ihnen auch der Vertreter der anderen Opposi­
tionspartei vorgehalten - und glauben damit 
dem Bundesheer einen guten Dienst zu er­
weisen. Das, was Sie tun, m eine sehr verehr­
ten Damen und Herren, ist nicht eine Schädi­
gung der Regierung, sondern eine Imageschä­
digung der militärischen Landesverteidigung. 
(Beifall bei der SPO.) 

Am 2. Oktober 1912 begann dann der neue 
Stab Spannocchi - und zwar ist das ein Mit­
arbeiterstab, das hat etwas ganz anderes zu 
bedeuten, Kollege Prader - zu arbeiten für 
die Aufstellung der Bereitschaftstruppe. Er 
begann mit der Bestandsaufnahme bei der 
Truppe, mit Werbemaßnahmen, die sich er­
folgreich gestaltet haben, um Präsenzdienst­
pflichtige als Zeitverpflichtete zu gewinnen, 
und mit der Erstellung eines völlig neuen, auf 
die österreichischen Verhältnisse zugesdmitte­
nen Modells des Soldaten, auch unter Berück­
sichtigung j ener Demokratisierungsbestrebun­
gen, die es in der modernen Industriegesell­
schaft einfach gibt. 

Dir, lieber Freund Zeillinger, muß ich schon 
sagen : Du hast mit uns gemeinsam mitge­
stimmt, daß der Artikel VIII in das Wehr­
gesetz aufgenommen wurde. Dort heißt es : Es 
ist unverzüglich die Bereitschaftstruppe aufzu­
stellen, "um ständig einsatzbereite mobile 
Streitkräfte in j enem Umfang verfügbar zu 
haben, daß a} die zunächst erforderlichen Si­
cherungsmaßnahmen zur Verteidigung Oster­
reichs , b) eine geordnete Mobilmachung und 
c) die notwendige Hilfeleistung bei Elementar­
ereignissen und Unglücksfällen außergewöhn­
lichen Umfanges sichergestellt werden". Das 
haben wir beide beschlossen. Und daher ist es 
folgerichtig, weil es ja  als vordringlich bezeich­
net ist, daß zuerst mit der Aufstellung der Be­
reitschaftstruppe als der Krisenfeuerwehr be­
gonnen wird und dann als zweite Etappe die 
Aufstellung der Landwehr kommt. Da kannst 
du heute nicht heruntergehen und sagen : Das 
haben wir nicht gemacht, das ist das Konzept 
vom Pr.ader! (Abg. Z e i 1 1  i n g e l: Elle der 
Hahn kräht, wirst du uns verraten haben! -
Hei terkeit.) Das geht genau nach dem, was 
wir paktiert haben. 

Und der Trend ist seit dem 1 .  Feber 1 973, 
Kollege Zeillinger, positiv. Wir haben jetzt 
ständig steigende Zahlen von Durchdienern, 
wir haben seit 1 .  Juni drei Modellbataillone 
der Bereitschaftstruppe :  ordentliche Beklei­
dung - das haben sie unter Prader nie ge­
habt -, ordentliche Unterkünfte - das haben 
sie unter Prader auch nicht gehabt -, und die 
Ergebnisse sind ausgezeichn et. 

Die Trendumkehr, Hohes Haus, ist da. Das 
neue System ist goldrichtig!  (Zwischenrufe bei 
der avp.) Es wird von allen führenden Funk­
tionären des Heeres, von den Generalstäblern, 
die loyal an der Reform mitarbeiten, aner­
kannt. Die Situation ist günstig. Die ersten 
Erfolge haben wir, und das neue Wehrgesetz 
hat sich trotz aller Unkenrufe aus Ihren Reihen, 
Kollege Dr. Gruber, als vollziehbar erwiesen. 
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Bledla 

Der Zustand des Heeres wird allerdings ist und sein darf. (Zwischenruf bei der SPO.) 

so lange nicht befriedigend sein, solange das Aber, meine Damen und Herren von der Lin­
Heer nicht endgültig vorn Erbe Schleinzers ken, wer hat denn die Landesverteidigung in 
und Praders b efre it ist ! (Beifall bei der SPO.) den Partei en streit gezogen? (Ruf bei der SPO: 

Präsident Probst: Zu einer tatsächlichen Be- Der Prader!) Vier hat einen billigen Wahlsdlla­

ridltigung hat sich der Herr Abgeordnete Dok- ger aus einer Sache gemacht, für die es "gar 

tor Prader zu Wort gemeldet. Ich bitte _ fünf kein Konzept" gegeben hat? - Das waren Sie , 
meine Damen und Herren ,  und von dem Minuten, Herr Abgeordneter. 
kommen Sie  heute noch nicht weg! (Zustim-

Abgeordneter Dr. Prader (OVP) : Herr Präsi- mung bei der OVP.) 
dent ! Hohes Haus! Der Herr Bundeskanzler Was Sie uns seit dem Jahre 1970 an Heeres­
hat im Zusammenhang mit der Beantwortung reform und Wehrpolitik präsentieren, ist eine 
der Frage 3 auch ausgeführt - so habe ich einzige Kette von Fehlplanungen und Fehlent­
es im Ohr -, daß die Bestellung der tschechi- scheidungen, und diese Kette _ das ist heute 
schen alten PAK durch mich. erfolgt sei. (Abg. wieder deutlich geworden, vor allem beim 
Dr. K r  e i s  k y: En triert wurde!) Abgeordneten Blecha _ kann auch gar nicht 

Herr Bundeskanzler !  Ich stelle fest : Das ist abreißen, w e i l  Sie die Fakten
-
nicht zur Kennt­

nicht richtig. Hier sind Sie einer Fehlinforma- nis nehmen wollen, weil Sie keine Analyse 
tion unterlegen. Ich habe die Bestellung abge- der Situation wollen, weil Sie zum Beispiel 
lehnt. die Empfehlungen der Bundesheerreformkom-

Ich stelle ferner fest: Es ist richtig, daß mission negiert haben, die Warnungen des 

unter meiner Zei t  eine Erprobung stattgefun- Generaltrupp eninspektors, die Empfehlungen 

den hat. (Beifall bei der OVP.) der Befehlsh aber, den Brief der Offiziere, den 
Rücktritt des Herrn Generals Bach, die Kritik 

Präsident Probst: Nächster Redner ist Herr aller Wehrj ournalisten des In- und Auslandes. 
Abgeordneter Dr. Eduard Moser. Er hat das Ja meine Damen und Herren, ein bissel was 
Wort verstehen diese Leute auch. 

Abgeordneter Dr . Eduard Moser (OVP) : Herr 
Präsident! Hohes Haus ! Der Herr Abgeordnete Ja sogar für die nicht überhörbaren Mah-

Blema hat vor wenigen Minuten hier die nungen des Herrn Bundespräsidenten hatte die 

"Stunde der Wahrheit" beschworen. Er hat Regierung taube Ohren . 

von einem "Trümmerhaufen" gesprochen (Ruf Die heutige dringliche Anfrage erfolgt ge­
bei der SPO: Nein, Antiqui tätenhaufenf), den · rade rechtzeitig in einem Zeitpunkt, in dem 
die sozialistische Regierung von der früheren man ein g efährliches Experiment mit dem 
Regierung und Herrn Dr. Pr ader übernommen Bundesheer machen will .  Bi sher hat man die 
habe. Struktur des Bundesheeres erhalten. Wenn 

Herr Abgeordneter Blecha i  Sie haben wahr- Sie aber durch dieses Experiment die Struktur 

scheinlidl zugehört ,  aber ich habe es hier verändern, dann ist ein Weg zurück nicht 

schriftlich: Der "Trümmerhaufen" hat immer- mehr möglich. 
hin so ausgeschaut, daß im Jahr 1 970 50 Batail- Ich glaube ,  das Parlament hätte doch ein 
lone stets marschbereit waren (Zwischenrufe Recht, in einem gründlichen Bericht des Herrn 
bei der SPO), und heute, Herr Blecha, ist kein Landesvertei digungsministers zu der ganzen 
einziges Bataill on marschbereit ! (Zustimmung Frage klaren Wein eingeschenkt zu erhalten 
bei der OVP. - Heftige Zwischenrufe bei der und einmal zu hören, wie es denn überhaupt 
SPO.) mit der Landesverteidigung und mit dem Bun-

Sie werden mit Wortgefechten über eine desheer heute steht. 

dringliche Anfrage hinwegkommen. Uber die Wir bemühen uns, seit die sozialistische 
Verantwortung, die Sie für die Landesvertei- Regierung im Amt ist, solche Berichte zu er­
digung dieses Staates tragen, werden Sie nicht halten. Ich erwähne die Budgetdebatte 1 972. 
mit solchen Vlortgefechten hinwegkommen! \Vi r  haben den Antrag gestellt, der Herr Bun­
(Beifall bei der OVP. - Abg. P a  y: 1 968 gab desminister für Landesverteidigung wolle dem 
es ein einsatzbereites Heer, Kollege Moser?) Parlament einen Bericht über die Situation 
Abgeordneter Pay ! Du warst schon ein Hoch- der Landesverteidigung erstatten. Den haben 
schulexperte, j etzt bist du auch ein Wehr- Sie, meine Damen und Herren von der Linken, 
experte ! abgelehnt. Und seither rettet sich der Herr 

Es ist für einen Abgeordneten einer staats- Minister über die Runden. Er gibt einfach 

erhaltenden Partei - und das war die OVP keinen Bericht. 

immer und wird es immer sein - eine Selpst- Sie haben j etzt angekündigt, wenn i ch mic'1 
verständlichkeit, daß die Landesverteidigung nicht täusche, Herr Minister, daß Sie nach drei 
kein Thema für parteipolitischen Tagesstreit J ('.hren sozialistischer Regierung und zwei J ah-
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Ten Ihrer Ressortleitung in erster Linie dar­
über berichten wollen, was vor 1970 falsch 
gemacht wurde. Wenn Sie nicht mehr z� be­
richten haben als nur die Fehler von fruher, 
die sicherlich auch vorgekommen sein mögen, 
Herr Minister, dann muß ich sagen, daß das 
ein trauriger Bericht werden wird, und ich 
kann mir vorstellen, daß Sie einen solchen 
Bericht nicht gern legen wollen. 

Wir können uns hier im Parlament über­
haupt kein klares Bild darüber machen, wie 
weit das Bundesheer heute nom seine Auf­
gabe erfüllen kann, wie weit der Abbau unse­

rer Verteidigungsbereitschaft bereits fortge­
schritten ist und ob die Regierung die T,alfahrt 
des Bundesheeres noch aufhalten kann und 
- ich wage zu behaupten - noch aufhalten 
will . 

Man muß annehmen, daß der neuernannte 
Armeekommandant, Herr General Spannocchi, 
sich doch ein klares Bild über die Situation 
des Bundesheeres verschafft hat. Ich zitiere 
aus seinem Bericht zur Heeresorg·anisation 
1 972. Er schreibt: Es ist höchst an der Zeit, 
den jetzigen Heeresverfall zu stoppen!  

Meine Damen und Herren ! "Heeresverfall" 
stammt nicht von der Opposition, das sagt 
Ihnen der neuernannte Armeekommandant, 
Herr Bundesminister. Was hat die Regierung 
getan, um den "Heeresverfall" zu stoppen? 
Was tun Sie, Herr Minister? Wo ist Ihre 
Verantwortlichkeit? Wann haben Sie dem Par­
lament berichtet, was Sie dazu tun? 

Weiters schreibt in dieser Expertise der Herr 
General Spannocchi : Ein weiteres Zögern ist 
psychologisch und substantiell gefährlich. -
Herr Minister, warum zögern Sie eigentlich 
noch? 

Als drittes - wenn ich noch eines heraus­
greifen darf -: Die Abbautendenz des Bundes­
heeres darf nicht weitergehen ! 

Das sagt alles der neue Armeekommandant. 
Da muß man schon sagen, wenn man liest, was 
der Herr Bundesminister Lütgendorf in den 
Erläuterungen zu seiner Wehrgesetznovelle 
1 97 1  als seine Zielvorstellungen gesetzt hat : 
Das war eine arge Täusmung, weniger der 
Abgeordneten, die das durchschaut haben und 
die dagegengestimmt haben, also der Abge­
ordneten der Volkspartei i getäuscht worden 
sind die Abgeordneten der Freiheitlichen Par­
tei und auch die Sozialisten. Denn was steht 
da drinnen? - Ich darf einige Samen heraus­
greifen. Herr Bundesminister, im erinnere Sie, 
hier steht : 

Es gilt nun, ein Konzept für eine Gesamt­
raumverteidigung zu verwirklichen, das dem 

österreichischen Volk eine Verteidigungs-

chance auch gegen einen temnism überle­
genen Feind sichtbar werden läßt. - Vor zwei 
Jahren, Herr Bundesminister! 

Oder : Das Schwergewicht wird auf die Bil­
dung der Landwehrverbände gelegt. - G ene­
ral Spannocchi schrieb in seiner Expertise :  
Die Jungmänner werden vorrangig in die Be­
reitschaftstruppe einberufen, den Rest be­
kommt die Landwehr. 

Oder : Eine derartig umfassende Reform, wie 
sie. geplant ist, bedarf zusätzlicher finanzieller 
Mittel. - Herr Bundesminister! Sie bemühen 
sich ja gar nimt um diese Mittel ! 

Oder - es ist das wirklich ein Hohn, wenn 
man das Bundesheer heute anschaut und dann 
liest -: Die Bereitschaftstruppe wird in Zu­
kunft aus bestausgebildeten und -ausgerüste­
ten Kräften bestehen, die in der Lage sind, 
einerseits in einem Krisen- oder Neutralitäts­
fall an j edem Grenzabschnitt unseres Bundes­
gebietes unverzüglich eingesetzt zu werden 
und andererseits mit starken Pioniereinheiten 
in Katastrophenfällen der Bevölkerung zu 
Hilfe zu kommen. - Das ist doch reine Utopie, 
das ist ein Märchen, wenn wir den heutigen 
Zustand ansehen. 

Und so geht es weiter. Vielleicht eines noch : 
In diesen Zielvorstellungen des Herrn Mini­

sters steht: Sollte die ·aus militärischen Grün­
den erforderliche Anzahl von freiwillig l änger­
dienenden Wehrpflichtigen nicht kommen, wird 
vier Monate nach j edem Einberufungstermin 
der Landesverteidigungsrat einberufen, um die 
nötigen Maßnahmen zu ergreifen. 

Eine Täuschung der Offentlichkeit, eine Täu­
schung des P arlamentsl Dieses P apier ist wirk­
lich wert, daß man es einrahmt und aufhebt. 

Was der Herr Bundeskanzler Dr. Kreisky 
heute bezweckt, das pfeifen ja die Spatzen 
von den Dächern : Er will ein Jahr Zeit ge­
winnen ! Gebt dem Herrn Gener,al Spannocchi 
ein Jahr Zeit, laßt Spannocchi und sein Team 
arbeiten. Und nach diesem Jahr werden wir 
dann wieder Gelegenheit haben, weiter dar­
über zu sprechen. 

Ein Armeestab - was soll er? Der Herr 
Bundesminister Lütgendorf hat uns vorgelesen, 
was dieser Armeestab alles für Funktionen 
und Aufgaben hat. Das ist geradezu lächerlich 
für eine oberste Armeeführung : Er kann kein 
Personal einstellen, er kann keine Dienstzeiten 
regeln, er hängt ja völlig von der Gesetz­

gebung ab, genauso wie der Bundesminister, 
er wird Eigenpropaganda machen müssen und 
er soll Besseres leisten als die bisherigen drei 
Befehlshaber . Aber es wird dabei bleiben, daß 
kein Bataillon des Heeres feldmäßig ausrücken 
kann. Daran wird sich nichts ändern ! 
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Meine Damen und Herren ! Man muß ganz 
trocken feststellen: Ein Heer j st nur dann sinn­
voll, wenn seine Führung über Truppen ver­
fügt, die man notfalls einsetzen kann. Wenn 
man diese Truppen nicht hat, kann man wohl 
sehr wenig vom Sinn dieses Heeres spreChen. 
Die Wehrpflichtigen selbst merken es gar nicht 
so richtig. Der teilweise unvermeidliche Leer­
lauf ist heute längst kein Propagandaschlager 
mehr, obwohl er zugenommen hat. Die Wehr­
pflichtigen geben sich mit der kürzeren Dienst­
zeit zufrieden. 

Die erste Beschaffung von 56 Stück wurde 
mit Dienstzettel der Ministeradjutantur vom 
8. Mai 1969, also des damaligen Bundesmini­
sters Dr. Prader, bei einer Planungsbasis von 
1 60 bis 200 Stück verfügt. (Abg. Dr. W i t­
h a I  m: Na und?) Das ist die Wahrheit. (Bei­
fall bei der SPO. - Abg. Dr. W i t h a I  m: 
Was hat das mit den VeImögensveihandlun­
gen zu tun? - Abg. Dr. G r II b e I: EI hat ge­
sagt, er hat es ausprobieI t! - BundeskanzleI 
Dr. K I e i s  k y: EI hat sie verfügt! - Weitere 
Zwischenrufe.) 

Aber wer von den Fachleuten, meine Damen Präsident Probst (das Glockenzeichen ge-
und Herren, durchschaut denn. schon das g,anze bend) : Zum Wort gemeldet hat sich der Herr 
System? (Abg. Dr. B a u  e I: DeI Lü tgendoIf!) Bundesminister Lütgendorf. Er hat das Wort. 

Es ist erstaunlich und bewundernswert, daß 
die Offiziere und Unteroffizi ere des militäri­
schen Kaders unverdrossen ihren Dienst 
machen, unter erschwerten Verhältnissen, teil­
weise geschmäht, auf jeden Fall aber unbe­
dankt. Die Erhaltung des kargen Standes des 
Bundesheeres liegt heute ausschließlich - aus­
schließlichl - auf ihren Schultern. 

Es ist bedauerlich, daß ein Abgeordneter 
heute diesen Leuten nichts anderes sagen kann 
als : Aushalten und durchhalten ! 

VielleiCht kann diese dringliche Anfrage 
auCh dazu beitragen, daß b e i  der österreichi­
schen Bevölkerung die Einsicht wächst, daß 
um ihrer selbst willen dem Bundesheer ge­
holfen werden muß I (Beifall bei deI OVP.) 

Präsident Probst: Zum Wort gemeldet hat 
sich der Herr Bundeskanzler. Er hat das Wort. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Hohes Haus ! 
Zur Wortmeldung des Herrn Bundesministers 
außer Dienst Dr. Prader möchte ich folgendes 
feststellen (Rufe bei der OVP: Man hört den 
Kanzler wirklich nich tl) : 

Präsident Probst: Das Mikrophon ist einge­
schaltet. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky (fortsetzend) : Zur 
Wortmeldung des Herrn Bundesministers Dok­
tor Prader möchte ich folgendes feststellen : 

Auf Grund meiner handschriftlichen Notizen 
habe ich folgendes gesagt: Tschechische Waffen 
sind meines Wissens seinerzeit vom Herrn 
Bundesminister Dr. Prader entriert worden, 
noch zur Zeit, als ich Außenminister war. 

Bundesminister für Landesverteidigung Lüt­

gendori : Meine sehr geehrten Herren Abge­
ordneten! Es wurden im Laufe der vorange­
gangenen Debatte einige Anfragen an mich 
gerichtet. Ich erlaube mir, sie zu beantworten. 

Zunächst darf ich, bezugnehmend auf die 
Ausführungen des Herrn Abgeordneten Töd­
ling, hinsichtlich Kaderpersonallage und im 
Zusammenhang mit meiner Fy,agebeantwor­
tung zu Punkt 6 noch ergänzen, daß wir den 
- ich darf es wohl so sagen - Tiefpunkt an 
Offiziersnachwuchs in der Militärakademie 
wohl überwunden haben. Den schwächsten 
Stand haben wir noch i m  derzeitigen zweiten 
Jahrgang mit 23 Militärakademikern. Im ersten 
Jahrgang haben wir derzeit bereits 53 in der 
Ausbildung. Im Auswahlkurs sind es 63. Da 
wir sehr strenge Offiziersanwärterprüfungen 
abhalten, ist es möglich, daß diese Zahl 63 
eine kleine Reduktion erfahren wird. 

Was die angeführten zahlreichen KFZ-Typen 
anlangt, kann man w eder der derzeitigen 
Regierung noch auch den seinerzeitigen Mini­
stern Graf oder Schleinzer einen Vorwurf 
mad1en, denn das waren j a  praktisch Leih­
gaben und Geschenke der damaligen Besat­
zungstruppen. Wir haben uns in der Zwischen­
zeit bemüht, hier eine möglichste Verein­
fachung vorzunehmen, und zwar sowohl was 
die KFZ-Geräte als auch was die Maschinen­
vielfalt anlangt. Erst j etzt ist es uns gelungen, 
durch den Einsatz einer Datenverarbeitungs­
anlage, in der wir das gesamte Gerät aufge­
nommen haben, festzustellen - eben bei einer 
derartigen Generalinventur -, was wir für 
einen unwahrscheinlichen "Laden" an den ver­
schiedensten Geräten und Maschinen haben. Ich sagte also :  entriert worden. Nun erfahre 

ich folgendes (Zwischenrufe bei der OVP): Wir müssen uns nun bemühen, eine Ordnung 
herbeizuführen, wobei es mir vollkommen be-

Entriert worden, habe ich gesagt. Lesen Sie 
das nach .  (Abg. Dr. K o r  e n :  "Entrieren" ist 
"einlei ten"!) Nicht unvorsichtig sein, meine 
Herren , lassen Sie mich weiterreden. Nur nicht 
so unvorsichtig sein ! 

wußt ist, daß vieles um Steuergelder beschafft 
wurde. Ich erachte es daher auCh für notwen­
dig, bei einer entsprechenden Rationalisie­
rung und Zusammenfassung der Geräte sehr 
sorgsam vorzugehen, sagen wir bataillons-

5 1 7  
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Bundesminister Lütgendorf 

weise, um zu einheitlichen Typen beziehungs­
weise den notwendigen Ausscheidungen zu 
kommen. 

Was die Frage der Luftraumüberwachung 
anbelangt , so möchte ich d azu nur ganz kurz 
sagen, daß das selbstverständlich ein Grund­
satzproblem ist, welches im Landesverteidi­
gungsrat erörtert werden muß. Wir haben dies­
bezüglich sehr klare Zielvorstellungen. Es liegt 

auch ein sehr konkretes Projekt vor . 

Ich gl aube,  es ist gerade das Plenum nicht 
der Ort, wo man irgendeine Zeitungsmeldung 
herausgreift, daß das Bundesheer angeblich 
Pilatus porta kaufen soll. 

Bezüglich der Station am Kolomannsberg 
ist noch zu sagen, daß man in den späten 
fünfziger Jahren begonnen hat, sie auszu­
bauen. Am Beginn der sechziger Jahre wurden 
dann von dem damaligen Verteidigungsmini­
ster zwei gleichartige Radaranlagen beschafft. 
Eine davon wurde als Ubungs- und Erpro­
bungsstation in der Schwarzen berg-Kaserne in 
Wals-Siezenheim errichtet, die zweite am 
Kolomannsberg. 

Wenn ich auf die Anfrage b ezüglich der 

angeblichen Abwanderung von Kaderpersonal 
von Landwehrverbänden zur Bereitschafts-

truppe zurückkommen darf, so muß ich sagen : 
Das stimmt nicht, denn ich habe ausdrücklich 
angeordnet, daß eine Abwanderung, eine Ver­
setzung ohne meine Genehmigung nicht er­
folgen darf. Ich habe mir persönlich das Recht 
vorbehalten, alle Versetzungsmaßnahmen von 
Kaderpersonal sind mir vorzulegen. Daher ist 
die Genehmigung auch mir vorbehalten. 

Ubrigens darf ich sagen, daß der Ministerrat 
heute vormittag in einer Sitzung beschlossen 
hat, einige sehr wesentliche Zulagen für An­
gehörige des Bundesheeres überleiten zu las­
sen. 

Bezüglich des Vorwurfes, den auch Sie, sehr 

geehrter Herr Abgeordneter Tödling, mir ge­
macht h aben, die Vorschläge der Bundesheer­
Reformkommission nicht beachtet zu haben, 
darf ich an die von Ihnen am 16. Juni 1 97 1  
eingebrachte schriftliche Anfrage, 698/J, er­
innern, welche ich mit einer 20 Maschinschreib­
seiten umfassenden Darlegung zu den ver­
schiedensten Vorschlägen der Reformkommis­
sion beantwortet habe. Ich bin gerne bereit, 
sofern das Hohe Haus Geduld hat, diese Be­
antwortung von 20 Seiten vorzulesen. 

Im Rahmen dieser Antwort konnte ich Ihnen 
nachweisen, daß alle wesentlichen Vorschläge 
der Reformkommission nicht nur gehört, son­
dern auch berücksichtigt wurden, mit Aus­
nahme einer Zwangsverpflichtung zum Länger­
dienen und einer Zwangsverpflichtung zur 
Kaderübung. 

Sehr geehrter Herr Abgeordneter Zeillinger! 
Sie haben hier vorgebracht, daß dem Landes­
verteidigungsrat kein Konzept, sagen wir kein 
grundlegendes Konzept auch hinsichtlich der 
Landwehr vorgelegt worden wäre. 

Ich darf wieder auf meine heutige Beant­
wortung der Frage 1 zurückkommen, wo ich 
nämlich gerade diese Ausarbeitung der Opera­
tionsabteilung, die Konzeption der militäri­
schen Komponente der österreichischen Ver­
teidigungsstrategie, ein wesentliches, grund­
legendes Konzept, bestehend aus zwei umfang-

Zur Frage der Uberstunden darf ich sagen, reichen Heften, und weiters die Konzeption 
daß das Geld bereits ausbezahlt wird. Be- der Gesamtraumverteidigung ebenfalls vorge­
dauerlicherweise trat tatsächlich eine längere legt habe. Ich muß hier doch diese Richtig­
Verzögerung ein, aber da lag die Schuld nicht stellung treffen. 
nur im Bereich des Verteidigungsressorts. Ich 

Ich war ausgesprochen entsetzt, daß dem 
habe mich zuletzt am 4.  Juli anläßlich des Be-
suches von zwei Truppenkörpern bei Unter­
offizieren erkundigt, ob sie bereits in den 
Genuß der Uberstundenzahlung gekommen 
sind, was sie mir bej aht haben. Nur in jenen 
Fällen , wo pauschalierte Zulagen mit Mehr­
leistungskomponenten bezahlt werden, wer­
den die Uberstunden aufgezeichnet und nach 
entsprechender Uberleitung dieser Zulagen auf 
Grund der 24. Gehaltsgesetz-Novelle ausbe­

zahlt werden. Diese Uberleitung erfolgt schritt­
weise und ist derzeit im vollen Gange . Eine 
Reihe von Zulagen sind bereits übergeleitet. 

Diese Problematik gibt es aber auch in 
anderen Ressorts. Es ist keine Frage des Geld­
mangels , daß es da oder dort zu einer Ver­
zögerung der Auszahlung gekommen ist. 

leider nicht anwesenden, von mir so hochge-
schätzten Minister a. D. Dr. Prader meine Art 
so gar nicht zusagt und er behauptet, daß ich 
eine frotzelnde und schnoddrige Art habe. 
Sollte ich ihn in seiner zarten Seele verwundet 
haben, möchte ich mich hier in aller Form 
entschuldigen. (Beifall bei der SPO.) 

Der Herr Bundesminister Pr ader hat voll­
kommen recht, daß ich, seinerzeit zuständig 
für die Ausb ildung, dieses Parallelausbil­
dungssystem entworfen habe . Das war aber 
ein System, welches zwangsläufig bei einer 
neunmonatigen Dienstzeit und bei viermaligen 
Einberufungsterminen geboten war, genauso 
wie wir eben bei einer verkürzten Dienstzeit 
auf ein anderes Ausbildungssystem übergehen 
mußten . 
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Bundesminister Lütgendorf 
Ferner darf ich noch hinzufügen, daß es nicht 

richtig ist, daß ich über kein Finanzierungspro­
gramm hinsichtlich der gesamten Aufstellung 
der Bereitschaftstruppe oder der Landwehr 
verfüge. Wahr ist vielmehr, daß wir s elbst­
verständlich bei allen Planungen und b e i  Er­
stellung der Projekte sehr wohl eingehende 
Finanzierungsprojekte mitangeschlossen 
haben. 

machen. Vor mehr als Jahresfrist war der 
Ankauf dieser Kanonen Tagesordnungspunkt 
im Landesverteidigungsrat, und da i s t  Prader 
als Abgeordneter neben mir gesessen und war 
nicht Landesverteidigungsmini ster. 

Und nun, Herr Bundesminister, e i n  ernstes 
Wort. Sie dürften nunmehr, glaube ich, die 
Gebräuche hier in diesem Haus ja wohl ken­
nen. Ich möchte feststellen, daß Sie nicht nur 

Zum Abschluß möchte ich nur eines s agen : die Fragen, die wir gestellt haben, nicht oder 
Herr Abgeordneter Tödling! Sie haben das nur mangelhaft beantwortet haben, sondern 
Bundesheer einen Scherbenhaufen gen annt, Sie haben sich vielmehr darin gef a llen, hier 
Sie haben erklärt, im Ausland behaupte man, Belehrungen anzustellen. Im Namen meiner 
Osterreich wäre ein militärisches Vakuum, Sie Kollegen verwahre ich mich gegen Ihre Vor­
haben von einem Auflösungsprozeß des Bun- g.angsweise. (Zus timmung bei der tJVP.) 
desheeres gesprochen, der weitergeht, und Sie . Herr Bundesminister! Sie haben mir den 
haben außerdem das Bundesheer als e ine in · Vorwurf gemacht, daß ich ungerechtfertigter­
Liquidation befindliche Firma bezeichnet. weise von einem Scherbenhaufen gesprochen 

Das Bundesheer besteht aus Menschen ; aus 
Offizieren, Unteroffizieren, Chargen und jun­
gen Wehrmännern, die ihren Dienst im Inter­
esse des Staates und für die Republik Oster­
reich - das kann ich als zuständiger Ressort­
chef wohl sagen - ausgezeichnet versehen. 
(Beifall bei der SPO.) 

Präsident Probst: Zum Wort gelangt der 
Herr Abgeordnete Tödling. Er hat das Wort. 
(Abg. L i  b a 1 :  Jetzt komm t der Scherbenhau­
fen!) 

Abgeordneter Tödling (OVP) : Herr Präsi­
dent!  Sehr geehrte Damen und Herren ! Der 
Verlauf der bisherigen Debatte macht es doch 
notwendig, einige Dinge ins richtige Licht zu 
setzen. 

Ich darf dem Herrn Bundeskanzler sagen : 
Wenn er die Frage 1 in unserer Anfrage mit 
j,a beantwortet hat, so ist das selbstverständ­
lich seiner Beurteilung überlassen. Wir alle 
wissen aber - und Sie wissen es auch ,  nur 
geben Sie es nicht zu -: Der Auftrag an das 
Bundesheer kann nicht erfüllt werden. 

Wenn er bezüglich der Frage 2 meinte ,  daß 
sehr wohl in Richtung der militärischen B e sser­
stellung etwas geschehen sei, und das m i ttels 
der Außenpolitik, so muß ich sagen , daß er 
die Frage nicht verstanden hat oder nicht 
verstehen wollte. 

Zur Frage 3 meinte der Herr Bundeskanzler, 
daß für ihn das Konzept des Herrn Ver teidi­
gungsministers gelte. 

habe. Herr Bundesminister ! In alle r  Eindeu­
tigkeit möchte ich feststellen : Nicht die Offi­
ziere, die Soldaten, die Chargen, die Unter­
offiziere des Heeres tragen Sdmld, sondern die 
Schuldigen für diesen Scherbenhaufen sitzen 
hier auf dieser Bank. (Beifall bei der OVP. -
Abg. H o  r r: Die OVP!) 

Aber auch dem Kollegen Zeillinge r  muß ich 
ein offenes Wort sagen, wenn er meint, die 
SPO verwirklicht das OVP-Konzept .  Da muß 
ich sagen : Obwohl wir wochen- und monate­
lang beisammengesessen sind, hat er uns nicht 
verstanden. Das muß ich hier in a ll er Deut­
lichkeit feststellen. Herr Kollege Zeillinger! 
Das Wehrgesetz wurde mit Ihrer Stimme be­
schlossen und nicht mit unserer. Was wir uns 
unter Bereitschaftstruppe vorgestellt  haben, 
ist etwas anderes als das, das man j etzt zu 
konstruieren versucht. 

Und, Herr Kollege Zeillinger, noch etwas. 
Sie sprachen mehrmals von Konzepten. Die 
Heeresgliederung 1972 ist kein Konzept. Ich 
weiß nicht, ob Sie sie als solches betrachtet 
haben. Sie müssen zugeben, daß trotz dieser 
organisatorischen Grundlage weitergewurstelt 
wird und kein Konzept vorhanden ist .  

Dem Kollegen Pay möchte ich folgendes 
sagen : Herr Kollege Pay ! Es ist b i llig, hier 
den Heeresangehörigen die Besoldung und die 
Höhe dieser Besoldung vorzuwerfen. (Abg. 
P a  y:  Wer wirft denn vor? Wir haben Sachen 
eingeführt, die ihr gar nicht gemacht habt, 
Kollege Tödling!) Herr Kollege ! Seien Sie nicht 
so voreilig ! Sie waren nicht im Verteidigungs-Die Debatte hat gezeigt - mehrere Beiträge rat, als der Herr Bundesminister den Vor-wurden in dieser Richt�n� geleistet -, daß schlag brachte, daß man nun d och eine Heeres­n�r d�r Herr Bundesmimster behauptet ,  es  zulage einführen beziehungsweise erhöhen 

gabe em Konzept. Alle anderen glauben nicht müsse.  Ich habe dann die Gegenfrage gestellt, daran, daß es ein solches Konzept gibt. I ob denn diese Sache in der Regierung abge-
Und noch ein "Vort zu den Tschechen-Kano- ! sprochen sei . Und es war der Herr Vizekanzler 

nen. Ich muß auch hier eine Anmerkung Häuser, der verneinend den Kopf geschüttelt 
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Tödling 

und gemeint hat : Was werden dazu die Ge­
werkschaften sagen ! - Das ist die Wirklich­
keit, Herr Kollege Pay! 

Aber ich darf noch ein wenig nachhelfen, 
Herr Kollege. Bei den sogenannten Parteien­
gesprächen haben wir Vorschläge gemacht, wie 
wir meinen, damit das System funktionieren 
kann. Hier waren wir selbstverständlich auf 
eine Besserstellung der Heeresangehörigen 
aus. Hier sind unsere Vorschläge. Sie haben 
sie als utopisch bezeichnet. Der Herr Bundes­
kanzler nickt beifällig. (Abg. Dr. K r  e j s k y: 
In der Opposi tion! Aber als Regierung habt 
ihr nichts gemacht!) Er hat damals gesagt : Das 
ist nicht durchführbar. Aber unter dem Druck. 
der Verhältnisse - Ihnen wären j a  die letzten 
Leute davongelaufen - haben Sie auf Vor­
schläge, die wir gemacht haben , zurückge­
griffen. (Beifall bei der OVP. - Abg. H o  r r: 
Pruder hat vier Jahre geschlaien!) 

Herr Kollege Pay!  Ich will es nicht voll­
ständig zitieren, aber ich darf anreißen, was 
wir damals meinten : daß das G ehaltsgesetz 
novelliert gehört, daß die Entlohnung anders 
gestaltet werden müsse mit dem Taggeld und 
mit der Abfertigung nach dem 6. Monat. (Be­
wegung bei der SPO.) Das wollen Sie j etzt 
alles nicht hören. Das ist nicht auf Ihrem Mist 
gewachsen, Herr Kollege, das haben wir vor­
gesdl1agen ! 

Wir haben vorgeschlagen unter Punkt 6 
unserer Vorschläge Maßnahmen zur B esser­
stellung der Beamten und Vertragsbedienste­
ten ; unter Punkt 7 Maßnahmen zur Besser­
stellung der Offiziere ; unter Punkt 7 c die 
Aufwandsentschädigung für Leutnante nach 
der Ausmusterung ; unter Punkt 7 d Erhöhung 
der Truppenverwendungszulage (Abg. W i e­
I a n d n e r: Gemacht haben Sie es vorher 
nich t/li unter Punkt 8 Erhöhung der Ubungs­
gebühren. 

Herr Kollege Pay ! Man kann nicht hierher­
gehen und sagen, Sie haben den Stein der 
Weisen gefunden, Sie haben die Besserstellun­
gen gemacht. Das sind Vorschläge, die wir ge­
macht haben. 

Ich möchte aum noch ein Wort zum Kollegen 
Hanreich sagen. Ich verstehe ihn eigentlich 
nicht ganz, wenn er sim darüber beschwert, 
daß hier im Parlament über die Probleme der 
Landesverteidigung offen gesprochen wird. Ich 
meine, daß die Bevölkerung einen Anspruch 
darauf hat, über diese Dinge Bescheid zu 
wissen. Es wird in anderen Belangen so viel 
von Transparenz gesprodlen ; abe r  hier soll 
das Tuch des Schweigens über alles gebreitet 
werden. Ich würde Ihnen empfehlen, etwa das 
Vleißbuch der Deutsmen Bundeswehr zur 
Hand zu nehmen. Dort macht man aus den 

brisantesten Dingen kein Geheimnis, weil man 
der Meinung ist, die Bevölkerung soll wissen, 
worum es geht. 

Und nom ein letztes zum Kollegen Blecha. 
Herr Kollege Blecha! Es ist nirnt meine Art, 
den Inhalt persönlicher Gespräche bekannt­
zugeben. Aber in diesem Fall , narndem Sie in 
einer Art und Weise mit der Wahrheit um­
gesprungen sind, um nirnt zu sagen, die Un­
wahrheit hier gesagt haben, muß ich es tun. 

Herr Kollege Blerna! Im Jahre 1 97 1  sind 
Sie zu mir gekommen ; es war im Zuge der 
Ausschußberatungen zu der Heeresgesetz­
Novelle. Sie haben mir erklärt : Herr Kollege !  
G eben Sie  dom Ihren Widerstand auf, gehen 
Sie mit uns mit. Aber ich sage Ihnen eines : 
Wir wollen kein Heer, wie Sie sim dieses 
Heer vorstellen. - Also wie wir uns dieses 
Heer vorstellen. Herr Kollege ! Damit haben 
Sie gesagt, was Sie wollen. Sie wollen kein 
Heer oder nur j enes Heer des Herrn Bundes­
kanzlers, der meinte, ein Ausbildungsheer tut 
es auch. 

Und noch etwas, Herr Kollege Blerna : Sie 
meinten, das Bundesheer sei aurn früher nicht 
einsatzbereit gewesen. Ich erinnere Sie : Sie 
waren mit mir im gegenständlichen Ausschuß, 
als der Brigadier Heller befragt wurde. Er 
wurde befragt vom Ausschuß. Ich nehme an, 
dort ist man verpflichtet, und er hat es aurn 
so gemacht, daß man den Tatsachen entspre­
chend berichtet. Brigadier Heller hat damals 
berichtet, daß 23 .000 Mann - und das sind 
die 50 Bataillone - ohne Mobilmadmng sofort 
ausmarschbereit sind. 

Das ist die Wirklirnkeit. Man kann nicht 
hierherkommen, hier plaudern und an der 
Wahrheit vorbeigehen. 

Aber abschließend, meine Damen und Her­
ren, und vor allem an Sie, Herr Kollege Blecha: 
Ihr ganzes Reden nützt Ihnen letztlirn doch 
nichts. Wir alle und auch die Offentlichkeit 
und jene jungen Leute, die heute im Bundes­
heer Dienst tun, wissen es ja besser. Sie wis­
sen, daß das Bundesheer gegenwärtig nicht 
einsatzbereit ist. Das ist die Tatsach e. (Beifall 
bei der OVP.) 

Präsident Probst: Zu einer tatsärnlichen Be­
rirntigung hat sich zu Wort gemeldet der Herr 
Abgeordnete Dr. Koren. 

Abgeordneter Dr. Koren (OVP) : Hohes 
Haus l Meine Damen und Herren ! Im Verlauf 
dieser Debatte ist von drei. Debatterednern 
gegen den Vorsitzenden des Landesverteidi­
gungsaussdlusses, Kollegen Marwan-Schlos­
ser, der Vorwurf erhoben worden, er habe 
von der Gesrnäftsordnung keinen Gebraurn 
gemacht und den Ausschuß nicht einberufen. 
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Dr. Koren 
Ich glaube, ich darf dazu feststellen, daß 

nach der bisher unbestrittenen Handhabung 
der G eschäftsordnung dieses Hauses Aus­
schuß termine genauso wie Plenartermine im 
Einvernehmen mit der Präsidialkonferenz fest­
gelegt werden und daß von dieser Ubung 
- bisher zumindest - nicht ab gegangen wor­
den ist .  

Uber Wunsdl von Kollegen Marwan-Schlos­
ser habe idl wiederholt in der Präsidialkon­
ferenz die Einberufung eines Landesverteidi­
gungsaussdmsses verlangt ; zuletzt am 1 2. 6. 

dieses Jahres und am 27. 6 .  Am 12. 6. hat 
Klubobmann Gratz diesen Vorschlag abge­
lehnt, am 27. 6. Klubobmann Weisz . Die Ein­
berufung des Ausschusses konnte also nicht 
vorgenommen werden, weil Ihre Fraktion Ein­
spruch erhoben hat. (Beifall bei der OVP. -
Hört! Hört!-Rufe bei der avp.) 

Prä s ident Probst: Zum Wort hat sich nie­
mand mehr gemeldet. Die Debatte ist ge­
schlossen. 

Wir gelangen nunmehr zur A b  s t i m­
m u n 9 über den Entschließungsantrag der Ab­
geordneten Dr. Prader und Genossen betref­
fend Vorlage eines Berichtes über die Situa­
tion d es österreichischen Bundesheeres. 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die diesem 
Entschließungsantrag ihre Zustimmung geben, 
sich v on den Sitzen zu erheben. - Danke. Das 
ist die  Minderheit. A b g e l e h  n t .  (Zwischen­
rufe bei der avp.) 

\Vi r  setzen die Verhandlung über die aus­
gegebene Tagesordnung fort. Der nächste Red­
ner zur Tagesordnung ist der Herr Abgeord­
nete Dr. Keimel. Er hat das Wort. 

Abgeordneter Dr. Keimel (OVP) : Herr Prä­
sident ! Meine Damen und Herren ! Vorerst 
glaubte ich, wir hätten uns durch die einge­
schobene dringliche Anfrage über das Bundes­
heer vielleicht selbst die Wirtschaftsdebatte 
- wenn ich so sagen darf - zerrissen. Ich 
habe sehr aufmerksam dieser Debatte über 
die Dringliche zugehört und eine unwahr­
scheinliche Ubereinstimmung bei der Themen 
im G rundsätzlichen festgestellt. 

Meine Damen und Herren ! 1 400 Experten 
haben die Sozi alisten vor den Wahlen ange­
pri e s en und sich als die bestvorbereitete Regie­
rung der österreichischen Bevölkerung vor­
gestellt. Ich kann mich noch erinnern, wie Sie 
sagten : "Schwarzer Schilling, schlechter Schil­
ling" , "Abschaffung des Leerlaufes im Bundes­
heer" und so weiter. 

Jedoch sind 14 Minister, also 1 Prozent 
dieser 1 400 ominösen Experten, sowohl in der 
Wirtschaft wie auch im Bundesheer nicht fähig, 

die Verspredmngen zu erfüllen. Versprochen 
- kann man dazu sagen - gebrochen, d as 
ist i m  w,ahrsten Sinne des Wortes der rote 
Faden der sich aum durch verschiedene The­
men,  'wie Bundesheer und Wirtschaft, zieht 
und nahtlos wieder zur Vvirtschaftspolitik 
übe rleitet. Ich sage bewußt, meine Damen und 
Herren, zur Wirtschaftspolitik dieser Regie­
rung - darüber werden wir sprechen -, und 
nicht zur Wirtschaftslage, die diese Regierung 
so rühmt, weil sie sich dann mit fremden 
Federn schmücken würde. 

Der letzte sozi'alistische Debattenredner, der 
Abgeordnete Nittel, hat es i.n einer unwahr­
s cheinlichen, in einer unwahren und in einer 
demagogischen Manier für richtig gefunden, 
übe r  den Abgeordneten Hahn folgendes zu 
erklären. Ich zitiere : Seiner Heimat hat e r  
h i e r  i m  Hohen Ha,use keine guten Dienste ge­
leistet. Er hat immer gegen die Heimatstadt 
gesprochen. 

Meine Damen und Herren ! Der Abgeordnete 
Nittel meinte, das hätte ein Bundesländer­
vertreter der OVP festgestellt i ein anonymer ,  
nehme ich an, Herr Nittel. Wieder billigste 
Demagogie ! Daher sage ich Ihnen als Tiroler ,  
als Bundesländer-Abgeordneter: Der Kollege 
H ahn hat nicht gegen seine Heimat, gegen 
seine Heimatstadt, sondern in größter Sorge 
u m diese gegen die sozialistische Mißwirt­
schaft im Rathaus dieser Stadt gesprochen! 
(Beifall bei der OVP.) 

Gegen die Mißwirtschaft, meine Damen und 
H erren . . . (Abg. S k r i t e  k: Darüber haben 
Sie zu befinden! Von der Sie absolut nichts 
vers tehen!) Herr Kollege ! Sie kenne ich nur 
von Zwischenrufen. Ihren jetzigen werden Sie  
jedenfalls, wenn Sie  mich noch fortsetzen las­
s en,  noch bereuen ! 

Meine Damen und Herren ! Mißwirtsch aft , 
die gegen die berechtigten Interessen der Wie­
ner Bevölkerung agierte ! (Zwischenrufe bei 
der SPO.) Ich sage nur ein paar Sachen : B au­
ring, Heizwerk, Marek-Provisionen, Lobau, 
Verkehrswesen und so weiter. Das trifft und 
betrifft schließlidl g.anz Osterreich.  \Alien, das 
s age ich als Bundesländervertreter, den Sie 
zitiert haben, Herr Nittel , ist unser aller An­
liegen. Wien ist die österreichische Haupt­
stadt. (Beifall bei der OVP.) 

Aber diese Feststellung Nittels bezeugt ja  
auch mit einer erschreckenden Deutlichkeit die 
marxistische Geisteshaltung des Machtden­
kens. So ungefähr : "L'Etat c 'est mai" ,  also : Der 
Staat - in v'lien würden sie sagen : die Stadt 
_ bin ich! Wer also gegen den Slavik etwas 
sagt, der hat anscheinend gegen seine Heimat 
gesprochen, Herr Nittel l 
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Dr. Keimel 
Meine Damen und Herren ! Diese Meinung I letzten Jahre zur Wirtschaftspolitik nicht mehr 

- und j etzt zu Ihrem Zwischenruf, der Sie in Erinnerung sind. Daher werden wir diese 
noch reuen wird - haben eben nicht nur der Aussagen mit den Tatsachen konfrontieren, 
Herr Kollege Hahn und mit ihm wir alle denn wir und die österreichische Bevölkerung 
geäußert, sondern die Meinung über die Un- können daraus dann ersehen, was von den heu­
fähigkeit Slaviks, Herr Parteisekretär Nittel, ti gen Aussagen und den heutigen Visionen 
hat offensichtlich der Wien er Landesparteitag zur wirtschaftlichen Lage dieser sozialistischen 
der Sozialisten dadurch. bekundet, daß Sie Regierung zu halten ist; bei diesen Aussagen, 
Ihrem Genossen Bürgermeister Slavik nicht meine Damen und Herren, können Sie ein 
mehr das nötige Vertrauen ausgesprochen optisches Plus für sich verbuchen. Wirtschafts­
haben. Das - gleich wie in Kärnten und in politische Maßnahmen wirken praktisCh nie 
Graz - sind die T.atsachen, und das unter- kurzfristig, sondern immer erst in längerer 
scheidet uns eben sehr wesentlich.  Zeit. Der time gap in der Wirtschaftspolitik 

Wenn ich zum Beispiel an den Tiroler OVP­
Parteitag am Samstag denke, wo nach elf­
jähriger - und da können sich selbstverständ­
lich schon Abnützungserscheinungen zeigen, 
diese konzedieren wir sogar einem Bürger­
meister Slavik - Landeshauptmannschaft 
Wallnöfer mit über 98 Prozent der Stimmen 
wieder das Vertrauen erhielt und wieder­
gewählt wurde, so geschieht das nach den 
G rundsätzen unserer Politik, Herr Parteisekre­
tär Nittel : Ehrlichkeit, Glaubwürdigkeit und 
Verantwortungsbewußtsein l Ubermitteln Sie 
das Ihrem j etzigen Herrn Gemeinderat Slavik 
mit unseren besten Grüßen. (Beifall bei der 
OVP.) 

I\1eine Damen und Herren! Zum Wirtschafts­
bericht hat der Kollege Nittel wörtlich etwas 
Interessantes festgestellt. Er sagte, es wäre 
Zeit, unser Wirtschaftsbewußtsein etwas auf­
zumöbeln. Mit dem "unser" nehme ich Ihres 
an und wahrscheinlich das Ihrer Kollegen, 
denn wir haben ein Wirtschaftsbewußtsein. 

Es ist besonders interessant, diese Feststel­
lung von einem Vertreter einer Partei zu 
hören, die die Unternehmer, die Wirtschaft 
ununterbrochen ganz pauschal - Ertrag, Ge­
winn, und so weiter - diffamiert. Aber diese 
Erkenntnis kommt wahrscheinlich eben vom 
Regieren, denn Regieren ist ein ununterbro­
chener Lernprozeß. Das wirtschaftspolitische 
Lehrgeld hiefür zahlt allerdings die gesamte 
österreichische Bevölkerung . Jedenfalls 
wünsche ich Ihnen zum Aufmöbeln Ihres Wirt­
scbaftsbewußtseins viel Erfolg . Es wird dies 
der österreichischen Bevölkerung recht gut tun. 

Meine Damen und Herren ! Bundeskanzler 
Kreisky und Finanzminister Androsch - inter­
essanterweise nicht der Bundesmini.ster für 
Handel, G ewerbe und Industrie - versuchen, 
sich mit einem Wirtschaftsbericht vorn Parla­
ment in die - nachdem idl den Bericht dann 
gelesen und durchgeackert habe - nicht wohl­
verdienten Ferien zu verabschieden, mit einem 
sehr schön gefärbten Bild über die wirtschaft­
l iche Lage. Sie wollen damit vergessen machen 
und setzen darauf, daß Ihre Aussagen der 

beträgt ja bis zu zwei Jahre und länger. So 
hat diese Regierung von den konjunkturpoli­
tischen Akzenten, die die OVP-Regierung 
seinerzeit setzte, noch bis 1972 gezehrt. 

So haben wir ab 1 97 1 ,  also schon vor zwei 
Jahren, die falsche Regierungspolitik in puncto 
Stabilität erkannt und in einem Zehnpunkte­
programm Gegenmaßnahmen vorgeschlagen, 
ebenso taten wir das bei der Einführung der 
Mehrwertsteuer, die flankierenden Maßnah­
men zum EG-Vertrag wurden von uns durch­
gesetzt, und so weiter. 

Alle heutigen Fehlentscheidungen, Fehlhal­
tungen werden sich somit, sei es im Export, 
im Fremdenverkehr, Kapitalmarkt und so wei­
ter, auch erst mit einem Time gap im Herbst, 
im Jahr 1974 und später negativ auf die Wirt­
schaft auswirken. 

Wir könnten sagen : Ja gut so, soll diese 
sozialistische Regierung eben bis zu den näch­
sten Wahlen ins Debakel kommen. Das könnte 
uns doch nur freuen. Das können wir aber 
nicht, denn wir opponieren gegen diese sozia­
listische Regierung und gegen ihre krassen 
Fehler, ,aber wir opponieren nicht gegen die 
österreidüsche Bevölkerung, und deshalb müs­
sen wir das alles aufzeigen. 

Um die heutige und künftige wirtschafts­
politische Situation abwägen zu können, be­
darf es eines kurzen Uberblick.s über die Ent­
wicklung und über den Status quo . Im seiner­
zeitigen Bericht des Bundeskanzlers an das 
Parlament wird der OECD-Bericht zitiert, der 
für die Jahre 1 967 bis 1 969 Osterreich und 
damit der damaligen OVP-Regierung beschei­
nigt, eine selten harmonische Wachstums- u n d  
Stabili täts entwicklung durch seine Wirtschafts­
politik erreicht zu haben, was auch der Finanz­
minister im Februar 1972 in seinem Finan2� 
bericht vermeldet. Den sollte auch der Kollege 
Bregartner lesen. Herr Kol lege Bregartner 
- ich sehe ihn nicht mehr - hat zu den 
Schulden gesprochen und zu dem Erbe, das 
Sie angetreten hätten. In diesem Bericht steht, 
daß der Bund 1967/68 und 1 969 die Hauptlast 
der Stabilisierungspolitik, und zwar insbeson-
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dere im Zusammenhang mit der immer wieder 
vom gleichen Finanzminister verleumdeten da­
mals konjunkturkonformen Bundesschulden­
politik, übernahm. 

Basierend auf dieser ererbten Konjunktur, 
und zwar auf der autonomen - in ganz Europa 
war das gar nicht so schön mit der Konjunk­
tur -, und mit einem sanierten Bud-get -
1 966 ist die Koalition am Budget gescheitert -
war das wirtschaftspolitische Hauptanliegen 
der sozialistischen Regierung dann nicht, 
darauf weiter aufzubauen und von den steigen­
den Erträgen zu verteilen, sondern eben eine 
Gefälligkeitspolitik des Verteilens zu begin­
nen, wie sie unverantwortlich im Wahlkampf 
- ich habe es erwähnt - versprochen wurde. 
Und das mußte zwangsläufig zur Uberforde­
rung aller bisherigen Budgets des Finanzmini­
sters Androsch führen und damit, von diesen 
ausgehend, eben zur inflationären Entwick­
lung. 

Laut Professor Nemschak hat sich ja die 
Konjunktur 1 972 insbesondere wie folgt abge­
spielt. Nemschak schreibt, daß die Hauptstütze 
der österreichischen Konjunktur 1 972 der pri­
vate Konsum war,  auf den mehr als die Hälfte 
des Wachstums entfiel, weit höher als in 
irgendeinern anderen europäischen Industrie­
staat. Nemschak schreibt weiter, daß der 
öffentliche Konsum besonders kräftig 1 972 ex­
pandierte, hauptsächlich infolge Einführung 
der Gratisschulbücher und Ausweitung der 
Schülerfreifahrten. So Nemschak. 

Wie finanzierte nun die sozialistische, an­
geblich so stabilitätsbewußte Regierung diesen 
öffentlichen Konsum in einer Zeit der Uberhit­
zung? Indern der Finanzminister die Mehr­
einnahmen einfach durch Budgetüberschrei­
tungsgesetze wieder ausgab und indem er dar­
über hinaus den Kapitalmarkt kräftigst bean­
spruchte. Die Anleihenemissionen wuchsen 
von 1 97 1  auf 1 972 im öffentlichen Bereich um 
75,6 Prozent. 

Die Finanzschulden erfuhren von 1971  auf 
1 972 pro Kopf der Bevölkerung eine ganz 
erhebliche Ausweitung. 1 969, also im letzten 
Jahr der OVP-Regierung, hatten wir eine 
Finanzschuld von 594 1 S pro Kopf der Bevölke­
rung, 1 973 eine s olche von 7555 S, das sind 
plus 28 Prozent oder mit der Mehrwertsteuer­
finanzierung 875 1 S.  

Meine Damen und Herren ! Vollbeschäfti­
gung, Wirtschaftswachstum, Stabilität, das 
sollten also gemäß der sozialistischen Regie­
rung die Orientierungswerte der Wirtschafts­
politik sein. Hier wollten Sie also den Span­
nungsausgleich, wie  Sie es nannten, finden. 

Aber diese Regierung hat entweder einen 
Aspekt davon immer überbetont und andere 

Aspekte sträfliCh vernachlässigt oder umge­
kehrt, wie wieder der Bericht des Bundeskanz­
lers zeigt : Er räumt - wie es wörtlich heißt -
wieder erstens der wirtschaftlichen Stabilität 
und zweitens der Vollbeschäftigung höchsten 
Rang ein. 

Das ist falsch !  Diesen Aspekten ist Gleich­
rangigkeit einzuräumen. Aber seit jeher wird 
eben das Können sehr gerne durch Primitiv­
slogans ersetzt, etwa - wir kennen sie alle 
schon zur Genüge - "Vollbeschäftigung und 
Inflation" .  Vori.ges Jahr haben wir immer ge­
hört: "Inflation 0 d e r  Arbeitslosigkeit", als 
ob das wirtschaftspolitische Alternativen 
wären. "Inflation ist der Preis des Wirtschafts­
wachstums" oder "öffentliche Armut � pri­
vater Reichtum" , solche Slogans könnte man 
noch weiter f ortsetzen. Immer mehr solcher 
Unsinnigkeiten kommen auch aus anderen 
Ihrer Lager. 

So triefen eben diese Berichte zum Zwecke 
der Schönfärbe rei auch von Halbwahrheiten. 
Es stimmt so manches, was da drinnen steht, 
aber nur dann, wenn man den zweiten und 
den Halbsatz dazu nicht erwähnt und nicht 
sagt. Wahrscheinlich, um von den sehr großen 
Problemen abzulenken, die unserer Wirtschaft 
bevorstehen, oder gar statt Lösungsmöglich­
keiten anzubieten. 

Der Wachstumsratenfetischismus, in diesen 
Berichten sehr ausgeprägt, läßt vergessen, daß 
bei Prozentangaben ja die Basis maßgeblich 
ist. Das hole ich jetzt nach, meine Herren! 
Das Bruttonationalprodukt pro Kopf der Be­
völkerung ist hier maßgeblich. Osterreich steht 
unter acht EFTA-Staaten 1 97 1  an siebenter, 
also vorletzter Stelle, mit 16 Prozent im Durch­
schnitt unter den EFTA-Staaten, oder unter 
1 5  EG- und EFT A-Staaten zusammen mit Finn­
land an 13. Stelle mit 22 Prozent unter dem 
Durchschnitt. So sieht die Wirklichkeit aus ! 

Die Zahl der Beschäftigten wird auch in den 
letzten Wochen immer wieder genannt : So 
viele Beschäftigte hätten wir. Aber unter Zahl 
der "Beschäftigten" versteht diese Regierung, 
die offensichtlich nicht das gesamte Staatsvolk 
vertritt, die Z ahl der Unselbständigen. Oder 
arbeiten etwa die Selbständigen nichts? Ins­
gesamt - und das ist die Wahrheit - ist die 
Zahl der Berufstätigen - so möchte ich sie alle 
zusammen einmal nennen - laut Bericht des 
Statistischen Zentralamtes von 1 96 1  bis 1 972 
von 3,4 auf 3 Millionen um über 7 Prozent 
insgesamt gesunken. Die Zahl der Berufstäti­
gen beträgt nur mehr 40 Prozent der Gesamt­
bevölkerung gegenüber 47 Prozent im Jahre 
1 96 1 .  (Abg. Hans M a y r: Ein typisches Zeichen 
steigenden Wohlstandes!) Die Zahl der Un­
selbständigen, meine Damen und Herren, ist 
gestiegen. (Zwischenruf des Abg. Hans M a y r. 
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- Abg. Dr. M u s  s i 1: Unterbrechen Sie den 
Redner nicht !) Laut Statistik des Wirtschafts­
forsdmngsinstitutes haben aber 1 972 die Selb­
ständigen, Herr Kollege, 56 bis 74 Wochen­
stunden gearbeitet, währenddem die Unselb­
ständigen schon auf 40,2 Stunden gekommen 
sind. Es mag nun, Herr Kollege, wenn Sie das 
so meinen, ein marxistisches Ziel sein, mög­
lichst viele unselbständig Beschäftigte zu schaf­
fen. Wirtschaftspolitisch , staatspolitisch und 
sozialpolitisch gesehen ist das ungesund und 
abzulehnen . Sie bezeichnen das in Ihren Be­
richten als ganz große Leistung dieser Wirt­
schaftspolitik. (Beifall bei der GVP.) 

Meine Damen und Herren ! In diesem Sinne 
ist auch die Feststellung, die Masseneinkom­
men seien 1 972 um 12,3 Prozent gestiegen, 
eine sogenannte quantifizierte Halbwahrheit, 
weil sie über die Qualität nichts aussagt ; die 
werde ich Ihnen j etzt bringen. Das Pro-Kopf­
Einkommen brutto real - Sie können ja  
lachen, das  sind d ie  Daten des Statistischen 
Zentralamtes i da sitzt die Bundesregierung 
recht gut drinnen - stieg 1 966 bis 1 969 wäh­
rend der DVP-Regierung durchschnittlich um 
5.3 Prozent. (Abg. Hans M a y r: Deshalb wur­
den Sie abgewähltf) Abgewählt wurden wir, 
weil Sie mehr versprochen haben. (Abg. Hans 
M a y r: Und mehr gehalten lIaben!) Jetzt kom­
men die Tatsachen, Herr Kollege. (Beifall bei 
der GVP.) Ich bleibe beim Bericht des Statisti­
schen Zentralamtes, Herr Kollege, bitte hören 
Sie gut zu. Sie haben gesagt : und gehalten. 
\Vir haben also 5,3 Prozent BruUorealeinkom­
men gehabt. 1 970 bis 1 972 betrug es 4,8 Pro­
zent ; das sind, Herr Kollege, 10 Prozent weni­
ger. Das nennen Sie balten !  Ich nenne es : 
gebrochenes Versprechen. (Beifall bei der 
OVP.) Meine Damen und Herren ! Mit Slogans 
können Sie mir schlecht kommen ! Ich stütze 
mich gerne auf Zahlen. 

Die Nettoverdienste fallen laufend. Vom 
Bruttoverdienst der Angestellten zum Beispiel 
verblieben 1 970 - ich begin ne mit Ihrer Regie­
rungszeit - dem Angestellten noch netto 
78,3 Prozent. 1 97 1  77,5 Prozent. 1 972 77 Pro­
zent. Ich habe das aus der Arbeiterkammer­
statistik. Ich hoffe, die gefällt Ihnen. Das ist 
also brutto auf netto ein Rückgang von 1 ,7 Pro­
zent während Ihrer Regierungszeit. Die Diffe­
renz, meine Damen und Herren, kassiert der 
Herr Finanzminister, die Sozialversidlerungen 
unter dem Schlagwort der "öffentlichen 
Armut" ,  um sie dann - das darf ich wohl 
auch dazusagen - der öffentlichen Verschwen­
dung zuzuführen. Wenn ich daran denke, daß 
wir das größte Kabinett seit Kriegsende haben 
und daß zum Beispiel seit 1 969 . . .  (Abg. Dok­
tor M u s  s i 1: Das schlechtes te!) Aber das 
größte auch. Das beweist ja ,  daß Quantität 

mit Qualität eben gar nichts zu tun hat. (Bei­
fall bei der GVP. - Zwischenruf bei der SPO.) 
Es ist klar, Sie können da smlecht dazu klat­
schen. Aber, meine Damen und Herren, wie 
verwenden Sie denn das auch? Die Repräsen­
tationsk;osten dieser Regierung zum Beispiel 
sind von 1 969 bis 1 972, also während Ihrer 
Periode, um genau 62 Prozent gestiegen. 

Meine Damen und Herren! Und ebenso stolz 
wird zu den industriellen Investitionen ver­
merkt, sie hätten 1 972 "ein vorher nie ge­
kanntes Ausmaß erreimt" . Sehen Sie, das 
wundert höchstens diese Regierung. Wir von 
der DVP haben bereits während der Ver­
handlungen zur Mehrwertsteuer zu Beginn 
des J ahres 1 972 festgestellt - Sie können es 
in den Protokollen lesen -: Die Begründung 
des Finanzministers zur Einführung einer 
neuen Steuer. nämlich der Investitionssteuer, 
kein Investitionsloch in der zweiten Hälfte 
1 972 entstehen zu lassen, geht ins Leere. Wir 
haben ges,agt: Das wird umgekehrt eine Uber­
hitzung der Konjunktur mit sich bringen, vor 
allem auf dem Bausektor. 

Und genauso trat es auch ein, meine Damen 
und Herren, und die für 1 973 prognostizierte 
Steigerung um 1 3  Prozent brutto wird gegen­
über 1 972 keine Steigerung sein, weil das 
gerade die Inflationsrate bei den Investitions­
gütern ist. Insgesamt aber, meine Damen und 
Herren, ist die Nadlholinvestitionstätigkeit 
der erfreuliche Effekt. Das ist wirklich ein 
erfreulicher Effekt mit dem erwähnten Time 
gap.  Ich erwähne die Wirtschaftswachstums­
gesetze, die Strukturverbesserungsgesetze, 
kurz eben den Koren-Plan, für den die Sozia­
listen damals gar kein Verständnis hatten 
genausowenig wie für das Arbeitsmarktför­
derungsgesetz und andere zukunftsweisende 
Gesetze .  Aber annehmbare Alternativen hat­
ten sie auch keine. Damit wuchs aber jeden­
falls, meine Damen und Herren, die österrei­
chische Wirtschaft von 1 966 bis 1 970 fast mit 
doppelt so schnellem Tempo wie vorher 1 96 1  
bis 1 965. 

Aber j etzt zur Regierung : Wo liegen denn 
wirklich nach der Schönfärberei aus Ihren Be­
ricbten die Probleme? Wo liegt die Problema­
tik, Herr Staatssekretär? In der zunehmenden 
Verschuldung der Unternehmen ; bei einer 
Verdoppelung des Umsatzes von 1 960 bis 1 970 
hat sidl die Verschuldung verdreifacht. Die 
Eigenkapi talausstattung unserer Wirtschaft 

ging im gleichen Zeitraum von 60 auf knapp 
40 Prozent zurück. Da reden die Herren hier 
immer - ich wünsche mir eben dieses wirt­
schaftspolitische Verständnis, das der Herr 
Nittel beschworen hat - von den Ubergewin­
nell und so weiter. Wo sind sie denn, Herr 
Kollege Wille?  
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Das ist eine in vielerlei Hinsidü bedenk- seIn, das paßt natürli ch  nicht in eine Gefäl­

liche Entwicklung; in industri epolitischer Hin- ligkeitspolitik. 
sicht, meine Damen und Herren , weil die Inve- Es wird stolz gesagt, 180 Milliarden Spar­

einlagen hätten wir wieder. Ich möchte nicht 
darauf zurückkommen, wie geschädigt die Ein­
leger bei der Inflationsquote sind. Aber es 
wird nicht gesagt, daß in dem Jahr 1972, in 
dem Uberhitzungsj ahr, d i e  Konsumkredite der 
Unselbständigen laut Nationalbankausweis 
um 32,4 Prozent gestiegen sind. Wir leben 
halt ,  meine Damen und Herren, wirtschafts­
politisch von dieser Regierung vorexerziert, 
über unsere Verhältnisse . 

stitionen und das Wachstum bei zurückgehen­
dem Eigenkapital in eine G efahrenzone kom­
men werden. Staatspolitisch i st es eine falsche 
Entwicklung durch ein übermäßiges Zufließen 
ausländischen Kapitals und paradoxerweise 
gerade in wadlstumsträchtige österreichische 
Unternehmen, die dann plö tzlich kein Kapital 
mehr an der Hand haben" 25 Prozent des 
österreichischen Nominalkapitals sind derzeit 
bereits in ausländischer Hand, meine Herren. 
Es ist auch eine schlechte Entwicklung in 
sozialpolitischer Hinsicht, weil nur der Eigen­
kapitalpolster Dauerarbeitspl ätze sichert. Nur 
eigenkapitalstarke Betriebe können Forschung 
betreiben, das wissen Sie doch. 

Hier lägen die AUfg,aben der Wirtschafts­
politik, Herr Staatssekre tär ,  meine Herren 
Minister : Förderung der Bildung von Eigen­
mitteln aus Gewinnen oder über den Kapital­
markt. Da hätten Sie auch e ine gute Gelegen­
heit, zum Beispiel eine breite Vermögens­
streuung und Vermögensbildung vorzuneh­
men, nicht einfach überhebliches Aufzählen 
halbwahrer - meist Prozentzahlen - wirt­
schaftlicher Leistungen unse rer Unternehmen, 
unserer Betriebe, die diese nicht wegen, son­
dern trotz einer solchen Regierungswirtschafts­
politik erbringen konnten. (Beifall bei der 
OVP.) 

Meine Damen und Herren!  Es ist eine öster­
reichische Eigenheit, daß d as Wachstum der 
letzten Jahre - das ist wirklich in Europa 
einmalig - vor allem, und vielleicht ist das 
sogar deswegen - das wäre eine interessante 
Studie auch vielleicht -, ohne Konjunkturein­
bruch wie im übrigen Europa zum größten Teil 
von den mittleren Unternehmen getragen 
wurde. (Abg. Dr. M u s  s i 1:  Durch die Bundes­
kammer gemacht worden!) N atürlich, durch die 
mi ttleren Unternehmen. Und genau diese mitt­
leren Unternehmen, meine Damen und Herren, 
werden wieder von den Kreditrestriktionen 
der Stabilisierungsmaßnahmen dieser soziali­
stischen Regierung am härtesten und am direk­
testen getroffen. J.a denken Sie doch an die 
geänderten Richtlinien der BURGES, der 
Strukturverbesserungskredite, 8 Prozent Zin­
senklausel. Das ist ja völlig irreal ! Man will 
damit eben nur stoppen, so wie man die ERP­
Kredite, zinsengünstige ,  doch qualifizierte 
Kredite, stoppte, anstatt daß man die Investi­
tionen dieser mittelständischen Betriebe för­
dert. Ich habe das letzte Mal schon gesagt : 
Die Investitionen dieser Art sind ja  grund­
sätzlich stabilitätskonform. Den privaten Kon­
sum so wie den öffentlichen Konsum zu dros-

Der Export, im Bericht wieder nur mit Ver­
gleichszahlen erwähnt, i s t  mit 19 Prozent am 
Bruttonationalprodukt für ein kleines Land 
völlig atypisch, er ist aber auch für das Preis­
niveau im Inland lebenswichtig. 

Meine Damen und Herren ! Bewußt, um nicht 
zu lange die Verhandlung zu verzögern, sage 
ich Ihnen noch einmal : Ich konnte nur bei­
spielshaft Punkte herausgreifen. Die Wirt­
schaftspolitik dieser Regierung hat nicht zum 
Spannungsausgleich zwischen Stabilität, Voll­
beschäftigung und Wachstum geführt, sondern 
zu einem Klima voller Spannungen, Hektik 
und Unüberschaubarkeit gerade für die \Nirt­
schaft. 

Die Stabilitätspolitik i s t  mjßlungen, daran 
ändert auch nichts das heutige stolze Erwäh­
nen: 7 ,2  Prozent "nur" mehr ! Da applaudiert 
die rote Reichshälfte. Aber da hätten Sie 
1969 bei 3 Prozent kein Preisultimatum stel­
len dürfen, sondern auch applaudieren müssen. 
Aber vor allem müssen Sie wieder die Basis 
ansehen. Warum jetzt 7,2 Prozent? Weil der 
Juni vorigen Jahres die höchste Steigerungs­
rate mit 1 ,5 Prozent gegenüber dem Vormonat 
hatte. So sieht es nämlich in Wirklichkeit 
aus .  Da kann ich nur mit Professor Schmöllers 
sagen : Die Inflation ist nicht nur ein Stück 
Politik, sie ist geradezu di e Quittung für 
schlechte Politik. 

Meine Damen und Herren ! Zur Vollbeschäf­
tigung möchte ich auch noch sagen : Das ist 
eine Uberbeschäftigung, die durch die Sozial­
politik vor allem dazu führte, daß wir rund 
230.000 Gastarbeiter bei  uns haben. Aber das 
sind ja meist Ungelernte.  Aber - und hier 
fehlt jetzt auch der zweite Satz 
130.000 Osterreicher, die Dunkelzahl wird noch 
viel höher sein, arbeiten im Ausland ; das sind 
zum größten Teil Facharbeiter, Akademiker, 
Tedmiker, die bei uns geschult, die bei uns 
ausgebildet wurden. Hier liegt eben das Pro­
blem, das dazu zwingt, eine verfehlte ,  reak­
tionäre Sozialpolitik völlig neu zu überden­
ken. Aber das wird wahrscheinlich überhaupt 
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erst nach dem Aussdleiden eines Sozialmini­
sters Häuser möglich sein. (Beifall bei der 
GVP.) 

Daraus sehen Sie, meine Damen und Herren : 
Man kann einen Bericht schön färben, aber 
die Probleme nicht wegdiskutieren. (Abg. 
L a  n C: Aufwertungshaltung der GVPl) Die 
Aufwertung, Herr Kollege Lanc, war eine 
falsche Entscheidung, wir werden das im Ex­
port und im Frendenverkehr spüren. (Abg. 
L a  n c; Wären dann die 1 30.000 zurückgekom­
men?) Sie waren ja nicht da. Sie kommen die 
letzten zwei Minuten herein und schreien ein 
bisserl mit, Ihre übliche Art. Die 4 ,8  Prozent 
waren wirtschaftspolitisch eine falsche Ent­
scheidung. Uber den richtigen Satz möchte ich 
mit Ihnen j etzt nicht debattieren, das haben 
wir bei der damaligen Diskussion getan. 

Die Probleme können Sie mit einem schön­
gefärbten Bericht nicht vom Tisch wischen. 
Daher werden wir Sie immer wieder an diese 
Aufgaben, an diese Pflichten der Regierung 
erinnern. 

Ich wiederhole :  Die Fehler und die Fehl­
entscheidungen in der Wirtschaftspolitik 
spüren wir nicht j etzt, die spürt die öster­
reichische Bevölkerung - so wie sie unsere 
guten Entscheidungen bis 1 972 gespürt hat -
negativ erst ab dem Jahre 1 974 . (Beifall bei 
der GVP.) 

Der Herr Finanzminister hat in einem gleich­
falls heute dem Hohen Haus vorgetragenen 
Bericht zur Lage der Wirtschaft gesagt, daß 
die Bundesregierung eine Reihe von - ich 
zitiere aus der Seite 4 - Förderungs- und 
Unterstützungsmaßnahmen beschlossen hat, 
d.amit die Voraussetzungen geschaffen wer­
den, um . . .  , um . . .  , um auch die Landwirt­
schaft als vierten Punkt in ihrem schwierigen 
Prozeß der Umstrukturierung zu unterstützen. 
Die Einzelheiten darüber könne man aus den 
Seiten 64 bis 72 der Beilagen zu diesem Bericht 
über die wirtschaftliche Lage entnehmen. 

Hohes Haus ! Ich habe mir die Beilagen auf 
Seite 64 bis 72 durchgesehen. Was steht dort 
in bezug auf die Landwirtsdlaft? Zum Beispiel 
steht, daß die Mehrwertsteuer eingeführt 
wurde. Aber es steht nicht, daß mit der Pau­
schalierung der Landwirtschaft mit 6 Prozent 
Mehrwertsteuer, wo man weiß, daß die Durch­
schnittsausgaben für den Einkauf der Produkte 
bei ungefähr 9 Prozent liegen, man der Land­
wirtschaft bei dieser Gelegenheit eine drei­
prozentige Produktionskostenerhöhung aufge­
bürdet hat. 

Es steht weiter in diesen Seiten 64 bis 72, 
daß die Schillingparität angeglichen wurde. Es 
steht aber nicht drinnen, daß dadurch der 
Landwirtschaft bei den Rinder- und Käse­
exporten und so weiter große Schwierigkeiten 
entstanden sind und man von flankierenden 
Maßnahmen sowohl bei der letzten Aufwer-

Präsident Probst: Der nächste Redner ist der tung als auch bei der j etzigen Aufwertung 
Herr Abgeordnete Koller. Er hat das Wort. bisher sehr wenig gehört hat. 

Abgeordneter Koller (OVP) : Herr Präsident ! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren ! 
Wenn der Herr Bundeskanzler heute in sei­
nem Bericht zur wirtschaftlichen Lage in 
asterreich eine Rangordnung eingeführt hat, 
die dadurch charakterisiert ist, daß er der Er­
richtung einer LK\'V-Reifenfabrik einen ganzen 
Absatz widmet, während er auf der anderen 
Seite einen Wirtschaftsfaktor nicht erwähnt, 
in dem 17 Prozent aller Beschäftigten in Oster­
reich arbeiten, der 36,2 Milliarden Schilling 
Produktionswert hat, einen Wirtschaftsfaktor 
wie die Landwirtschaft, die 24 Milliarden 
Schilling als Beitrag zur Vollbeschäftigung an 
Gewerbe und Industrie ,  an die Bauwirtschaft 
und so weiter vergibt, einen Wirtschaftsfaktor 
letzten Endes, der auch zum Export aus der 
Land- und Forstwirtschaft mit 9,5 Milliarden 
Schilling beiträgt, wenn er einen solchen Wirt­
schaftsfaktor nicht erwähnt, dann ist das eine 
Rangordnung, womit der Herr Bundeskanzler 
vielleicht dokumentieren möchte, daß er sich 
über seine magere Agrarbilanz am besten 
hinwegschweigt. Aber wir als die Betroffenen 
können dazu nicht schweigen. (Beifall bei der 
GVP.) 

Es steht drinnen, daß die Bewertungsgrund­
sätze den Verhältnissen angepaßt wurden. 
Aber es steht nicht drinnen, daß der Finanz­
minister gegen den Willen des Hauses beim 
Beschluß des Bewertungsgesetzes durch die 
Änderung der Bewertungsrichtlinien eine stille 
Erhöhung der Einheitswerte um rund 10  Pro­
zent erreicht hat, und es steht auch nicht drin­
nen, daß vor kurzem der Herr Finanzminister 
eine Verordnung erlassen hat, wonach für 
intensive Tierhaltung Zuschläge zum Einheits­
wert gemacht werden, die eine wesentliche 
Erhöhung des Einheitswertes bedeuten. 

Und es steht nichts drinnen von der Diesel­
preiserhöhung, von der Strompreiserhöhung, 
es steht nichts drinnen vom Agrarbudet 1972, 
es steht nichts drinnen von der Düngerpreis­
erhöhung, es steht nichts drinnen vom Krisen­
groschen, es steht nichts drinnen von der AIK­
Sperre, es steht nichts drinnen von der 20pro­
zentigen Baupreiserhöhung und so weiter, und 
so weiter. 

Es steht auch trotz aller Bilanzen nicht drin­
nen, daß man letzten Endes heute in der Land­
wirtschaft, um nur ein Beispiel herauzugreifen, 
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für einen 50-PS-Traktor statt 43.000 Liter 
Milch wie 1969 heute 50.000 Liter h ergeben 
muß oder statt 42.000 Kilogramm Weizen heute 
56.000 Kilogramm Weizen geben muß. 

Auf Seite 1 42 der Erläuterungen zu d iesem 
Bericht über die wirtschaftlidIe Lage ist etwas 
wiedergekehrt, was ich fast als agrar ischen 
Stehsatz der Regierung bezeichnen möchte . Es 
heißt dort wieder : "Es ist das erklärte Ziel 
der Bundesregierung, eine Agrarpolitik zu 
realisieren , welche den bäuerlichen Menschen 
an den wirtschaftlichen , kulturellen und sozia­
len Standard anderer Bevölkerungsgruppen 
heranführt. .. Das ist sehr schön gesagt. Diese 
Äußerungen kehren von Regierungserklärung 

zu Regierungserklärung wieder, man hat das 
schon in gewissen Programmen gelesen . 

Wie aber die Wirklichkeit ausschaut, möchte 
ich an einem Beispiel erläutern, das die Unter­
schrift des Herrn Landwirtschaftsministers 
trägt und daher sicherlich stimmen wird, denn 
im Jahre 1 97 1  ist die Heranführung an den 
Standard der übrigen Bevölkerungsgruppen 
etwa in der Weise geschehen, daß im Bericht 
zur Lage der Landwirtschaft erklärt wurde, 
daß die Einkommensteigerung 9,7 Proze nt be­
trägt. 

Auf meine Anfrage 954 an den Herrn 
Landwirtschaftsminister mußte dieser zugeben , 
daß diese 9,7 Prozent demaskiert eigentlich 
etwas anders aussehen. Wenn nämlich die 
darin versteckte Änderung des Wohnwertes 
gleich beurteilt worden wäre wie ein Jahr 
vorher, dann würden 2 ,7 Prozent-Punkte weg­
fallen , und es würden nur mehr 7 Prozent­
Punkte übrigbleiben. Da letzten Endes die 
Preissteigerung in diesem Jahr 4,7 Prozent 
- amtlich festgestellt - betragen hat, ist 
eigentlich eine echte Entwicklung der Land­
wirtschaft mit 3,3 Prozent geblieben . 

Meine sehr Verehrten ! Hohes Haus ! Letzten 
Endes ist das sehr wenig, denn es liegt nicht 
im Sinne dieser Erklärungen, die bäuerliche 
Bevö lkerung an den Standard der übrigen 
Berufsgruppen heranzubringen , wenn in die­
ser Richtung ein solcher Unterschied besteht . 

Als letztes , Hohes Haus , vielleicht noch 
etwas, was in diesem Bericht zur wirtschaft­
lichen Lage nicht enthalten war beziehungs­
weise was uns derzeit auch in der gesamten 
wirtschaftlichen Situation, nicht nur der Land­
wirtschaft sehr berührt. 

Am 1 8 . Oktober 1 972 wurde in einer schrift­
lichen Anfrage von mir vom Herrn Landwirt­
schaftsminister verlangt , er möge zur Anle ­
gung einer n ationalen Reserve auch auf dem 

Eiweißsektor Stellung nehmen . Der Landwirt­
schaftsminister hat zwei Monate danach geant­
wortet,  daß es für die Anlegung einer natio­
nalen Eiweißreserve - damals waren die An­
zeichen zu dieser Entwicklung auf d e m  WeIt­
eiweißmarkt bereits sichtbar - an finanziel­
len Mitteln und auch an Lagerraum mangle 

und daß quasi diese Dinge nIcht allzu wichtig 
seien. 

Nunmehr hat sich derzeit eine Situation er­
geben, in der wir vielleicht sehr dankbar 
wären, wenn wir auf eine drei- , v ier-, fünf­
monatige nationale Eiweißreserve zurückgrei­
fen könnten. Tatsache ist, daß man nach der 
Statistik weiß , daß etwa 33.000 Tonnen 
Schweine- und Geflügelfleiscb in einem Monat 
in Osterreich verbraucht werden. Durch das 
Fehlen einer Eiweißreserve sind w i r  derzeit 
auf die Tagespreise des Weltmarktes , sofern 
wir Eiweißfuttermittel überhaupt erhalten, an­
gewiesen , was eine Produktionskostenver­
teuerung von etwa 3 bis 4 S pro Ki logramm 
bedeutet. Das sind bei 33 Mil lionen Kilo­
gramm oder 33.000 Tonnen im Monat etwa 

1 00 bis 1 20 Millionen Schilling mon atlich, die 
entweder die Produktion oder letztendlich der 
Konsument zu bezahlen hat. Und das geschieht 
dadurch, daß man nicht zeitgerecht j enen An­
regungen Folge geleistet hat, hier - wie es 
die Schweiz macht und wie es die Präsidenten­
konferenz angeregt hat - im Zuge einer 
Novellierung oder Um änderung der Markt­
ordnung auch Nahrungsmittel- b eziehungs­
weise Futtermittelreserven anzulegen,  um in 
Zeiten, in denen es auf dem intern ationalen 
Markt Krisen gibt, auf diese nationalen Re­
serven zurückgreifen zu können. Hätte man das 
getan, würde man heute der Produktion und 

den Konsumenten im Monat zirka 1 00 bis 
1 20 Millionen Schilling ersparen ; g anz abge­
sehen von den Folgen für die weitere Ver­
edlungsproduktion . 

Es ist nämlich sehr leicht, Hohes Haus , wie 
es auch in den Unterlagen auf Seite 1 44 heißt, 
zu sagen , daß die Landwirtschaft die Produk­
tionschancen .auf dem Schweinesektor 1 972 
nicht wahrgenommen und nicht genützt habe. 
Derzeit haben wir auf dem Eiersektor die 
gleiche Situation . Zuerst verweigert man alle 
Maßnahmen, damit man die inländische Pro­
duktion zusammenschlägt, und dann wird man 
wahrscheinlich nächstes oder übernächstes 
Jahr lesen, daß die österreichische Landwirt­
schaft auf dem Eiersektor die Chancen im 
Jahre 1973 oder 1 974 nicht wahrgenommen 
hat. Da macht man sich es etwas zu einfach , 
denn man kann nicht zuerst die Voraussetzun­
gen verweigern, um dann den Vorwurf zu 
machen,  daß die Landwirtschaft die Chancen 
nicht genützt hat . 
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Hohes Haus ! Es ist sicherlich p einlich, wenn 
die Regierung ihren agrarischen Stehsatz, näm­
lich die Heranführung der landwirtschaftlichen 
Bevölkerung an den Standard der übrigen 
Bevölkerungsgruppen, als erklärtes Ziel der 
Agrarpolitik von Regierungserklärung zu Re­
gierungserklärung wiederholt und auf der 
anderen Seite die agrarische Negativbilanz 
immer größer wird. Auch die Praxis zeigt, daß 
die Entwicklung darüber hinweggegangen ist. 

Denn einmal hat man sogar programmatisch 
erklärt, die Bauern seien ein Opfer einer fal­
schen Agrarpolitik. 

Hohes Haus ! Wir haben nun seit drei Jah­
ren eine SPO-Agrarpolitik, die nach Meinung 
der Regierung richtig ist. Was ist die Folge 
davon'( Letzten Endes zahlen die Produktion 
und die Konsumenten nach dem Grundsatz, 
"daß das Einkaufen wieder Freude macht" . 
(Beifall bei der OVP.) 

Präsident Probst: Zum Wort ist niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Wir gelangen nunmehr zur A b s t i m­
m u n g über den Entschließungsantrag der 
Abgeordneten Sandmeier und Genossen be­
treffend inflationsbedingte Mehreinnahmen 
des Budgets. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die die­
sem Entschließungsantrag Sandmeier ihre Zu­
stimmung geben, sich von den Sitzen zu er­
heben. - Danke. Das ist die Minderheit und 
a b g e l e h n t. 

Weiters gelangen wir zur Abstimmung über 
den Entschließungsantrag der Abgeordneten 
Dipl.-Ing. Dr. Zittmayr und Genossen betref­
fend Entschädigung der am schwersten getrof­
fenen Inflationsopfer. (Zwischenrufe bei der 
SPO: Wo ist der Zit tmayr?) 

Ich bitte nun jene Damen und Herren, die 
diesem Entschließungsantrag Dr. Zittmayr 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Danke. Das ist die Minderheit 
und a b g e l  e h n t. 

2. Punkt: Bericht des Finanz- und Budgetaus­
schusses über die Regierungsvorlage (782 der 
Beilagen) : Bundesgesetz über die Gewährung 
von Krediten an internationale Finanzinstitu-

tionen (857 der Beilagen) 

Präsident Probst : Wir gelangen zum 2. Punkt 
der Tagesordnung: Bundesgesetz über die Ge­
währung von Krediten an internationale 
Finanzinstitutionen. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Troll .  Ich bitte ihn zu berichten. 

Berichterstatter Troll: Herr Präsident! Hohes 
Haus !  Ich bringe den Bericht des Finanz- und 
Budgetaussdmsses über die Regierungsvor­
lage (782 der Beilagen) : Bundesgesetz über 
die Gewährung von Krediten an internationale 
Finanzinsti tutionen. 

Durch den vorliegenden Gesetzentwurf soll 
der Bundesminister für Finanzen ermächtigt 
werden, mit der Oesterreichischen National­
bank eine Vereinbarung über die Aufnahme 
eines Kredites der Republik Osterreich für den 
Ankauf von US-Dollar-Beträgen zwecks Ge­
währung · von Krediten an internationale 
Finanzinstitutionen abzuschließen. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat den 
erwähnten Gesetzentwurf in seiner Sitzung am 
5. Juli 1973 der Vorberatung unterzogen. Nach 
einer Debatte, an der sich außer dem Bericht­
erstatter die Abgeordneten DDr. König, Mel­
ter und Lanc sowie der Bundesminister für 
Finanzen Dr. Androsch beteiligten, wurde der 
Gesetzentwurf teils einstimmig, teils mit Mehr­
heit angenommen. Ein Abänderungsantrag des 
Abgeordneten DDr. König fand nicht die erfor­
derliche Stimmenmehrheit. 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt somit 
den A n  t r a g, der Nationalrat wolle dem von 
der B undesregierung vorgelegten Gesetzent­
wurf samt Anlage (782 der Beilagen) die ver­
fassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, beantrage 
ich, General- und Spezialdebatte unter einem 
abzuführen. 

Präsident Probst: Besteht ein Einwand, 
General- und Spezialdebatte unter einem ab­
zuführen? - Kein Einwand. 

Wir gehen in die Debatte ein. Der erste Red­
ner ist der Herr Abgeordnete Dr. König. Er 
hat das Wort. 

Abgeordneter DDr. König (OVP) : Herr Prä­
sident ! Meine sehr geehrten Damen und Her­
ren ! In Anbetracht der fortgeschrittenen Zeit 
möchte ich mich auf zwei Feststellungen be­
sdlIänken. 

1 .  Wir bejahen die Verstärkung der Ent­
wicklungshilfe und werden daher auch diesem 
Gesetzentwurf unsere Zustimmung geben. 

2.  Wir sind der Auffassung, daß der vorge­
schlagene Weg keineswegs empfehlenswert 
ist, und wir werden daher einen Abänderungs­
antrag hiezu einbringen. Wir sind der Auf­
fassung, daß der Weg, den die Bundesregie­
rung beschreiten möchte , aus zwei Gründen 
nicht empfehlenswert ist :  Erstens deshalb, weil 
das Nationalbankgesetz zum Zwecke der Kre­
ditgewährung an den Bund geändert werden 
muß, ein Gesetz, das in sehr weiser Voraus-
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sicht die Kreditgewährung der Nationalbank 
an den Bund verbietet. Wir meinen, daß es 
bei diesem Verbot bleiben sollte und daß man 
es jetzt nicht aus einem besonderen Anlaßfall 
aushöhlen sollte. 

Zum zweiten weil dieser Gesetzentwurf vor­
sieht, daß der Kredit, der nun dem Bund ge­
währt w i rd ,  auf die Währungsreserven, auf 
die Deckung des Banknotenumlaufes ange­
rechnet werden kann. Auch das ist bedenklich, 
weil es sich dabei ja um Kredite handelt, die 
der Bund an die Entwicklungsländer weiter­
gibt, Kredite, die unter Umständen nicht oder 
nicht in voller Höhe rück.gezahlt werden. Ich 
glaube,  daß man das sehen muß und daß auch 
hierin die Gefahr der Manipulation liegt. 

Herr Minister ! Sie haben ja schon einmal 
versumt, durch Veränderungen der herkömm­
lichen Praxis optische Erfolge zu erzielen, als 
Sie etwa die Zahlungen an die internationalen 
Organisationen, dje über den Bund gegangen 
sind, d irekt der Nationalbank angelastet und 
damit optisch die Finanzschuld verringert 
haben. Optisch hat der Bund weniger Schul­
den, in Wahrheit ist  alles gleidl geblieben, die 
Nationalbank mußte das übernehmen. 

Gegen diese Politik der Optik wollen wir 
grundsätzliche Bedenken anmelden, weil die 
Frage der Nationalbank, die Fragen unserer 
Währung zu heikel sind, als daß wir sie zum 
Gegenstand politischer Polemik machen wol­
len. 

Wir glauben daher, Herr Minister, daß dem 
gemeinsamen Anliegen der Entwicklungshilfe 
besser entsprochen werden kann, wenn Sie 
und die Regierungsfraktion sich doch noch ent­
schließen, unserem Antrag die Zustimmung zu 
geben. Er bedeutet nicht mehr und nicht weni­
ger, als daß diese Milliarde .an Krediten für 
Entwicklungshilfe aus den Beträgen zu neh­
men wäre, die Sie bei der Nationalbank still­
gelegt haben. Dieser Antrag lautet: 

A b ä n d e r u n g s a n t r a g  

der Abgeordneten DDr. König und Genossen 
zur R egierungsvorlage 782 der Beilagen 
betreffend ein Bundesgesetz über die Ge­
währung von Krediten an internationale 
Finanzinstitutionen in der Fassung des Aus­
schuß berichtes (857 der Beilagen) . 

Der Nationalrat wolle beschließen : 

1 .  § 1 hat zu entfallen. 

2. Der bisherige § 2 erhält die neue Be­
zeichnung § I ,  wobei Abs. 1 wie folgt zu 
lauten hat : 

, , ( 1 )  Der Bundesminister für Finanzen wird 
ermächtigt, namens der Republik Osterreich 
mit den von ihm bei der Oesterreichischen 

Nationalbank gehaltenen Kassenbeständen 
US-Dollar anzukaufen und der Internatio­
nalen Bank für Wiederaufbau und Entwick­
lung (International Bank for Reconstruction 
and Development) einen Kredit in US-Dollar 
im Gegenwert bis zu 600 Millionen Schil­
ling, der Asiatischen Entwicklungsbank 
(Asian Development Bank) und der Inter­
ame rikanischen Entwicklungsbank (Inter­
ame rican Development Bank) Kredite in US­
Dollar im Gegenwert bis zu je 200 Millionen 
Schilling zu gewähren." 

3.  Der bisherige § 3 erhält die Bezeichnung 
§ 2 und hat zu lauten: 

, , §  2. Die gemäß § 1 Abs. 1 weitergegebe­
nen US-Dollar-Beträge sind zu den am Tage 
des Ankaufes jeweils geltenden Kassenwer­
ten auf die in § 1 Abs.  1 genannten Höchst­
beträge anzurechnen. "  

4 .  Der bisherige § 4 erhält die neue Be­
zeichnung § 3, wobei die Zitierung , ,§ 2 
Abs. I "  durch die Zitierung , , §  1 Abs. 1 "  zu 
ersetzen ist. 

5. Der bisherige § 5 erhält die Bezeichnung 
§ 4 und hat zu lauten : 

, , §  4. Die durch die Kreditgewährungen 
g emäß § 1 Abs. 1 bei Ansatz 5/54295 im 
Jahre 1 973 anfallende Jahresansatzüber­
schreitung wird genehmigt." 

6. Der bisherige § 6 erhält die neue Be­
zeichnung § 5. 

Herr Bundesminister !  Meine Damen und 
Herren, vor allem von der Regierungspartei ! 
Wenn Sie diesem unseren Antrag die Zustim­
mung geben, wird für die Entwicklungshilfe 
der gleiche Effekt erreicht. Wir werden aber 
dann mit sehr viel größerer Berechtigung den 
Satz der Erläuterungen unterschreiben kön­
nen, wo es heißt, daß mit dieser Maßnahme 
Osterreich ein Beispiel setzen kann, dem sich 
andere Länder anschließen könnten. (Beifall 
bei der OVP.) 

Präsident (der während vorstehender Aus­
führungen den Vorsitz übernommen hat) : Der 
Antrag ist genügend unterstützt und steht mit 
zur B ehandlung. 

Nächster Redner ist Herr Abgeordneter 
Ortner. 

Abgeordneter Ortner (SPO) : Herr Präsident ! 
Hohes Haus ! Aus drei Gründen möchte ich 
mich wie mein Vorredner kurz halten : erstens 
weg en der fortgeschrittenen Zeit, zweitens 
deswegen, weil wir in Betracht ziehen müs­
sen, daß noch rund zehn Redner a 10 bis 
15 oder 20 Minuten gemeldet sind, so daß wir 
wissen, wie spät es da werden wird, und drit­
tens deshalb, weil - da hat schon j emand 
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einen diesbezüglichen Zwischenruf gemacht -
es meine letzte Rede hier im Hause ist, zumal 
ich im Herbst aus dem Parlament ausscheide. 
Ich möchte bei Ihnen, sehr geehrte Damen und 
Herren, durch meine Kürze noch einen recht 
guten Eindruck hinterlassen. (Hei terkeit.) Ich 

werde mich daher bemühen, nur zehn Minuten 
lang zur Regierungsvorlage 782 der Beilagen, 
Bundesgesetz über die Gewährung von Kredi­
ten an internationale Finanzinstitutionen, zu 
sprechen. 

Schon in der Regierungserklärung vom 
5. 1 1 . 1971 hat der Bundeskanzler die Absicht 
der Bundesregierung dargetan, die Entwick­
lungshilfe entsprechend unseren Möglichkei­
ten auszuweiten, einerseits bilateral auszu­
weiten, andererseits aber auch durch Zuwen­
dungen an internationale Institutionen, beson­
ders an internationale Finanzinstitutionen. 
Wir alle wissen, daß Osterreich mit seinen 
Leistungen in der Entwicklungshilfe an der 
letzten Stelle j ener europäischen Industrie­
staaten steht, die im Rahmen der sogenann­
ten DAC-Staaten zusammengeschlossen sind. 

Die wirtschaftlichen Möglichkeiten sind 
natürlich auch bei uns begrenzt, wir wissen 
das. Daher ist der Weg, der j etzt eingeschla­
gen wird, der von unserem Bundesminister 
für Finanzen bei der Weltbankkonferenz im 
Jahre 1972 vorgeschlagen wurde, von größter 
Bedeutung, eröffnet er doch vollkommen neue 
Möglichkeiten der Entwicklungshilfe dadurch, 
daß der Bund j etzt Dollars für Kredite von der 
Nationalbank ankauft und sie jenen Banken, 
die bereits aufgezählt wurden, zur Verfügung 
stellt. Daß 60 Prozent diese! Milliarde Schil­
ling , die an US-Dollars, an Valutenreserve 
unserer Nationalbank zur Verfügung stehen, 
der Bank für Wiederaufbau und Entwicklung 
übermittelt werden, ist selbstverständlich. 

Woher soll denn der Bund, in diesem Falle 
das Finanzministerium, die US-Dollar als Kre­
dite . . . (Abg. Dr. K o r  e n: Die kriegt man zu 
kaulen, relativ billig sogar!) Ja,  ja  ich weiß 
schon ! 

Ferner werden 20 Prozent dieser Milliarde 
Schilling der Asiatischen Entwicklungsbank 
und 20 Prozent der Interamerikanischen Ent­
wicklungsbank übergeben, dIe ihrerseits damit 
in die Lage versetzt werden, jenen Staaten, 
die Entwicklungshilfe benötigen, die Kredite 
zu entsprechenden Bedingungen beziehungs­
weise Konditionen zur Verfügung zu stellen. 

Es ist daran gedacht, daß dieser Kredit eine 
Laufzeit von 15  Jahren hat, wobei die ersten 
fünf Jahre tilgungsfrei sind und in den fol­
genden zehn Jahren jeweils 10 Prozent, also 
100 Millionen Schilling, wieder zurückfließen. 

Dieser Kredit wird mit 4 Prozent per anno 
verzinst und ermöglicht es den Entwicklungs­
ländern, Anleihen durch diese Banken auf­
zunehmen. Ich glaube, das ist ein vollkommen 
neuer Weg, der die Möglichkeit eröffnet, hier 
helfend einzugreifen. 

Wir dürfen ferner feststellen, daß natürlich 
auch unsere Möglichkeiten, zu denen wir uns 
bekannt haben, begrenzt sind. Der Vorschlag 
der XXV. Generalversammlung der Vereinten 
Nationen sah - sozusagen als internationale 
Strategie der zweiten Entwicklungsdekade -
1 Prozent des Bruttonationalproduktes als 
Idealbeitrag zur Entwicklungshilfe vor. Wir 
müssen feststellen, daß wir und fast alle euro­
p äischen Länder diesem Vorschlag noch nicht 
folgen konnten. Wir stehen mit 0,67 Prozent 
im Jahre 1970, mit 0,56 Prozent im Jahre 1 97 1  
und jetzt, i m  Jahre 1 972, mit 0,54 Prozent 
unseres Bruttonationalproduktes in der gesam­
ten Entwicklungshilfe, wie ich ausgeführt 
habe, an letzter Stelle. 

Wir wissen aber auch, daß dieser Empfeh­
lung gemäß 0,7 Prozent der vorgeschlagenen 
Entwicklungshilfe aus öffentlichen Mitteln ge­
geben werden sollen, das würde bedeuten -
das wurde auch schon bei der Budgetb eratung 
ausgeführt -, daß wir allein für das Jahr 
1 973 3,3 Milliarden Schilling an Entwicklungs­
hilfe hätten aufbringen sollen. Das ist nicht 
möglich ;  das wurde auch dargestellt. Es ist 
und bleibt daher dieses 1 Prozent beziehungs­
weise 0,7 Prozent des Bruttonationalproduk­
tes eine Idealvorstellung, zu der wir uns 
selbstverständlich bekennen. 

Ich darf in diesem Zusammenhang abschlie­
ßend noch sagen : Wir sind vielfach der Mei­
nung, die gesamte Offentlichkeit sei in den 
Fragen der Entwicklungshilfe mit uns hundert­
prozentig einer Meinung und schließe sich 
unserer Auffassung an. Ich d arf aber aus der 
Erfahrung und der Praxis, sehr geschätzte 
Damen und Herren, sagen, daß man vielfach 
den Problemen der Entwicklungshilfe in der 
großen, breiten Offentlichkeit noch völlig ver­
ständnislos gegenübersteht. Oftmals muß man 
hören : Ja ist denn das in dieser oder jener 
Form notwendig? - Diese Haltung findet man 
d eswegen, weil Auswüchse bei der Verwen­
dung solcher Gelder, die gewiß in der Praxis 
eingetreten sind, sicherlich oft sehr, sehr nega­
tiv dargestellt wurden. 

Daher verhält es sich nicht so, daß wir von 
Haus au s in dieser Frage die ungeteilte Zu­
stimmung der gesamten Bevölkerung Oster­
reichs haben. Es bedarf daher eines großen 
Aufklärungsprozesses und einer großen Auf­
klärungskampagne, um der Bevölkerung die 
Notwendigkeit einer entsprechend hohen Do­
tierung der Entwicklungshilfe nahezubringen. 
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So gesehen ist dies e  Regierungsvorlage ein 

Schritt in eine vollkommen neue Richtung. Wir 
bekennen uns dazu. Ich glaube, daß sich, so 
wie es mein Vorredner Dr. König gesagt hat, 
in Zukunft sicherlich andere europäische Län­
der diesem Vorschlag anschließen werden. 
(Beifall bei der SPO.) 

Präsident: Zum W o rt ist niemand mehr ge­
meldet. Die Debatte ist geschlossen. Wünscht 
der Herr Berichterstatter ein Schlußwort? -
Das ist nicht der Fall .  

Wir gelangen nunmehr zur A b s t i m­
m u n go 

Da Abänderungsanträge vorliegen, werde 
ich getrennt abstimmen lassen. 

Hinsichtlich des § 1 liegt ein Antrag der 
Abgeordneten Dr. König und Genossen auf 
Streichung vor. Ich kann nur positiv abstim­
men lassen. 

Ich bitte daher jene Damen und Herren, die 
dem § 1 des Gesetzentwurfes in 782 der Bei­
lagen ihre Zustimmung erteilen, sich von den 
Sitzen zu erheben. - Mit Mehrheit angenom­
men. 

Damit ist der Streichungsantrag gefallen. Es 
erübrigt sich daher e ine Abstimmung über die 
übrigen durch die Abgeordneten Dr. König 
und Genossen vorgeschlagenen Abänderun­
gen, die mit dem Antrag auf Streichung des 
§ 1 in untrennbarem Zusammenhang stehen. 

Ich bitte daher j en e  Damen und Herren, die 
den restlichen Teilen des Gesetzentwurfes 
samt Titel und Eingang sowie Anlage in der 
Fassung der Regierungsvorlage ihre Zustim­
mung erteilen, sich von den Sitzen zu erhe­
ben. - Das ist einstimmig angenommen. 

Damit ist die zweite Lesung beendet. 

Der Berichterstatter beantragt die sofortige 
Vornahme der dritten Lesung. - Ein Einwand 
wird nicht erhoben. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf auch in dritter 
Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich von den 
Sitzen zu erheben. - Der Gesetzentwurf ist 
somit auch in dritter Lesung einstimmig 
a n g e n  0 111 m e n. 

3. Punkt:  Bericht des Finanz- und Budgetaus­
schusses über die Regierungsvorlage (8 1 9  der 
Beilagen) : Bundesgesetz betreffend entgelt­
liche Veräußerung von unbeweglichem Bun-

desvermögen (358 der Beilagen) 

Präsident: Wir g elangen zum 3. Punkt der 
Tagesordnung:  Entgeltliche Veräußerung von 
l�n beweglichem Bundesvermögen. 

Berimterstatter ist Herr Abgeordneter 
Ing. Smeibengraf. I ch bitte um den Bericht. 

Berimterstatter Ing. Scheibengraf : Herr 
Präsident! Hohes Haus! Die Bundesregie­
rung hat am 13 .  Juni 1973 die obgenannte 
Regierungsvorlage im Nationalrat eingebracht, 
durch welche der Bundesminister für Finanzen 
zu Verfügungen über unbewegliches Bundes­
vermögen in W i en ermächtigt werden soll .  
Die beabsichtigten Verfügungen sind in den 
Erläuterungen d e r  Regierungsvorlage ausführ­
lich dargestellt beziehungsweise begründet. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat den er­
wähnten Gesetzentwurf in seiner Sitzung am 
5. Juli 1973 der Vorber.atung unterzogen. Nach 
einer Debatte, an der sich außer dem B ericht­
erstatter der Abgeordnete Melter sowie der 
Bundesminister für Finanzen Dr. Androsch be­
teiligten, wurde der Gesetzentwurf mit Stim­
menmehrheit angenommen. 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt somit 
den A n  t r a g, der Nationalrat wolle dem von 
der Bundesregierung vorgelegten Gesetzent­
wurf (8 19 der Bei lagen) die verfassungsmäßige 
Zustimmung ertei len. 

Für den Fall von Wortmeldungen beantrage 
ich, General- und Spezialdebatte unter einem 
abzuführen. 

Präsident : Sie haben den Antrag, General­
und Spezialdeba tte unter einem abzuführen, 
gehört. - Einwand wird nicht erhoben. Wir 
gehen so vor. 

Zum Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter 
Dr. Schmidt. 

Abgeordneter Dr. Schmidt (FPO) : Herr Prä­
sident! Hohes Haus !  Meine Damen und Her­
ren ! Wir Freiheitlichen werden dieser Regie­
rungsvorlage unsere Zustimmung nicht geben, 
aber nicht etwa deswegen, weil wir mit der 
Veräußerung der angeführten Grundstücke in 
einem Ausmaß von - wie es in der Regie­
rungsvorlage h eißt - rund 15 .700 m2 durch 
die Osterreichischen Bundesbahnen nicht ein­
verstanden sind, sondern weil wir meinen, daß 
die Verwendung dieser veräußerten Grund­
stücke nicht im Sinne einer optimalen städte­
baulichen Gestaltung der Bundeshauptstadt 
erfolgt. Wir haben unsere Meinung auch schon 
im Wiener G emeinderat deponiert. 

Seit Jahren geht in Wien die Diskussion um 
die Frage, was mit dem Franz-J osefs-Bahnhof 
im 9. V/iener Gemeindebezirk und den sich 
daran anschließenden Gleisanlagen geschehen 
sol l ,  einem G ebiet, das rund 22 ha umfaßt und 
sich im Zentrum Wiens, also in einer äußerst 
günstigen Lage, befindet. 
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Die Zukunft dieses Gebietes bescbäftigt daher besser aufgelassen werden, seine Funk­
schon seit vielen Jahren vor allem die Stadt- hon könnte an eine auszubauende Station in 
planer, die Wien im Laufe dieser vielen J ahre, Nußdorf übergehen. Der über die Franz-Josefs­
ich möchte sagen, verbraucht hat. Wenn dieses Bahn laufende Verkehr sollte von Nußdorf 
nicht sehr schöne Gebäude des Franz-Josef- über Wien-Brigittenau weiter zum Nordwest­
Bahnhofes, das immerhin das letzte klassische bahnhof und Praterstern geleitet werden. Am 
B eispiel der Bahnhofsbauten Altösterreicbs Praterstem würde man genau die zentrale 
darstellt, wie man sie damals von Triest bis Achse des Nahverkehrs, nämlich die S-Bahn­
Czernowitz errichtet hat, bis heute, ich mödlte strecke Meidling-Floridsdorf berühren. 
sagen, die Stadt verschandelt, so ist das zwei­
fellos darauf zurückzuführen, daß man sidl 
eben jahrzehntelang nicht darüber einigen 
konnte, was mit ihm eigentlich geschehen soll. 

Die Gleisanlagen und der gesamte Bahn­
körper der Franz-Josefs-Bahn trennen den 
9. Bezirk in zwei Hälften, in zwei Bezirksteile, 
nämlich Lichtental und Spittelau. Sie bilden 
praktisch einen Fremdkörper in diesem dicht­
besiedelten Bezirk. 

Die vorgeschlagene neue Bebauung sieht 
aber eine unveränderte Beibehaltung der 
Gleisanlagen mitten in Wohnhausbauten und 
damit die Inanspruchnahme eines städtebau­
lichen Zukunftsgebietes durch einen Bahnkör­
per der Osterreichiscben Bundesbahnen vor. 

Es gab vor nicht allzulanger Zeit ganz 
andere, modernere und zukunftsweisendere 
Ideen und Pläne. Am 24. November 1 970 hielt 
Herr Bundesminister für Verkehr, Erwin Früh­
bauer, im Stadtsenatssitzungssaal des Wiener 
Rathauses einen Votrag über Reorganisation 
und Modernisierung des Eisenbahnverkehrs 
und des hiefür erforderlichen Eisenbahnnetzes 
für Wien und seine Region. 

In einem kurz darauf erfolgten Koordinie­
rungsgespräch zwischen der Stadt Wien und 
den OsterreiChischen Bundesbahnen wurden 
sehr zukunftsweisende Aspekte hinsichtlich 
des Fernverkehrs nach Wien und seine Ver­
knüpfung mit dem Regional- und Nahverkehr 
in Wien eröffnet, wobei die bestehende 
S-Bahnstrecke Meidling-Floridsdorf als 
Hauptachse des Nahverkehrsnetzes angesehen 
worden ist. 

Hinsichtlich des Franz-Josefs-Bahnhofes fiel 

In Nußdorf könnte der Fernverkehr der 
Franz-Josefs-Bahn-Strecke sdlon durch die 
U-Bahn-Linie 4 - Verlängerung von Heiligen­
stadt nach Nußdorf - mit dem Nahverkehr 
verknüpft werden. Für den Frachtenbahnhof 
würde sich der Bahnhof Heiligenstadt anbie­
ten, und das dadurch frei werdende Gelände 
der Franz-Josefs-Bahn zwischen Julius Tand­
ler-Platz und dem Bahnhof Heiligenstadt 
könnte unter Bedachtnahme auf die Erforder­
nisse der angrenzenden Bereiche städtebaulich 
genützt werden. 

Soweit also im groben die Gedanken aus 
dem Koordinierungsgespräch von Ende 1 970 
Stadt Wien - OBB. 

Hohes Haus ! Wie man sieht, hätte im Falle 
einer Realisierung dieser Gedanke, die so drin­
gend notwendige Stadterneuerung, auf diesem 
Areal eine großzügige Lösung finden können. 
22 ha Bauland mit einem Wert von rund 
500 Millionen hätten zur Deckung des drin­
genden Bedarfes an zentralen Diensten des 
9 . ,  19. und 20. Bezirkes und an GrünfläChen 
- ich erinnere : der 9. Bezirk ist j a  sehr arm 
an Grünflächen - dienen können. 

Aber auch Erweiterungsbauten, zum Bei­
spiel ein Erweiterungsbau der Hochschule für 
Welthandel, hätten dort Platz finden könnenj 
auch das Gebäude eines Zoologischen Insti­
tutes an Stelle des im Sternwarte-Park seiner­
zeit geplanten hätte dort untergebracht werden 
können. 

Leider ist es bei uns so : Lieber verbaut oder 
plant man, Parks und Grünflächen zu verbauen, 
bevor man sich entschließt, Bahnkörper, die 
in einer Großstadt einen Fremdkörper darstel­
len, zu entfernen und kostbaren Boden zu nut-im Rahmen dieses Gespräches die bedeutsame 

Feststellung : Die derzeit akute Frage der Neu- zen. 

errichtung des Franz-Josefs-Bahnhofes an alter Jetzt wird geplant, den Franz-Josefs-Bahn­
Stelle, also an der bisherigen Stelle, würde die hof an der alten Stelle neu zu errichten. Das 
Realisierung des Gesamtkonzeptes im Sinne madlt die Realisierung eines modemen städte­
des oben erwähnten Punktes, nämlich der Ver- baulichen Konzeptes in diesem Raum zunichte. 
knüpfung Fernverkehr mit Regional- und Nah- In Wien erleben wir es leider allzu oft, daß 
verkehr, in Fr.age stellen. die Osterreidlischen Bundesbahnen das Haupt-

Mit anderen Worten : Damals, im November hindernis für die Entwicklung eines solchen 

des Jahres 1 970, hieß es, die Errichtung des städtebaulichen Konzeptes darstellen. 

Franz-Josefs-Bahnhofes an alter Stelle würde Wenn in den Erläuternden Bemerkungen 
dem modernen Konzept der Osterreichischen dieser Regierungsvorlage zu lesen ist, daß 
Bundesbahnen im Wege stehen. Er sollte die Neugestaltung des Franz-Josefs-Bahnhofes 
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aus Gründen der Sanierung des Bahnhofes 'I pelung ihres Wertes eintreten. Dies führt j e­
und wegen rationellerer Betriebsführung seit doch in j enen Fällen, in d enen der bisherige 
Jahren angestrebt wird, so steht diese Be- Freibetrag von 1 00.000 S nur unwesentlich 
merkung im krassen Gegensatz zu den dama- überschritten wurde, nicht zu einer Verdoppe­
ligen Plänen der Bundeshahnen. Ich muß lung, sondern zu einer Vervielfacbung der bis­
sagen, es hätten sich auch für die Bundes- herigen Abgabenvorschreibung. Zur Vermei­
bahnen auf Grund des damaligen Gespräches dung solcher Härten und auch aus Gründen 
größere Vorteile ergeben. der Verwaltungsvereinfachung sieht der vor-

Wir glauben daher, daß der Zweck, der mit liegend� Gesetzentwurf eine Verdoppelung 

der Veräußerung dieser Liegenschaften an die des FreIbetrages vor. 

"Konstruktiva" AG, die heute zur Debatte Der Finanz- und Budgetausschuß hat den 

steht, verbunden ist, für die Bundeshauptstadt erwähnten Gesetzentwurf in seiner Sitzung 

Wien nachteilig ist. am 5. Juli 1913 der Vorberatung unterzogen. 
Nach einer Debatte, an der sich außer dem 

Wir können uns daher nicht dazu entschlie- Berichterstatter die Abgeordneten Kern und 
ßen, dieser Regierungsvorlage unsere Zustim- Melter sowie der Bundesminister für Finanzen 
mung zu geben. (Beifall bei der FPO.) Dr. Androsch beteiligten, wurde der Gesetz­

Präsident: Zum Wort ist ni emand mehr ge­
meldet. Die Debatte ist geschlossen. - Schluß­
wort wird nicht gewünscht. 

Wir 
m u n go 

gelangen nunmehr zur A b  s t i  m-

Ich bitte j ene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf samt Titel und 
Eingang in 8 1 9  der Beilagen ihre Zustimmung 
erteilen, sich von den Sitzen zu erheben. -
Das ist die Mehrheit. 

Der Berichterstatter beantragt die sofortige 
Vornahme der dritten Lesung. - Ein Einwand 
wird nicht erhoben. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf auch in dritter 
Lesung ihre Zustimmung erteil en, sich von den 
Sitzen zu erheben. - Mit Mehrheit auch in 
dritter Lesung a n g e n  0 m m e n. 

4. Punkt: Bericht des Finanz- und Budgetaus­
schusses über die Regierungsvorlage (833 der 
Beilagen) : Bundesgesetz, mit dem das Bundes­
gesetz über eine Abgabe vom Bodenwert bei 
unbebauten Grundstücken und über eine Än­
derung des Einkommensteuergesetzes 1953 
zur stärkeren Erfassung des Wertzuwachses 
bei Grundstücksveräußerungen geändert wird 
(Bodenwertabgabegesetznovelle 1913) (859 der 

Beilagen) 

Präsident: Wir gelangen zum 4. Punkt 
der Tagesordnung: Bodenwertabgabegesetz­
novelle 1 973. 

entwurf mit Stimmeneinhelligkeit angenom-
men. 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt somit 
den A n  t r a g, der Nationalrat wolle dem von 
der Bundesregierung vorgelegten Gesetzent­
wurf (833 der Beilagen) die verfassungsmäßige 
Zustimmung erteilen. 

Ich bin ferner ermächtigt, für den Fall, daß 
Wortmeldungen vorliegen, zu beantragen, 
General- und Spezialdebatte unter einem ab­
zuführen. 

Präsident: Wortmeldungen liegen keine vor. 

Wir gelangen zur A b  s t i m  m u n g. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf samt Titel und 
Eingang in 833 der Beilagen ihre Zustimmung 
erteilen, sich von den Sitzen zu erheben. -
Einstimmig angenommen. 

Es wird die Vornahme der dritten Lesung 
beantragt. - Ein Einwand wird nicht erhoben. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf auch in dritter 
Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich von den 
Sitzen zu erheben. - Der Gesetzentwurf ist 
auch in dritter Lesung e i n  s t i m  m i g a n g e­
n o m m e n. 

5. Punkt: Bericht des Finanz- und Budgetaus­
schusses über die Regierungsvorlage (834 der 
Beilagen) : Bundesgesetz, mit dem das Krait­
fahrzeugsteuergesetz 1 952 geändert wird 

(860 der Beilagen) 

Berichterstatter ist Abgeordneter Jungwirth. Präsident: Wir gelangen zum 5. Punkt der 

Ich bitte um seinen Bericht. Tagesordnung: Änderung des Kraftfahrzeug­

Berichterstatter Jungwirth: Herr Präsident! 
Hohes Haus ! Auf Grund der zum 1. Jänner 
1973 mit Wirkung vom 1. Jänner 1 974 durch­
zuführenden Hauptfeststellung des Einheits­
wertes des Grundvermögens wird bei unbe­
bauten Grundstücken eine ungefähre Verdop-

steuergesetzes 1952. 

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Josef 
Schlager. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Josef Schlager: Herr Präsi­
dent ! Hohes Haus ! Derzeit wird die Kraft­
fahrzeugsteuer in Stempelmarken entrichtet. 

518 
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Dies hat zur Folge, daß aus der Gesamt­
abrechnung der in Stempelmarken entrichteten 
Abgaben das Kraftfahrzeugsteueraufkommen 
aufwendig errechnet werden muß. Die Auf­
lage von eigenen Stempelmarken für die 
Kraftfahrzeugsteuer soll eine leichtere Ermitt­
lung der Kraftf,ahrzeugsteuer ermöglichen. Da­
nach soll ab 1 .  Oktober 1 973 die Kraftfahr­
zeugsteuer in Stempelmarken entrichtet 
werden, die den Aufdruck "Kraftfahrzeug­
steuer" tragen. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat den 
erwähnten Gesetzentwurf in seiner Sitzung 
am 5. Juli 1973 der Vorberatung unterzogen. 
Nach einer Debatte, an der sich außer dem 
Berichterstatter die Abgeordneten Melter, 
DDr. König und Lane sowie der Bundes­
minister für Finanzen Dr. Androsch beteiligten, 
wurde der Gesetzentwurf mit Stimmenmehr­
heit angenommen. 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt somit 
durch mich den A n  t r a g, der Nationalrat 
wolle dem von der Bundesregierung vor­
gelegten Gesetzentwurf (834 der Beilagen) die 
verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, beantrage 
ich, General- und Spezialdebatte unter einem 
abzuführen. 

Präsident: Es ist beantragt, General- und 
Spezialdebatte unter einem abzuführen. Ein­
wand wird nicht erhoben. Wir gehen so vor. 

Zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeord­
nete Melter. 

Abgeordneter Melter (FPO) : Herr Präsident l 
Sehr geehrte Damen und Herren ! Wir beraten 
und beschließen heute ein Gesetz, das mit 
etwas sonderbarer Eile zustande gekommen 
ist. Warum, weiß eigentlich niemand zu sagen. 
Man könnte höchstens die Vermutung äußern, 
daß die 1 400 Sachverständigen des Bundes­
kanzlers und des Finanzministers in ihrer 
Arbeit etwas säumig gewesen sind und es 
deshalb zu einer Vorlage gekommen ist, die 
nicht ausgereift ist, die in ihrer Konzeption 
auch nicht den Vorstellungen entspricht, die 
die Bundesregierung selbst bezüglich der Er­
stellung von Gesetzesvorlagen entwickelt h at. 

Die Vorlage muß in vieler Hinsicht sehr ein­
gehend kritisiert werden. Die Stempelmarken 
selbst sind ja eine Anfertigung, die schon seit 
langem Kritik hervorruft, insbesondere des­
halb, weil die Werte nicht gut zu erkennen 
sind und weil es sehr oft Verwechslungen 
gibt. Eine Besserung in dieser Beziehung 
bringt die Regierungsvorlage nicht. Im Gegen­
tei l :  Man muß erwarten, daß durch den vor­
gesehenen Uberdruck "Kraftfahrzeugsteuer" 
ein Teil der Werte noch unleslicher wird und 

damit die Handhabung dieser Stempelmarken 
auf noch größere Schwierigkeiten stößt, als 
sie bisher schon bestehen. 

Dazu kommt, daß der Herr Finanzminister 
bei den Ausschußberatungen trotz Hilfe durch 
seine Beamten nicht in der Lage war, eindeutig 
m itzuteilen, welche Stempelmarken nunmehr 
den Uberdruck. "Kr.aftfahrzeugsteuer" erhalten 
sollen. Dies deutet ganz deutlich darauf hin, 
daß im Ministerium die Vorarbeiten für dieses 
Gesetz sehr oberflächlich geführt worden sind 
und man eben nicht in der Lage war, eine 
ausgereifte Vorlage der Beratung zuzuführen 
und den anfragenden Abgeordneten die 
erforderlichen Auskünfte zu geben, damit sie 
sich ein klares Urteil bilden können. Man 
muß sich fragen, weshalb die Bundesregierung 
derart schlechte Vorlagen ,ausarbeitet und 
weshalb man nicht imstande ist, die erforder­
lichen Auskünfte zu erteilen. Man muß 
wiederum feststellen, daß hier eine Arbeit 
geleistet wird, die nicht den Anforderungen 
eines modernen Staates entspricht, sondern 
daß hier gepfuscht worden ist. Denn sonst 
wäre eine derartige Vorlage heute nicht mög­
lieh. 

Warum wurde gepfuscht? Weil das Mini­
sterium wohl eine Begutachtungsfrist fest­
gesetzt hat, diese aber nicht einhalten ließ, 
und zwar trotz des Umstandes, daß die Begut­
achtungsfrist außerordentlich kurz festgesetzt 
wurde, sodaß sogar die politisch befreundete 
Arbeiterkammer beziehungswiese der 
Arbeiterkammertag sich veranlaßt sah, auf 
diesen Umstand hinzuweisen und ihn zu kri­
tisieren. Die Begutachtungsfrist war vom 
7. bis 22. Juni 1 973 festgesetzt. Erstaunlicher­
weise findet sich auf der Regierungsvorlage 
das Datum 19.  Juni 1 973, und man mußte den 
Berichten entnehmen, daß die Bundesregierung 
am 1 8. Juni bereits den Beschluß über diese 
Regierungsvorlage gefaßt hat, also einige 
Tage vor Ablauf der Begutachtungsfrist. Da 
muß man denn doch fragen : Wird von dieser 
Regierung die von Gesetzes wegen vor­
gesehene Begutachtung noch ernst genommen? 
Respektieren die Mitglieder der Bundes­
regierung die Körperschaften, die Gutachten 
abgeben sollen, gleichgültig, ob das Arbeiter­
kammertag oder Bundeshandelskammer sind 
oder andere Institutionen ? Man muß bei 
Kenntnis dieses Sachverhaltes der Meinung 
Ausdruck geben, daß hier wohl Demokratie 
geheuchelt, aber nicht praktiziert wird. Denn 
sonst wäre eine derartige Behandlung der 
begutachtenden Stellen nicht möglich. 

Die Bundesregierung hat im Jahre 1 970 
legistische Richtlinien aufgestellt, in welchen 
vorgeschrieben wird, daß Gesetzesvorlagen 
bestimmte Bedingungen einzuhalten haben. Im 
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Melter 
Finanzministerium kennt man offensichtlich 
diese Bestimmungen nicht oder will sie nicht 
respektieren. Ich weiß nicht, wie diese Haltung 
mit der sogenannten Teamarbeit der Regie­
rung Kreisky in Einklang zu bringen ist. 
Allem Anschein nach werden diese 
legistischen Richtlinien nur nach Lust und 
Laune der zuständigen verantwortlichen 
Minister gehandhabt und sonst einfach unbe­
achtet gelassen. Das ist zweifellos eine Vor­
gangsweise, die auch dazu beiträgt, daß Regie­
rungsvorlagen der Regierung Krelsky und ins­
besondere des Finanzministers immer wieder 
Anlaß bieten, scharfe Kritik zu üben. 

Dabei - das ist ja das Erstaunliche - wird 
vom Herrn Finanzminister diese Vorlage unter 
der Präambel vorgelegt, es wäre notwendig, 
eine Verwaltungsvereinfamung durchzu­
führen. Eine Verwaltungsvereinfachung k ann 
nid1t so aus dem Ärmel gesmüttelt werden, 
sondern dazu ist, wie man weiß, eine erheb­
liche Vorarbeit notwendig und jedenfalls aum 
ein Begutachtungsverfahren, das respektiert 
werden soll .  Ansonsten muß man befürchten, 
daß Bestimmungen zustandekommen, die die 
Verwaltung nicht vereinfachen, sondern ab­
solut ersmweren. 

Die Begründung ist also offensichtlich e ine 
Irreführung, was unterstrichen wird durch e ine 
ganze Reihe von Stellungnahmen, etwa der 
Anwaltskammer, der Notariatskammer, aber 
auch des Redmungshofes. Der Rechnungshof 
insbesondere bezweifelt ,  daß diese Vorlage 
geeignet ist, eine Verwaltungseinsparung zu 
bringen, weil weniger Beamte für die Durm­
führung notwendig wären. 

Dazu muß man aber noch feststellen, daß 
die Beurteilung der Vereinfachung nicht allein 
vom Standpunkt der Verwaltung aus durch­
geführt werden kann, sondern daß man die 
gesamten Aspekte der Durchführung des Ge­
setzes berücksichtigen muß.  Dabei ergibt sich, 
daß die Bundesregierung ohne Zögern dem 
Apparat, der den Verkauf der Marken durm­
zuführen hat, hauptsächlich also den Tabak­
trafikanten, die den Stempelmarkenversch leiß 
besorgen, ohne weiteres eine zusätzliche Be­
lastung auferlegt. 

Die Entschädigung für die Verschleiß er ist 
ebenfalls nicht geklärt. Auf eine meiner An­
fragen hat der Herr Finanzminister nur mit­
geteilt, daß die Frage der Verschleißprovision 
noch einer Klärung zugeführt werden würde. 
Eine Äußerung, wie die Klärung vorgesehen 
ist, welche Vorstellung der Minister selbst hat, 
ist leider nicht erfolgt ; vielleicht geschieht dies 
heute noch im Rahmen der Beratungen des 
Hauses. Dabei wäre es ja an und für sich 
- das möchte ich jetzt zwischenhinein be-

merken -- aus sozialen Erwägungen inter­
essant, wenn der Vorsitzende des Sozial­
aussmusses sich etwas leiser mit seinem Nach­
barn unterhalten würde, damit die Beratungen 
ein.er Regierungsvorlage im Hohen Hause 
nicht gestört werden. (Abg. Dr. G I  U b e l: 

Das hat er nicht gehörtl) 

Die Entschädigung für die Verschleißer ist 
natürlich ein besonderes Problem. Bei d er Dis­
kussion über diese Frage hat der Herr Finanz­
minister die erstaunliche Feststellung ge­
troffen, daß eine unterschiedlime Festsetzung 
der Veschleißprovision ihre Begründung darin 
finde, daß jenen Verschleißern, die e inen ge­
ringeren Umsatz haben, eine höhere Unter­
stützung zu gewähren sei. 

Das bedeutet, daß nach Auffassung des 
Herrn Finanzministers nicht die Arbeits­
leistung angemessen zu entschädigen ist, son­
dern daß der Verschleißer unter Berück­
simtigung seiner wirtschaftlichen Lage eine 
Unterstützung erhalte, die bei einem Umsatz 
bis zu 300.000 S nur 6 Prozent beträgt, bei 
weiteren 200.000 S 4 Prozent und bei einem 
Gesamtumsatz von 500.000 S nur noch ganze 
2 Prozent. 

Dies ist eine Regelung, die den allgemeinen 
Wirtschaftspraktiken absolut widersprimt, 
denn in der Regel erhält ein Arbeiter oder 
Angestellter für Mehrleistungen eine zusätz­
liche Entschädigung, und ein Kaufmann, der 
mehr umsetzt, erhält mehr Provision oder zu­
sätzlimen Skonto. Das ist aber eine Vorgangs­
weise, die dem Finanzminister offensichtlim 
nicht bekannt ist, obwohl er aus dem Umstand 
der Mehrleistung, der Mehrarbeit am meisten 
profitiert durch die exorbitante Steuer­
erhöhung, die diese Regierung immer nom 
vertritt. 

"Vir Freiheitlichen haben im Ausschuß der 
Meinung Ausdruck gegeben, daß eine Ver­
schleißprovision, die nach unten gestaffelt ist, 
j edenfalls keine Rechtfertigung habe, und wir 
haben außerdem die Auffassung vertreten, 
wenn nun durch zusätzliche Stempelmarken 
mit dem Uberdruck "Kraftfahrzeugsteuer" eine 
Erschwernis eintritt und eine gesonderte Ab­
rechnung durchzuführen ist, daß dann auch 
die Umsätze gesondert mit der Verschleiß­
provision zu versehen sind, das heißt daß 
dann zumindest eine Teilung erfolgen muß, 
daß sowohl bei den allgemeinen Stempel­
marken als auch bei den Kraftfahrzeugsteuer­
stempelmarken bis zu 300.000 S Umsatz die 
Provision mit 6 Prozent zu sichern ist und 
für die weiteren 200.000 S mit 4 Prozent. Damit 
würde wenigstens zum Teil eine Anerkennung 
der Mehrleistung des Verschleißapparates 
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Melter 
erfolgen und vielleicht dazu führen, daß die 
Verschleißer diese Maßnahme nicht absolut 
neg,ativ zur Kenntnis nehmen. 

Bei der Diskussion wurde durch mich 
namens der Freiheitlichen darauf hingewiesen, 
daß die Einführung von Kraftfahrzeugsteuer­
stempelmarken es auch rechtfertigen würde, 
daß die allgemein gel�ufigen Werte für die 
Kraftfahrzeugsteuer in einer einzigen Marke 
aufgelegt würden, etwa von 37, 42 und 68 S. 

Dazu hat sich der Herr Finanzminister leider 
auch nicht bekennen wollen, und er mutet 
weiterhin dem Verschleißapparat zu, daß etwa 
für eine Kraftfahrzeugsteuer von 37 S, die 
sehr viele Kraftfahrer in Osterreich entrichten 
müssen, mindestens drei Stempelmarken zu 
verkaufen sind, denn die geringste Stückelung, 
die möglich ist, um den Gesamtwert zu 
erhalten, sind 30, 5 und 2 S.  Bei 42 S ist eben­
falls eine Stückelung in mindestens zwei 
Werte notwendig, nämlich 40 und 2 S, wäh­
rend bei 68 S wieder mindestens drei Stempel­
marken im Wert von 60, 4 und 4 S notwendig 
sind. Das heißt also :  Bei Stempelgebühren, 
die von einer so großen Anzahl von Kraft­
fahrern entrichtet werden, ist der Finanz­
minister nicht bereit, eine zweckmäßige 
Stempelmarke aufzulegen, um damit die 
Manipulation fühlbar zu erleichtern und Irr­
tümer auszuschließen. 

Dazu kommt noch, daß in der Durchführung 
dieses Stempelmarkenverkaufes erhebliche 
Schwierigkeiten bestehen. Man darf nicht 
übersehen, daß entgegen den sonst üblichen 
geschäftlichen Gepflogenheiten der Trafikant 
den Wert der von ihm anzuschaffenden 
Stempelmarken vor dem Kauf bereits beim 
Postamt einzuzahlen hat. Wir alle wissen, 
daß dazu des öfteren eine längere Ansteh­
und W,artezeit beim Einzahlungsschalter des 
Postamtes notwendig ist. Dazu ist vor­
geschrieben, daß die Einzahlung am gleichen 
Tag zu erfolgen hat, an dem die Fassung vor­
genommen wird. Es kann also kein Trafikant 
etwa spät abends noch schnell die Einzahlung 
mit anderen Zahlungsaufträgen durchführen 
und am nächsten Tag die Fassung vornehmen, 
sondern er muß am selben Tag einzahlen, an 
dem er die Fassung durchführt. Dazu kommt 
noch, daß er natürlich beim Finanzamt auch 
nicht immer gleich bedient wird, daß ihm also 
auch hier sehr viel Zeit durch Warten ver­
lorengeht. 

Es führt auch die Fassung von unterschied­
lichen Stempelmarken - nämliCh. solchen ohne 
Aufdruck und solchen mit Aufdruck "Kraft­
tahrzeugsteuer" - dazu, daß die einzelnen 
Trafikanten und Stempelmarkenverschleißer 
ein größeres Lager anlegen müssen, wenn sie 

ihre Kunden zuvorkommend bedienen wollen, 
denn sie müssen sowohl die einen wie die 
anderen Werte auflegen. Das heißt, sie müssen 
mehr Geld in Stempelmarken binden. Ich gebe 
zu, dies kann eine Absicht des Finanzministers 
sein, denn je mehr Geld auf Stempelmarken 
gebunden ist, umso weniger kann es ander­
weitig verwertet werden. Aber der Finanz­
minister kann darüber verfügen, w enn die Ein­
zahlung erfolgt ist. Und das liegt j.a in seinem 
Interesse. Ob es gerechtfertigt ist, muß aller­
dings sehr bezweifelt werden. 

Dazu kommt, daß es nicht wenige Stempel­
markenverschleißer gibt, die die Arbeit der 
vielfältigen Stückelung der Marken, die Arbeit 
der Einzahlung, der Fassung, dann das Ein­
kleben der Marken und das Entwerten der 
Marken durchführen müssen, und das alles 
für ganze 2 Prozent Provosion. Das ist eine 
Bezahlung, gegen die sich alle Arbeitnehmer 
mit allem Nachdruck und mit Recht zur Wehr 
setzen müssen. Der Finanzminister glaubt j e­
doch, daß es sozial wäre, die Trafikanten so 
schlecht zu behandeln. 

Diese Umstände veranlassen uns Freiheit­
li Ch.e , diese Vorlage abzulehnen und den 
Finanzminister aufzufordern, nicht nur für den 
internen B ereich für Verwaltungsver­
einfachung zu sorgen, sondern dieses Ziel im 
allgemeinen zu vertreten und dafür zu sorgen, 
daß j ene Stempelmarkenwerte aufgelegt 
werden, die ohne Stückelung pr,aktisch ver­
wertbar sind, und sich schließlich auch bereit­
zufinden, s ich dafür einzusetzen, die Ver­
schleißprovision der Trafikanten zu ver­
bessern. (Beifall bei der FPtJ.) 

Präsident: Nächster Redner ist der Herr 
Abgeordnete Dr. König. 

Abgeordneter DDr. König (OVP) : Herr 
Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren ! Die ausführliche Darlegung des Abge­
ordneten Melter ermöglicht es mir, es nun 
sehr kurz zu machen. (Beifall.) 

Herr Minister!  Keine verantwortliche Oppo­
sition wird Sie j emals daran hindern, echte 
Verwaltungsvereinfachungen vorzunehmen. 
Aber wenn hier eine Maßnahme gesetzt wird, 
von der bereits im BegutaCh.tungsverfahren 
alle befaßten Stellen einhelHg der Auffassung 
sind, daß sie nicht zu einer Vereinfachung, 
sondern im Gegenteil zu einer Erschwernis 
führt, dann muß man das schlichtweg als 
Schildbürgerstreich b ezeichnen. Nun verstehe 
ich schon, daß Sie auf das angewiesen sind, 
was Ihnen die Initiatoren dieser "Ver­
waltungsvereinfachung" - unter Anführungs­
zeichen - eingeredet haben. Aber dann hätten 
Sie eben unter Einhaltung des Begutachtungs­
verfahrens dafür sorgen sollen, daß diese Vor-
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DDr. König 

schläge geprüft werden können, und hätten 
sich nicht die Rüge des eigenen Kanzleramtes 
eingehand elt, das Ihnen empfohlen hat, auf 
die rechtzeitige Vorbereitung von Gesetzent· 
würfen zu s ehen. 

Herr Minister! Es ist nicht das erste Mal, daß 
gerade von Ihrem Ressort unter dem Titel 
Verwaltungsvereinfachung Maßnahmen ge· 
setzt wurden,  die sich dann nicht bewährt 
haben. Ich erinnere etwa an die von Ihnen 
gepriesene Abschaffung der Eintr,agung der 
Sonderausgaben in der Lohnsteuerkarte für 
jene, die e inkommensteuerpflichtig sind. Das 
haben Sie bei der vorletzten Lohn- und Ein· 
kommensteuerreform als Vereinfachung ge­
priesen. Bei  der letzten Reform, als Sie das 
wieder rückgängig gemacht haben, haben Sie 
in den Erläuterungen festgestellt, es habe sich 
nicht bewährt. Das kann vorkommen, Herr 
Minister. 

Wogegen wir uns wenden, ist ein gewisses 
Maß an Intoleranz und - bitte das nicht f.alsch 
aufzufassen - auch an Dberheblichkeit, alle 
Einwendungen,  die kommen, einfach abzutun, 
sich mit ihnen nicht auseinanderzusetzen. Ich 
glaube, man könnte viel Arbeit, viel un· 
nötigen Verwaltungsaufwand ersparen, wenn 
man bereit wäre, ernsthaft die Diskussion mit 
jenen zu suchen, die sich im Begutachtungs­
verfahren s ehr ernsthaft damit auseinander­
gesetzt haben, und nicht von Haus aus alle 
Vorschläge der Opposition beiseite zu 
schieben, weil man einfadl nicht bereit ist, 
ein wenig Zeit für die Diskussion zu ver· 
wenden. 

Der Abgeordnete Melter hat bereits zitiert, 
daß es dem Rechnungshof - wie er sagt -
nicht verständlich ist, wieso die Verwendung 
eigener Stempelmarken mit dem Aufdruck 
"Kraftfahrzeugsteuer" eine leichtere und ver­
waltungsmäßig einfachere Ermittlung des 
Kraftfahrzeugsteueraufkommens ermöglichen 
und damit zu einer Personaleinsparung führen 
wird. 

Sie haben die Personaleinsparung nicht ein· 
mal sdlätzungsweise beziffern können. Aber 
der Rechnungshof sagt, daß es seiner Meinung 
nach "nicht möglich sein wird, von der bis­
herigen Vorgangs weise abzugehen",  daß auch 
weiterhin die Ermittlung des Steuer­
aufkommens von den geklebten Marken und 
nicht von den im Ermittlungszeitraum ver· 
kauften Marken abhängig sein wird. Der Rech­
nungshof kommt noch zu dem Schluß, daß es 
nicht nur mehr kosten wird, weil man zusätz­
lich etwas aufdrucken muß , sondern daß außer­
dem die Arbeit nicht einfacher, sondern 
komplizierter wird. 

Wenn Sie sich die Mühe gemacht hätten, 
die Stellungnahme des Rechnungshofes anzu· 
sehen, dann hätten Sie lesen können: "Auch 
die Manipulation" - so sagt der Rechnungs­
hof - "wird komplizierter, da nunmehr alle 
beteiligten Stellen (Staatsdruckerei, Finanz­
landesdirektionen, Finanzämter, Stempel­
markenversChleißer) nicht nur die normalen 
Bundesstempelmarken, sondern auch die 
Kraftf ahrzeugsteuerstempelmarken erfassen 
und handhaben müssen, was, da es sich um 
streng verrechenbare Drucksachen handelt, mit 
einem erheblichen administrativen Aufwand 
verbunden ist." 

Und, Herr Minister, es ist kaum zu glauben 
- Sie sind vielleicht noch nicht so lange im 
Amt -, aber der Rechnungshof hat auch fol­
gendes angeführt: "Eben wegen dieses 
admini strativen Mehraufwandes haben Bun­
desministerium für Finanzen und Redmungs­
hof s ich j ahrelang bemüht, die früher ver­
wendeten Sonderabgabemarken (z. B. Börsen­
umsatzsteuermarken, Bundesverwaltungsab­
gabemarken etc. abzuschaffen."  Da muß man 
mit dem Rechnungshof sagen : "Die Neuein­
führung von Kraftfahrzeugsteuerstempel­
marken scheint dem Rechnungshof" und auch 
der Opposition "ein Rückschritt zu sein." Es 
wäre daher doch zweckmäßig gewesen, sich 
mit den Vorschlägen des Rechnungshofes aus­
einanderzusetzen und auch mit der Opposition 
in Diskussion zu treten. 

Eines aber, Herr Minister, wollen wir Ihnen 
nicht e rsparen, wenn Sie heute mit Unter­
stützung der Regierungsfraktion einfach über 
alle Einwände hinweggehen, weil Sie meinen : 
Wir sind die mehreren, wir beschließen, was 
wir w o llen : Wir werden Sie fragen, was aus 
dem G esetz geworden ist, wir werden Ihnen 
die Peinlichkeit nicht ersparen, uns zu sagen , 
was Sie hier tatsächlich eingespart haben. 
Hoffentlich ergeht es Ihnen dabei nicht so wie 
dem Herrn Bundeskanzler mit den Taxis statt 
der Dienstautos ! (Beifall bei der avp.) 

Präsident: Nächster Redner ist der Herr 
Abgeordnete Dr. Fleischmann. 

Abgeordneter Dr. Fleischmann (SPO) : Herr 
Präsident! Hohes Haus ! Ich habe mit Interesse 
die Diskussionsbeiträge der Kollegen Melter 
und Dr. König gehört und muß sagen, daß 
diese Diskussionsbeiträge zum Teil durchaus 
unberechtigt sind. (Abg. Dr. G r u b e r: So eine 
Ent täuschung!) Ich wollte etwas anderes 
sagen, Herr Kollege Gruber. Aber ich habe 
es mir dann noch überlegt. 

Ich höre zum Beispiel, daß eines der Argu­
mente gewesen ist, die Begutachtungsfrist sei 
mit 22. 6. 1 973 abgelaufen, die Regierungs­
vorlage trage das Datum vom ' "  (Abg. 
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Dr. Fleisdlmann 

Z e i 1 1  i n g e r: Ich bedaure, wir hören Sie 
nidlt!  Vo/ir hören nur die Glocke!) Herr Kollege 
Zeillinger! Das tut mir leid ! 

Ich höre zum Beispiel vom Kollegen Melter 
den Einwand bezüglich der Begutachtungs­
frist. Nun komme ich selber aus der Ver­
waltung und weiß, daß man, wenn man eine 
Begut.achtungsfrist setzt, j a  nicht vorher über­
haupt nichts getan hat, sondern daß man sich 
schon vorher ein wenig mit der Materie ,  die 
I:lan zu behandeln gedenkt, iluseinander­
gesetzt hat. Man hat natürlich einen Entwurf 
und man hat natürlich bereits Vorstellungen 

über diese Materie, mit der man sidl aus­
einandersetzt. Es ist, glaube ich, nur eine 
Selbstverständlichkeit, wenn die Einwendun­
gen des Begutachtungsverfahrens nicht so be­
deutend erscheinen, daß man dann sagt : 
Bleiben wir beim ursprünglichen Entwurf. 
Letztlich ist das ja eine Angelegenheit, die 
nicht einmal, sondern die etliche Male vor­
kommt. 

Der Kollege Dr. König hat gemeint, wir 
setzen uns mit den Argumenten der Oppo­
sition nicht oder nicht genügend auseinander. 
Dazu darf ich sagen : Die Beanstandung hin­
sichtlich der Verkaufsprovisionen bei Stempel­
marken, Herr Kollege Melter, haben wir nicht 
erfunden, die gibt es schon, seit Stempel­
marken in Trafiken verkauft werden (Abg. 
M e  1 t e r: Wenn ein Esel ins Wasser springt, 
muß der nächste nicht nachspringen!), und es 
hat bis jetzt noch niemand Anlaß gefunden, 
sich mit diesem Problem auseinanderzusetzen. 
Das ist also nicht neu. (Abg. M e  1 t e  T :  Da 
sind Sie sehr wenig progressiv!) 

wird. - Es handelt sich j a  bekanntlich um 
eine gemeinscha.ftliche Abgabe, die zum über­
großen Teil den Ländern zugute kommt. 

Nun sind die Beredmungen des Finanz­
ministeriums hinsichtlich der Einsparung 
beziehungsweise der Umbesetzung von 
D:ienstposten in der Zwischenzeit erstellt wor­
den . Das Finanzministerium h at errechnet, daß 
durch diese Umstellung in der Verwaltung 
1 00 Beamte anderweitig verwendet werden 
können. 

ivleine Damen und Herren! Ich muß schon 
sagen : Da wird es j etzt lusttg, denn wir haben 
eTst im Frühjahr im Rechnungshofunter.aus­
schuß eine Diskussion geführt, in der wir uns 
ausführlich mit der Personallage im Bereich 
der Finanzverwaltung beschäftigten. Wenn 
100 Leute anderweitig verwendet werden 
können, dann paßt Ihnen das nicht ! Welche 
Haltung ist denn das '? 

Hinsichtlich des Steueraufkommens muß 
man, auch wenn Sie sagen, das sei nicht über­
legt, sagen : Das Steueraufkommen wird man 
in Hinkunft viel leichter aus dem Verkauf 
feststellen können. Es stimmt nämlich nicht, 
Herr Kollege König, daß man dann nach wie 
vor überprüfen muß. Damit wird sich eine 
wesentliche Erleichterung in der ganzen 
Problematik der Aufteilung dieser gemein­
schaftlichen Abgabe ergeben. 

Meine D amen und Herren 1 Ich will den 
Betrieb hier nicht sehr lange aufhalten. (Abg. 
Dr. K o r  e n: Betrieb?) Ich wollte an Hand 
dieser paar Bemerkungen nur zeigen, daß die 
Argumente der Opposition doch nicht ganz so 
überlegt gewesen sind, wie es ursprünglich 

Im übrigen ist das auch etwas, was Sie ausgesehen hat. Wir werden der Vorlage 
vielleicht nicht so genau wissen können. Aber selbstverständlich zustimmen. (Beifall bei der 
es gibt auch im Geschäftsleben landerer Spar- SPO.) 
ten Mengenrabatte, die fallend sind. Das ist Präsident: Zum Wort ist niemand mehr ge-
nicht auf die Stempelmarken beschränkt. meldet. Die Debatte ist geschlossen. - Schluß-

Zu dem Argument, daß Trafik.anten ein wort wird keines gewünscht. 

höheres Lager halten müßten, weil es jetzt Wir gelangen zur A b  s t i m  m u n g. 
zweierlei Stempelmarken, noch dazu mit 
einem so fürchterlich undeutlichen Aufdruck 
g�bt : Herr Kollege Melter ! Mein Trafikant, 
mit dem ich diesbezüglich gesprochen habe,  
war so hell und hat sofort eingesehen, daß er 
sich natürlich von den anderen Stempelmarken 
weniger halten muß, wenn er Autostempel­
marken braucht. Das heißt also, er wird das 
aufzuteilen haben. (Zwischenrufe bei der FPO.) 
Das Argument, ein höheres Lager haben zu 
müssen, scheint mir völlig danebenzugehen, 
es ist ein Argument, das ich Ihnen eigentlich 
gar nicht zugetraut hätte. 

Sie haben ununterbochen bei der Kraft­
fahrzeugsteuer festgestellt : Mein Gott, das 
dauert immer so lang, bis sie aufgeteilt 

Ich bitte j ene Frauen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf samt Titel und 
Eingang in 834 der Beilagen ihre Zustimmung 
erteilen, sich von den Sitzen zu erheben. -
Das ist mit Mehrheit angenommen. 

Es wird die sofortige Vornahme der dritten 
Lesung verlangt. - Einwand wird nicht 
erhoben. 

Ich bitte jene Frauen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf auch in dritter 
Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich von den 
Sitzen zu erheben. - Dies ist die Mehrheit. 

Der Gesetzentwurf ist somit auch in dritter 
Lesung a n  g e n  0 m m e  n. (Abg. Doktor 
G r u b e l: Hob] is t nich t  gerne aufgestanden!) 
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6. Punkt: Bericht des Finanz- und Budget­
ausschusses über die Anträge 82/ A (11-2639 der 
Beilagen) der Abgeordneten Maria Metzker 
und Genossen betreffend die Ä.nderung des 

Familienlastenausgleichsgesetzes 1 967 

68/ A (11-21 93 der Beilagen) der Abgeord­
neten Dr. Marga Hubinek und Genossen be­
treffend die Änderung des Familienlasten­

ausgleichsgesetz 1967, 

83/ A (11-2644 der Beilagen) der Abgeord­
neten Ing. Schmitzer und Genossen betreffend 
Änderung des FamiUenlastenausgleichs­

gesetzes 1 961 und 

67/A (11-21 82 der Beilagen) der Abgeord­
neten Melter und Genossen betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem das Familienlasten­
ausgleichsgesetz 1 961 geändert wird (861 der 

Beilagen) 

Präsident: Wir gelangen nunmehr zum 
6. Punkt der Tagesordnung : Änderung des 
Familienlastenausgleichsgesetzes 1 967. 

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter 
Mühlbacher. Ich ersuche um seinen Bericht. 

Beric..�terstatter Mühlbacher: Herr Präsident! 
Hohes Haus ! In der 15. Sitzung des National­
rates am 18. Juni 1913 haben die Abgeord­
neten Maria Metzker  und Genossen einen 
Antrag (82/A) betreffend Änderung des 
Familienlastenausgleichsgesetzes 1 967 einge­
bracht. 

Diesem Antrag liegen folgende Erwägungen 
der erwähnten Abgeordneten zugrunde :  

Bei der Gewährung von Familienbeihilfe 
ergibt sich bei Kindern, die eine Waisen­
pension beziehen, mitunter eine Härte, die 
nam Ansicht der gefertigten Abgeordneten 
beseitigt werden sollte. Gemäß § 5 Abs. 1 
des Familienlastenausgleidlsgesetzes 1 967 
geht nämlich der Anspruch auf Familien­
beihilfe verloren, wenn das Kind Einkünfte 
von über 1 000 S monatlidl bezieht. Waisen­
pensionen von über 1 000 S monatlich schließen 
daher einen Anspruch auf Familienbeihilfe 
aus, obwohl das Familieneinkommen durch 
den Tod des Familienerhalters in der Regel 
erheblich geringer g eworden ist. Die Anzahl 
der von dieser Bestimmung betroffenen 
Familien ist durch die  Auswirkungen des am 
1 .  Jänner 1 973 in Kraft getretenen neuen Ein­
kommensteuergesetze s  noch größer geworden, 
weil bei den Waisenpensionen das Werbungs­
kostenpauschale, 273 S monatlich, welches bei 
der Ermittlung der Einkünfte von den Brutto­
bezügen abzuziehen war, weggefallen ist. Eine 
befriedigende Regelung kann nur dadurch er­
reicht werden, daß die Waisenpensionen 

ebenso behandelt werden wi e die Lehrlings­
entsch5.digungen und ohne Rücksicht auf ihre 
Höhe dem Anspruch auf Familienbeihilfe nicht 
entgegenstehen s ollen. 

Ferner erweist sidl die Anpassung einiger 
Bestimmungen des Familienlastenausgleichs­
gesetzes 1967 an das Einkornrnensteuergesetz 
1 972 als notwendig. 

Weiters brachten die Abgeordneten Doktor 
Marga Hubinek, Dipl. -Ing. Dr. Leitner und 
Genossen in der 65. Sitzung des Nationalrates 
am 15. Feber 1 973 einen Antrag (6S/A) betref­
fend die Änderung des Familienlastenaus­
gleichsgesetzes 1 967 ein . Von den Abgeord­
neten lng. Schmitzer, Dr. Marga Hubinek, 
Kern, Dr. Hauser,  Dipl.-Ing. Dr. Leitner und 
Vetter wurde in der 75. Sitzung des National­
rates am 19. Juni 1 973 ein Antrag (83/A) 
betreffend Änderung des Familienlastenaus­
gleichsgesetzes 1 967 vorgelegt. In der 65. Sit­
zung des Nationalrates arn 15 .  Feber 1973 
stellten die Abgeordneten Melter und Ge­
nossen einen Antrag (67/A) betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem das Familienlasten­
ausgleichsgesetz 1 967 geändert wird. 

Die ob genannten Anträge wurden dem 
Finanz- und Budgetausschuß zur Vorberatung 
zugewiesen. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat diese 
Vorlagen in seiner Sitzung am 5 .  Juli 1 973 in 
Verhandlung genommen. Der Ausschuß be­
schloß, die gegenständlichen Vorlagen gemein­
sam in Verhandlung zu ziehen. 

Als Berichterstatter im Ausschuß fungierten : 
zum Antrag 82/A meine Person, zu den An­
trägen 68/ A und 83/ A Abgeordneter Kern und 
zum Antrag 67/A Abgeordneter Melter. 

An der Debatte beteiligten sich außer den 
Berichterstattern die Abgeordneten Maria 
Metzker, Ing. Schmitzer, Dr. Marga Hubinek, 
Melter, Dipl.-Ing. Dr. Leitner, Wielandner und 
Jungwirth sowie der Bundesminister für 
Finanzen Dr. Androsch. 

Bei der Abstimmung wurde der im Antrag 
82/A enthaltene Ges etzentwurf mit Stimmen­
einhelligkeit angenommen. 

Ein Abänderungsantrag des Abgeordneten 
lng. Schmitzer fand nicht die erforderliche 
StimmenmehrheH. 

Die Anträge der Abgeordneten Dr. Marga 
Hub:inek und Genossen, Ing. Schmitz er und 
Genossen sowie Melter und Genossen fanden 
nicht die Mehrheit im Ausschuß. Sie sind 
daher als erledigt anzusehen. 

Als Ergebnis s einer Beratungen stellt der 
Finanz- und Budgetausschuß somit durch mich 
den A n  t r a g, der Nationalrat wolle dem 
vorliegenden Gesetzentwurf die verfassungs­
mäßige Zustimmung erteilen. 
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Mühlbamer 

Weiters wurde ich beauftragt, soweit Wort­
meldungen vorliegen, zu beantragen, General­
und Spezialdebatte in einem vorzunehmen. 

Präsident: Wird gegen den Antrag, General­
und Spezialdebatte in einem abzuführen, ein 
Einwand erhoben? - Das ist nicht der Fall. 

Wir gehen in die Debatte ein. 

um 30 S für das erste Kind, um 40 S für das 
zweite Kind, um 50 S für das dritte und jedes 
weitere Kind zu erhöhen. 

Der Vorschlag, dessen Verwirklichung zirka 
400 Millionen Schilling kostet, könnte aus den 
laufenden Einnahmen des Lastenausgleichs­
fonds reichlich gedeckt werden. Der Fonds 
hat Ende 1972 einen Uberschuß von 1 Mil-

Zum Wort gemeldet Frau 
Dr. Marga Hubinek. 

Abgeordnete liarde Schilling aufgewiesen. Er wird sidler-
lieh - man kann das sagen, ohne daß man 

Abgeordnete Dr. Marga Hubinek (OVP) : 
Hohes Haus l Meine sehr geehrten Damen und 
Herren ! Es sdleint das Schicksal der Familien 
zu sein, daß sie nidlt nur von dieser Regie­
rung, sondern audl durch den Fahrplan des 
Parlamentes stiefmütterlich behandelt werden. 
(Abg. S k r i t e  k: Der TödJing war Ihnen ja 
wichtiger!) Der Fahrplan des Parlamentes war, 
so scheint es mir, den Familien nicht günstig. 
Zu dieser Meinung komme ich, wenn ich an 
die fortgeschrittene Zeit denke. 

Die Anträge, die wir heute behandeln, An­
träge beider Oppositonsparteien, waren letzt­
Um notwendig geworden, weil die Inflation 
und im Gefolge der Kaufkr,aftschwund vor 
allem die Familien sehr hart getroffen hat. 
Wir alle haben bemerkt, daß bei den Familien 
ein deutliches Absinken des Lebensstandards 
zu vermerken ist. 

Sehr geehrter Herr Kollege Lanc ! Sie haben 
sicherlich mit mir die gleiche Uberlegung an­
gestellt, nämlich daß vor allem die kinder­
reichen Familien keineswegs von der Politik 
der Regierung Dr. Kreisky profitiert haben. 
(Zustimmung bei der OVP. - Abg. Doktor 
G r u b e r: Solche Uberlegungen stellt Lanc 
nicht an!) 

Die OVP-Fr,aktion hat bereits im ver­
gangenen Jahr anläßlich der Beratungen über 
das Preisbestimmungsgesetz von der 
sozialistischen Regierung erzwungen, daß die 
Familienbeihilfen erhöht werden, und zwar 
sollten sie ab 1 .  Jänner dieses Jahres um 
20 S und ab 1 .  7. dieses Jahres um 10 S erhöht 
werden. Das wurde wohlweislich im vergan­
genen Jahr vereinbart, und heuer, glaube ich, 
kann man eine Erhöhung um 10 S nicht mehr 
ernst nehmen. 

Wenn man die Wirtschaftsentwicklung, die 
ja  heute ausführlich diskutiert wurde, 
beachtet, kann man den Familien die Beihilfen 
nimt um 10 S erhöhen ; einem Kaufkraft­
schwund von 8 Prozent steht vielleicht eine 
Erhöhung von nicht einmal 3 Prozent gegen­
über. 

ein Prophet ist - auch mit Ende 1973 eine 
weitere Milliarde Uberschuß aufweisen. Der 
Herr Finanzminister hat in einer Anfrage­
beantwortung gesagt, daß derzeit der 
Reservefonds 5,4 Milliarden Schilling aufweist. 

In dieser Situation würden es die Familien 
nicht verstehen, wenn man ihnen das Geld, 
das zweckgebunden für direkte Leistungen 
bestimmt ist, vorenthält, wenn es die Regie­
r ung derzeit auf die hohe Kante legt und zu 
dem Zinsfuß des Postsparkassenamtes ver­
zinst bekommt. Daher haben alle Familien­
organisationen, die im Familienpolitischen 
Beirat sitzen, einschließlich der Kinderfreunde, 
eine Erhöhung der Familienbeihilfen, die über 
den Vorschlag des Herrn Finanzministers 
hinausgeht, verlangt. Die Familienorganisatio­
nen - nom einmal : inklusive der Kinder­
freunde, die simerlidl nimt meiner Fraktion 
nahestehen - waren sich darüber einig, daß 
man durch direkte Beihilfen 50 Prozent der 
effektiven Kinderkosten decken sollte. Heute 
werden sie nur zu zirka 1 4  Prozent gedeckt, 
dies vor allem bei den Kindern zwischen 15  
und 1 9  Jahren, 

Der Herr Finanzminister hat im Finanz­
aussmuß gesagt, das seien fiktive Zahlen, 
es gebe ja keine Berechnungen über Kinder­
kosten. Dem Herrn Finanzminister muß man 
also zur Kenntnis bringen, daß es zwar keine 
anerkannten Tabellen des Finanzministeriums, 
sehr wohl aber Uberlegungen über den Regel­
bedarf an Kinderkosten gibt. Denn vor allem 
die Gerimte müssen sich dieser Zahlen be­
dienen ; ich denke da vor allem an die Senate 
für Zivilredltssachen, die j a  in Unterhalts­
angelegenheiten zu entscheiden haben und da 
sehr wohl "Regelkosten = Kinderkosten" als 
Orientierungshilfen benützen. 

Angesichts der fortgeschrittenen Zeit mödlte 
ich dem Herrn Finanzminister, der übrigens 
gar nidlt im Saal weilt, nicht eine Information, 
wie sich diese Kosten erstellen, geben, aber 
ich nehme an, die Frau Staatssekretär wird 
ihm sicherlich sagen, daß er das in der öster­
reichischen r rRimterzeitung" vom März dieses 
Jahres nachlesen kann. 

Daher haben beide Oppositionsparteien den Diese Regelkosten oder Kinderkosten, deren 
Antrag eingebracht, die Beihilfen ab 1 .  Juli Berechnung ich Ihnen, sehr geehrte Damen 
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und Herren, heute ersparen möchte, beziffern 
sich je nach Lebensalter, also von 0 bis 15 Jah­
ren zwischen 850 S beziehungsweise 1 840 S. 
Die Kosten steigen also mit dem Lebensalter. 

Wenn Sie nom einmal die Beträge von 
850 S bis 1 840 S vergleichen, werden Sie ver­
stehen, daß man nicht ganz begreift, daß die 
Regierung allen Ernstes überlegt, ob es nicht 
doch ausreichend sei, 270 S an Familienbei­
hilfen zu gewähren und 290 S, wie es die 
beiden Oppositionsparteien verlangt haben, 
doch schon viel zuviel seien und die 
Inflation unnötig anheizten. 

Bei der Erhöhung der Pensionen im Jänner 
dieses Jahres hat man auch keine allzu großen 
Bedenken gehabt, daß das stabilitätsgefähr­
dend sei, obwohl man wußte - e s  sei aber den 
Pensionisten vergönnt -, daß diese Erhöhung 
zweifellos dem Konsum zugeführt wird. 

Die Familien, die durch die wirtschaftliche 
Entwicklung in der Zeit dieser  Regierung 

wirklich arg betroffen sind, verstehen nicht, 
daß der Finanzminister und mit ihm darüber 
hinaus eine Regierung, die eine Staats­
sekretärin mit der Wahrung der Agenden der 
Familien betraut und den Kampf gegen die 
Armut auf ihre Fahnen geschrieben hat, allen 
Ernstes den Familien jenes Geld vorenthält, 
das für sie bestimmt ist. 

Die Familien, meine geschätzten Damen und 
Herren, s in d  wahrscheinlich mit den Pen­
sionisten die Ärmsten in dies em Lande, die 
unter einer verfehlten Wirtschaftsentwicklung 
zu leiden haben. (Beifall bei der GVP.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet ist Frau 
Abgeordnete Maria Metzker. 

Abgeordnete Maria Metzker (SPO) : Herr 
Präsident !  Hohes Haus ! Wir haben uns in den 
letzten Jahren einige Male mit N ovellierungen 
des Familienlastenausgleichsgesetzes befassen 
müssen, um verschiedene Härten aus­
zusmließen, aber auch um den Kreis der An­
spruchs berechtigten auf Familienbeihilfe zu 
erweitern. 

Ich möchte nur einige Beispiele anführen, 
wie etwa die Gewährung von Familienbeihilfe 
auch bei einer Ferialpraxis, die völlige Ein­
beziehung der Pflegekinder und nicht zuletzt 
die Beihilfen für behinderte Kinder. 

Die Praxis hat gezeigt, daß auch bei Ge­
währung der Familienbeihilfe an Waisen in 
e�ner Reihe von Fällen Härten auftreten. Es 
geht nämlich der Anspruch auf Familien­
behUfe dann verloren, wenn die Einkünfte 
eines Kindes über 15 Jahren monatlich mehr 
als 1 000 S betragen. Da die Waisen im all­
gemeinen nicht nur finanziell - im beson-

deren aber finanziell - schlechter gestellt 
sind als Kinder, wo ein Elternteil oder beide 
Elternteile noch am Leben sind, ist es selbst­
verständlich, daß diese Einkommensgrenze 
diesen Kreis von Anspruchberechtigten bezie­
hungsweise Kindern besonders hart trifft. 
Besonders hart sind - wie gesagt - davon 
die Vollwaisen betroffen. 

Wir erinnern uns vor allem der Zeit, in der 
eine große Zahl von Waisenpensionen an 
Kinder von Kriegsopfern ausbezahlt wurde. 

Diese Zeit ist ja zum Glück vorbei. Wir haben 
nach dem Jahre 1962 glücklicherweise eine 
starke Reduzierung der Zahl beihilfen­
anspruchsberechtigter Waisen nach Kriegs­
opfern verzeichnen können. 

Wir mußten aber in den l etzten Jahren fest­
stellen, daß die Anzahl der Waisenpensionen 
wieder ansteigt, und zwar im Hinblick auf die 
Häufigkeit von Verkehrsunfällen, die ständig 
zunimmt, womit auch die Z ahl der Waisen, 
die anspruchsberechtigt sind, s teigt. 

Ich möchte im Hinblick auf die fort­
geschrittene Stunde nur einige Zahlen bringen 
und aufzeigen, daß im Stand der Pensions­
versicherungsanstalten der Unselbständigen 
am 31 . Dezember 1 972 54.278 Waisen­
pensionen geführt wurden. Wenn Sie dagegen 
das Jahr 1 969 betrachten, so wenden Sie sehen, 
daß es damals nur 50.660 Fälle waren. 

Oder ein anderes Beispiel : In der Unfall­
versicherung haben wir im Jahre 1 972 
10 .808 Waisenpensionen gehabt, im Jahre 1 969 
waren es lediglich 9919 .  

Und ergänzend noch ein  Beispiel aus einem 
anderen Kreis, der Pensionsversimerung der 
Selbständigen. Da haben w i r  im Jahre 1972 
15 . 109 Waisenpensionen ausbezahlt im Ver­
gleich zu 12 .341 Waisenpensionen im Jahre 
1 969. 

Es wäre aber ein Irrtum anzunehmen, daß 
die Zunahme der Waisenpensionen in erster 
Linie auf die Steigerung der Beschäftigten­
zahlen bei den unselbständig Erwerbs­
tätigen zurückzuführen wäre.  Das wird schon 
dadurch widerlegt, daß auch in Sparten, die 
eine Verringerung der Zahl der Versicherten 
z n  verzeichnen haben, die Waisenpensionen 
zahlenmäßig zunehmen. Es ist leider eine Tat­
sache, daß die Anzahl der Waisenpensionen 
absolut und relativ zunimmt. 

Allein aus diesen wenigen B eispielen 
werden Sie erkennen - diese Beispiele 
könnte man natürlich fortsetzen - und den 
Eindruck gewinnen, daß alle Maßnahmen, 
die für Waisen gesetzt werden, von beson­
derer Bedeutung sind. 
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Wenn vielleicht von der einen oder anderen 
Seite einschränkend der Einwand erhoben 
wird, daß der überwiegende Teil der Bezieher 
von Waisenpensionen auch bisher in den Ge­
nuß der Familienbeihilfe gelangte, weil eben 
ihre Waisenpension unter der Einkommens­
grenze von 1 000 S monatlich liegt, so ist das 
sicherlich richtig, vor allem meist nur bei 
jenen, wo nur ein Elternteil verstorben ist. 

Ich muß dieser Meinung entgegenhalten, 
daß die Zahl jener Waisen, die durch den 
Antrag 82/ A nun auch in das Familienlasten­
ausgleichsgesetz einbezogen werden sollen, 
größer ist, als man gemeinhin annimmt. 

Ich möchte mich auch hier im Hinblick auf 
die Zeit nur auf ein Beispiel beschränken und 
die Pensionsversicherung der Angestellten 
anführen, die im Juni 1 972 861 4  B ezieher von 
Waisenpensionen hatte ; davon hatte - darauf 
kommt es mir jetzt an - nahezu ein Viertel 
eine Waisenpension, die höher als 1000 S 
monatlich war. 

Ich bin der Uberzeugung, daß im Hinblick. 
auf die Dynamisierung der Pensionen auch in 
den anderen Anstalten, im besonderen bei der 
Anstalt der Pensionsversicherung der Arbeiter, 
die Waisenpensionen nach und nach in diese 
1 000-S-Grenze und darüber hineinwachsen 

. werden. 
Ich bin sicher, daß diese wenigen Bei­

spiele, die ich Ihnen hier angeführt habe ,  be­
weisen, wie notwendig die im Antrag 82/ A 
vorgesehene Regelung ist, den Personenkreis, 
der Waisenpensionen und Waisenversor­
gungsgenüsse bezieht, ohne Rücksicht auf die 
Höhe des Bezuges, der zum Anspruch auf die 
Familienbeihilfe berechtigt, in gleicher Weise 
zu behandeln wie die Lehrlinge. 

Abschließend möchte ich sagen, daß die 
Verbesserung des Familienlastenausgleiches 
für die Regierungspartei schon immer und 
heute besonders einen Teil ihrer Sozialpolitik 
darstellt. Wir haben das in den vergangenen 
Jahren durch die jeweiligen Erhöhungen der 
Familienbeihilfen, aber noch mehr durdl den 
gesteigerten Aufwand für die Schaffung von 
Heim- und Schulbeihilfen, die Beistellung der 
Schulbücher und die freie Schulfahrt bewiesen. 

Wir haben zum Beispiel im Jahre 1 972 von 
den 9,3 Milliarden Aufwand im Familien­
lastenausgleich ungefähr 1 Milliarde für diese 
Sachleistungen aufgebracht und damit die 
Familienleistungen vom Jahre 1972 gegenüber 
dem Jahr 1 971  um insgesamt 1 5,6 Prozent 
gesteigert. 

Ich glaube, wir haben damit die positive 
Familienpolitik der sozialistischen Regierung 
unter Beweis gestellt. Wir werden der 

Realisierung des Antrages, der eine weitere 
Verbesserung des Familienlastenausgleiches 
darstellt, selbstverständlich unsere Zustim­
mung geben. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident: NäChster Redner ist der Herr 
Abgeordnete Melter. 

Abgeordneter Melter (FPO) : Herr Präsidentl 
Sehr geehrte Damen und Herren I Frau Abge­
ordnete Metzker hat sich sicher eines nicht 
ganz angenehmen Auftrages entledigt, als sie 
hier unter Beweis zu stellen versuchte, daß die 
sozialistische Bundesregierung sehr viel für 
die Familien tun würde. 

Ein bezeichnendes Dokument für die schwie­
rige Situation, in der sie sich befand, ist die 
Begründung ihres eigenen Antrages 82/ A. In 
diesem wird unter anderem ausgeführt : 

"Die Anzahl der von dieser Bestimmung 
betroffenen Familien ist durch die Aus­
wirkungen des am 1 .  Jänner 1 973 in Kraft 
getretenen neuen Einkommensteuergesetzes 
noch größer geworden, weil bei den Waisen­
pensionen das Werbungskostenpauschale, 
273 S monatlich, welches bei der Ermittlung 
der Einkünfte von den Bruttobezügen abzu­
ziehen war, weggefallen ist." 

Frau Abgeordnete Metzker stellt damit 
offiziell fest, daß durch eine Maßnahme der 
sozialistischen Bundesregierung eine Kürzung 
des Freibetrages ab 1 .  Jänner 1 913 um 213 S 
vorgenommen worden ist. Einen Ausgleich für 
diese Kürzung hat es nicht gegeben, und auch 
j etzt, in der derzeitigen Sitzung, ist die 
sozialistische Fraktion nicht bereit, diese Ver­
schlechterung des Familienlastenausgleiches 
durch eine Korrektur des Familienbeihilfen­
gesetzes zu beheben. 

Wir Freiheitlichen haben bereits im 
Dezember vergangenen Jahres auf diesen Um­
stand hingewiesen und gefordert, daß der Frei­
betrag, der schon seit 1 968 im Familienlasten­
ausgleichsgesetz mit 1 000 S festgesetzt worden 
ist, unter Berücksichtigung der Inflationsrate, 
der Preissteigerungen, aber auch der Pensions­
dynamik anzupassen und mit mindestens 
1 500 S festzusetzen wäre. 

Leider haben wir bei Ihnen dafür kein Ver­
ständnis gefunden, und auch die OVP konnte 
im Dezember 1 972 auf Grund der Ver­
einbarungen, die sie mit der SPO getroffen 
hatte, unserem Antrag nicht die Zustimmung 
geben. Sonst wäre es schon 1 972 am Platze 
gewesen, zum 1 .  Jänner 1 913 diesen starren 
Freibetrag, der seit fünf Jahren besteht, an 
die geänderten Verhältnisse anzupassen. Das 
haben Sie, Frau Abgeordnete Metzker, zum 
Nachteil der Familien, zum Nachteil der be-
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dürftigen Familien abgelehnt. Denn es gibt 
keinen Grund anzunehmen, daß eine Waisen­
pension mit mehr als 1 000 S nicht soviel Kauf­
kraft hat wie ein sonstiges Einkommen in der­
selben Höhe. Damit läßt sich rechtfertigen, 
daß der allgemeine Freibetrag viel eher und 
viel begründeter anzuheben ist, als etwa die  
Waisenpensionen freizustellen. 

Wir sind auch für die Freistellung der  
Waisenpensionen, weil das  doch ein Fort­
s chritt ist, allerdings nicht ein Fortschritt, der  
für alle das gleiche Recht bringt, denn die  
anderen Einkünfte sind gleichzeitig schlechter 
gestellt. Sie schließen damit einen Teil der  
Kinder und der Familien von der Förderung 
aus, die finanziell nicht besser-, sonder n  
s chlechtergestellt sind. Wenn das eine soziale 
Einstellung ist, dann weiß ich nicht, was man 
s ozial nennen soll. Jedenfalls ist diese Vor­
gangsweise der sozialistischen Regierung und 
des sozialistischen Klubs absolut unverständ­
lich. Die Beteuerungen, man habe sich immer 
schon um die Familienpolitik bemüht und sie  
als  einen Teil der Sozialpolitik hingestellt ,  
müssen sehr in Zweifel gezogen werden, denn 
e chte Verbesserungen, Leistungsverbesserun­
gen bringen Sie nicht. 

Einige Verschlechterungen, die Sie selbs t  
verursacht haben, wollen Sie durch Ihren Ab­
änderungsantrag nunmehr wenigstens zum 
Teil beheben. Aber das ist reichlich wenig,  
muß ich sagen, und nur wenige Familien wer­
den damit begünstigt; der Großteil ist weiter­
hin benachteiligt. Mit unserem Antrag, den 
Freibetrag von 1 000 S auf 1 500 S zu erhöhen 
- dazu muß man sagen : die Erhöhung ist 
bescheiden im Hinblick auf den langen Zeit­
ablauf -, hätte man diese von Ihnen j etzt 
vertretene Forderung für die Waisen jeden­
falls pauschal viel besser abgegolten, denn 
das Viertel der Waisenpensionen in der PVA 
der Angestellten, welche 1 000 S überschreiten, 
wäre zweifellos zum überwiegenden Teil oder 
fast vollständig unter dem 1 500 S-Grenzbetrag 
gewesen. Sie müssen zugeben, daß die 
Erhöhung dieser Freigrenze unter Berück­
sichtigung der allgemeinen Steigerung der 
Einkünfte, aber des entsprechenden Geldwert­
v erlustes gerechtfertigt gewesen wäre. 

Der Familienlastenausgleich ist eines jener 
Instrumente, welches geeignet ist, ver­
schiedene andere Probleme eher auszugleichen, 
etwa den Umstand, daß man aus sozialen 
E rwägungen an Abtreibung denkt. Sie reden 
immer viel vom § 1 44, Freigabe der Ab­
treibung und dergleichen mehr, betonen auch 
begleitende Maßnahmen, aber wenn es darum 
geht, diese Maßnahmen zu setzen, sind Sie 
wiederum nicht dazu bereit. Sie lehnen es  

ab, Beihilfen zu erhöhen, obwohl Sie s elbst 
wissen, daß diese Beihilfen derzeit etwa 
20 Prozent der Kinderkosten deck:en. Sie s elbst 
wissen als Mitglied des Familienpolitischen 
Beirates im Bundeskanzleramt, daß e s  dort 
einen einstimmigen Beschluß gibt, der b esagt, 
daß anzustreben ist, die Kinderkosten wenig­
stens zu 50 Prozent durch Familienbeihilfen 
abzudecken. Aber was tun Sie dafür? Nichts ! 
Sie lehnen die diesem Ziel zugewendeten An­
träge der Freiheitlichen und der OVP mit 
fadenscheinigen Begründungen trotz des Um­
standes ab, daß einerseits die Einnahmen des 
Familienlastenausgleichsfonds ansteigen und 
daß auch erhebliche Reserven vorhanden sind, 
die es ermöglichen würden, wenigstens eine 
bescheidene Anhebung der Familienbeihilfen 
zumindest zum Juli 1 973 vorzunehmen. 

Wir Freiheitlichen haben den Antrag schon 
zum Antrag Metzker-Hubinek im Dezember 
1 972 gestellt und haben ihn am 15 .  F ebruar 
als selbständigen Antrag dem Hohen Hause 
vorgelegt. Es ist also der erste Antrag im Rah­
men der vier Anträge, die heute zur B eh and­
lung stehen müßten. Bei einer einigermaßen 
sozialen und positiven Einstellung, Frau Abge­
ordnete Metzker, müßten Sie zumindest dem 
freiheitlichen Antrag Melter die Zustimmung 
geben, um die Familien vor den Auswirkun­
gen der Geldwertverdünnung und der 
Inflation, die zum Teil doch auch auf die 
Regierungspolitik zurückzuführen ist, zu be­
wahren. 

Wir Freiheitlichen haben beantragt, daß 
schon ab 1 .  Jänner dieses Jahres die Familien­
beihilfen anzuheben sind. Wir haben d amals 
für die erste Beihilfe 285 S vorgeschlagen. Der 
jetzt eingebrachte Antrag der Abgeordneten 
Dr. Hubinek, Melter, Dr. Leitner sieht einen 
Betrag von 290 S für das erste Kind und ent­
sprechende Steigerungen für die weiteren 
Kinder vor. 

Wenn Sie also einigermaßen positiv ein­
gestellt sind und Ihre Behauptungen bezüglich 
der Tätigkeit für die Familien beweisen 
wollen, dann stellen Sie sich hinter diesen 
Antrag. Treten Sie ihm bei und sorgen Sie 
dafür, daß wenigstens mit Hilfe eInIger 
sozialistischer Abgeordneter dieser Antrag die 
Unterstützung findet, weil die Bedeckung 
durch zunehmende Einnahmen des Fonds und 
durch das Vermögen zweifellos gegeben ist. 

Sie können sich nicht darauf ausreden , daß 
durch die Einführung von Schulfahrtbeihi lfe:;1, 
von Schülerfreifahrten und freien Schul­
büchern diese Aufgabe erledigt wäre. Im 
Dezember hat Ihnen die Frau Dr. Hubiüek 
schon entgegengehalten, daß die Frau Winkler 
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im Jahre 1968, glaube ich, auch darauf hin­
gewiesen hat :  Von einer Verbesserung des 
Familienlastenausgleichs könne man so lange 
nicht sprechen, als nicht mehr Mittel dafür 
bereitgestellt wenden und als niCht das Ver­
hältnis der Beihilfen zu den sonstigen Ein­
künften der Familienerhalter verbessert 
würde. Sie können nicht den Beweis führen, 
daß tatsächlich eine Verbesserung eingetreten 
ist. Im Gegenteil, man muß von einem 
relativen Absinken des Wertes der Beihilfen 
sprechen! Das ist die derzeitige sozial istische 
Regierungspolitik. Die Familien können damit 
keineswegs zufrieden sein. 

Wir Freiheitlichen und die OVP haben einen 
gemeinsamen Abänderungsantrag Doktor 
Hubinek, Melter, Dr. Leitner eingebracht ; der 
Antrag wurde vorgelegt. Ich bitte den Herrn 
Präsidenten, diesen Antrag durch den Schrift­
führer verlesen zu lassen und ihn in Behand­
lung zu nehmen. Ich ersuche das Hohe Haus, 
diesem Antrag einstimmig die Zustimmung zu 
geben im Interesse der Familien, im Interesse 
der sozialen Sicherheit und im Interesse einer 
gesunden Fortentwicklung. (Beifall bei der 
FPO.) 

Präsident: Der Antrag ist genügend unter­
stützt. 

Ich ersuche den Schriftführer, Herrn Abge­
ordneten Haberl, um die Verlesung. 

Schriftführer Haberl: 

Abänderungsantrag 

d er Abgeordneten Dr. Marga Hubinek, 
Melter und Genossen zum Antrag 82/ A der 
Abgeordneten Maria Metzker und Genossen 
betreffend Änderung des Familienlasten­
ausgleichsgesetzes 1 967 in der Fassung des 
Ausschußberichtes 861 der Beilagen. 

Der Nationalrat wolle in zweiter Lesung 
beschließen: 

3 c. Im § 8 Abs. 4 wird der Betrag ,260 S' 
durch ,290 S'  ersetzt. " 

2. Im Artikel II wird nach Abs. 1 ein 
Abs,  1 a neu eingefügt : 

Abs. 1 a hat zu lauten : 

, , ( 1  a) Artikel I Ziffer 3 a, 3 b und 3 c 
dieses Bundesgesetzes tritt rückwirkend mit 
1 .  Juli 1973 in Kraft." 

Präsident: Nädlste Wortmeldung Herr 
Dr. Leitner. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Dr. LeUner (OVP) : 
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte 
Damen und Herren ! Hohes Haus ! Wenn man 
die vorliegende Mini-Mini-Novelle betrachtet 
und dabei noch berücksichtigt, was heute der 
Herr Bundeskanzler und der Herr Finanz­
minister in ihren Berichten über die wirtschaft­
liche Lage gesagt haben, dann, Frau Staats­
sekretär Karl, muß ich Ihnen bescheinigen, 
daß Sie Ihre Aufgabe, die Familie in der 
Regierung und im Bundeskanzleramt zu ver­
treten, total nichterfüllt haben. (Zustimmung 
bei der OVP.) Eine ernsthafte und konstruk­
tive Familienpolitik des Staates muß doch der 
Familie in der modernen Gesellschaft den not­
wendigen Lebensraum sichern und die 
materiellen Erfondernisse sicherstellen helfen. 
Nur dann kann die Familie ihre Aufgaben 
erfüllen, die ihr von der Natur des Menschen 
her zugedacht sind und die sie zur Weiter­
entwicklung der Gesellschaft bewältigen 
können muß : Kindern das Leben zu schenken, 
ihnen die psychologisch so notwendige Ge­
borgenheit, die "Nestwärme" zu geben, sie 
gemeinsam mit der Schule heranzubilden und 
dann die Voraussetzungen zu schaffen, daß 
sich diese Kinder in ihrer Persönlichkeit voll 
entfalten können im Wechselspiel von Freiheit 
und Ordnung. 

Drei Bereiche müssen von einer konstruk­
tiven Politik für die Familie beachtet werden : 

Der im Titel zitierte Antrag wird geändert die materielle Sicherheit für die Familie, der 

wie folgt : Umweltschutz für die Familie im geistigen 
Bereich - man redet heute so viel von Um-

1. Im Artikel I sind naCh Ziffer 3 die weltschutz in der Natur ; auCh für die Familie 
Ziffern 3 a ,  3 b und 3 c neu einzufügen : gibt es  einen solchen _ und der Schutz des 

, ,3 a. § 8 Abs. 2 hat zu lauten: ungeborenen Lebens. 

, (2) Die Familienbeihilfe beträgt für ein 
Kind monatlich 290 S,  für zwei Kinder 
monatlich 650 S, für drei Kinder monatlich 
1 1 55 S,  für vier Kinder monatlich 1555 S, 
für jedes weitere Kind monatlich je 430 S 
mehr.' 

3 b .  § 8 Abs. 3 hat zu lauten : 

. (3) Die Familienbeihilfe einer Vollwaise 
(§ 6) beträgt monatlich 290 S. ·  

In der heutigen Debatte geht es um die 
materielle SiCherheit für die Familie. Es wurde 
eben jetzt wieder ein Abänderungsantrag der 
Abgeordneten Dr. Hubinek, Dr. Melter und 
Dr. Leitner eingebracht. Ich glaube, die Auf­
stockung der Familienbeihilfen ist dringend 
notwendig, einmal um der inflationären Ent­
wicklung, die die Familie benachteiligt, Rech­
nung zu tragen. Nun hören wir. man könne 
auf Grund der Inflation der Familie nichts 
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geben, weil das die Inflation anheize. Meine I kammer, Herr Kollege? (Abg. Dr. R e  i 11 h a r t : 
sehr geehrte n  Damen und Herren gerade von Das is t eine Blamage!) Ich weiß es nicht. 
der SPOI Wenn eine solche Tatsache zutreffen Sie ist doch zu den gleichen Ergebnissen ge­
würde, dann wäre es auch total verfehlt, eine kommen : daß die Familien und besonders die 
Lohnerhöhung durchzuführen, eine Erhöhung großen Familien benachteiligt sind und daß 
der Löhne des  öffentlichen Dienstes ab 1 .  Juli wir hier zu neuen Erhöhungen des Ein­
vorzunehmen, weil das alles die Kaufkraft kommens der Familien kommen müssen. 
hebt. Ich verstehe nicht, warum gerade die Wenn die Arbeiterkammer in Tirol sagt: weil 
Familie d a s  Opfer sein soll, obwohl doch heute S chulbücher verteilt wurden, habe man 
gerade die Familie ein inflationsgeschädigtes der Familie soundso viel erspart, dann komme 
Glied unserer Gesellschaft ist. ich noch darauf zurück, Herr Kollege Reinhart, 

Es wurde hier schon darauf verwiesen, daß 
die Familienbeihilfen nur 20 Prozent oder 
weniger der Kinderkosten decken und daß 
diese Beihilfen in den letzten Jahren pro­
zentuell immer weniger von den Kinderkosten 
gedeckt h aben. Der Katholische Familienver­
band hat sehr deutliche Graphiken erstellt, 
wie sich die Kinderlasten und die Beihilfen 
einer Zwe ikindfamilie entwickeln. Es gäbe 
vi ele solche Statistiken, solche Aufstellungen. 

Der Herr Bundeskanzler Dr. Kreisky hat 
heute gesagt, das Programm der Regierungs­
partei postuliere die Herbeiführung einer 
realen Einkommensverbesserung, und hat 
dann Zahlen für das Pro-Kopf-Einkommen ge­
nannt. Aber diese Einkommensverbesserung 
trifft für die Familie nicht zu, Herr Bundes­
kanzlerl Mag sein, daß die Statistik für die 
gesamte Bevölkerung stimmt, ich möchte das 
gar nicht anzweifeln. Aber sie stimmt nicht 
für die Fam ilie. 

Herr Bundeskanzler Kreisky - Frau Staats­
sekretär Karl ! - sagte dann in seinem heu­
tigen Bericht, daß die Schaffung gleicher Er­
werbs- und Lebensbedingungen für die Bevöl­
kerung erreicht worden sei und ein Postulat 
der Regierung ist. Aber auch das ist nicht für 
die Familie, Frau Staatssekretär Karl. Und 
Herr Bundeskanzler Dr. Kreisky verlangt: Im 
Sinne richtiger gesellschaftlicher Proportionen 
muß hohes Wirtschaftswachstum mit der Her­
beiführung besserer Lebensbedingungen in 
Einklang gebracht werden. Gelten denn diese 
besseren L ebensbedingungen nicht auch für 
die Familien ? 

Die tatsächliche Situation zeigt eine Unter­
suchung der Arbeiterkammer Salzburg sehr 
deutlich. S ie  kennen wahrscheinlich dieses 
gelbe Büchlein. (Zwischenruf des Abg. Da/flor 

R e  i n h a r t . )  Dann würde i ch das auch den 
anderen Kollegen und Kolleginnen der 
Sozialistischen Partei empfehlen, damit Sie 
heute vielleicht doch noch zustimmen können. 
(Abg. Dr. R e  i n h a r t : Kennen Sie auch die 
Aussendungen der Tiroler Arbei terkammer?) 

Hat die Tiroler Arbeiterkammer etwas anderes 
ausgerechnet als die Salzburger Arbeiter-

wenn Sie etwas GeduLd haben. (Abg. Doktor 
R e  i n h a  r t :  Das hat mit dem Thema nichts 
ZI1 tun!) 

Hier steht nämlich :  "Die geringen Ein­
kommen an sich würden aber fast immer für 
ein zufriedenstellendes Dasein reichen, wenn 
sie nicht auf eine größere Personenzahl ver­
teilt werden müßten. Es gibt, abgesehen von 
den Pensionisten an der Armutsgrenze (Aus­
gleichszulagen-Empfänger) und Fürsorge­
fällen, keine Einpersonen-Haushalte unter den 
in der Studie erfaßten ,Armen' -Haushalten. 
Das hervorstechende Phänomen der Armut in 
den vorwiegend nichtstädtischen Gebieten ist 
die Verbindung von niedrigem Einkommen 
mit einer großen, oft sehr großen Familie." 

Es wiI1d dann in dieser Studie sehr richtig 
gesagt: "Das Bild der traditionellen Armuts­
kultur paßt auf die moderne Armut offenbar 
nicht mehr - selbst nicht in vorwiegend nicht­
städtischen Regionen mit an sich starker 
Tladitionsverbundenheit." "Zumindest im 
Durchschnitt gilt es : die Armen sind nun auch 
schon i n  die Konsum- und Leistungsgesell­
schaft eingerückt. Damit verliert die Armut 
ihr historisches Gesicht, ihre soziale Außen­
seiterstellung. Sie wird fast unsichtbar, da ja  
die heutigen Armen zum großen Teil ebenso 
fleißig arbeitende und genau wirtschaftende 
Mitbürger sind wie andere auch." Es wird 
dann mitgeteilt, daß gerade diese Situation 
der "verschwiegenen Armut .. heute die Fami­
lien sehr hart trifft. 

Wo sind die Zeiten, wo eine Abgeordnete 
Flossmann hier im Haus erklärt hat : Man muß 
immer nachschauen, ob der Finanzminister 
noch Mittel im Fonds hat, die eine Beihilfen­
erhöhung ermöglichen. - Wenn wü von den 
Oppositionsparteien das heute tun, dann 
macht man uns den Vorwurf, daß eine Ver­
schwendung betrieben wird. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren 
von der Sozialistischen Partei ! Spüren oder 
erfassen Sie nicht die Absicht der Regierung 
und nicht die Rolle der Regierung, die sie hier 
spielt? 
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Heute hat der Herr Finanzminister in den 
Beilagen zu diesem Bericht erklärt, daß der 
Familienlastenausgleich seit seiner Zeit nicht 
mehr zweckwidrig verwendet wird. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren ! 
1 970 gab es einen Uberschuß von 799 Mil­
lionen Schilling. Diese Ubersmüsse haben den 
papierenen Fonds vermehrt, er beträgt jetzt 
3407 Millionen Schilling. 

Es ist sehr bedauerlich, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, daß Abgeordnete von 
Ihnen, von der sozialistischen Fraktion, die 
Propagandawalzen im Wahlkampf 1 970 noch 
nicht ganz beiseite gelegt haben. Denn kürz­
lich hat mir ein Kollege der sozialistischen 
Fraktion gesagt : Der Koren hat 21/2 Milliarden 
Schilling zweck.widrig verwendet. ( Abg. 
Dr. R e  i n h a r t : Wer hat das gesagt?) Ein 
Kollege von Ihnen. (Abg. Dr. R e i n  h a r t : 
Wer?) Sie werden mir gestatten, daß ich den 
Namen j etzt nicht nenne. (Abg. L u  k a s:  Dann 
ist alles unglaubwürdig! Nur keine Märchen!) 

In der "Arbeiter-Zeitung" steht das gleiche 
- soll idl es Ihnen vorlesen? (Zwischen­
rufe bei der SPO) -: 

"Proksm : Die Kinderbeihilfen hätten erhöht 
werden können." die sozialistischen 
Frauen" fordern "seit langem ihre Erhöhung 
und Dynamisierung . . .  " "Für diese Zwecke 
hatten die OVP-Finanzminister j edoch kein 
Geld . . .  " Es wurden 2,5 Milliarden Schilling 
zweckwidrig verwendet. (Abg. Dr. R e i n­
h a  r t :  Das ist ein billiger Schmäh!) Das ist 
kein billiger Schmäh. Das ist die "Arbeiter­
ZE:itung" vom 24. Mai 1970 ! Schauen Sie nach, 
Herr Kollege Reinhart! (Neuerlicher Zwischen­
ruf des Abg . Dr. R e i n  h a r t .) 

Die Uberschüsse in den vier Jahren der 
OVP . . . (Zwischenrufe bei der SPO.j Ich habe 
Zeit. (Ruf bei der SPO: Wir auch!) Als ich 
meine Unterlagen durchgesehen habe, habe ich 
eine Rede gefunden, auf der gestanden ist : 
Nicht mehr gehalten, da 1 Uhr 30 früh. Ich 
habe also Zeit, das spielt keine Rolle.  Ein 
bißehen Zeit nehmen müssen Sie sich auch 
für die Familie! Es wird notwendig sein, Ihnen 
den Spiegel vor das Gesicht zu halten, meine 
sehr geehrten Damen und Herren ! (Zustim­
mung bei der OVP.) 

In der OVP-Periode der vier Jahre gab es 
im Familienfonds Uberschüsse von 896 Mil­
lionen Schilling. In allen vier Jahren ! Der 
Herr Finanzminister Androsch hat im ersten 
Jahr bereits 799 Millionen Schilling erzeugt 
und dann mitgeteilt, es gebe keine Uber­
schüsse und er habe kein Geld zur Beihilfen-

Budgetansatz 1 000 S, und aus j edem Schilling 
-- siehe da - wurde eine interessante Geld­
vermehrung, denn tatsächlich betrugen die 
Uberschüsse 1 Milliarde Schilling. Aber der 
Herr Finanzminister hat kurz vor Ablauf 
dieses Budget j ahres noch erklärt: Es gibt keine 
Ubersrnüsse. 

1 972 hat sich dieses Spielchen wiederholt. 
Da hat der Herr Finanzminister erklärt, es 
gibt keine Uberschüsse. Im Dezember hat der 
Herr Bundeskanzler schriftlich erklärt, der 
Familienverband hat nicht recht, es gibt nur 
100 Millionen Schilling Uberschüsse, und vier 
Wochen später hat der Herr Finanzminister 
g esagt, es sind 940 Millionen Schilling Uber­
schüsse. Frau Staatssekretär Karl , wo schauen 
Sie denn in der Regierung hin? Wozu gibt es 
denn eine Frau Staatssekretär für Familien­
fragen? Sie schauen ja von der Regierung weg, 
wahrscheinlich um die Familien nicht unter­
stützen zu müssen. (Abg. L u k a s:  Das is t 
billig!) 

In den ersten vier Monaten 1 973 gibt es 
auch schon wieder 1 8 1  Millionen Schilling 
Uberschüsse, obwohl im Budget für das ganze 
Jahr nur 71 Millionen p räliminiert sind. Der 
Finanzminister sagt, die 1 8 1  Millionen Schil­
ling sind vielleicht ein bißchen hoch gegriffen, 
es sind noch nicht alle Schulbücher abgerech­
net. Bitte, es mag sein, daß man die Schul­
bücher im Schuljahr 1 972/73 erst zu Ostern 
ausgegeben hat ; das wäre ja möglich .  (Abg. 
Dr. R e  i n h a r t: Das ist eine Frechheitl) 

Der Herr Finanzminister erklärte heute : Die 
Stabilitätspolitik hat Vorrang, und daher 
mußte auch die Reservebildung beim 
Familienlastenausgleich herhalten. Hier wer­
den Familienlastenausgleich und Arbeits­
losenversicherung auf die gleiche Stufe ge­
stellt. 

Früher, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, hat man es anders gehört. Sogar der 
Kollege Erich Hofstetter hat am 24. November 
1972 hier noch erklärt, d aß die Sozialistische 
Partei lieber alles als direkte Beihilfe geben 
würde. Am gerechtesten wäre es zweifellos, 
"die steuerlichen Kinderermäßigungen über­
haupt abzuschaffen und statt dessen eine 
direkte Erhöhung der Kinderbeihilfen vorzu­
nehmen" . Dann wird aber wieder keine geneh­
migt. 

Ich glaube, unser Antrag ist sehr gemäßigt. 
Die Eltern wissen schon, was sie mit dem 
Geld anfangen können, wie sie es für ihre 
Kinder ausgeben sollen . (Abg. Dr. R e  i n­
h a  r t: ·Welche Eltern?) Die Eltern natürlich, 
die Kinder haben und die für diese Kinder 

erhöhung. Im zweiten Jahr, 197 1 ,  waren im sorgen, Herr Kollege Reinhart ! 
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Jetzt werde ich noch etwas über das kosten­

lose Schulbuch sagen. Die OVP ist für das 
kostenlose Schulbuch immer eingetreten. Aber 
den Weg, den die Sozialistische Partei gewählt 
hat, den Weg der Verschwendung, haben wir 
immer abgelehnt. (Zus timmung bei der OVP.) 
Nach Mitteilungen d es Herrn Unterrichts­
ministers werden im kommenden Schuljahr 
16 Millionen Schulbücher auf Kosten des 
Familienfonds ausgegeben und diese 16 Mil­
lionen Schulbücher s ind nach einem Jahr in 
der Mülltonne oder i n  irgendwelchen Kästen. 
(Abg. Hans M a y r: Im Bücherkasten der 
Kinder!) Ja, im Büche rkasten, selbstverständ­
lich !  Das Rechenbuch von der ersten Klasse ! 
Vielleicht sollten sich das einige von Ihnen 
noch anschauen, damit sie wissen, wie man 
rechnet und wie man wirtschaftet. (Beifall bei 
der OVP.) 

Der Finanzminister entwickelt nämlich hier 
kein Kostenbewußtsein, und zwar deshalb 
nicht, weil er es n i cht selber bezahlt. Mit 
anderer Leute Leder läßt sich leicht Riemen 
schneiden, sagt ein S p richwort. Er erspart sich 
nämliCh die Ausgaben, das zahlt ja der Fonds. 
Und nicht nur die Ausgaben für die Bücher 
zahlt der Fonds, sondern der Finanzminister 
erspart sich dabei auch noch die Ausgaben für 
die Kinder der Selbstträger. Wie er mir mit­
g eteilt hat, macht das beim Bund 1 75 Mil­
lionen Schilling aus ,  und bei den anderen 
Selbstträgern macht es noCh einmal diese 
Summe aus. Das sind also 350 Millionen 
SChilling, die der Finanzminister mit diesem 
GesChäft noch verdient. Das ist die 
sozialistische Familienpolitik, meine sehr ge­
ehrten Damen und Herrenl 

Kreisky hat 1971  s ehr deutlich gesagt :  Mit 
den Familienlastenausgleichsüberschüssen 
- sofern es sie gibt - wird Innenpolitik 
gemacht. Meine sehr geehrten Herren von der 
Sozialistischen Partei ' Die Regierung soll 
Familienpolitik machen und nicht das, was sie 
unter Innenpolitik - sprich Parteipolitik -
versteht! Dann werden wir uns auf dem Gebiet 
der Familienpolitik gemeinsam im Interesse 
unserer Familien wieder treffen. (Beifall bei 
der OVP.) 

Präsident: Nächste r  Redner ist der Herr 
Abgeordnete Jungwi rth. 

Abgeordneter Jungwirth (SPO) ; Herr Präsi­
dent!  Hohes Haus ! Wir Sozialisten haben 
getreu unserer Regierungserklärung die Idee 
der Gerechtigkeit für die Familien in Oster­
reich durch die bisher gesetzten Maßnahmen 
vertreten, und die g esamte Bevölkerung ge­
nießt und begrüßt heute die bestehenden Ein­
richtungen. 

Ich habe bereits im Ausschuß gesagt, daß 
man die Leistungen aus dem Familienlasten­
ausgleichsfonds nicht isoliert von den übrigen 
Leistungen betrachten kann. Meine Frau Kol­
legin Metzker hat schon darauf verwiesen, 
daß audl andere Akzente, vor allem auf bil­
dungspolitischem G ebiet, gesetzt wurden, die 
natürlich auch den Kindern in der Familie 
zugute kommen und die es vor allem der 
Mehrkinderfamil ie  erleichtern, den Bildungs­
nachteil , den sie bisher hatte, zu überwinden. 

Wir Sozialisten verstehen Gesellschaftspoli­
tik eng verbunden mit Familienpolitik. Es geht 
bei der Weiterentwicklung unserer Familien­
politik um eine sehr viel stärkere Verfeine­
rung der familienpolitischen Maßnahmen, um 
möglichst gezielt dort anzusetzen, wo nach­
weislich die Wurzeln von vorgefundenen 
Funktionsbeeinträchtigungen der Familien lie-
gen. 

Es geht in Verbindung damit vor allem um 
eine bessere Anpassung der Familienpolitik 
in das Koordinationssystem der in unserer 
Industriegesellschaft vorherrschenden Grund­
werte. (Ruf bei der avp: Vers tehen Sie das 
auch, was Sie sagen?) 

Und was tun Sie,  meine Herren von der 
Osterreichisdlen Volkspartei? Sie lizitieren, 
sie negieren alles das. Sie sind in Ihrem Be­
reich - gerade im Bereich der Familienpoli­
tik - genauso einfallslos, wie Sie es bisher 
waren. (Zus timmung bei der SPO.) Daher 
haben Sie sich auf die einfache Formel be-
schränkt, all die Politik, die wir Sozialisten 
in dieser kurzen Zeit - Familienpolitik, Bil­
dungspolitik - b etrieben haben, zu verteu­
feln. (Abg. Dr. M u s  s j 1: Es war eine Jammer­
politik, die Sie betreiben!) Ja, Herr Kollege 
Mussil, Sie werden vielleicht noch jammern 
bei meinen späteren Ausführungen. (Zwischen­
rufe. - Präsident Dr. M a l e t a übernimmt 
den Vorsi tz.) 

Und zwar fange ich jetzt gleich mit dem 
Höhepunkt dessen an, was Sie in der Lage 
sind, in der Familienpolitik zu tun. Der Höhe­
punkt ist wohl die  Weigerung der Lehrer, die 
Schulbuchaktion weiterhin durchzuführen, ja  
sie im Gegenteil zu boykottieren. (Abg. H a r­
w a l  i k: Seien Sie ja vorsichtig, Herr Abge­
ordneter!) Herr Kollege Harwalik! Ich möchte 
jetzt nur ganz kurz berichten, wie "Der Volks­
bote", ein Organ , das uns bestimmt nicht nahe­
steht, über diese Ihre Maßnahmen denkt. (Abg. 
H a  r w a l  i k, ein Blatt hochhal tend: Unter­
schrieben von Bundesrat Seidl! Nicht unsere 
Maßnahmen!) Das tut Ihnen eben weh, das 
weiß ich. Hier heißt es : 
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"Ein Boykott der Schulbuchaktion und der 
SChülerfreifahrten geht zu Lasten der Eltern, 
die sChon von einmal Chaos bei der Schul­
buchbeschaffung genug haben. Etwa aber gar 
keine Zeugnisse auszustellen oder keinen 
UnterriCht zu halten, würde vielleiCht die 
SChüler freuen, aber die Eltern kann man 
damit nur verärgern, nicht gewinnen." 

Das sChreibt das Organ "Der Volksbote" zu 
diesen Maßnahmen. (Abg. H a r w a l  i k: Die 
Zeugnisse wurden ausgestellt/ Und das hat 
Herr Bundesrat Seid1 unterschrieben!) Ich kann 
Ihnen nur versichern, Herr Abgeordneter Har­
walik . . .  (Weitere Zwischenrufe.) 

Präsident Dr. Maleta (das Glockenzeichen 
gebend) : Bitte sich um die mitternächtliChe 
Stunde etwas zu beruhigen, sonst kommt der 
Geist ! (Heiterkei t.) 

Abgeordneter Jungwirth (fortsetzend) : Wir 
sozialistisChen Bürgermeister haben uns bereit 
erklärt, für den Fall, daß die Lehrer das nicht 
machen, die Aktion selbst durchzuführen. Ver­
schiedene Elternvereine haben sich - und 
darüber freuen wir uns - dieser unserer Mei­
nung angeschlossen. (Abg. H a  r w a 1 i k: Wis­
sen Sie, daß das der sozialistische Bundesrat 
Seidl un terschrieben hat?) Sie sind jedenfalls 
in dieser Frage schlecht beraten, Herr Abge­
ordneter Harwalik ! (Abg. H a  r w a l  i k: Der 
sozialistische Bundesrat Seidl hat das unter­
schrieben! - Weitere, Zwischenrufe.) 

Abgeordneter Jungwirth (Jortse tzend) : 
Hohes Haus ! Warum haben wir diese Akzente 
in der Familienpolitik gesetzt? Herr Abgeord­
neter Harwalik ! Ich habe als Mann auch den 
Mut, von diesem Pult aus zu sagen, daß nicht 
alle Herren der Schöpfung Engelsflügel tra­
gen. Ich habe in meiner kleinen Gemeinde 
Gelegenheit gehabt, mit vielen Frauen, auch 
mit solchen von Ihrer Fraktion, darüber zu 
sprechen, was ihnen lieber ist, im September 
um 400 S GeLdleistung mehr oder freie Schul­
bücher. (Abg. H a  r w a l  i k: Wir brauchen 
keine Almosen!) Das haben schon andere ein­
mal gesagt. Es kommt aum noch zur Sprache, 
w as die Tiroler Bauernzeitung geschrieben 
hat. Das können Sie auch noch hören. 

Der Großteil der Frauen war für diese Sam­
leistung, weil sie, wie sie mir offen gesagt 
ha ben,  dann, wenn der Mann die 400 S ins 
Lohnsackerl kriegt, davon nichts sehen. (Abg. 
Dr. M u s  s i 1: Das ist unerhört! - Abg. H a  r­
w a l  i k: Was sind Sie für ein Gewerkschaf­
ter?) Jawohl, j awohl, das haben mir persön­
lich viele Frauen gesagt. (Abg. Dr. S c h w i m­
m e  r: Ein solches Niveau ist nur durch die 
Geis terstunde um Mit ternach t  entschuldbar!) 
Icb weiß, daß Sie dann, wenn man Ihnen die 
Wahrheit sagt, schreien. Jeder Hunrl smreit, 
wenn man ihm auf den Schwanz tritt. (Abg. 
Dr. S c  h w i m  m e r:  Eine Beleidigung von 
Zehntausenden, Hunderl tausenden Familien­
vätern , von Hunderttausenden Osterreichern!) 

Ich möchte Sie. Frau Dr. Hubinek, ersuchen : 
Gehen Sie einmal zu den Familienbeihilfen-Präsident Dr. Maleta: Bitte , meine Damen 
stellen bei den Finanzämtern und reden Sie und Herren, vielleicht beruhigen Sie sich jetzt 
dort mit den Referenten. Sie werden erfahren. etwas. (Abg. H a  r w a 1 i k: Das hat Bundes-

rat Seid1 unterschrieben!) Herr Abgeordneter welche Schicksale sich da täglich abspielen . 

Harwalik ! Aus diesem Grunde sind wir Sozialisten 

Abgeordneter Jungwirth (fortsetzend) : Herr 
Abgeordneter Harwalik ! (Abg. H a  r w a l  i k: 
So eine Dummheit! Reden Sie keinen Unsinn!) 
Ich weiß, daß Ihnen das weh tut, weil Sie die 
Elternsch.aft gegen sich haben, zumal diese 
Aktion gegen Eltern und Kinder gerichtet ist. 
(Abg. H a  r w 0 1 i k: Reden Sie keinen Unsinn/ 
Hat das Bundesrat Seidl un terschrieben oder 
nicht?) 

Präsident Dr. Maleta: Meine Damen und 
Herren! Ich bitte Sie, jetzt einmal auf den Prä­
sidenten zu hören! Ich bitte alle Abgeordneten, 
dann, wenn ich spreme, auf mich zu hören. 
(Abg. H a  r w a l  i k, siell von seinem Platz er­
hebend: Hat das Seidl unterschrieben oder 
nicht?) Herr Abgeordneter Harwalik! Setzen 
Sie sich niederl (Beifall bei der SPO.) Ich 

der Meinung, daß wir mit diesen Maßnahmen, 
die wir bisher gesetzt haben, auf dem richtigen 
Weg sind. (Beifall bei der SPO.) 

Noch vor zwei Jahren haben Sie, Herr Ab­
geordneter Harwalik, die freien Schulfahrten 
verteufelt (Abg. H a  r w a 1 i k: Nein!) und die 
Sache als Raub an den Familiengeldern be­
zeichnet. Ein Jahr danach haben Sie dem be­
treffenden Gesetz, mit einer wesentliChen Ver­
besserung, Ihre Ja-Stimme gegeben. (Abg. 
H a  r w a l  i k: Es ist ein gewerkschaftlicher 
Mitternach tsspuk, was Sie hier treiben!) Herr 
Abgeordneter Harwalik ! Stimmt es oder 
stimmt es nicht, daß Sie damals auch die freien 
Schulfahrten abgelehnt haben1 (Abg.  H a  r­
w a 1 i k: Nein!) Jawohl, Sie haben es als Raub 
an den Familienge1dern bezeichnet. (Weitere 
Zwischenrufe.) 

brauche keinen Beifall von der sozialistischen Präsident Dr. Maleta (das Glockenzeichen 
Seite. Ich werde mir schon selber Ruhe ver- gebend) : Also, meine Damen und Herren, 
schaffen. einen sehr würdevollen Eindruck macht das 
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wirklich nicht. Vielleicht kann m an sich auf 
allen Seiten etwas zurückhalten.  (Beifall bei 
der SPO.) Auf allen Seiten! (Abg. Doktor 
B I  e n k :  Kennen Sie dieses Bla t t  nicht?) 

Abgeordneter Jungwirth (fortse tzend) : Las­
sen Sie mich mit diesem Blatt in Ruhe! Das 
steht eindeutig fest. Ich glaube, Kollege Neu­
ner ist im Unterausschuß gesessen, die Frei­
heitliche Partei ist bei den freien Schulfahrten 
mit uns gegangen, die asterreichische Volks­
partei hat abgelehnt und hat gesagt, das sei 
ein Raub an den Familiengeldern. Oder stimmt 
das nicht? 

Ich wollte Ihnen nur vor Augen halten, 
daß Sie, Herr Abgeordneter Mussil ,  immer mit 
einer gespaltenen Zunge sprechen. (Beifall bei 
der SPO.) Ein Jahr später waren Sie dann 
dafür. 

Nun möchte ich Ihnen nur ganz kurz in Er­
innerung rufen, was wirklich ein Raub an den 
Geldern der österreichischen Familien war. 
Das kommt auch nicht von ungefähr. 

Frau Abgeordnete Hubinek ! Sie kennen 
diese Zeitschrift (der Redner häl t eine Zei t­
schrift hoch). Es ist Ihre Zeitschrift . Wissen Sie, 
was Sie damals dazu geschrieben haben? Es 
heißt hier : 

"Aber eine sehr heitere Sache ereignete 
sich, als der kürzlich konstituierte Beirat beim 
Finanzminister am 25 . März eine Sitzung ab­
hielt, also wenige Tage vor dem Bekannt­
werden der Absicht des Planes, den Familien­
reservefonds auszuräumen : In dieser Sitzung 
wurde über die mögliche Steigerung der Ein­
nahmen des Familienlastenausg l eiches dis­
kutiert. Es wurden alle Teilnehmer um Vor­
schläge, um Alternativen - bitte sehr - er­
sucht, aber sie wurden nicht über die Absicht 
des Finanzministers informiert, die Mittel zu 
kassieren."  "Aber der Gipfel der  Groteske -
man könnte hier noch zahllose Beispiele brin­
gen - liegt wohl darin, daß laut dem Gut­
achten des Bundeskanzleramtes der Bundes­
kanzler als Vorsitzender seines Familienpoli­
tischen Beirates gegen die Absicht des Finanz­
ministers protestiert hat. Das ist schriftlidl 
festgelegt. Und dann stimmt der Bundeskanz­
ler im Ministerrat für den Vorschlag des 
Finanzministers, also gegen das Gutachten des 
eigenen Beirates." 

So war es damals.  Und Sie machen uns und 
der Frau Staatssekretär solche Vorhaltungen. 
So war es wirklich. 

Sie waren früher einmal dafür,  daß es nur 
eine gestaffelte Kinderbeihilfe nach der An­
zahl der Kinder geben soll .  Auch darüber sind 
Sie schon hinweggekommen. Sie sind dann 
darauf gekommen, man möge die Familien-

beihilfe nach dem Kindesalter staffeln - das 
steht auch in Ihrer Zeitschrift "familie" 84/ 
19/4. Heft (Abg. Dr. Marga H u b  j n e k: 
Unbestritten!) -, weil Sie gen auso wie wir der 
Meinung waren, daß eine l ineare Erhöhung 
der Beihilfen die Kleinstkinder dann b esser 
stellen würde als einen Mittelschüler, weil 
die Kinderkosten bei Kleinstkindern dann zu 
mehr als SO Prozent gedeckt wären. Das war 
Ihre Ansicht. (Abg. Dr. B a u  e r: Was hat Ihre 
Partei für die Großfamilien gemach t  außer 
Benachteiligungen?) Ich werde noch darauf 
zurückkommen. (Rufe bei der OVP: Jetzt!) 
Nein. Der Reihe nachl Jetzt möchte ich mich 
mit dem Geist der Tiroler Bauernzeitung be­
schäftigen. 

Herr Kollege Leitner! Weil S ie hier so hef­
tig auf den Plan getreten sind, muß ich sagen : 
Wir Sozialisten haben im J ahre 1954 gefor­
dert, daß die Kinderbeihilfe - damals Er­
nährungsbeihilfe - auf die gesamte Bevölke­
rung, also auch auf die Selbständigen, ausge­
dehnt wird. (Beifall bei der SPO. - Abg. 
Dr. S c  h w j m m e  r: Was schrieb die "Arbei­
ter-Zeitung" damals?) Ab 1 .  Jänner 1955 
wurde das Wirklichkeit, was die Tiroler 
Bauernzeitung im September 1 954, als dieses 
Problem schon hier im Parlament zur Ver­
handlung gestanden ist, geschrieben hat : Wir 
lassen unsere Kinder nicht kollektivieren. Wir 
sind stolz, daß wir unsere Kinder aus unserer 
eigenen Scholle ernähren können, wir verzich­
ten auf eine staatliche Beihilfe. - Das haben 
Sie im Jahre 1954 gesagt. Heute können Sie 
nicht genug kriegen. 

Ich darf Ihnen offen und ehrlich sagen : Sie 
sind eine Partei, die konserv ativ ist und kon­
servativ bleibt, auch in der Familienpolitik! 

Ich möchte Ihnen entgegenhalten, wie die 
- das ist auch wieder aus der Zeitschrift 
"familie" - damalige Ministerin der CDU 
Brauksiepke über dieses Problem denkt. Ich 
darf Ihnen vielleicht ganz kurz in Erinnerung 
rufen : 

"Gezielter Abbau von familialen Leistungs­
behinderungen . 

Hier kann es nun nicht darum gehen, die 
Familie abzuschaffen, wohl aber muß es einer 
Familienpolitik, die sich in das gesellschaft­
liche Wertsystem einpaßt, darum gehen, die 
vermeidbaren Behinderungen zu beseitigen. 
Es gibt eine Reihe von famili al bedingten Fak­
toren der Ungleichheit der Startpositionen 
junger Menschen, die sich durch eine syste­
matische Gesellschafts- und Familienpolitik 
überwinden lassen. Sie müssen gerade eine 
demokratische Familienpolitik zu gezieHen 
Maßnahmen herausfordern." 
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So fortschrittlich sind Ihre Freunde in der bare Zahlung von Familienzulagen nicht zuge­
deutschen Bundesrepublik! Und wir haben uns mutet werden kann. Eine solche Zumutung 
zu diesen Maßnahmen b ekannt. würde zur Benachteiligung kinderreicher 

Es ist ja äußerst interessant, Ihre Zeitschrift 
zu verfolgen. Sie hätten im Jahre 1 97 1  einen 
schönen Kuhhandel gemacht . . .  (Abg. Doktor 
M u s  s i 1: Wieder eine Zeilschriftl) Ja, es ist 
sehr gut, wenn man sich solche Zeitschriften 
aufhebt. Sie haben in Ihrer Zeitschrift im 
Jahre 1 97 1  den Vorschlag gebracht: "Bundes­
anstalt für Familienlastenausgieich" . Es ist 
äußerst interessant, was da drinnen steht, was 
Sie aus dem Familienlastenausgleich alles be­
zahlen wollen, wenn es gelingen sollte, eine 
solche Bundesanstalt für Familienlastenaus­
gleich zu erreichen. Da schreiben Sie :  

"Die Besorgung des Familienlastenaus­
gleichs im Wege der Selbstverwaltung hätte 
auch den Vorteil, daß innerhalb bestimmter 
Grenzen eine elastische und bedarfsnahe Er­
gänzung der Beihilfen durch besondere Maß­

Dienstnehmer auf dem Arbeitsmarkt führen . . .  

Unter der Annahme, daß die Personalpolitik 
des Bundes , der Länder und der Gemeinden 
eine Benachteiligung der Dienstnehmer mit 
Kindern ausschließt, und in der Erwägung, daß 
im Bereidl der Arbeitslosenversicherung, der 
Kriegsopferversorgung, der Opferfürsorge und 
der Kleinrentnerunterstützung, deren Aufwand 
der Bund trägt, sowie im Bereich der den 
Ländern obliegenden öffentlichen Fürsorge 
e ine Auswahl überhaupt nidlt stattfindet, wur­
den diese Gruppen nicht in den Ausgleidls­
fonds einbezogen." 

Das hat Ihr Ehrenpräsident geschrieben. Das 
nur zu Ihrer Information ! (Abg. Dr. B a u  e r: 
Jetzt werden Sie noch behaupten, daß die 
SPO die Familienpolitik erfunden haU) 

nahmen der Gemeinschaftshilfe erfolgen Ich möchte sagen, daß der Staat ja  außer­
könnte. Zu denken wäre etwa an die Beistel- dem, was der Privatunternehmer nicht tut, für 
lung von Familienhelferinnen oder Beratungs- jedes Kind 1 50 S Kinderzulage gibt. (Abg. 
stellen für Eltern."  All das wollten Sie aus Dr. N e u  n e  r :  Den Zellel vom Herrn Doktor 
dem Familienlastenausgleich bezahlen. "In Fäl­
len besonderer Bedürftigkeit könnte eine 
Familienanstalt dem Einzelfall entsprechende 
außerordentliche Unterstützungen erbringen. 
Zu denken wäre hier etwa an behinderte Kin­
der, Unglücksfälle in Familien und so weiter. 

Es könnte bei der Schaffung einer solchen 
Institution sogar daran gedacht werden, eine 
organisierte Beratung für verschiedene Pro­
bleme der Haushaltsführung einzurichten. Die 
Bundesanstalt könnte auch die Pflicht erhalten, 
Vlerbe- und Aufklärungsarbeit für die Ge­
staltung eines gesunden und zeitgemäßen 
Familienlebens zu entfalten." Das wollten Sie. 
(Abg. Dr. T u 1 1  überreicht dem Redner einen 
Zet tel. - Abg. Dr. N e u  n e r: Bravo, Doktor 
Tull! - Hei terkei t.) 

Und nun noch ein paar Worte zu dem, was 
Herr Kollege Dr. Leitner zur Selbstträgerschaft 
gesagt hat. Er hat es auch im Ausschuß gesagt 
und in einem Artikel in der "Tiroler Tages­
zeitung" geschrieben. 

Ich möchte dazu sagen, daß vom Verfas­
sungsdienst des Bundeskanzleramtes eine ent­
sprechende Stellungnahme vorliegt, die dem 
nichts entgegenstellt. Es ist äußerst inter­
essant, was Ihr damaliger Ehrenpräsident 
Hans Schmitz in der "familie" - er ist inzwi­
schen schon verstorben - darüber geschrie­
ben hat :  

Tull lesen, bit te! - Heiterkeit.) Sehr verehrte 
Damen und Herren ! Ich werde gleich zum 
Schluß kommen. (Neuerliche Hei terkeit. -
Abg. G r a f: Das ist aber schön!) Wir Soziali­
sten halten an dem Sprichwort fest:  "Spare in 
der Zeit, ,dann hast du in der Not." (Heiter­
keit.) 

Ich möchte die Frau Abgeordnete Hubinek 
dahin gehend berichtigen: Sie hat von einem 
bereits vorhandenen Uberschuß im Ausmaß 
von über 5 Milliarden gesprochen. Ich muß 
das beridltigen: Der derzeitige Dbersdluß, der 
zur Verfügung steht und nidlt dafür verwen­
det wird, um Budgetlöd1er zu stopfen, wie es 
früher geschehen ist, beträgt nur 2 lv1illiarden 
Schilling. 

Wir werden den Reservefonds, der gesetz­
lich normiert ist, nicht bis auf den letzten 
Groschen ausräumen lassen. Vielmehr werden 
wir Sozialisten zu gegebener Zeit wiederum 
für gezielte familienpolitische Maßnahmen die 
Ubersmüsse des Familienlastenausgleichs­
fonds heranziehen. (Abg. Dr. M u s  s i 1: Aha!) 

Ich darf vielleicht darauf verweisen, daß wir 
beabsichtigen, die Geburtenbeihilfe von 2000 
auf 4000 S zu erhöhen. Aber auch damit sind 
Sie in Ihrem Heft nicht einverstanden. Sie 
smreiben bezüglich der Ankündigung des Bun­
deskanzlers : 

"Die Errichtung des Ausgleichsfonds ist er- "Dazu wurde vom Familienbund in einer 
forderlich, weil der Wirtschaft, die die Dienst- Stellungnahme, die auch durch die Presse ging, 
nehmer nam Leistung entlohnt, eine unmittel- erklärt: 
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1 .  Die Bekämpfung der Säuglingssterblich­
k e it ist Sache der Gesundheitspolitik, nicht der 
F amilienpolitik . . .  

Dazu darf ich Sie jetzt kurz auf einen Arti ­
k e l  aus dem "Kurier" verweisen, in dem steht,  
daß die Ärzte an der hohen Kindersterblich­
keit in Osterreich nicht schuld sind. 

Wir Sozialisten werden selbstverständlich 
dem Antrag der Abgeordneten Metzker unsere  
Zustimmung geben. Die  drei übrigen Anträge 
lehnen wir deshalb ab, weil sie von der üb­
l ichen Gießkannenmethode nicht abgehen. 
(Beifall bei der SPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Ing. Schmitzer. Ich ertei le  
es  ihm. 

Abgeordneter Ing. Schmitzer (OVP) : Hohes 
Haus l Meine sehr verehrten Damen und Her­
ren! In Anbetracht der fortgeschrittenen Zeit 
möchte ich über die Ausführungen des Kol­
legen Jungwirth den Mantel der christlichen 
Nächstenliebe zumindest derzeit breiten (Bei­
faIJ bei der OVP), weil ich annehme, daß wir 
im Herbst ausreichend Gelegenheit haben wer­
den, uns über die Familienpolitik der sozia­
l istischen Bundesregierung zu unterhalten und 
uns  mit ihr auseinanderzusetzen, und zwar  
nicht nur über den Familienlastenausgleich,  
s ondern über die  gesamte Breite der Familien­
politik dieser Regierung. 

Nur einige Bemerkungen, Herr Kolleg e  
Jungwirth, zu Ihren Angriffen auf die Lehrer. 
Sie haben einen Lehrer vor sich. Wir werd e n  
u n s  i m  Herbst zur Diskussion melden und 

mit mir gemeinsam einen Antrag stellen. Das 
ist nicht geschehen. Es ist auch ganz e gal, 
Hauptsache ist, daß die benachteiligten Wai­
sen ihre Vorteile genießen. 

Ich bin ebenfalls dafür, daß die Waisen 
genauso behandelt werden wie die Lehrlinge, 
die Lehrlingsentschädigung bekommen, d aß 
die Waisenpension genauso wie die Lehrlings­
entschädigung nicht dem Einkommen zuge­
rechnet wird. 

Aber, Frau Kollegin Metzker, es ist bedauer­
lich, daß diese 1000-S-Freigrenze nicht auf 
1500 S erhöht wurde. Das nicht wegen der 
W aisen, diese sind j a  jetzt ausgenommen, 
sondern deswegen, weil es viele benachteiligte 
junge Menschen gibt, vor allem junge Men­
schen, die aus irgend welchen Gründen - ich 
habe es im Ausschuß schon gesagt, ich habe 
da einige konkrete Fälle vor mir - nicht ein 
volles Einkommen haben können. Diese Men­
schen fallen durch ihr geringes Einkommen 
- 1000 S verdient auch ein Behinderter r ela­
tiv rasch - aus der Familienbeihilfe heraus. 
Nur für diese war mein Antrag, die Einkom­
mensgrenze auf 1 500 S zu erhöhen, gedacht. 

Ich hoffe, daß, wenn wir im Herbst wieder 
einen solchen Antrag stellen, Sie dann auch 
diesem Antrag Ihre Zustimmung geben. Ich 
weiß, das ist wahltaktisch keine große Sache, 
aber es ist sicherlich eine echte soziale Tat 
für diese bedauernswerten Menschen. Ich 
wollte Sie heute nur noch bitten, nächstes Mal 
meinem Antrag Ihre Zustimmung zu geben. 
(Beifall bei deI OVP.) 

einiges darüber zu sagen haben. Präsident Dr. Maleta: Zum Wort ist nie­
mand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlos­

Folgendes möchte ich zurückweisen : Ihre sen. - Der Herr Berichterstatter verzichtet auf 
Beleidigung den Familienvätern gegenüber. das Schlußwort. 
D enn wenn Sie die Familienväter als Säufer 
hinstellen, die alles versaufen, müßten Sie ,  
den Gesetzen der Logik folgend, sofort bean­
tragen, daß der Lohn ab morgen als Sachlei­
stung ausbezahlt wird (Beifall bei deI OVP), 
w eil es Menschen geben könnte, die den Lohn 
versaufen. Darüber werden wir uns, wie ge­
s agt, noch im Herbst unterhalten. 

Nun zu den Anträgen 82/ A und 63/ A der 
fortgeschrittenen Zeit wegen nur einige Sätze . 

Auch wir werden dem Antrag Metzker 
unsere Zustimmung geben, und zwar des­
w egen, weil die Initiative ja  von uns kam. 
Frau Kollegin Metzker, Sie werden mir be­
stätigen, daß ich zu Beginn der Session 1 972/ 
1 973 mit Ihnen im Haus gesprochen habe, und 
zwar auf Grund eines ganz konkreten Vorfal­
les in St. pöHen. Das werden Sie zugeben, Sie 
haben damals gesagt, Sie werden sich vom 
Finanzminister grünes Licht holen und werden 

Wir gelangen somit zur A b  s t i m  m u n g. 

Da Zusatzanträge vorliegen, lasse ich ge­
trennt abstimmen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
Artikel I bis einschließlich Z.  3 in 861 der Bei­
lagen ihre Zustimmung erteilen, sich von den 
Sitzen zu erheben. - Einstimmig angenom­
men. 

Es liegt nunmehr ein Zusatzantrag der Ab­
geordneten Dr. Marga Hubinek, Melter und 
Genossen auf Einfügung dreier neuer Zif­
fern, 3 a , 3 b und 3 c, vor. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem 
Zusatzantrag ihre Zustimmung geben, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Das ist die Minder­
heit, abgelehnt. 

Damit ist der Zusatzantrag zu Artikel II 
betreffend die Einfügung eines neuen Absat­
zes 1 a gegenstandslos. 
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Wir gelangen daher zur Abstimmung über schaftliche Schäden nach sich ziehen würden, 
die restlichen Teile des Gesetzentwurfes. vorbeugend ein langfristiges Sanierungspro­

Ich bitte j ene Damen und Herren, die diesen 
restlichen Teilen des Gesetzentwurfes sowie 
Titel und Eingang in 861 der Beilagen zustim­
men, sich von den Sitzen zu erheben. - Ein­
stimmig angenommen. 

Damit ist die zweite Lesung beendet. 

Der Herr Berichterstatter beantragt die 
sofortige Vornahme der dritten Lesung. -
Kein Einwand. 

Ich bitte somit j ene Damen und Herren, die 
dem vorliegenden Gesetzentwurf auch in drit­
ter Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Ich stelle Einstim­
migkeit fest. Damit ist der Gesetzentwurf auch 
in dritter Lesung a n g e n  0 m m e n. 

7. Punkt: Bericht des Finanz- und Budgetaus­
schusses über den Antrag 81/A (II-2699 der 
Beilagen) der Abgeordneten Wielandner, Slei­
ner, Meißl und Genossen betreffend ein Bun­
desgesetz, mit dem das Katastrophenfonds­
gesetz neuerlich geändert wird (862 der Bei-

lagen) 

Präsident Dr. Maleta: Wir gelangen zum 
7. Punkt der Tagesordnung: Bericht des 
Finanz- und Budgetausschusses über den An­
trag 87/A betreffend eine ' neuerliche Abände­
rung des Katastrophenfondsgesetzes. 

Berichterstatter ist der Abgeordnete Lukas.  
Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Lukas: Herr Präsident I 
Hohes Hausl Ich berichte im Auftrag des 
Finanz- und Budgetausschusses über den An­
trag 87/A der Abgeordneten Wielandner, Stei­
ner, Meißl und Genossen betreffend ein Bun­
desgesetz, mit dem das Katastrophenfonds­
gesetz neuerlich geändert wird (87/ A) . 

Dieser Antrag wurde am 3. Juli 1973 im 
Hohen Haus eingebracht und am 5 .  Juli im 
Finanz- und Budgetausschuß behandelt. Die 
beantragenden Abgeordneten haben diesem 
Antrag folgende Erwägungen zugrunde gelegt: 

Die Lawinenkatastrophen des vergangenen 
Winters und Erhebungen des Bundesministe­
riums für Land- und Forstwirtschaft haben mit 
aller Deutlichkeit gezeigt, welcher zunehmen­
den Gefährdung die sidl rasch ausweitenden 
Siedlungs-, Verkehrs- und Wirtschaftsräume 
in den Alpentälern durch Lawinen ausgesetzt 
sind. Es gilt auch diesem Sektor entsprechende 
Beachtung zu schenken und hier, ehe diese 
Gebiete von verheerenden Lawinenkatastro­
phen betroffen werden, die über das direkte 
Katastrophenereignis hinaus bedeutende wirt-

gramm zu verwirklichen. 

Im Rahmen eines langfristigen Lawinenson­
derprogramms sollten diese Maßnahmen noch 
1 973 mit der Jahresrate von 30 Millionen 
Schilling in Angriff genommen werden, was 
die Zufuhr entsprechender zusätzlidler Mittel 
erforderlich macht. 

Weiters sind besonders in der Steiermark 
Hochwasserereignisse eingetreten, die es er­
forderlich machen, zur Katastrophenreserve 
des Bundesministeriums für Land- und Forst­
wirtsdlaft zusätzliche Mittel - 20 Millionen 
Schilling für die Wildbachverbauung und 
20 Millionen Schilling für Flußbau- und Kon­
kurrenzgewässer - für Sofortmaßnahmen zur 
Schadens behebung an den Gerinnen und allen­
falls für vorbeugende Maßnahmen zur Ver­
fügung zu stellen. 

Da beim Subkonto A des Katastrophenfonds 
rund 366 Millionen Schilling erliegen, soll die 
Bedeckung der oben aufgezeigten Erforder­
nisse durch eine Umsdlichtung der 70 Mil­
lionen Schilling vom Subkonto A auf das Sub­
konto E erfolgen. Damit kann den unbedingten 
Erfordernissen an Schutzvorkehrungen Rech­
nung getragen werden, ohne die Vorsorge für 
Schäden an privatem Vermögen ernstlidl zu 
gefährden. 

Der ob genannte Antrag wurde im Finanz­
und Budgetaussdluß behandeit. 

Nach einer Debatte, an der sidl außer dem 
Berichterstatter die Abgeordneten Neumann, 
Josef Schlager , Kern, Dipl .-Ing. Dr. Leitner 
und Wielandner sowie der Bundesminister für 
Finanzen Dr. Androsch beteiligten, wurde der 
Antrag mit Stimmeneinhelligkeit angenom­
men. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der 
Finanz- und Budgetausschuß durch mich den 
A n  t r a g, der Nationalrat wolle dem vorlie­
genden Gesetzentwurf die verfassungsmäßige 
Zustimmung erteilen . 

Ich beantrage, falls Wortmeldungen vorlie­
gen, Spezial- und Generaldebatte unter einem 
abzuführen. 

Präsident Dr. Maleta: Wortmeldungen lie­
gen keine vor. Wir gelangen somit zur A h­
s t i m m u n g. 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf samt Titel und 
Eingang in 862 der Beilagen ihre Zustimmung 
erteilen, sich von den Sitzen zu erheben. -
Einstimmig angenommen. 
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Präsident Dr. Maleta 

Der Herr Berichterstatter beantragt die Falls Wortmeldungen vorliegen, schlage ich 
sofortige Vornahme der dritten Lesung. - die Vornahme der General- und Spezial-
Kein Einwand. debatte unter einem vor. 

Ich bitte somit jene Damen und Herren, die Präsident Dr. Maleta: Die Frau Bericht-
dem vorliegenden Gesetzentwurf auch in drit- erstatter beantragt, General- und Spezial­
ter Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich von debatte unter einem vorzunehmen. - Einwand 
den Sitzen zu erheben. - Ich stelle Einstim- wird nicht erhoben. 
migkeit fest. Der Gesetzentwurf ist somit auch 
in dritter Lesung a n g e n  0 m m e n.  

8. Punkt : Bericht des Verfassungsausschusses 
über den Antrag 88/A {II-2712 der Beilagen} 
der Abgeordneten Anneliese Albrecht und Ge­
nossen betreffend Änderung des Preisbestim­
mungsgesetzes 1 912, BGBl. Nr. 271 (865 der 

Beilagen) 

Präsident Dr. Maleta: Wir gelangen zum 
8. Punkt, um den die Tagesordnung ergänzt 
worden ist : Änderung des Preisbestimmungs­
gesetzes 1 972. 

Berichterstatterin ist Frau Abgeordnete 
Anneliese Albrecht. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatterin Anneliese Albrecht: 
Hohes Haus ! Der Initiativantrag 88/A wurde 
in der 76. Sitzung des Nationalrates am 4. Juli 
1973 eingebracht . Er hat eine Novellierung des 
Preisbestimmungsgesetzes 1 972 zum Gegen­
stand und wurde dem Verfassungsausschuß 
zur Vorberatung zugewiesen. 

Anläßlich der Ausschußverhandlungen am 
9. Juli 1 973 haben die Abgeordneten Doktor 
Mussil, Erich Hofstetter, Dr. Fiedler und Anne­
liese Albrecht einen Abänderungsantrag ein­
gebracht. 

Durch den Gesetzentwurf in der Fassung 
dieses Abänderungsantrages soll vor allem 
die bisher m i t  30. September 1 973 begrenzte 
Geltungsdauer des Preisbestimmungsgesetzes 
bis 30. September 1974 verlängert werden. 

Artikel I d e s  Entwurfes enthält eine Ver­
fassungsbestimmung, durch welche die Bun­
deskompetenz in Gesetzgebung und Voll­
ziehung hinsichtlich der im Preisbestimmungs­
gesetz vorgesehenen Maßnahmen sicher­
gestellt wird. 

Nach Wortmeldungen der Abgeordneten 
Dr. Koren, Dr. Mussil, Erich Hofstetter, Doktor 
Broesigke und Dr. Heinz Fischer hat der Ver­
fassungsausschuß einstimmig beschlossen, dem 
Hohen Haus durch mich die Annahme des 
Gesetzentwurfes in der dem Ausschußberidü 
beigedruckten Fassung zu empfehlen. 

Der Verfassungsausschuß stellt somit den 
A n  t r a g, der Nationalrat wolle dem dem 
Ausschußbericht angeschlossenen Gesetzent­
wurf die verfassungsmäßige Zustimmung 
erteilen. 

Wir gehen somit in die Debatte ein. Als 
erster zum Wort gemeldet ist der Abgeordnete 
Dr. Mussil. Ich erteile es ihm. (Rufe bei der 
SPO: 0 je!) 

Abgeordneter Dr . Mussil (OVP) : Hohes 
Haus I M eine sehr geehrten Damen und 
Herren I Ich werde mich wegen der vorge­
rückten S tunde sehr kurz halten, möchte aber 
zum Preisbestimmungsgesetz doch folgendes 
sagen. 

Zunächst zum Preisindex . Der Herr Bundes­
kanzler hat gestern mit stolzgeschwellter Brust 
verkündet,  daß der Index von 8 , 1  Prozent auf 
7,2 Prozent gefallen wäre ; das hat bei Ihnen 
einen frenetischen Applaus nach sich gezogen. 
Meine H erren, ich darf eines sagen : 7,2 Pro­
zent sind immerhin eine beachtliche Größe. 
und Sie sind sehr bescheiden geworden in 
Ihren Ansprüchen. Aber immerhin : Mir sind 
bescheidene Sozialisten lieber als unbeschei­
dene. (Heiterkeit und Zustimmung bei der 
OVP.) 

Ich darf Ihnen noch etwas sagen, meine 
Damen und Herren : Ich habe den Eindruck 
gehabt, d aß Sie der Meinung sind und auch 
der Bundeskanzler der Meinung war, daß eine 
Trendumkehr vor sich gegangen sei oder sich 
anbahnen würde. 

Ich fürchte, daß ich Sie da etwas enttäuschen 
muß. Die Situation ist so, daß vom Mai auf 
Juni 1 972 der Indexsprung 1 ,5 Prozent aus­
gemacht hat - da war vor allem der Strom­
preis enthalten -, und in diesem Jahr , 1973, 
war vom Mai auf Juni der Sprung nur 0,7 Pro­
zent. Diese Differenz in der Kurve macht die 
Verringerung aus, und ich befürChte, daß im 
Juli oder spätestens im August ein gewisser 
Nachholeffekt eintreten wird. 

Ich möchte darüber hinaus noch eines sagen : 
0.7 Prozent pro Monat sind mit zwölf multi­
pliziert pro Jahr immerhin 8,4 Prozent, meine 
Damen und Herren ! (Abg. H a  a s: Das is t eine 
Rechnung!) Und das ist immerhin eine sehr 
erkleckliche Ziffer. 

Aber für diese Senkung auf 7,2 Prozent war 
im wesentlichen nicht nur die Regierung ver­
antwortlich, sondern das ist der Disziplin der 
Handels-, der Gewerbe- und der Wirtschafts­
treibenden zu verdanken, meine sehr geehrten 
Damen und Herren. (Abg. S k r i t e k: Das 
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Dr.  Mussil 
bringen Sie nicht einmal um Mit ternacht an 
den Mann! - Weitere Zwischenrufe bei der 
SPO.) Und die sollen als Dank für ihre Dis­
ziplin, meine Damen und Herren, nach Ihrem 
letzten Entwurf und nach Ihrem Ent­
schließungsantrag mit der Knute eines fast 
nahtlosen Preisstopps ohne Lohnstopp belohnt 
w erden! 

Sie haben fünf Entwürfe vorgelegt . Jeder 
Entwurf war schlechter oder weniger 
administrabel als der andere. Alle zusammen 
waren kabarettreif, darüber sind wir uns 
durchaus einig gewesen. 

Sie wollten vor allem die multinationalen 
Unternehmungen in den Griff bekommen. Ich 
habe darüber nachgedacht:  Die multi­
nationalen Unternehmungen wirken ja nicht 
so auf die Preise ein, wesentlich mehr ist es 
die Steigerung der Weltmarktpreise, der Roh­
stoffpreise, die auf den Weltmärkten bei 
\11,' olle in einer Größenordnung von 300 Pro­
zent, bei Baumwolle von 200 Prozent und bei 
Leder von 100 Prozent in die Höhe gehen. 
Warum, habe ich mich gefragt, schickt sich die 
österreichische Regierung nicht an, jetzt end­
lich einmal auch die Weltmarktpreise regeln 
zu wollen. Das wäre das, was Sie noch tun 
sollten, meine verehrten Damen und Herren. 
Dann wäre die Kabarettreife dieses Gesetz­
entwurfes vollkommen fertig. 

Ich möchte abschließend sagen, daß wir 
diesen Vorschlägen, auch Ihrem Ent­
schließungsantrag nicht zustimmen können. 
Wir haben einen Entschließungsantrag ein­
zubringen. Wir haben fundierte Vorschläge 
in den Parteienverhandlungen vorgebracht: 
eine Senkung des 8 Prozent-Mehrwertsteuer­
satzes auf 6 Prozent, Einbeziehung von Benzin, 
Dieselöl und Handelsdünger in diesen ver­
minderten Satz. Das würde etwa 1 bis 1 ,5 Pro­
zent Indexauswirkung haben. Da müßte der 
Herr Präsident Benya seine Benya-Formel von 
mindestens 10 Prozent um 1 ,5 Prozent redu­
zieren. (Zwischenruf.) Selbstverständlich, weil 
sie dadurch eine entsprechende Entlastung er­
fahren. 

Der Finanzminister müßte Einsparungen 
durchführen, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, und müßte das, was er an Mehr­
einnahmen erzielt, für die Abdeckung dieser 
Beträge verwenden. (Abg. H a  a s: Be­
deckungsvorschlag, Herr Generalsekretär!) 
Das ist ein geschlossenes Konzept, und ich 
darf Ihnen nur eines sagen, Kollege Haas : 
Wenn Sie draufgekommen wären, dann hätten 
Sie es vorgelegt und beschlossen. Sie sind nur 
dagegen, weil  es von uns kommt. Das ist eine 
Selbstverständlichkeit. (Beifall bei der OVP.) 

Ich darf daher abschließend folgenden 
E n t s c h i  i e ß u n g s a n  t r a g  verlesen. 

Entschließungs antrag 

der Abgeordneten Dr. Mussil und G enossen 
betreffend Maßnahmen der Bundesregierung 
zur Wiedergewinnung der Stabilität. 

Der Nationalrat wolle beschließen : 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, 
als Maßnahme zur Beruhigung des Preis­
niveaus dem Nationalrat ehebaldigst eine 
Regierungsvorlage zuzuleiten, durch die der 
ermäßigte Satz der Mehrwertsteuer um 
2 Prozent gesenkt wird, sodaß eine Sen­
kung des Verbraucherpreisindex um mehr 
als 1 Prozent erreicht werden kann. Gleich­
zeitig sind Treibstoffe Und Handelsdünger 
in den ermäßigten Steuers atz einzubeziehen. 
Schließlich muß sichergestellt sein, daß 
die Weitergabe der Senkung des Mehr­
wertsteuersatzes auch tatsächlich erfolgt. 

-- Dazu wären wir beim Preisbestimmungs­
gesetz bereit. -

Die Bundesregierung wird weiters auf­
gefordert, alle Maßnahmen des Bundes 
(Erhöhung der Tarife, Gebühren und 
Steuern) zu unterlassen, wodurch der 
inflationsgeplagten österreichischen Bevöl­
kerung neue Lasten aufgebürdet werden. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren ! 
Das ist unser Entschließungsantrag. 

Dem Gesetzentwurf werden wir zustimmen, 
Ihrem Entschließungsantrag nicht. (Beifall bei 
der OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Der Entschließungs­
antrag der Abgeordneten Dr. Mussil und Ge­
nossen ist genügend unterstützt und steht 
daher mit in Verhandlung. 

Als nächster zum Wort gemeldet ist der 
Abgeordnete Erich Hofstetter. Ich erteile es 
ihm. 

Abgeordneter Erich Hofstetter (SPO) : Herr 
Präsident! Hohes Haus ! Herr Generalsekretär 
D1. Mussil hat in sehr launiger Weise hier 
über ein Problem gesprochen, das Mittelpunkt 
langwieriger Verhandlungen war. Ich möchte 
hier auch sagen, daß dieses Problem - Sen­
kung der Mehrwertsteuer - schon eindring­
lich diskutiert wurde. 

Im übrigen ist die beantragte Verlängerung 
mit einer geringfügigen Verbesserung des 
PI eis bestimmungsgesetzes eine Maßnahme, 
der wir selbstverständlich zustimmen werden. 
Die Verlängerung bis 30. 9 .  1 914 enthält die 
Bestimmung, daß den Importeuren die Ver­
pflichtung auferlegt wird, die im Rahmen der 
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Ericb Hofstetter 

EWG - also ab 1 .  1 .  1 974 - sich ergebenden 
Ersparnisse auf Grund von Zollsenkungen in 
Form VOn Preissenkungen an die Konsumen­
ten weiterzugeben. Bei Nichtweitergabe sind 
entsprechende Sanktionen vorgesehen. 

Das Gesetz enthält nunmehr auch eine klare 
Bestimmung bezüglich der Preisauszeichnung. 

Bei den Verhandlungen haben wir auch die 
Forderung gestellt, auf die der Herr General­
sekretär schon hingewiesen hat, daß bei außer­
ordentlichen Verhältnissen, die nicht nur bei 
uns vorhanden sind, s ondern auch in den 
anderen Ländern, auch entsprechende Maß­
nahmen gesetzt werden müssen, und zwar in 
der Form, daß administr ative Maßnahmen in 
das Gesetz einzubauen gewesen wären . 

Es ist richtig und eine Tatsache, daß die 
multinationalen Unternehmungen auf Grund 
ihrer Preispolitik überhöhte Preise im Inland 
fordern. Auf Grund ihrer Konstellation und 
ihrer Position können s i e  sich den Zugriffen 
der nationalen Behörden entziehen. Auch 
darüber haben wir diskutiert. Es sollte dem 
zuständigen Minister die Möglichkeit gegeben 
sein, tätig zu werden. 

Es wird ja immer wieder von Ihrer Seite 
verlangt, Maßnahmen zu setzen, in der Frage 
der Preise einzugreifen .  Vlir haben immer 
gesagt, daß es hier nich t  darum geht, irgend 
etwas zu reglementieren, sondern eine ge­
wisse Ordnung hineinzubringen, um Unter­
nehmungen oder einzelne, die sich an die 
Spielregeln nicht halten, zur Raison zu brin­
gen. 

Leider konnten wir die Zustimmung von 
Ihrer Seite, von der OVP, nicht erhalten, weil 
es eine Verfassungsbestimmung ist, und aus 
anderen Gründen mehr. Wir werden also 
- wie ich schon erwähnt habe - der Ver­
längerung des Gesetzes zustimmen. 

Ich bringe den schon angekündigten E n t­
s c h i i e ß u n g s a n  t r a g  nunmehr zur 
Kenntnis und lade Sie trotz der Absage ein, 
ihm beizutreten. 

Ich erlaube mir, den E n t s e h  1 i e ß u n g s­
a n  t r a g  zu verlesen: 

Entschließungsantrag 

der Abgeordneten Erich Hofstetter und Ge­
nossen zum Antrag 88/ A betreffend das 
Preisbestimmungsgesetz. 

Bei den parlamentarischen Verhandlungen 
über eine Verlängerung und Verbessemng 
des Preisbestimmungsgesetzes ist es aus 
verschiedenen Gründen nicht gelungen, eine 
wirkungsvolle Verbesserung dieses Ge­
setzes zu erreichen. 

Um das Instrumentarium zur Bekämpfung 
des Preisauftriebes zu verbessern und er­
neute parlamentarische Beratungen über 
wirkungsvollere gesetzliche Handhaben zur 
Bekämpfung des Preisauftriebes zu ermög­
lichen, stellen die unterzeichneten Abgeord­
neten den nachstehenden Entschließungs­
antrag. 

Der Nationalrat wolle beschließen : 

Die Bundesregierung wird ersucht, einen 
Gesetzentwurf auszuarbeiten und dem 
Nationalrat zur Beratung vorzulegen, durch 
den der zuständige Bundesminister eine 
Handhabe erhält, in j enen Fällen eine 
Herabsetzung inländischer Preise zu ver­
fügen, wenn derselbe Erzeuger die gleiche 
Ware in anderen Ländern des EWG- oder 
EFTA-Raumes billiger anbietet als in Oster­
reich, ohne daß dieser Preisunterschied auf 
untersmiedliche 2011- und Steuerbelastung 
zurückzuführen ist.  

Weiters soll d er zuständige Bundes­
minister durch dieses Gesetz ermächtigt 
werden, dort amtliche Preise festzusetzen, 
wo Unternehmungen ihre Preise erhöhen, 
ohne die Paritätis che Kommission einge­
schaltet zu haben und ohne daß diese Preis­
erhöhungen aus betriebswirtschaftlichen 
Gründen unerläßlich sind. (Beifall bei der 
SPO.) 

Präsident Dr. Maleta : Der Entschließungs­
antrag der Abgeordneten Erich Hofstetter und 
Genossen ist genügend unterstützt und steht 
daher mit in Verhandlung. 

Als nächster zum Wort gemeldet ist der 
Abgeordnete Dr. Broesigke. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Broesigke {FPO] : Herr 
Präsident ! Meine Damen und Herren! Ich darf 
nur die Stellungnahme meiner Fraktion zu den 
beiden Entschließungsanträgen mit wenigen 
Worten begründen. 

Zunächst einmal zum Entschließungsantrag 
betreffend die Sätze der Mehrwertsteuer. Ich 
glaube, daß es sich hier um einen Antrag 
handelt, der das Gegenteil von dem erreichen 
würde, was damit beabsichtigt ist. Denn wenn 

der Satz der Mehrwertsteuer gesenkt wird , 
erhöht sich das Defizit im BUdget, und es 
ist daher notwendigerweise die Folge, daß die 
Inflation noch weiter angeheizt wird als bis­
her. Ich glaube also, daß dieser Antrag nicht 
zielführend ist. Es ist sicher bestechend zu 
sagen : 2 Prozent weniger, bestimmte Dinge 
ermäßigen. Wer möchte das nicht? Steuer­
ermäßigung ist überhaupt eine schöne Sache. 
Aber in der Situation des Staatshaushaltes, 
in der sich Osterreich heute befindet, ist ein 
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Dr. Broesigke 

solcher Antrag nicht zielführend. Die freiheit­
liche Opposition glaubt, hier konsequent vor­
gehen zu müssen. Wenn wir der Bundes­
regierung vorwerfen - und wir glauben, daß 
wir d amit im Recht sind -, daß sie ein zu 
gToßes Defizit in ihrem Staatshaushalt hat, 
dann können wir nicht auf der anderen Seite 
Mittel verlangen, die dieses Defizit zu ver­
mehren geeignet sind. (Zwischenrufe bei der 
O VP.) Ich gehe auf das nicht ein, weil ich die 
Debatte nicht verlängern will .  Ich könnte noch 
sehr viel zu diesem Punkte sagen. 

Wir gelangen nunmehr zur Abstimmung 
über den Entsch.ließungsantrag der Abgeord­
neten Dr. Mussil und Genossen betreffend 
Maßnahmen der Bundesregierung zur Wieder­
gewinnung der Stabilität. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem 
Entschließungsantrag Mussil ihre Zustimmung 
geben, sich von den Sitzen zu erheben. - Das 
ist die Minderheit. Abgelehnt. 

Wir gelangen nunmehr ·zur Abstimmung 
über den Entschließungsantrag der Abgeord­
neten Erich Hofstetter und Genossen betref­

Zum zweiten Antrag ist zu sagen, daß hier fend Verbesserung des Instrumentariums zur 
wieder einmal bezwedü wird, die heilige Kuh Bekämpfung des Preisauftriebes. 
Paritätische Kommission besonders anzubeten 
und festzulegen, daß Preise nur dann erhöht 
werden können, wenn diese Institution ihre 
allerhöchste Genehmigung gegeben hat. Ich 
glaube, meine Damen und Herren, wenn man 
den Preisauftrieb bekämpfen will, d ann führt 
es zu nichts, wenn man versucht, ihn durch 
Verbote und Zwang zu bekämpfen. Da gibt 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die diesem 
Entsehließungsantrag Hofstetter ihre Zustim­
mung geben, sich von den Sitzen zu 
erheben. - Das ist die Mehrheit. A n g e­
n o  m m e n.  (E 34.) 

Die Tagesordnung ist erschöpft. 

es ein wunderbares Mittel :  eine bessere Wirt- Die n ä c h s t e Sitzung des Nationalrates 
schaftspolitik. (Beifall bei der FPO.) berufe ich für heute, Mittwoch, den 1 1 .  Juli 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort ist niemand 1913, um 9 Uhr mit folgender Tagesordnung 

mehr gemeldet. Die Frau Berichterstatter ver­
zichtet auf das Schlußwort. 

Wir kommen somit zur A b s t i m  m u n g. 

Da  der vorliegende Gesetzentwurf eine Ver­
fassungs bestimmung enthält, stelle ich 
zunächst im Sinne des § 61 Abs . 2 Geschäfts­
ordnungsgesetz die Anwesenheit der ver­
fassungsmäßig vorgesehenen Anzahl der Mit­
glieder fest. 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf samt Titel und 
Eingang in 865 der Beilagen ihre Zustimmung 
erteilen, sich von den Sitzen zu erheben. -
Einstimmig angenommen. 

Die Frau Berichterstatter beantragt die 
sofortige Vornahme der dritten Lesung. -
Kein Einwand. 

Ich bitte somit j ene Damen und Herren, 
die dem vorliegenden Gesetzentwurf auch in 
dritter Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich 
von den Sitzen zu erheben. - Einstimmig 
angenommen. Der Gesetzentwurf ist somit 
auch. in dritter Lesung bei Anwesenheit der 
verfassungsmäßig vorgesehenen Anzahl der 
Mitglieder mit der erforderlichen Mehrheit 
a n g e n  0 m m e n. 

ein : 

1 .  Bericht des Verfassungsaussdmsses über 
die Regierungsvorlage (483 der Beilagen) : 
Bundesgesetz über die Zahl, den Wirkungs­
bereich und die Einrichtung der Bundes­
ministerien (Bundesministeriengesetz 1 973) 
(863 der Beilagen) 

2. Beridlt des Verfassungsaussehusses über 
die Regierungsvorlage (729 der Beilagen) : 
Bundesgesetz, mit dem das Staatsbürger­
scbaftsgesetz 1965 geändert wird (Staats­
bürgerschaftsgesetz-Novelle 1 913) (844 der 
Beilagen) 

3. Bericht des Verfassungs ausschusses über 
den Antrag 84/A (11-2646 der Beilagen) der 
Abgeordneten Lane , Dr. Broesigke und Genos­
sen betreffend die Novellierung des Bundes­
gesetzes über die Förderung staatsbürgerlicher 
Bildungsarbeit im Bereich der politisdlen Par­
teien sowie der Publizistik (864 der Beilagen) 

4. Wahl eines Ersatzmitgliedes für die 
Beratende Versammlung des Europarates 

Diese Sitzung wird mit einer Fragestunde 
eingeleitet. 

Die Sitzung ist g e s c h i  0 S s e n. 

SchluJi der Sitzung : 0 Uhr 50 Minuten 
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